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MARTIN KIPP & WOLFGANG SEYD (Universitat Hamburg)

Editorial

Viel war die Rede vom Paradigmenwechsel, eingeldutet durch das ,,epochale” Sozialgesetz-
buch IX. Von ,,gleicher Augenhohe* der Leistungsberechtigten mit den Leistungserbringern
und Rehabilitationstrdgern wurde gesprochen. Doch nun scheint alle Euphorie verflogen.
Berufliche Bildung benachteiligter und behinderter Menschen ist in der Tat durch einen Para-
digmenwechsel gekennzeichnet. Und der ist nicht primar durch sozialgesetzgeberische Akti-
vitaten herbeigeflhrt, sondern letztlich durch den Arbeitsmarkt veranlasst worden. Und das in
doppelter Hinsicht:

Die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit arbeitsmarktbenachteiligter Jugendlicher wirft die Frage
auf, ob die Anstrengungen der betroffenen Menschen, die sich diese in der Hoffnung auf eine
Stelle auferlegen, die Anstrengungen ihrer Ausbilder, Betreuer und Berater, die diese mit der
Perspektive auf einen Vermittlungserfolg auf sich nehmen, und die finanziellen Leistungen,
die von der Bundesagentur fur Arbeit und den anderen Leistungstragern eingesetzt werden,
noch gerechtfertigt sind. Das ist die eine Seite.

Hohe Arbeitslosigkeit rei3t aber auch erhebliche Locher in die Steuer- und Sozialkassen. Sie
nimmt den Handlungsspielraum staatlicher und halbstaatlicher Instanzen. Seit Jahren stehen
die Leistungserbringer unter erheblichem Kostendruck. Sie sollen trotz sinkender finanzieller
Zuwendungen billiger, flexibler, schneller, erfolgreicher arbeiten. Leistungstrager drohen mit
verscharftem Wettbewerb. Inwieweit das Grundgesetz mit seinem ,,Benachteiligungsverbot®
einen wirksamen Schutz bietet, ist fraglich. Das ist die andere Seite.

Der oben angesprochene Paradigmenwechsel ist in den Beitrdgen dieser Ausgabe von bwp@
nicht immer, aber doch haufig erkennbar. Dem Zusammenhang zwischen Arbeitsmarkt und
beruflicher Rehabilitation/Benachteiligtenforderung — hatten wir ein eigenes Kapitel zuge-
dacht. Wir haben keinen origindren Beitrag dazu erhalten. Aber in mehreren Artikeln finden
sich Betrachtungen zum wirtschaftlichen Hintergrund der Benachteiligten- und Behinderten-
forderung. Wir haben allerdings die urspriingliche, im Call for papers unterlegte thematische
Struktur aufgegeben, denn die die Sichtung der 18 Beitrége lieR andere Schwerpunkte erken-
nen, als wir sie in der Planungsphase unterlegt hatten. Sie finden nunmehr eine Gliederung in
vier Themenfelder:

1. Theoretische und konzeptionelle Grundlagen der Benachteiligtenférderung — 4 Beitrage

2. Theoretische und konzeptionelle Beitrdge zur beruflichen Rehabilitation von Menschen
mit Behinderungen — 3 Beitrége

3. Adressatenorientierte Forderung — 3 Beitrage

4. Ergebnisse und Erkenntnisse aus Forschungsprojekten zur Forderung benachteiligter
Menschen und von Menschen mit Behinderungen — 8 Beitrage.
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Theoretische und konzeptionelle Grundlagen der Benachteiligtenférderung

ARNULF BOJANOWSKI, PETER ECKARDT und GUNTER RATSCHINSKI haben die
unibersichtliche Landschaft der Benachteiligtenforschung sondiert und einen Uberblick tiber
die Entwicklung der letzten 30 Jahre geliefert, der durch knappe Hinweise auf Forschungs-
desiderate und Entwicklungsperspektiven erganzt wird.

MANFRED ECKERT beschreibt den Stellenwert von Berufsvorbereitung und Berufsaus-
bildung, die fir ihn nur als Einheit denkbar sind. Berufsvorbereitung ist sozialpadagogisch
auszurichten. ECKERT warnt davor, das Berufskonzept einem ,,Employability-Konzept“ zu
opfern, bei dem betriebsgewdinscht zertifiziert statt kammerverantwortlich geprift — und da-
mit Teilhabe am Arbeitsleben und am gesellschaftlichen Leben angebahnt wird.

HORST BIERMANN beschaftigt sich in kritischer Absicht mit der beruflichen Rehabilitation
behinderter Menschen in den etablierten Institutionen. Der Leser stolt auf eine Fulle von
Thesen, die einen Umdenkprozess fir die Konzeption beruflicher Rehabilitation einfordern.

BEATRIX NIEMEYER setzt sich mit der Professionalisierung der an der Benachteiligten-
forderung beteiligten Berufsgruppen auseinander. Aus einer von ihr vorgenommenen profes-
sionstheoretischen Verortung der Benachteiligtenforderung leitet die Autorin die Forderung
nach wissenschaftlicher Absicherung der Qualifikationsangebote an die in diesem Bereich
Tatigen ab.

Theoretische und konzeptionelle Beitrage zur beruflichen Rehabilitation von Menschen
mit Behinderungen

ULRICH WITTWER und WOLFGANG SEYD formulieren und begrinden aufgrund einer
normativ und empirisch fundierten Situationsanalyse Forderungen und Empfehlungen zur
weiteren Gestaltung des Rehabilitationssystems.

Vor dem Hintergrund politischer Forderungen nach starkerer Einbeziehung von Wirtschafts-
unternehmen in die berufliche Rehabilitation setzt sich WOLFGANG SEYD mit den Mdg-
lichkeiten und Grenzen, Modellen, Konzeptionen und Realisierungen von betrieblicher Reha-
bilitation als Ersatz und als Erganzung aulRerbetrieblicher Rehabilitation auseinander.

Manche sehen darin nur eine optimierte Beratungspraxis, andere einen durchschlagskréftigen
grundlegend neuen Ansatz: Von Case Management ist die Rede. WOLFGANG SEYD und
WILLI BRAND versuchen Licht in das Dunkel der Begriffe, Konzepte und Umsetzungen zu
bringen. Sie lassen sich von Fragen leiten, die auf die Bedeutung, die Mdglichkeiten, Vor-
raussetzungen, Grenzen und Realisierungschancen von CM verweisen. Dabei gehen sie auch
der Frage nach, ob sich mit CM berufliche Rehabilitation effektiver und effizienter gestalten
l&sst.
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Adressatenorientierte Forderung

HELGA FASCHING und MATHILDE NIEHAUS liefern zunéchst eine Teilnehmeranalyse
der Sonderschulabgéanger, die in die berufliche Bildung einminden. Dabei zeichnen sie ein
differenziertes Bild der Benachteiligungen, problematisieren den Zusammenhang mit dem
Arbeitsmarkt und formulieren zielgruppengerechte Gestaltungsempfehlungen.

Mit der speziellen Situation Jugendlicher mit Migrationshintergrund beschaftigt sich der Bei-
trag von STEPHAN STOMPOROWSKI. Auf der Basis statistischer Untersuchungen, skiz-
ziert er die in den letzten Jahrzehnten mangelhaft gebliebene berufliche Integration dieser
Personengruppe und bilanziert kritisch das berufspddagogische sowie berufsbildungspoliti-
sche Interesse an diesem Themenfeld.

In Niedersachsen wurden gute Erfahrungen mit ,,Jugendbiros® gemacht. Hier kimmern sich
Fachleute um Sozialhilfeempfanger ohne Ausbildung. GERHARD CHRISTE berichtet aus
der Begleituntersuchung, mit der das Oldenburger Institut fur Arbeitsmarktforschung und
Jugendberufshilfe betraut worden ist.

Ergebnisse und Erkenntnisse aus Forschungsprojekten zur Férderung benachteiligter
Menschen und von Menschen mit Behinderungen

Angesichts der zunehmenden Konkurrenz auf dem Ausbildungsstellenmarkt ist es fur Absol-
venten der Sonderschule besonders schwierig, eine betriebliche Ausbildung zu beginnen.
BARBARA KOCH und JOHANNES KORTENBUSCH berichten tber einen Modellversuch,
der sich dieser Problematik widmet. In Kooperation mit Schulen, Betrieben und anderen
Institutionen werden Konzepte zur speziellen Forderung von Sonderschilern und ihrer Integ-
ration in den Arbeitsmarkt entwickelt, erprobt und evaluiert.

Auf das nordrhein-westfalische Berufskolleg hebt auch der Beitrag von DETLEF BUSCH-
FELD und KATJA KORENY ab. An 12 Berufskollegs wird ein Qualifizierungsbaustein er-
probt, der konzeptionell mit Betriebsbeteiligung verknipft ist. Das demonstrieren die beiden
Autoren an zwei Fallstudien, indem sie Voraussetzungen und didaktisches Konzept des Qua-
lifizierungsbausteins skizzieren.

SUSANNE M. WEBER widmet sich dem Aufbau und Funktionieren lokaler Netzwerke in
der Jugendberufshilfe. Auf der Basis eines mehrdimensionalen Evaluationsmodells demonst-
riert sie die Erfassung von Input-, Prozess-, Output- und Outcomequalitat am Beispiel von
Vernetzungsprojekten in drei Landkreisen.

In drei schleswig-holsteinischen Jugendaufbauwerken sollte handlungsorientiertes Lernen
Einzug halten. BEATRIX NIEMEYER beschreibt den Fortbildungsprozess der Akteure, zu
dessen zentralen Elementen Selbstreflexion und Présentation eigner Praxisbeispiele gehoren.
Die Autorin benennt und erortert zudem Schwachstellen wie die Freizeitgestaltung fur die
und mit den Jugendlichen sowie die Kooperation mit Berufsschulen.
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Einen Hamburger Modellversuch mit lernbenachteiligten, leistungsverminderten und verhal-
tensauffalligen Jugendlichen schildern FALK HOWE und SONKE KNUTZEN. Im Projekt
Kompetenzwerkst@tt werden arbeitsprozessorientierte Lehr-Lernarrangements mit integrier-
ter Lernsoftware entwickelt und eingesetzt. Die Autoren reflektieren den didaktischen Zu-
schnitt und die Projektergebnisse nach zwei Dritteln der Projektlaufzeit.

Mit dem Problem der Vertragslosungen beschéftigte sich eine EMNID-Untersuchung, bei der
die Erfahrungen von 400 Auszubildenden, 300 Ausbildern und 310 Berufsschullehrern erfasst
wurden. SANDRA BOHLINGERs Fazit: Vorherige Praktika helfen nicht, Ausbildungsab-
briiche zu vermeiden und werden hinsichtlich ihrer Bedeutung oft tberschétzt. Demgegen-
uber kommt der Beratung ein hdherer Stellenwert zu, wenn es um den Erhalt der Ausbildung
geht.

MARIANNE GOLTZ schildert Erkenntnisse aus der wissenschaftlichen Begleitung der Ham-
burger QuAS-Konzepte zur Forderung von Jugendlichen ohne Hauptschulabschluss. Ein
Ergebnis ist, dass der Ubergang in betriebliche Ausbildung erschwert wird, weil die Betriebe
erheblich grélReren Wert auf das VVorhandensein eines Hauptschulabschlusses legen als dies in
den Konzepten vorgesehen ist.

RUDOLF SCHRODER beschreibt den Einsatz von E-Learning auf der Basis virtueller Mo-
dellunternehmen zur Ausbildung von schwerstbehinderten Jugendlichen in zwei Berufs-
bildungswerken. Zu den Ergebnissen der Begleitforschung gehdrt der Nachweis einer enorm
hohen Motivation der Teilnehmer, die bessere Prufungsergebnisse als ihre Préasenz-Kollegen
in der Berufsschule erzielen.

Die Beitrdge dieser bwp@-Ausgabe unterstreichen nicht nur den dringlichen Veranderungs-
bedarf im Bereich der Forderung benachteiligter und der beruflichen Rehabilitation behin-
derter Jugendlicher, sondern sie zeigen zudem vielféltige und erfolgversprechende Reform-
perspektiven.

Gern wollen wir all jenen danken, die uns ihre Beitrdge zur Verfligung gestellt haben, und
denen, die uns bei der redaktionellen Arbeit geholfen haben: Gabriele Weise-Borkowski flr
Koordination und Aufbereitung, Karin Buchter fur Kritik und Sichtung, Franz Gramlinger fir
wegweisende Ratschlage und stete Ermunterung.

Martin Kipp & Wolfgang Seyd
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ARNULF BOJANOWSK I, PETER ECKARDT & GUNTER
RATSCHINSKI (Universitat Hannover)

Forschung in der Benachteiligtenfor derung. Sondierungen in
einer unibersichtlichen L andschaft

Vorbemerkungen

Das Institut fur Berufspadagogik der Universitdt Hannover forscht und lehrt in einem seiner
Arbeitsschwerpunkte zur Problematik der Forderung benachteiligter Jugendlicher. Gefragt
nach den Forschungsleistungen dieses Feldes mochten wir mit diesem Artikel Ergebnisse un-
serer ,, Sondierungen in einer untbersichtlichen Landschaft” vorstellen. Dazu haben wir Bib-
liographien, Bibliotheken und elektronische Datenquellen zu Rate gezogen und eine ganze
Reihe von Studien Uberprift. Zur besseren Ubersichtlichkeit ist das Feld auf die letzten 30
Jahre eingegrenzt: Der Beginn der berufsvorbereitenden Mal3nahmen — von der Bundesanstalt
fur Arbeit finanziert — Anfang der 70er Jahre und die Verabschiedung des Berufsbildungsge-
setzes 1969 bieten sich als Zasur an. Unter Forschungsertrag sollen empirische Studien, Er-
gebnisse von Modellversuchen und entfaltete theoretische Ansétze verstanden werden.

Eine Ab- und Eingrenzung ist allerdings schwierig: In der Benachteiligtenférderung gibt es
viele Beitrége, die das Feld erheblich beeinflusst und strukturiert haben, auf die die Praxis re-
agieren musste und auf die Wissenschaft entsprechend reagiert hat. So hatte z. B. der soge-
nannte Qualitatserlass der Bundesanstalt fur Arbeit von 1996 nicht nur erhebliche Anstren-
gungen in Richtung Qualitdtsmanagement bei den Einrichtungen zur Folge, sondern auch
eine vertiefte Beschaftigung der Wissenschaft mit Qualitatsfragen. Wichtige Artikel der offi-
ziellen Gremien oder Lobbygruppen, die wiederum auf Anstof3e etc. reagieren und einheitli-
che Linien darzustellen versuchen (z. B. Tragerkonzepte oder die Verlautbarungen der Bun-
desarbeitsgemeinschaft Jugendsozialarbeit) kdnnen nicht zur Forschungsleistung gezahlt wer-
den, obwohl ihre Texte einflussreich gewirkt haben.

Unsere Sondierungen beanspruchen keine Vollstandigkeit. Im Gegenteil: Wir mdchten die
Internet-Publikation in bwp@ dazu nutzen, unsere vorlaufigen Ergebnisse darzustellen, well
hier Riickmeldungen, Korrekturen, Erganzungen etc. schnell(er) moglich sind. Daher freuen
wir uns, wenn sich viele Leser/innen daran beteiligen, unsere Sondierungen zur Forschung in
der Benachteiligtenforderung zu erweitern, um die Situation durchschaubarer zu machen.
Mittelfristig wére an einen Textkorpus zu denken, in dem die relevanten Forschungsergeb-
nisse zu Studienzwecken und fur die bildungspolitische Argumentation aufbereitet sind.

1 Waswill Benachteiligtenfor schung? Zum Begriff der
Benachteiligtenfor derung

»Der Benachteiligtenbegriff wurde in die berufspadagogische Diskussion mit der Einrichtung
des Benachteiligtenprogramms 1980 eingefuhrt” (BIERMANN/RUTZEL 1999, 13). Der Be-
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nachteiligtenbegriff hat sprachliche Verwendungen wie Ungelernte, Jungarbeiter oder Rand-
gruppen weitgehend abgel 6st. Jedoch vermag auch der Benachteiligtenbegriff das damit ge-
meinte Gegenstandsfeld nur umrisshaft und vorlaufig zu erfassen. In erster Annéherung kann
festgehalten werden, dass es sich um Jugendliche ohne regulare Berufsausbildung handelt. In
den erziehungswissenschaftlichen Diskussionen signalisieren andere Bezugskategorien wie
Jugendsozialarbeit (FULBIER/MUNCHMEIER 2002; HERMANNS 2002), Jugendber ufs-
hilfe, Berufsvorbereitung, Berufsvorbereitunggahr oder berufsvorbereitende Mal3nahmen,
dass es sich hier um ein sehr offenes und nur auch partiell berufspadagogisch beeinflusstes
Forschungsfeld handelt. Auch der Begriff der , Benachteiligung® ist in der Fachdiskussion
umstritten, weil er unscharf (,relational”) und zudem diskriminierend sei (BIERMANN/
RUTZEL 1999). Hinzu kommt, dass die Forderung benachteiligter Jugendlicher in einem —
wie allgemein zutreffend konstatiert wird — , Dschungel” verschiedenster Mal3nahmen statt-
findet. Zur Vereinfachung sprechen wir von Benachteiligtenforderung als einem Sammel-
begriff, der schulische und auf3erschulische berufsbezogene Fordermal3nahmen der verschie-
denen Trager, Akteure und Institutionen umgreift. Auch dieser Begriff wird nicht einheitlich
verwandt. Andere Texte gebrauchen Begriffe wie ,, Jugendliche mit sonderpadagogischem
Forderbedarf”, ,, Jugendliche mit erschwerten Startchancen”, oder sprechen von einer , beruf-
lichen Integrationsforderung”. Trotz der unterschiedlichen Terminologie kann man sagen:
Fordermal3nahmen beziehen sich i. d. R. auf eine Gruppe Jugendlicher, die auf Grund indivi-
dueller Probleme (z. B. Lernprobleme oder Verhaltensaufféalligkeiten) oder wegen unguinsti-
ger sozialer Lebensverhdltnisse (familidre Probleme, Arbeitslosigkeit, etc.) in Schwierigkei-
ten geraten sind. Mit Benachteiligtenforschung seien die wissenschaftlichen und gedankli-
chen Forschungsaktivitdten in und zu diesem Feld gemeint, die es hier zu erschlief3en gilt.
Wenn wir den Forschungsertrag im Feld der Benachteiligtenférderung zu entfalten versu-
chen, dann bauen wir vor alem auf neuere Sammellberblicke zum Forschungsstand bei
RUTZEL (1999), BRAUN (2002) und LEX (2002) auf.

2 Womit befasst sich Benachtelligtenfor schung? Zu den Zielgruppen der
Benachteiligtenfor derung

So strittig und uneinheitlich der Begriff der Benachteiligung insgesamt auch sein mag — un-
strittig ist der zugrunde liegende Sachverhalt: Benachteiligtenférderung befasst sich mit An-
geboten und Mal3nahmen der beruflichen und sozialen Eingliederung Jugendlicher und junger
Erwachsener ,,in schwierigen Lebenslagen* (MOLLENHAUER/UHLENDORFF 1992). Die
Lerngruppen der Benachteiligtenférderung sind in der Regel heterogen zusammengesetzt. So
finden sich in den Mal3nahmen Schiler/innen aus Haupt- oder Sonderschulen oder Jugendli-
che mit Migrationshintergrund (z. B. Aussiedlerkinder mit deutschem Pass, jugendliche
Kriegsfluchtlinge oder Asylbewerber) oder Jugendliche mit Sozialisationsdefiziten (Schul-
verweigerer, junge Menschen mit gesundheitlichen Einschrankungen) oder Heranwachsende
ohne Chance auf einen Ausbildungs- bzw. Arbeitsplatz (vgl. GOGERCIN 1999, 100). Bei
diesen Jugendlichen mit ihren unterschiedlichsten Lern- und Bildungsvoraussetzungen mis-
sen in der Regel erhebliche Defizite in der Lernbiographie vorausgesetzt werden. Es gibt
keine klaren und bestimmbaren Faktoren, die die Lebensprobleme und die Schwierigkeiten
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dieser jungen Menschen zutreffend erklaren. In der einschléagigen padagogischen Diskussion
ist hier von einer ,, Kumulation“ von Problemlagen die Rede (z. B. Haufung familiérer, sozia-
ler, milieubezogener, lernbezogener oder verhaltensbezogener Probleme). Die Jugendlichen
selbst empfinden sich oft as , Schulversager* und schreiben sich haufig ihr Scheitern, das
eher aufgrund auf3erer Umstande zustande kam, als individuelles Versagen zu.

Der quantitativen Bedeutung der Benachteiligtenforderung wird weder in der Offentlichkeit
noch in der padagogischen Diskussion hinreichend Rechnung getragen: 1998 wurde eine
nach Alter, Geschlecht und Nationalitdt représentative Stichprobe von 14.782 jungen Er-
wachsenen im Alter von 20-29 von EMNID telefonisch befragt. 19,3 % davon waren in Be-
rufsausbildung, 68,4 % hatten eine Berufsausbildung abgeschlossen und 11,6 % waren ohne
abgeschlossene Berufsausbildung (BMBF 1999). Man kann ohne weiteres sagen, dass diese
11,6 % die typische Zielgruppe der Benachteiligtenforderung waren. Jedoch sind nur hdchst
unzuléngliche Schatzungen Uber das reale quantitative Ausmal’ benachteiligter Jugendlicher
maoglich. Aktuelle Zahlen besagen folgendes: Deutschlandweit waren alein tber 75.000 Ju-
gendliche in schulischen berufsvorbereitenden Malinahmen (BMBF 2003, 124). Daneben gibt
es sog. berufsvorbereitende Mal3nahmen des Arbeitsamts mit bundesweit Uber 136.000 Ju-
gendlichen (BMBF 2003, 152). Damit kommt man auf die unvorstellbare Zahl von etwa
200.000 his 220.000 Jugendlichen, die aktuell Dienstleistungen der Trager, Einrichtungen
oder Schulen der Benachteiligtenférderung in Anspruch nehmen missen (vgl. auch LAPPE
1999).

Diese hohe Zahl benachteiligter Jugendlicher ist erziehungswissenschaftlich nicht angemes-
sen aufgeklart. Sicherlich ist sie ein Signal fur eine vollig veranderte Arbeitslandschaft. His-
torisch gesehen waren Jugendliche, die ohne Ausbildung bleiben, z.B. in den 30er Jahren
keine Randgruppe. Sie machten ein Drittel der nachwachsenden Generation aus; in den 50er
Jahren stellten sie noch ein Viertel, 1960 etwa 20 % und 1970 etwa 12 % der entsprechenden
Jahrgange. Die Bund-Lander-Kommission hielt es 1973 noch fir moglich, die Zahl auf 2 bis
3 % eines Alterjahrgangs zu senken. Aber neuere Untersuchungen zeigten, dass der erwartete
Rickgang nicht eintrat. 1991 betrug der Prozentsatz 14 % und 1999 11 %. , Die Ungelernten-
frage 16st sich nicht von selbst* (RUTZEL 1995, 111).

Die Benachteiligtenfrage lasst sich damit zunéachst und zuvoérderst als ein Problem des Ar-
beitsmarktes erértern: Wahrend die Erwerbsarbeitsgesellschaft der 50er und 60er Jahre mit
einer relativ grof3en Gruppe Un- und Angelernter auskam und mithin die Benachteiligten (in
damaliger Sprechweise auch: ,, Jungarbeiter) hinreichend Jobs fanden, so verschoben sich in
den folgenden Jahrzehnten die Gewichte eindeutig zuungunsten dieser Gruppe. Uber diesen
Prozess der Ausgrenzung aus dem Arbeitsmarkt sind bildungssoziol ogische Annahmen plau-
sibel, dass es nicht nur einen engen Zusammenhang von Benachteiligung und Veranderungen
in einer (oft regionalen) Berufsbildungslandschaft gibt, sondern dass sich die Tendenzen ver-
starkt haben, die sich auf der Angebotsseite mit verscharfter ,, Selektion” der Beschéaftigen be-
schreiben lassen und auf der Nachfrageseite mit , Selbstausbirgerung” der Jugendlichen
(STAUBER/WALTHER 2001). Jedenfalls ist inzwischen die Benachteiligtenforderung ,, un-
ter der Hand* zu einer entscheidenden Sozialisations- und Bildungsinstanz fir einen gewich-
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tigen Teil der Jugend geworden (GESSNER 2003), ohne dass sich hier schon klare Konturen
oder gar verbindliche paddagogische Konzepte wie in anderen Teilbereichen des Bildungs-
systems herausgebildet haben. Gleichwohl ist bemerkenswert, wie wenig die Herausbildung
eines neuen Sektors des Bildungssystems ,, offiziell“ von Bildungspolitik und Erziehungswis-
senschaft zur Kenntnis genommen wird, und wie gering die wissenschaftliche Berufspadago-
gik die ,lebendige Kritik® der Benachteiligtenforderung am dualen System der Berufsaus-
bildung bisher wahrgenommen geschweige denn konzeptionell aufgegriffen hat (RUTZEL
1995; SCHIERHOL Z 2001).

3 Wer , macht* Benachteiligtenfor schung: Uber schneidungen und Ab-
grenzungen zu (er ziehungswissenschaftlichen) For schungsdisziplinen

Benachteiligtenforschung wird in verschiedenen erziehungswissenschaftlichen Disziplinen,
an unterschiedlichen Orten und mit differenzierten Methoden betrieben. Jedoch ist sogleich
festzuhalten, dass keine erziehungswissenschaftliche Disziplin fur die Benachteiligtenférde-
rung und fir die Benachteiligtenforschung ,, verantwortlich® zeichnet. Innerhalb des padago-
gischen Diskurses lassen sich mindestens vier verschiedene , Zustandigkeiten® ausmachen
(vgl. auch FULBIER 2002).

1. Die Sozialpadagogik als ein wichtiges Bezugsfeld thematisiert die Benachteiligtenproble-
matik vorrangig im Feld der ,, Jugendsozialarbeit”. Diese konzentriert sich meist auf flankie-
rende Maldnahmen zur Berufsausbildung wie individuelle Beratung und Betreuung, Kon-
fliktlosungen, Elternarbeit, die Organisation von Stutzunterricht und Kontakte zur Berufs-
schule (BIERMANN/RUTZEL 1999, 28) oder auf einen ihrer Kernbereiche (z. B. neben Ju-
gendwohnen), die Jugendberufshilfe (GOGERCIN 1999). Wer sich in dieser Tradition be-
wegt, betont die extracurricularen, beratenden, freizeitbezogenen Aspekte und ist unbefange-
ner in seiner Kritik der Erwerbsarbeit und Berufsorientierung, leider zumeist ohne Zurkennt-
nisnahme der berufspédagogischen Diskurse (z.B. GALUSKE 1993; KRAFELD 1989; GO-
GERCIN 1999). Forschungen in diesem Feld beziehen sich z.B. auf die Frage nach den Ziel-
gruppen (GOGERCIN 1999, 105; FEUERSTEIN 1991) oder zur Professionalitét der Prakti-
ker/innen in der Jugendberufshilfe (KRAFELD 2000, 113 ff.). Gute Uberblicke zum For-
schungsstand aus dem Blickwinkel der Jugendsozialarbeit bieten LEX (2002) und BRAUN
(2002).

2. Wer aus der Sonderpadagogik kommt, nimmt eher die Herkiinfte der Jugendlichen (vor
allem aus der Sonderschule), sodann den Alltag oder die Lebensbegleitung in den Blick. For-
schungen in dieser Telldisziplin sind fast ausnahmslos auf die Sekundarstufe | ausgerichtet
und hier naturgeméai auf die Bedingungen der Sonderpédagogik, also den Ubergang von der
Sonderschule in die Phase der Berufsbildung (z. B. BRANDT 1996). Die Literatur im Um-
kreis der beruflichen Rehabilitation focussiert auf die Ubergange behinderter Menschen ins
Erwerbsleben (ELLGER-RUTTGARDT 1982). Lediglich HILLER (und seine wissenschaft-
lichen Schiiler) vertreten einen Forschungsstrang, der auch die Ubergange und die biographi-
schen Entwicklungsmuster der Sonderschuiler nach ihrem Schulbesuch thematisiert (HILLER
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1994). Allerdings nehmen auch diese Forschungsansétze nur wenig Bezug auf die Erkennt-
nisse anderer Teildisziplinen.

3. Die Berufspadagogik hatte ihre Schwerpunkte in den (&lteren) Diskussionen Uber ,, Jung-
arbeiter* und ,, Jugendarbeitslosigkeit* (z. B. BLANKERTZ 1960; NOLTE/ROHRS/STRAT-
MANN 1973; SCHWEIKERT 1974, SEUBERT 1984). Neuere Ansdtze aus der Berufspada-
gogik zur Benachteiligtenfrage sind rar (anregend z. B. ECKERT u. a. 2000). Und es ist bei
den einschlégigen Studien zu beobachten, wie gering die Bezlige zur Sozialpadagogik oder
gar Sonderpadagogik sind. Nach unserer Einschédtzung gibt es erheblichen berufspadagogi-
schen Forschungsbedarf. Damit stehen wir allerdings im Gegensatz zur berufspadagogischen
Expertenmeinung: So nannte die Senatskommission der DFG etliche beruf spadagogisch mog-
liche Schwerpunktprogramme, ohne dort die Benachteiligtenférderung aufzufiihren (DEUT-
SCHE FORSCHUNGSGEMEINSCHAFT 1990, 116). Bei einer Bestandsaufnahme bisher-
iger Arbeiten wurde in den Forschungen zum Berufsvorbereitunggahr, zu Lernbeeintréch-
tigten und jugendlichen Arbeitslosen eine ,, gewisse Breite und Ausdifferenzierung” gesehen
(DEUTSCHE FORSCHUNGSGEMEINSCHAFT 1990, 20). Im Berufsbildungsforschungs-
delphi 2001/ 2002 sollten 800 Experten die Dringlichkeit der Forschung in 250 vorgegebenen
Bereichen beurteilen. Unter den 15 erstgenannten Forschungsdesiderata ist der Themenbe-
reich ,,Forderung von Randgruppen oder Benachteiligten® nicht vertreten. Aufgrund dieser
Befragung wird der Bereich Benachteiligtenforderung in der mittelfristigen Forschungskon-
zeption des BIBB nicht explizit berticksichtigt (BROSI/BRANDES 2003). Wenn aso gewis-
sermal®en der berufspadagogische Mainstream ein Benachteiligtenforschungsinteresse ver-
neint, dann gilt es allein angesichts der Problematik einer zunehmenden Zahl benachteiligter
Jugendlicher, auf Forschungsdesiderate aufmerksam zu machen und Forschungsperspektiven
Zu Uberlegen.

4. Explizit schulpédagogische Forschungsansédtze zur beruflichen Benachteiligtenforderung
sind unseres Wissens nicht vorhanden, sient man davon ab, dass viele didaktische Konzepte
auch auf die Lernbedingungen in der Benachtelligtenférderung Ubertragen worden sind, ge-
rade im berufsschulischen Berufsvorbereitunggahr, oder dass neuere schulpadagogische
Konzepte, die auf Konstruktivismus oder Handlungsorientierung aufbauen, auch in der Be-
nachteiligtenforderung rezipiert worden sind oder werden.

Implizit bedeutsam freilich ist die Schulpédagogik, wenn man die empirischen Ergebnisse der
schul padagogischen international vergleichenden Studien wie TIMSS, PISA oder neuerdings
IGLU einbezieht. Alle Studien zeigen in dramatischer Ubereinstimmung, dass sich Entwick-
lungen zu einer verstérkten Benachteiligung ganzer Gruppen junger Menschen dem deut-
schen Bildungssystem selbst verdanken: Mangelnde Férderung in der Vorschulzeit, unein-
heitliche und hoch willkurliche Zuweisung zu weiterfihrenden Schulen in der Grundschule,
extrem fruhe Sortierung der Schiler nach der vierten Klasse, ausgepragte schichtenspezifi-
sche Reproduktion im Schulwesen, unzureichender und wenig kompetenzfordernder Unter-
richt — solche Kritikpunkte verweisen darauf, dass die Schule immer mehr drop-outs produ-
ziert, die dann mit 16 bis 18 Jahren im System der Benachteiligtenforderung landen, wo ein
Defizitausgleich nur unter individuell extrem erschwerten Bedingungen und in einem Forder-
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kontext stattfindet, der diese Kompensation nur unzureichend leisten kann. Diese Sachlage
hat aber in der Benachteiligtenforschung (noch) nicht zu spezifischen Adaptionen der inter-
nationalen Studien oder gar zu einem breit angelegten internationalen Vergleich der Benach-
teiligtenfordersysteme gefiihrt.

5. Uber die erziehungswissenschaftlichen Teildisziplinen hinaus tangieren weitere sozial- und
humanwissenschaftliche Disziplinen das Feld der Benachteiligtenférderung und -forschung.
Ohne Anspruch auf Vollstandigkeit seien genannt: in den Sozialwissenschaften Armutsfor-
schung, Jugendsoziologie, Arbeits- und Industriesoziologie oder Bildungssoziologie oder:
»Coping*-Forschung und Entwicklungspsychologie (Psychologie), oder: Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung oder Organisationsforschung (Okonomie) oder: Forschungen zum Bereich
Rechtsextremismus oder zur Gewaltentstehung (Politikwissenschaften). Solche tangierenden
Ansdtze sind fur die Benachteiligtenforschung bereichernd, bedirfen aber der Interpretation
und Ubertragung. Um es am Beispiel der Berufsorientierung zu verdeutlichen: In einigen
grol3 angelegten Forschungsprojekten des Max-Planck-Instituts fur Bildungsforschung wurde
der gelungene oder misslungene Ubergang von der Schule in die Arbeitswelt erfasst (HEY N/
SCHNABEL/ROEDER 1997; HECKHAUSEN/TOMASIK 2002). Im Rahmen der Shell-Stu-
dien wurden aus entwicklungspsychologischer Perspektive Arbeiten vorgelegt, die an einem
kontextualistischen Berufswahlmodell orientiert sind (SCHMITT-ROTHERMUND/V ON-
DRACEK 1999; SILBEREISEN/ZINNECKER 1999). Entwicklungspsychologische Vorlau-
fer von Berufswahlprozessen wurden auch von uns analysiert und auf Ansatzpunkte fir die
Benachteiligtenforderung untersucht (RATSCHINSKI 2000, RATSCHINSKI 2001). Abge-
sehen von unseren Ansétzen wird in den genannten Forschungsprojekten der Bezug zur Be-
nachteiligtenforderung nicht hergestellt, da der jeweilige Forschungsrahmen weiter gefasst
ist; Bezlige missen je nach Verwertungszusammenhang aus solchen Projekten abgeleitet
werden.

4 Wowird geforscht? Institutionen und ,, Orte® der
Benachteiligtenfor schung

Zwar sind seit 1980 erhebliche Finanzmittel in die Benachteiligtenforderung geflossen; die
bildungspolitischen Entscheidungen beruhten aber meist auf praktischen Erfahrungen, sub-
jektiven politischen Erfordernissen und isolierten Erkenntnissen. Beim ersten ,, Draufblick®
auf die ,Orte” und Institutionen Uberrascht die mangelnde Koordination, und vor alem die
Kurzfristigkeit von Untersuchungen. Untersuchen wir zunéchst drei fir die Benachteiligten-
forschung wichtige offentliche Institute:

1. Das Bundesinstitut fur Berufsbildung (BIBB, Berlin, jetzt: Bonn) fuhrt seit Gber 30 Jahren
Modellversuche zur Benachteiligtenférderung durch. Aus den 30 Jahren Benachteiligtenfor-
schung sind eine Fllle konzeptioneller Ansétze entstanden (ZIELKE/LEMKE/POPP 1986).
Durch die vom BIBB initiierten Modellversuche und die entsprechenden wissenschaftlichen
Begleitungen konnten eine Fulle von produktiven Anregungen fir die Benachtelligtenforde-
rung gewonnen und wieder in die Praxis des , Benachteiligtenprogramms® eingespeist wer-
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den. Hierzu hat das BIBB viele Jahre eigene Schriftenreihen aufgelegt, die auch vielfach re-
zipiert wurden. Daher kommt dem BIBB as Anreger von Forschungen und Innovationen
durch Modellversuche eine hohe Bedeutung zu. Jedoch lasst sich in der Modellversuchsfor-
schung und in den jeweiligen Ergebnissen der Modellversuche keine einheitliche Linie oder
ein durchgangiges Forschungskonzept entdecken (ZIELKE/LEMKE/POPP 1989). Erst durch
das sogenannte GPC (Good Practice Center) ist ein neuer Ansatz entstanden, das Internet als
Maoglichkeit fur eine Ubergreifende Datenbank zu nutzen. Hier steht allerdings die konstruk-
tive Idee im Vordergrund, Praxisbei spiele wiederzugeben und damit ihre Wirkung zu verbrei-
tern; Forschungsergebnisse sind im GPC nicht abgebildet.

Das Deutsche Jugendinstitut (DJI) hat sich in den 90er Jahren im Kontext der ,, arbeitsweltbe-
zogenen Jugendsozialarbeit besonders auf die , Ubergange” benachteiligter Jugendlicher
konzentriert und kann daher gut mit den eigenen Studien argumentieren. Das DJI untersucht
langfristig und systematisch die Lebenslagen von Kindern, Jugendlichen, Frauen, Mannern
und Familien. Vor allem der Forschungsschwerpunkt 1 , Ubergange in Arbeit* enthalt For-
schungsprojekte zur Frage der Berufsausbildung und Berufstétigkeit von Jugendlichen. Hier
befasst man sich zur Zeit mit ,Karrieren jenseits normaler Erwerbstatigkeit in den neuen
Landern“, ,freiwilliges soziales Traininggahr*, , Schulmtdigkeit und Schulverweigerung”.
Ohne Zweifel bergen die Studien des DJI wichtiges soziologisches Material, das die Debatte
um die Rolle der Benachteiligtenférderung im Gesamt des Bildungswesens stark beeinflusst
hat. Empirisch iiberzeugend konnte nachgewiesen werden, dass das , Ubergangssystem* von
der Sekundarstufe | in die Berufsbildung und dann in den Arbeitsmarkt gerade fur die Ziel-
gruppe der Benachteiligten neue Barrieren aufgebaut hat. Die Jugendlichen miissen nicht nur
neue ,Hirden" bewéltigen, sondern sind zu einem gewichtigen Anteil aus dem allgemeinen
Arbeitsmarkt exkludiert.

Das Institut fur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) hat sich fast nur auf quantitative
Analysen des Arbeitsmarktes verlegt und kann damit nur im Blick auf die jeweiligen Zahlen
benachteiligter Jugendlicher Aufkl&rung leisten. Die entsprechenden Studien sind fir die sta-
tistische Analyse des Gegenstandsfeldes niitzlich (z. B. SCHOBER 1992). Sie sind fur den
Benachteiligtendiskurs eher illustrierend bzw. alarmierend gewesen, konnten indes kaum die
Ausgestaltung des Gegenstandsfeldes beeinflussen noch vertiefende Forschungsaktivitéten
anregen.

2. Bei weiteren ,offentlichen” Forschungsinstitutionen mit berufspadagogischen Schwer-
punkten sind u. W. sehr wenige und nicht koordinierte Aktivitdten zu beobachten: Weder fin-
den sich bel der Deutschen Forschungsgemeinschaft Hinweise auf die Méngel der Benach-
teiligtenforderung und ihre méglichen Forschungsdefizite, noch beim europaischen Berufs-
bildungsforschungsinstitut CEDEFOP. Die oben schon erwahnten Forschungen beim Max-
Planck-Institut fur Bildungsforschung greifen verwandte Fragestellungen auf, sind aber ein-
gebettet in breiter angelegte Forschungsvorhaben. Auch bei den politischen Beratungsgre-
mien lassen sich kaum substanzielle Hinweise zur Forschung in der Benachteiligtenférderung
entdecken. In bildungspolitischer Hinsicht hat sich die Bund-Lander-Kommission fir Bil-
dungsplanung und Forschungsforderung in den letzten Jahren auf Fachtagungen und in Ar-
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beitskreisen mit einer integrierten Jugend- und Berufsbildungspolitik intensiv beschéftigt.
Besonders die Empfehlungen zur Forderung lern- und leistungsschwéacherer Jugendlicher in
der beruflichen Bildung waren wegweisend. Jedoch stiitzte man sich bei Empfehlungen we-
niger auf Forschungsergebnisse, sondern eher auf Ergebnisse von Umfragen in den beteilig-
ten Ressorts, um den Akteuren Handlungsempfehlungen zur Koordination und Optimierung
zu geben. Ausformulierte Vorstellungen zur Forschung sind aber nicht zu finden.

3. Neben diesen wichtigen offentlichen Forschungseinrichtungen sind die sozal-, sonder-
und berufspadagogischen Institute an den Fachhochschulen und Universitdten aufzufihren.
Hier findet in unterschiedlicher Intensitét Benachteiligtenforschung statt — und eine Biblio-
graphie schon dieser Aktivitaten wirde unser Literaturverzeichnis vollends sprengen. Jedoch
sind Veroffentlichungen zur Benachteiligtenforderung vor allem von Seiten der Berufspada-
gogik auffallend selten. Ein Beispiel: In der , Zeitschrift fur Berufs- und Wirtschaftspadago-
gik* erschienen im Jahr 2000 31 Aufsétze. Darunter fand sich kein Artikel zum Themenbe-
reich , Benachteiligte”, ,, Randgruppen”, ,BVJ' 0.4 Zwischen den Hochschulen gibt es auch
keine Abstimmung Uber mogliche Forschungsfelder. , Drittmittelforschung” ist Aufgabe
der/des Professorin/ Professors oder des Instituts — und man steht durchaus auch in Konkur-
renz zueinander.

4. Forschung in der Benachteiligtenforderung wird neben der offentlichen Seite wesentlich
und kompetent auch privatwirtschaftlich durchgefthrt. An erster Stelle sind die drel deutsch-
landweit agierenden Institute BBJ Consult, HIBA und INBAS und zu nennen. Alle drei Insti-
tute haben z. T. seit Uber 20 Jahren den Aufbau der Benachteiligtenférderung begleitet und
durch Konzeptionsentwicklungen, Fortbildungen und empirische Untersuchungen mal3geb-
lich dazu beigetragen, dieses Feld zu strukturieren und zu stabilisieren (ein gutes Beispiel
sind die von INBAS verfassten Schriften zur Benachteiligtenférderung: LIPPEGAUS 1994,
BMBF 2002). Eine besondere Leistung dieser Ingtitute liegt u. E. darin, dass sie vielfach Er-
fahrungen aus Modellprojekten verallgemeinert und der Fachoffentlichkeit zu Verfligung ge-
stellt haben, — durch Schriftenreihen, Zeitschriften, Arbeitshefte, Internetauftritte etc. Damit
ist eine gewisse forschungsunterstiitzende Erfahrungssicherung gelungen. Aber auch weniger
bekannte Forschungsinstitute haben in den letzten 20 Jahren wichtige Beitrége zur Weiter-
entwicklung der Benachteiligtenforderung geliefert (z. B. HOFER/STRAUS 1993) — die
Leistung dieser Institute einzeln aufzufihren, wirde indes den Rahmen unseres Beitrags
deutlich Uberschreiten.

5. Einen schwer einzuschétzenden Stellenwert fir die Forschung haben die fachlichen ,, Be-
nachteiligtendiskurse” . Praktische Erkenntnisse in der Benachteiligtenforschung werden
meist Uber Arbeitskreise, Arbeitsgruppen und Fachtagungen gewonnen und zurtick in die
Praxis eingespeist. In diese Kategorie passen z. B. die Dokumentationen von Fachtagungen
und die darin enthaltenen Beitrdge. Fachtagungen spielen in unserem Feld Uberhaupt eine
grof3e Rolle, well hier oft Erkenntnisse aus der Wissenschaft und Erfahrungen aus der Praxis
zusammengefuhrt — ,Loccum® in den 80er, ,Bad Boll“ in den 90er Jahren — und hier bil-
dungspolitische Entscheidungen auf den Prifstand gestellt wurden. Diese ,, Diskursorte® sind
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nicht unter ,, Forschung” zu subsumieren, gleichwohl leisten sie fur die Forschung die wich-
tige Rolle der Entwickelns von Fragestellungen und des Debattierens von ,, Hypothesen®.

5 Woruber wird geforscht? Ein Uberblick zu den Gegenstandsfeldern
und der Situation der Benachteiligtenfor schung

Will man nun den Versuch wagen, das Gegenstandsfeld der Benachteiligtenforschung zu
»sortieren” und fir den weiteren Diskurs handhabbar zu machen, dann bedarf es der Zu-
spitzungen und Vereinfachungen. Wir schlagen drei Dimensionen zur Erfassung vor. Zu-
néchst sichten wir den Theorie-Ertrag in unserem Feld (5.1.), dann untersuchen wir etliche
relevante empirische Studien (5.2.) und schlieffdlich Einzel- oder Modellversuche (5.3.). Ab-
grenzungen untereinander gerade zwischen ,,empirischen Untersuchungen® und ,, Modellver-
suchen* sind schwierig; daher sind Uberschneidungen nicht zu vermeiden.

5.1 Ansaitze zur Entwicklung theoretischer Konzeptionen

Unter den von uns untersuchten Forschungsstudien finden sich etliche Versuche einer ersten
» Theoriebildung”. Damit sei gemeint, dass die begrifflichen Anstrengungen sich explizit auf
die Benachteiligtenforderung beziehen und es sich nicht nur um Adaptionen oder Weiterent-
wicklungen von Erkenntnissen aus anderen Bereichen handelt. Allerdings gibt es nur rudi-
mentér genuine Theorien zur Benachteiligtenférderung, die sich auch nicht auf die oben ein-
geflhrten erziehungswissenschaftlichen Teildisziplinen zurtickfihren lassen. Die vorhande-
nen und u. E. relevanten Theoriestiicke werden im folgenden kurz vorgestellt.

1. Aus biographischer Perspektive liegt eine hervorstechende und auf unsere Zielgruppe be-
zogene Theoriekonzeption von HILLER vor (HILLER 1994). Neben einer verdienstvollen
Polemik fur mehr Aufmerksamkeit fir die benachteiligten Jugendlichen gibt seine Theorie
Anregungen zur empirischen Forschung und zur padagogischen Praxis. HILLERs praktischer
Vorschlag lautet, schulische Forderung mit einer breit ansetzenden ,, Alltagsbegleitung® zu
verbinden. Das Theoriegerust bezieht sich vorrangig auf soziologische Konzepte: Es gehe bei
den Jugendlichen um die Notwendigkeit des Erwerbs von 6konomischem, kulturellem und
sozialem ,Kapital“ (diesin Anschluss an BOURDIEU). Dabei gelte es, die jugendlichen Le-
bendaufe in , Teilkarrieren" auszudifferenzieren, in denen jewells unterschiedliche ,Kapi-
talsorten” erworben werden konnen (dies im Anschluss an LUHMANN). HILLERS Frage
geht dahin, wie das in einer bestimmten Tellkarriere erworbene , Kapital® fur eine andere
Teilkarriere fruchtbar gemacht (, konvertiert”) werden kann. Auf der Basis dieser theoreti-
schen Konzeption lassen sich praxisnahe mikrosoziologische Hypothesen zur Analyse von
L ebensldufen benachteiligter Jugendlicher generieren.

2. Eher aus makro- bzw. bildungssoziologischer Sicht ist die These vom , stabilen Proviso-
rium“ des Benachteiligtenbereichs aufzufassen. FRANK BRAUN postuliert — zustimmungs-
fahig — eine allmahliche Gewohnung der Offentlichkeit an ein provisorisches berufliches Bil-
dungssystem fur die Verlierer im Bildungswesen (BRAUN 2000). Er kann mit dieser u.a. aus
den empirischen Ergebnissen des DJI gewonnenen bildungssoziologischen Theorie plausibel
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machen, dass dieses ,Mixgebilde* verschiedener Ingtitutionen inzwischen die Ubergangs-
muster eine grof3en Gruppe Heranwachsender beeinflusst.

Aus einem anderen wiederum eher makrosoziologischen Theorieblick ergaben sich Fragen
nach dem , Orientierungsdilemma’ der Jugendberufshilfe. Hier wird die berufspadagogische
Orientierung (,, Fixierung*) der Benachteiligtenforderung auf (Erwerbs)-Arbeit und (L ebens)-
Beruf heftig und durchaus bedenkenswert angesichts der Veranderungen der Arbeitsgesell-
schaft kritisiert (GALUSKE 1993; HAUNERT/LANG 1994; GALUSKE 1998). Mit weniger
elaboriertem, aber analog ausgerichtetem Anspruch entwickelte KRAFELD theoretische
Konzepte fur benachteiligte Jugendliche (KRAFELD 1989; KRAFELD 2000), in denen er
auf , lebensweltliche Aktivierung“ im Anschluss an Konzepte , sinnvoller Arbeitslosigkeit"
setzt. Diese Diskussion wird aktuell im Ruckgriff auf die angelsichsische Konzeption des
~workfare" fortgesetzt unter der Frage, ob sozialstaatliche Alimentation nur fur deutlich ge-
zeigte Arbeitsbereitschaft gerechtfertigt ist (REIS 2003).

Andere sozialwissenschaftlich geprégte Theorien greifen auf Konzepte der Regional 6kono-
mie zuriick, um die sozio-6konomische Einbettung der Benachteiligtenférderung zu diskutie-
ren (FULBIER/SCHAEFER 2002) oder vor dem Hintergrund internationaler Erfahrungen die
Maoglichkeiten fur benachteiligte und arbeitslose Jugendliche auszuloten (WALTER 2000).
Etliche Theoriekonzepte rekonstruieren aus historischem (BREUER 2002) oder politikwis-
senschaftlichem (SCHIERHOLZ 2001) Blickwinkel die Entstehung der Jugendsoziaarbeit
oder der berufsvorbereitenden Mal3nahmen, um eine aktuelle bildungspolitische Einschéatzung
Zu gewinnen.

3. Aus padagogischer Sicht gibt es eine Fllle von Einzelstudien und padagogischen Konzep-
ten. Anregend ist ein Sammelband zu einer ,Didaktik der Benachteiligten“ (BIERMANN/
BONZ/RUTZEL 1999), in dem zum Benachteiligtenbegriff, zu Randgruppen, zu verschiede-
nen padagogischen Ansédtzen oder zu trégerspezifischen Realisierungsformen gearbeitet wird.
Jedoch fligen sich die hier versammelten Teilstiicke aus Berufs-, Sozial-, Sonder- und Schul-
padagogik noch langst nicht zu einem konsistenten Theoriegeriist. Damit erweist sich gerade
die Frage nach padagogisch inspirierten Theorien als defizitar: Es liegt ein ungeordnetes
Puzzle ohne Anspruch auf Vollstandigkeit oder Konsistenz vor. So gibt es durchaus padago-
gisch anregende Teilstudien, etwa zur Didaktik des Werkstattlernens (PETERSEN 2003) oder
zur ganzheitlichen Forderung (BOJANOWSKI/CARSTENSEN-BRETHEUER/KIPP 1996)
oder gar , Paradigmata padagogischer Praxis® (GESSNER 2003, 247ff.). Dartiber hinaus fin-
den sich — wiederum ohne Anspruch auf Vollstandigkeit — etliche theorie-inspirierende und
oft empirisch angereicherte ,Leitkonzepte® wie ,lebensweltorientierte Jugendarbeit”
(THIERSCH 2002), ,Individualisierung” (z. B. BAUDISCH 2002), , Kompetenzansatz*
(KETTER 2002) , Forderplanung® (BONIFER-DORR 1992) oder , sozial padagogische Dia-
gnostik® (MOLLENHAUER/UHLENDORFF 1992). Weitgehend abgekoppelt vom engeren
wissenschaftlichen Diskurs hat sich in der Praxis der auf3erschulischen Forderung benachtei-
ligter Jugendlicher — konkretisiert durch Arbeiten von HIBA, INBAS und dem BIBB — das
schon erwdhnte Konzept der , sozialpadagogisch orientierten Berufsausbildung® (BMBF
2002) entwickelt, das unterschiedliche Anleihen bei der Sonderp&dagogik (Individuali-
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sierung, Forderplanung), der Sozialpadagogik (Begleitung, Beratung, Gemeinwesenorien-
tierung) und der Berufspadagogik (Berufsbezug, Arbeitspadagogik) nimmt. Die Konzeption
nimmt eine Sonderstellung in der Theorieentwicklung ein, weil viele produktive padagogi-
sche Elemente aufgenommen und vielfach eingesetzt werden. Sie bietet gute Anregungen und
konnte mittelfristig als Vorarbeit fir eine integrative padagogische Theorie der Benachteilig-
tenforderung fungieren.

4. Aus diskurspolitischer Scht bieten auch die verschiedenen pédagogischen Debatten zwi-
schen den Akteuren in unserem Feld Bausteine zur Theorieentwicklung. Typisch hierfir wa
ren z. B. die Diskussion um den politischen Stellenwert der Benachteiligtenforderung inner-
halb des Bildungswesens (fir die 80er Jahre: POPP 1993), die Diskussion, ob die sog.
»marktbenachteiligten Jugendlichen® zu den originaren Zielgruppen gezahlt werden kdnnen
(Anfang der 90er Jahre: BRAUN u. a. 1999), die Debatte um zweijéhrige Berufe (fir die 90er
Jahre: MOLLEMANN 1990) oder die Frage nach dem Sinn von sog. Modularisierungskon-
zepten und der beruflichen Verwertung von Qualifizierungsbausteinen (aktuelle Diskussion:
KLOAS 1997). Hier kdnnen Bausteine zur Theorieentwicklung deshalb entstehen, weil sol-
che Diskurse auf zentrale Probleme der Forderpraxis aufmerksam machen und damit Theo-
rien generieren helfen kdnnen.

Dieser sicherlich ergénzungsbedurftige Durchgang durch das ,, Theoriegelande” kann zeigen,
wie wenig gefestigt sich die Benachteiligtenférderung darstellt. Zwar finden sich eine Fille
von Theorielibernahmen; auch argumentieren viele Texte in weiteren Sinne , theoretisch®.
Gleichwohl Uberrascht die Inkonsistenz der Ansétze in ihrem Bezug zueinander, die geringe
wechsel seitige Bezugnahme und insgesamt der ,,rohe” Zustand des Entfaltens von Theorien.

5.2 Empirisch orientierte Forschungen

Die empirischen Forschungsprojekte umfassen sowohl quantitative als auch qualitative Stu-
dien zum Status Benachteiligter und v. a. zu Ubergangsproblemen von der Schule in den Ar-
beitsmarkt, die das Ende der Vollbeschéftigung in Deutschland mit sich brachte. Wahrend die
frihen Studien eher quantitativen Survey-Charakter hatten (HOHN 1974; SATERDAG/
STEGMANN 1980), vollzog sich nach Einschétzung einiger Autoren (vgl. HEY N/SCHNA-
BEL/ROEDER 1997) ein Paradigmenwechsel zu qualitativen Untersuchungen des Umgangs
mit Rickschlégen bel der Lehrstellensuche (BAETHGE/HANTSCHE/PELULL/VOSKAMP
1988) und offensichtlichen Chancenungleichheiten. Damit riickten Risikogruppen in den Fo-
kus systematischer Untersuchungen — wie Hauptschiler in Gebieten hoher Arbeitslosigkeit
(HEINZ/KRUGER/RETTKE/WACHTVEITL/WITZEL 1987; RAAB 1996) oder allgemein
Jugendliche, die bei der Lehrstellensuche Kompromisse eingehen mussten (BECK/BRATER/
WEGENER 1979). Die durch mangelnde Stellenangebote erzwungenen Kompromisse wer-
den in neueren Untersuchungen ebenso wie in der Studie von BECK et a. auch mit elabo-
rierten statistischen Methoden quantitativ analysiert (HECKHAUSEN/TOMASIK 2002). Wir
versuchen im Folgenden einen kurzen Durchgang durch das heterogene Feld und stellen
einige Studien exemplarisch vor.
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1. Den Anfang wichtiger quantitativer empirischer Forschung markiert eine Studie aus den
siebziger Jahren, durchgefiihrt von ELFRIEDE HOHN zum Thema ,, Jungarbeiter und Unge-
lernte* (HOHN 1974). HOHN untersuchte eine reprasentative Stichprobe (n=1000) unge-
lernter junger Erwachsener im Alter von 18 bis 25. Die Gruppe erwies sich as nicht homo-
gen. Jeder zweite hatte Ausbildungserfahrung. HOHN ermittelte drei Typen von Ungelernten,
die,Verzichter* (40 %), die , Abbrecher” (34 %) und die ,,Umsteiger” (25 %).

Eine ebenfalls friihe (in den 70er Jahren) breit angelegte Studie seitens des IAB erfasste im
Mai 1977 insgesamt 62.825 Schuler der 9. Klasse und ihre Eltern auf Basis einer schriftlichen
Befragung. Eine zweite Erhebung fand im Oktober 1977 statt. Befragt wurde eine représen-
tative Stichprobe von 33.021 Abgangern allgemein bildender Schulen (Ricklauf 80 %). Die
Studie vermittelte erste Informationen Uber die Probleme geburtenstarker Jahrgange beim
Ubergang in die berufliche Ausbildung bzw. Erwerbsarbeit (SATERDAG/ STEGMANN
1980) und konnte zu Jugendlichen, die aus dem Schulsystem herausfallen, erste Hinweise ge-
ben.

Einen markanten Einschnitt bildeten dann zwel soziologisch argumentierende quantitative
Studien, die besonders im politischen Raum fur (jewells kurzzeitiges) Aufsehen sorgten: Die
sog. BIBB-EMNID-Studie konstatierte 1991, dass dauerhaft 14 % eines Altergahrgangs nicht
in Ausbildung oder Beschéftigung gelangt (BMBW 1991). Eine Replikation der Untersu-
chung 1999 ergab (wie oben schon erwéhnt) faktisch den gleichen Befund (BMBF 1999) —
was insgesamt in der Politik mit ihrer Forderung einer ,, Ausbildung fur alle* fir Unbehagen
sorgte. Beide Studien waren breit angelegt und reprasentativ. In diesem Falle konnte Empirie
zeigen, wo bildungspolitische Probleme oder Versaumnisse liegen und dass Handlungsbedarf
besteht. Erganzt wurden die damaligen Befunde durch Arbeitsmarktprojektionen (TESSA-
RING 1991; TESSARING 1994) und durch padagogische Auswertungen zu den ,, Kellerkin-
dern* (KLEMM 1991; zusammenfassend FULBIER 2002). Allerdings waren die beiden
BIBB/ EMNID-Studien — bei kritischer Sichtung — die einzigen Aufmerksamkeit erregenden
Forschungsarbeiten, die im breiteren quantitativen Rahmen auf die brisante Situation be-
nachteiligter Jugendlicher hinweisen konnten.

2. Ein zentrales Feld der empirischen Forschungsaktivitdten 18sst sich schlaglichtartig mit
dem Begriff ,, Ubergangsforschung” einfangen. Bedeutsam waren dazu besonders die schon
oben erwahnten Studien des Deutschen Jugendinstituts (DJI), das (z. T. gemeinsam mit dem
Institut fir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung) mit grof3 angelegten quantitativen Untersu-
chungen bundesweit versuchte, schwerpunktmafig die Ubergénge an den wichtigen Schwel-
len des Bildungswesens (von der allgemeinen Schule in die Berufsvorbereitung: 1. Schwelle,
sodann Ubergang ins Erwerbsleben: 2. Schwelle) zu erforschen (BRAUN u.a. 1999; FELBER
1996; LEX 1997; RAAB u. a. 1996; RADEMACKER 1999). Eine Studie sticht dabei hervor:
LEX befragte schriftlich 2.230 Personen im Alter von 18 bis 25, die sich zum Zeitpunkt der
Untersuchung in einem Projekt der Jugendberufshilfe befanden. Stationen der beruflichen
Integration wurden durch Abbildung biographischer Zeitreihen erfasst. LEX kann zeigen,
dass es unterschiedliche Verlaufstypen gibt, deren Einmindungschancen in den Arbeitsmarkt
manchmal eher unproblematisch, manchmal aber auch prekér sein konnen (LEX 2002, 477).
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Mit dem Thema der Ubergangsforschung lasst sich in den 90er Jahren empirisch erharten,
dass sich inzwischen bundesweit ein , Parallelsystem” der Benachteiligtenforderung neben
das duale System der Berufsausbildung mit seiner Kombination von Schule und Betrieb ge-
schoben hat, das langfristig etabliert ist.

Soziologische Forschungsansitze im Umkreis der Ubergangsproblematik bilden insgesamt
ein wichtiges Feld in der Benachteiligtenforschung. So existieren eine Fille von (Regional-
)Studien (z. B. WOLF u.a. 1986; ECKERT 1989; INSTITUT FUR ENTWICKLUNGSPLA-
NUNG 1994) zu der ,, Ubergangsproblematik”. Eine wichtige Rolle spielt dabei die subjektive
Bewaltigung des Ubergangs. Hierzu bietet die Untersuchung von Verarbeitungs- und Bewal -
tigungsstrategien benachteiligter Jugendlicher im Ubergang ein gutes Beispiel: HEINZ et al.
(1987) untersuchten in einer Hauptschilerstudie Einmiindungsprozesse in den Arbeitsmarkt
bei Hauptschilern unter schwierigen wirtschaftlichen Verhdtnissen. In einem qualitativen
Langsschnittdesign fuhrten sie in den Jahren 1979 bis 1983 im Jahresabstand Interviews mit
anfangs 208 Bremer Hauptschilern in drei Tellstichproben durch. Die erste Gruppe bestand
aus 78 Hauptschulern, die von der 7. Klasse bis Schulende nach ihren beruflichen Vorstellun-
gen befragt wurden. Die Teilstichproben 2 und 3 bildeten méannliche (n=63) und weibliche
Hauptschul absolventen (n=67), die an Uberbriickungsmanahmen (BVJ, BGJ) teilnahmen
oder Berufsfachschulen besuchten. Als Hauptergebnis wurde abgeleitet, dass die Lage auf
dem Arbeitsmarkt alle Berufsvorstellungen dominiert. Nicht Interessen oder Fahigkeiten be-
stimmen die Berufswiinsche, sondern die Angebote des Arbeitsmarktes (HEINZ u. a. 1987).
Wichtig ist fir die Jugendlichen, Gberhaupt einen Ausbildungsplatz zu bekommen und Ar-
beitslosigkeit zu vermeiden. Sie sind bereit, auch Ausbildungsplétze anzunehmen, die weit
von ihren urspringlichen Wiinschen abweichen. Im Nachhinein werden diese zuféligen Aus-
bildungsgange oft biographisch so umdefiniert, as hatten sie immer schon ihren Vorstellun-
gen entsprochen. Solange der Arbeitsmarkt keine dauerhafte Schonwetterlage vorsieht, , wer-
den solche Entscheidungskriterien wie Fahigkeiten, Fertigkeiten und Interessen von Haupt-
schilern eine periphere Bedeutung haben® (HEINZ u. a. 1987, 264). Die Einmindung in den
Arbeitsmarkt erfolgt dann nicht Uber die Berufswahl, sondern tber Berufszuweisung. Der
Frage der subjektiven Bewéltigung bei der Einmindung in Berufsausbildung oder Erwerbs-
arbeit wird in etlichen weiteren Studien nachgegangen (KOHLHEY ER/WESTHOFF/SCHIE-
MANN 1983; FRIEBEL 1983; DIEZ u. a. 1997; BY LINSKI 2002).

Mit anderen Fragerichtungen untersuchten HILLER und seine Mitarbeiter in qualitativen
Untersuchungen die Ubergangsproblematik. Ihre Langsschnittuntersuchungen verfolgen die
»Karrieremuster® junger Manner im Berufsvorbereitungsiahr und ihre anschlief3ende Lebens-
bewdltigung (HILLER 1997; GIEST-WARSERWA 1999; FRIEDEMANN/SCHROEDER
2000). Die Studien machen deutlich: Aus einer berufvorbereitenden Mal3nahme eine Lehr-
stelle oder gar eine normale Erwerbsarbeitskarriere anzustreben, ist angesichts der heutigen
Arbeitsmarktsituation fast aussichtslos. Die Befunde verschérfen sich im Laufe der 90er Jah-
re, allerdings sind die Harten des Ubergangs standortabhangig. In diesem Untersuchungsan-
satz bestechen die theoretische Orientierung (s.0.), die mehrmalige Replikation in verschie-
denen deutschen Regionen (Reutlingen, Rostock, Hamburg, Hannover: FRIEDEMANN/
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SCHROEDER 2000; BICKMANN/ENGGRUBER 2001) sowie der ,, Reichtum* der Ergeb-
nisse. Aus diesen Studien lassen sich Kriterien fur eine substanzielle Veranderung der Be-
rufsvorbereitung ableiten, wie z.B. Personlichkeitsbezug, Netzwerkarbeit oder Erweiterung
der Berufsorientierung, sowie auch politische Argumente fir die Begrenztheit der derzeitigen
Berufvorbereitung gewinnen.

3. Abgesehen von dieser groR angelegten Forschungsdimension der ,, Ubergéange” lassen sich
viele empirisch orientierte Detailforschungen verzeichnen. So gab es oft Probleme, die Ziel-
gruppen der Benachteiligtenforderung genauer zu bestimmen (FELD 1981), um die Hetero-
genitét z. B. des BVJ und der Benachtelligtenforderung insgesamt zu erhellen (FEUER-
STEIN 1991). Angesichts der Tatsache, dass sich der Benachteiligtenbegriff erst allmahlich
prazisierte, finden sich Studien, die nach angemessenen Instrumenten zur Erfassung der Ziel-
gruppen suchen (HENNIGE/STEINHILBER 2000; GOGERCIN 1998). Auch die empirische
Forschung hat bisher keine tragfahigen Abgrenzungskriterien entwickelt. Der Benachteilig-
tenbegriff bleibt damit bis auf weiteres der Definitionsmacht des Arbeitsmarktes verhaftet.

Ein weiteres wichtiges Forschungsfeld der Benachteiligtenférderung, Kooperation und Netz-
werkbildung im regionalen Kontext ist erst in jlngerer Zeit in den Blick geraten. Eine quali-
tative Fallstudie (WEIBLEN 1997) kann auf der Basis von 20 Jahren Erfahrungen zeigen, wie
notwendig regionale Kooperationsbeziehungen fur die Entwicklung von Forderketten sind.
Bestéarkt wird diese Erkenntnis durch eine breit angelegte qualitative Untersuchung ausge-
wahlter Regionen unter dem Kooperationsaspekt (MUNDER u.a. 2000). Die Studie zeigt
eher die Defizite auf, Ubereinstimmend mit anderen Erfahrungen (vgl. SECKINGER u.a
1998), kann aber eine Fllle weitertreibender Vorschlage zur Verbesserung der Kooperation
anregen (vgl. auch WEBER 2001).

Ein weiteres Thema, die Professionalitéat des padagogischen Personals, wird Uberraschen-
derweise angesichts der unterschiedlichen padagogischen Berufsgruppen in der Benachtei-
ligtenforderung ebenfalls nur randstéandig behandelt. Die qualitativen Untersuchungen bezie-
hen sich auf das Selbstverstandnis von Sozial padagogen/innen in der Benachteiligtenforde-
rung (BOTTCHER/KOSTER 1986; GESSNER 2003), auf Erfahrungen von Ausbildern in
Weiterbildungen fur den Umgang mit benachteiligten Jugendlichen (BOJANOWSKI 1988)
oder auf das Selbstverstéandnis und die Belastungserfahrungen von Lehrer/innen im Berufs-
vorbereitungsjahr (GOHRLICH 2001; GOHRLICH 2002). Die Ergebnisse solcher Studien
signalisieren hohe Reflexionsfahigkeit, Fachlichkeit, Empathie und (im Falle der BV J-Leh-
rer/innen) eine Uberraschend hohe Berufszufriedenheit bei den betreffenden Fachleuten, ma-
chen aber auch den grof3en Bedarf an Austauschformen und Weiterbildung deutlich (vgl.
auch KRAFELD 1997), was angesichts einer Untersuchung an Fachhochschulen zur unzurei-
chenden Vorbereitung der Sozialpadagogen/in auf die Arbeit in der Benachteiligtenforderung
(CHRISTE u.a. 2002) nicht verwundert.

Angesichts der hohen Qualitatsanforderungen gerade an die von der Bundesanstalt fur Arbeit
gefdrderten Einrichtungen der Benachteiligtenférderung Gberrascht auch die geringe Zahl der
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Studien zu diesem Thema (vgl. ENGGRUBER 1989; BAUDISCH/BOJANOWSKI 2002;
NICASE/BOLLENS 2000; BY LINSKI 2001).

4. Besonders erstaunlich ist der Befund, dass das padagogisch-didaktische ,, Kerngeschaft"
der Benachteiligtenforderung (Unterrichten, Ausbilden, Fordern, Beraten etc.) nur gering em-
pirisch untersucht worden ist. Frihe qualitative Studien aus eher randstéandigen Feldern wie
berufliche Rehabilitation (HACKL/ANGERMEYER 1979), Berufsausbildung in der Heim-
erziehung (STURZEBECHER/KLEIN 1983; BOJANOWSKI 1988), Biographieforschung
(ALHEIT/GLAR 1986) oder quantitative Untersuchungen zur Qualifikationsentwicklung
(ZANGLE 1988) konnen nicht wettmachen, was grundlegend fehlt: systematische Uberprii-
fungen der bisherigen Forderkonzepte. Entweder handelt es sich bei wichtigen und die Be-
nachteiligtenforderung beeinflussenden Untersuchungen um Sekundérausweitungen von Mo-
dellversuchen (ZIELKE/LEMKE/POPP 1991). Oft aber sind es nur interessante ad-hoc-Aus-
wertungen bestehender Mal3nahmen (BRATER u.a. 1983; SCHROER 1991; BOJANOWS-
KI/CARSTENSEN-BRETHEUER/KIPP 1996) oder Vergleiche verschiedener Mal3nahme-
formen (GREINERT/WIEMANN 1992; PETERSEN 2003), die padagogische Folgerungen
ziehen oder konstruktive Vorschldge machen. Einige Mal3nahmen setzen zumindest auf ,, se-
kundar* erprobte Konzepte: So wird in einigen Handreichungen zum Benachteiligtenpro-
gramm auf Konzepte der psychologischen Verhaltenstherapie zurtickgegriffen, die in der Be-
handlung verhaltensauffalliger Kinder erprobt und evaluiert wurden. Der Forderplan fir aus-
bildungsbegleitende Hilfen (BONIFER-DORR 1992) z. B. ist angelehnt an verhaltensthera-
peutische und -modifikatorische Breitbandprogramme zur Forderung des Arbeits- und Sozi-
alverhaltens Jugendlicher (PETERMANN/PETERMANN 1992). In Handreichungen fir die
Arbeit im Berufsvorbereitungsjahr werden von Praktikern zudem eine Vielzahl gruppendy-
namischer und erlebnisaktivierender Methoden empfohlen, die das fir den schilerzentrierten
Unterricht notwendige vertrauensvolle Klassenklima schaffen sollen (NIEDERSACHSI-
SCHES LANDESINSTITUT FUR LEHRERFORTBILDUNG 1994).

Beim kritischen Durchmustern der von uns herangezogenen Studien und bei ntichterner Be-
trachtung des Feldes erscheint empirische Benachteiligtenforschung in sich inkonsistent und
beliebig. Empirische Forschung bewegt sich fast nur in Teiluntersuchungen und konzentriert
sich dabel lediglich auf Teilbereiche. Es fehlen weiterreichende Studien zu wesentlichen Fel-
dern der Benachteiligtenforderung. Offenkundig existiert auch keine Forschungspolitik, die
die moéglichen Defizitbereiche auf Basis von Expertenerhebungen definiert.

5.3 Benachteiligtenforschung durch Modellversuche, M odéellprojekte und
Einzelvor haben

Modellprojekte oder -versuche sind ein konstitutiver Bestandtell der Praxis in der Benachtei-
ligtenférderung. Damit sind sie zugleich ein gewichtiger Teil der Forschung in diesem Feld.
Allerdings lag der Schwerpunkt von Modellversuchen in den letzten Dekaden deutlich auf
der aulerbetrieblichen und auf3erschulischen Seite der Benachteiligtenforderung, weniger auf
der Seite schulischer Projekte, mit der Ausnahme eines grof3eren Modellversuchs in NRW
zum Berufsvorbereitungsjahr in den 80er Jahren (KELL u.a. 1984). Die Literaturlage zu Mo-

© Bojanowski/Eckardt/Ratschinski (2004)  http://www.bwpat.de - bwp@ Nr. 6; 1SSN 1618-8543 15




dellversuchen ist insgesamt schwierig. Es war fur uns vallig unméglich, ale Modellversuche
der letzten 20 bis 30 Jahre zu Uberblicken, die Menge internen ,, grauen* Materials zu sichten
oder gar die Ergebnisse von Modellprojekten auf ihre mdglichen Effekte hin zu Uberprifen.
Dennoch soll versucht werden, die Bedeutung von Modellversuchen und Einzel projekten fur
die Entwicklung der Forschung einzuschétzen.

1. Der Beginn der Modellversuchsforschung in der Benachteiligtenforderung lasst sich mit
der Modellversuchsreihe des Bundesinstituts fur Berufsbildung (BIBB-Modellversuche) in
den 80er und 90er Jahren markieren (z. B. ABEL u.a. 1983). Weitere Finanziers von Modell-
versuchen waren das BMBF und auch die BLK. Modellversuche werden wissenschaftlich
begleitet. Die Studien aus den Modellversuchen wurden (und werden) also Uberwiegend
durch externe Wissenschaftler durchgeftihrt. Dadurch gab es oft gute Ansatzpunkte, um wis-
senschaftlichen Sachverstand fir den jeweiligen Modellversuch einzusetzen. Die externen
Wissenschaftler fuhrten in der Regel ihre Forschungen auf Basis elgens eingebrachter Theo-
rien, auf Basis empirischer Daten oder fuRend auf Praxisanforderungen des jeweiligen Mo-
dellversuchs durch.

Zu Anfang waren die Modellversuche, ihre wissenschaftlichen Begleitungen und die Ergeb-
nisse eher singulér, also auf den jeweiligen Modellversuch bezogen, und wurden auch auf
Fachtagungen nur tentativ zusammengefihrt. In jener Phase gab es seitens des BIBB den
Versuch, durch Publikationen im Rahmen von Modellversuchsreihen den Ertrag zu sichern.
Und es kam den damaligen Moderatoren des Modellversuchsprogramms die Aufgabe zu,
durch gedankliche Zusammenfiihrungen und fachliche Verallgemeinerungen den Ertrag zu
sichern, was auch vielfach gelang (ZIELKE/LEMKE/POPP 1989). Bel kritischer Betrachtung
bleibt jedoch der Eindruck, dass (wie schon weiter oben angedeutet) die Ertrége zumeist zu
wenig aufeinander verweisen.

Angesichts einer allgemeinen Kritik an der Modellversuchsforschung gingen die Geldgeber
dazu Uber, Programmtréger mit der Durchfihrung zu beauftragen, um die Kohérenz eines
Programms zu verbessern. In der Benachteiligtenférderung ist dafir in jingerer Zeit (2001-
2006) vor alem das sog. BQF-Programm des BMBF (,,Berufliche Qualifizierung von Ju-
gendlichen mit besonderem Forderbedarf”) zu nennen, das auf 200 Millionen ausgelegt ist
und von einem externen Programmtréger (DLR) koordiniert wird (bzw. in einem Schwer-
punktbereich, der Ausbildung von Migranten/innen, von einem zweiten Tréger, hier dem
BIBB). Um mehr Einheitlichkeit zu sichern, sind in diesem Modellversuchs-Programm vier
Schwerpunktfelder definiert, in denen die ca. 100 Modellversuche gebtindelt werden konnen.
Angesichts der dann doch erfolgten Zersplitterung der Fragestellungen hat man sich jingst
entschlossen, das gesamte Programm extern zu evaluieren. Die Ergebnisse dieser Evaluation
sind derzeit noch nicht abzusehen.

2. Die Themen der Modellversuche und -projekte beziehen sich auf faktisch alle Aspekte der
Benachteiligtenforderpraxis. Gewisse Schwerpunkte lassen sich durchaus ausmachen (ZIEL-
KE 1999): So waren die Ansatzpunkte der BIBB-Modellversuche einmal ,, Personenorientie-
rung” und zum anderen ,, Ausbildungsmethoden”. Personenorientierung umfasst individuelle
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Ausbildungsplane, Ausbildungswahl, Ausbildungsdifferenzierung und Gelegenheiten zum
gegenseitigen Kennenlernen. Benachteiligtengerechte Ausbildungsmethoden akzentuieren die
Integration fachpraktischer und fachtheoretischer Inhalte, den Ernstcharakter betrieblicher
Arbeit und die Selbststandigkeit des Jugendlichen. Deshalb bildeten Formen projektorien-
tierten Lernens einen wesentlichen Teil der Ausbildungspraxis.

Neben diesen hier knapp zusammengefassten Themen spielten in den Modellprojekten As-
pekte der Lernortkooperation oder der Qualifizierung des Ausbildungspersonals oder der bio-
graphischen Entwicklungen der Jugendlichen eine genau so bedeutsame Rolle wie Untersu-
chungen zu den Berufsfeldern oder zur Aushildungsorganisation. So untersuchte in den 80er
Jahren in einer damals aufsehenerregenden Studie ein Team um MICHAEL BRATER in ei-
nem betrieblichen Modellversuch (Philipp Wetzlar) mit hauptsachlich qualitativen Methoden
eine Gruppe Madchen und junger Frauen. Diese Gruppe, faktisch schulisch Gescheiterte, be-
kam nicht nur betriebliche Anlernmdglichkeiten, sondern wurde im Rahmen eines kinstleri-
schen Unterrichts angeregt, neu und anders tber sich nachzudenken und neuartige Lernstra-
tegien zu entwickeln (BRATER u.a. 1983). Diese Studie steht exemplarisch fur die damali-
gen Modellversuche und ihre wissenschaftliche Beobachtung: In den Benachteiligtenprojek-
ten gab es breiten Raum fir ,, padagogische Experimente” (BENNER, D.), und dieser Frei-
raum konnte flr verdnderte Lernsettings und anregende wissenschaftliche Untersuchungen
genutzt werden. Es gelang vielfach, in den padagogischen Randbereich ,, Benachteiligtenfér-
derung” wissenschaftlichen Sachverstand einzuspeisen. Durch die Zusammenarbeit von Wis-
senschaft und Praxis wurden viele Fragen aufgeworfen und damit Einfluss genommen auf die
Gestaltung der Praxis. Durch den Einsatz wissenschaftlicher Methoden kam es auch im be-
grenzten Rahmen zu Kontrolle und Evaluation des jeweiligen Praxisfeldes. Insgesamt gelang
es gerade bei den oft eher ,hemdsdrmeligen® Vorgehensweisen (, Eisen erzieht*) in Benach-
teiligtenstétten, fur die Belange der Jugendlichen Sensibilitét zu erzeugen oder die Mitarbei-
ter/innen anzuregen, neue Ausbildungsmethoden einzusetzen.

3. Modellversuche und Einzelprojekte waren im Anfang der Benachteiligtenférderung das
entscheidende Instrument, um Anregungen fir die padagogische Ausgestaltung der Benach-
teiligtenforderung zu geben. Es ist in dieser Pionierarbeit zweifellos gelungen, einen bislang
zwar nicht innerlich konsistenten aber in vieler Hinsicht reichen Korpus von Anregungen ei-
ner beruflichen Forderpadagogik zusammenzufiigen. So konnte ein Padagogikbereich, den es
bisher noch gar nicht gab und der von den tangierenden Padagogiken nicht beachtet wurde, in
vieler Hinsicht zielgruppenadaquat ausgestaltet werden.

Restimiert man jedoch kursorisch den Ertrag der Modellversuche und -projekte, dann er-
scheint das Konzept der Einzelvorhaben und Modellversuche unzuldnglich. Dies entspricht
der Skepsis der Transferforschung: NICKOLAUS (2003) ermittelte in einer Vollerhebung bei
den universitéaren Berufs- und Wirtschaftspadagogen (50 % Riucklauf) ein Arbeitsinteresse
von 80 % an vorwiegend konzeptioneller Gestaltung, wahrend nur 27 % ein Uberwiegendes
Interesse an Hypothesengenerierung und lediglich 20 % an HypothesenlUberprifungen im
Rahmen von Modellversuchen angaben. Auch wenn man nicht diesem strengen empirisch-
analytischen Paradigma folgt, dann muss doch niichtern konstatiert werden, dass Modellver-
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suche in der Benachteiligtenforderung vor mehreren Dilemmata stehen: Es gab keine Konti-
nuitét in der Begleitforschung, ein Transfer moglicher Ergebnisse in die Breite wurde ver-
nachl&ssigt, die Fille der singuléren Erfahrungen und Einzeldaten wurde nicht systematisch
zusammengefuhrt und die Anforderungen der Praxis, neue Erkenntnisse zu gewinnen und
diese rasch fir eine sich weiterhin beschleunigende Praxis fruchtbar zu machen, stand im
Vordergrund. Daher kdnnen Modellversuche wohl nur eine geringe Rolle im wissenschaftli-
chen Fortschritt hin zu besseren Theorien spielen. Mit skeptischer Vergewisserung der Funk-
tion von Modellversuchen im Bildungswesen réaumt auch der langjdhrige Modellversuchs-
experte im BIBB fir die Benachteiligtenforderung ein: Modellversuche in diesem Feld bieten
wohl eher ,exemplarische Erfahrungen in einzelnen Ausbildungsstétten® (ZIELKE, 1999,
84).

6 Forschungsdesiderate und Entwicklungsper spektiven

Insgesamt zeigt unsere knappe und in vieler Hinsicht unvollstandige Skizze des Forschungs-
feldes einen erheblichen Entwicklungsbedarf, vor allem im Hinblick auf padagogische Fragen
im engeren Sinne. Es gibt keine systematischen Anknipfungspunkte zwischen den skizzier-
ten Aufgabenstellungen der tangierenden Wissenschaften Sonder-, Sozial-, Schul- und Be-
rufspadagogik. Es gibt auch keine gemeinsam getragenen Basistheoreme. Forschungsorgani-
satorisch ist keine Struktur zu erkennen, obwohl gerade in diesem Bereich des Bildungswe-
sens ein koordiniertes landertbergreifendes V orgehen notwendig ist, angesichts der Zersplit-
terung der Lernorte und Tréger. Notwendig wére es, empirische Forschung zu verstarken und
dabel auch eine , p&dagogische Grundlagenforschung” fir den Benachteiligtenbereich anzu-
packen. Aber weder dies geschieht, noch gibt es eine gemeinsam getragene anwendungsori-
entierte Forschung etwa durch ein breit ansetzendes Programm péadagogisch mitverantworte-
ter Modellversuche. Fur ein von der Wissenschaft mitgetragenes Programm miisste eine Uber
die bisherige Forschungspraxis hinausgehende Systematik der Fragestellungen entwickelt
werden.

Spannend sind zweifellos die differierenden Diskursorte und die Pluralitét der Diskursein der
Benachteiligtenférderung. Jedoch ist noch nicht zu erkennen, wie der Reichtum solcher De-
batten fur Forschung und Praxis aufbereitet werden konnte. Wahrscheinlich schaffen es die
Diskurse nicht, die erheblichen Desiderate zu thematisieren. Nach unserer Auffassung sind
ganze Bereiche der Benachteiligtenforderung aus der Forschung ausgeblendet. So fehlen bis-
her Studien etwa zur

e  Wissensproduktion und zum ,, Wissensmanagement® in der BNF oder

e zur regionaen Okonomie bzw. zur , regiona dkonomischen Bedeutung” der sozialen und
beruflichen Integration schwieriger Jugendlicher oder

e zu den komplexen rechtlichen und finanziellen Bedingungen der Benachteiligtenforde-
rung.
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Wenn wir uns eine forschungspolitische These erlauben, dann miissen wir dem obwaltenden
Diskurs Uber die Benachtelligtenforschung entgegensetzen: In diesem Feld gibt es viel zu
wenig gesichertes Wissen! Und wir missen angesichts der Anforderungen einer , europai-
sierten Wissensgesellschaft* nachdriicklich darauf verweisen, dass es sich die Benachteilig-
tenférderung zur ,, Forcierung des Humankapitals® nicht mehr leisten kann, in diesem dispa-
raten Feld ohne Struktur und Konzept zu arbeiten. Vielmehr bedarf es neuer Systematisierun-
gen und gemeinsam verabredeter Forschungsprogramme. Ansonsten musste sich die Be-
nachteiligtenforderung auf die pragmatischen Setzungen der Praxis verlassen. Es fehlt an in-
haltlichen und auszuarbeitenden Kriterien fir eine gute und nachhaltig wirkende Benachtei-
ligtenforderung wie Verlasslichkeit, Langfristigkeit, Transparenz, Stabilitét und Systematik.
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MANFRED ECKERT (Universitét Erfurt)

Wohin entwickelt sich die Benachteiligtenforderung? Reflexionen
Im Horizont neuer Arbeitsmarkt-, Bildungs- und Sozialpolitik

1 Die Berufsausbildung ist ein Teil des Bildungssystems, sie abzusichern
heil3t, das Recht auf Bildung fur alle Jugendlichen zu gewahrleisten

Die Forderung von benachteiligten Jugendlichen ist eine Daueraufgabe der Berufspadagogik.
Sie ist so alt wie die Berufsschule selbst, denn diese Institution hat seit jeher ihr spezifisches
Problem mit den ,,Jungarbeitern* (vgl. BIERMANN/KIPP 1989). Das sind jene Jugendlichen,
die ohne einen Ausbildungsberuf und eine Lehrstelle gefunden zu haben, als ,,Ungelernte*
einer Arbeit nachgehen oder arbeitslos sind. Gleichwohl missen sie die Berufsschule besu-
chen, weil sie berufsschulpflichtig sind. Was aber kann eine strikt an Berufen orientierte
Schule diesen Jugendlichen inhaltlich nahe bringen, wenn sie doch eigentlich keinen Beruf
haben? Welche beruflichen Unterrichtsinhalte kdnnen das Interesse dieser jungen Menschen
wecken? Wenn diese Fragen nicht geklart werden kénnen, dann ist Unterricht an einer Be-
rufsschule flr diese Schilergruppe kaum sinnvoll méglich. Weil eine berufliche Orientierung
fehlt, ist eine Vielzahl von Ersatzkonstrukten erschaffen worden: die Entwicklung einer
,Jungarbeiterschule®, die auf allgemeine Arbeitstatigkeiten in einer modernen, technisierten
Arbeitswelt vorbereiten soll, dann die Unterstellung mangelnder Berufswahlfahigkeit, mit der
spater die Einrichtung des Berufsvorbereitungsjahres legitimiert worden ist, weiter die Fest-
legung der jungen Menschen auf ein Berufsfeld statt auf einen Beruf, womit das vollzeit-
schulische Berufsgrundbildungsjahr zu einem angemessenen Angebot werden konnte. Analog
dazu gab es Versuche, die Beschulung von Jungarbeiterinnen an ihrer zukinftigen Rolle als
Hausfrau und Mutter zu orientieren (vgl. SCHLUTER 1987). Das alles sind Notlésungen —
nicht nur fur die Unterrichtspraxis, sondern auch fur das Selbstverstandnis der Berufsschule.
Hatte doch schon KERSCHENSTEINER Kklar erkannt, dass die alteren Schiler der Volks-
schule fir die ,,allgemeinen® Bildungsinhalte nicht mehr zu interessieren sind, sondern dass
sie Uber ihren Beruf dafiir gewonnen werden missen, sich mit Theorie auseinanderzusetzen.
Das hatte ihn bewogen, die Minchner Fortbildungsschulen zu Berufsschulen umzugestalten,
in denen der jeweilige Beruf des Jugendlichen das didaktische Zentrum bildet. Schon daraus
lasst sich ablesen, dass flir KERSCHENSTEINER und die élteren Berufsbildungstheoretiker
eine richtige Berufswahl besonders bedeutungsvoll ist. Das lasst sich spater auch in den um-
fangreichen Diskussionen um die Arbeitslehre wieder finden. Dabei ist die Berufswahl selbst
ein eher mystisches Geschehen, es lasst sich kaum rational aufhellen. Sie ist ein hoch indivi-
dualisierter Teil des Bildungsprozesses, und nicht zuletzt deshalb sind auch die rationalisti-
schen Berufswahltheorien insgesamt eher unbefriedigend geblieben. KERSCHENSTEINER
(1917) hétte hier vielleicht auf sein Grundaxiom verwiesen, nach dem die &ul3ere Seite des
Bildungsprozesses — die beruflichen Inhalte — der inneren Seite — dem ,,Seelenrelief — zu
entsprechen habe. Das mag intuitiv einleuchten, eine rationale Aufklarung tber den indivi-
duellen Berufswahlprozess ist damit nicht zu erreichen. Auller Frage steht jedoch, dass der
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Berufswahl selbst eine ganz erhebliche Bedeutung zukommt. Diesen Prozess zu padagogisie-
ren heil3t, die Berufseinmiindung als eine Entwicklungsaufgabe zu verstehen, die sich tber
viele Stufen hinziehen kann: Berufswahl und -entscheidung, Berufsvorbereitung, Berufs-
grundbildung und -ausbildung, und schlieRlich die Bewaltigung der so genannten ,,zweiten
Schwelle* — der Einmlindung in Beschéaftigung nach dem Abschluss der Berufsausbildung —
sind Bestandteile dieses Prozesses. Alle diese Schritte sind mittlerweile padagogisiert wor-
den, d. h. sie werden systematisch begleitet und damit sehr ernst genommen. Anders formu-
liert: Heute geht niemand mehr davon aus, dass die Wahl und die Einmindung in den Beruf
in traditionellen Schemata wie von selbst verlauft und dementsprechend unproblematisch
waére. Das Gegenteil ist der Fall, und die vielen Programme und Stufen der Benachteiligten-
foérderung bringen das klar zum Ausdruck.

Berufseinmiindung ist nicht nur eine Entwicklungsaufgabe, sie ist auch Teil des Bildungspro-
zesses der Jugendlichen. Das steht vollig aulRer Frage, denn Berufsausbildung dient keines-
wegs nur der Brauchbarmachung des Menschen fiir Arbeitsprozesse (BLANKERTZ 1963).
Die berufliche Bildung wird seit den Reformvorschldgen des Deutschen Bildungsrats als ein
Teil der Sekundarstufe Il verstanden, und zwar ebenso wie die gymnasiale Oberstufe. Damit
sind Bildungsanspriiche angemeldet, die bislang nicht wieder in Frage gestellt worden sind.
Deswegen ist die Versorgung der jungen Menschen mit Ausbildungsstellen eben keineswegs
nur ein Problem der Arbeitsmarktpolitik. Defizite auf diesem Markt berauben junge Men-
schen nicht nur ihrer Arbeitsmarkt- sondern auch und besonders ihrer Bildungschancen. Un-
ter Gesichtspunkten der Arbeitsmarktférderung sind Investitionen in die Ausbildung von
Jugendlichen, die nach der Ausbildung nicht in diesem Beruf arbeiten, méglicherweise Fehl-
investitionen, unter bildungspolitischen Gesichtspunkten sieht das vollig anders aus. Ergéan-
zend muss hinzugefugt werden, dass die Arbeitsmarktchancen fir nicht Ausgebildete — die
wir heute auch ,,Geringqualifizierte* nennen, allemal erheblich schlechter sind als die von
Menschen mit einer abgeschlossenen Berufsausbildung (vgl. FRIEDRICH-EBERT-STIF-
TUNG 2003). SchlieBlich kénnte auch sozialisationstheoretisch argumentiert werden, und
zwar mit Bezug auf die sozial6kologische Sozialisationstheorie von BRONFENBRENNER
(1981): Demjenigen, der die unterschiedlichen Lernorte der beruflichen Bildung kennen ge-
lernt hat, bieten sich bessere Entwicklungschancen als dem, der im Zwischenfeld von unge-
sicherter Beschéaftigung und einem ,,Lernort Arbeitslosigkeit” hin und her gependelt ist und
immer in der Gefahr steht, in letzterem festzusitzen und alle negativen Folgen dieses Zu-
stands ertragen muss.

2 Die Benachteiligtenférderung ist eine Form der Ausdifferenzierung des
Berufsbildungssystems

Der traditionelle Teil des Berufshildungssystems, das Duale System, verliert immer deutli-
cher seine exklusive Stellung. Viele Jahrzehnte war gerade der betriebliche Teil der Ausbil-
dung das institutionelle, organisatorische und berufserzieherische Zentrum der Berufsaus-
bildung. Freilich enthielt diese Vorstellung von der ,,guten Ausbildung im Betrieb* viele Illu-
sionen, was denn auch die ersten empirischen Lehrlingsstudien schnell gezeigt haben (z. B.
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LEMPERT/EBEL 1965). Die Vorstellung einer heilen Welt innerhalb des Ausbildungs-
betriebes war (und ist) vielfach eine Wunschvorstellung. Wer jedoch daran festhielt, konnte
allen Tendenzen einer padagogischen Systematisierung der Ausbildung bestens entgegen-
treten. War folglich noch in den 70er Jahren eine Verschulung des Systems gerade von Seiten
der Arbeitgeberverbénde unvorstellbar — was sich am heftigen Widerstand gegen die ,,Mar-
kierungspunkte* zur Novellierung des Berufshildungsgesetztes der damaligen Bundesregie-
rung und gegen die flachendeckende Einfuhrung des Berufsgrundschuljahres zeigte — so ist
die Lage heute ganz anders geworden. Vollzeitschulische Ausbildungsgénge haben erheblich
zugenommen, und die verschiedensten Angebote der Benachteiligtenférderung sind etabliert,
wenngleich sie sowohl von Arbeitgeberverbénden als auch von einem Teil der Gewerkschaf-
ten nicht immer gern gesehen werden. Ohne diese Angebote wére das Duale System jedoch
langst in erheblichen Schwierigkeiten, weil seine kapazitare Leistungsgrenze im bildungs-
politischen Raum noch sehr viel schérfer hervortreten wirde. Folglich leistet die Benachtei-
ligtenforderung einen Beitrag zur politischen Stabilisierung des Dualen Systems, indem sie es
ausdifferenziert.

3 Das padagogische Konzept der Benachteiligtenférderung kdnnte sich
im Kontext der Arbeitsmarktreformen grundlegend @ndern

Uber viele Jahre ist die Berufsausbildung in auBerbetrieblichen Einrichtungen auch als ,,Sozi-
alpadagogisch orientierte Berufsausbildung* bezeichnet worden (BMBW 1985). Wenngleich
heute zutreffender von ,,Beruflicher Qualifizierung Jugendlicher mit besonderem Forder-
bedarf* (BMBF 2002) die Rede ist, so zeigt der alte Begriff doch einen besonderen An-
spruch: Berufsausbildung und sozialpddagogische Forderung gehoéren gleichermallen zum
Kern des Programms. Das hat sich in den entsprechenden Runderlassen der Bundesanstalt fiir
Arbeit sehr deutlich niedergeschlagen. Darin wurde aber auch ein ,weiter” Begriff von
Sozialpadagogik (REYER 2002) vertreten, der nicht allein die Arbeit der sozialpddago-
gischen Fachkréfte, sondern auch das Konzept insgesamt als ein ,,sozialpddagogisches” aus-
gewiesen hat. Fir das Selbstverstdndnis der berufspadagogisch qualifizierten Ausbilder hat
das keine Probleme aufgeworfen, weil sie ihre Arbeit immer auch als eine sozial-integrative
verstanden haben — und sei es auch nur in Bezug auf die sozialen Strukturen der Betriebe.
Abgesehen davon gibt es die sehr robuste Einschdtzung der Ausbilder, dass soziale Integra-
tion in ihrem innersten Kern ohnehin nur tber eine erfolgreiche Berufsausbildung und einen
guten Berufsabschluss mdéglich ist. Freilich resultiert aus diesem Verstandnis auch eine etwas
verwaschene Vorstellung Uber die Leistungen sozialpadagogischer Arbeit: Die Aufgaben
oszillieren zwischen einer am Einzelereignis orientierten ,,Feuerwehrfunktion* und systema-
tischen sozialpddagogischen Angeboten (vgl. ECKERT u.a. 2000). Beides ist auch in den
entsprechenden Dienstblatt-Runderlassen der Bundesanstalt fiir Arbeit (siehe Literaturliste
unten) angesprochen.

In dem impliziten Konsens aller Beteiligten der Benachteiligtenférderung herrscht die unbe-
zweifelbare Uberzeugung vor, dass Berufsintegration und Personlichkeitsentwicklung der
jungen Menschen Hand in Hand gehen mussen. Angesichts der schwierigen Lage auf dem
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Arbeitsmarkt werden aber auch jene Stimmen lauter, die einer persénlichkeitsstabilisierenden
und -entwickelnden Sozialpéddagogik den Vorrang einrdumen, weil ndmlich die langfristige
Integration der Benachteiligten in den Arbeitsmarkt ohnehin immer weniger gesichert sei,
und weil sich Phasen der Arbeit und der Nichtarbeit biographisch abwechseln wiirden (vgl.
BECK 1986). Folglich sei die dauerhafte Integration in den Arbeitsmarkt ohnehin nicht mehr
sicherzustellen (GALUSKE 1993, 1998). Diese Uberlegungen lassen sich keinesfalls vor-
schnell von der Hand weisen. Eine Radikalisierung dieser Uberlegungen konnte freilich zur
Folge haben, dass auf Berufsvorbereitung und -ausbildung voéllig verzichtet wird, weil die
Beschaftigung im ausgebildeten Beruf heute ohnehin nur noch der Ausnahmefall sei. Allein
die Forderung der personlichen Entwicklung stiinde dann noch im Vordergrund. In berufs-
padagogische Sprache Ubersetzt wirde das heif3en: Es wird wieder eine Jungarbeiterschule
oder -mafinahme eingerichtet. Sie betreibt berufsvorbereitende Bildung ohne Beruf und be-
reitet auf das Arbeitsleben vor, indem sie soziale und personale Kompetenzen vermittelt.
Darauf wird noch einzugehen sein.

Die sozialpddagogische Arbeit in der Benachteiligtenforderung wird auch von der Vorstel-
lung getragen, dass die jungen Menschen im Alter von ca. 16 — 20 Jahren in diesem biogra-
phischen Zeitabschnitt erhebliche personliche Entwicklungen durchlaufen, die mit dem
»Erwachsenwerden* zu tun haben. Fur Paddagogen, die mit Menschen in dieser Altersgruppe
arbeiten, sind diese Entwicklungen so offensichtlich, dass sie gleichsam ,,mit Handen zu
greifen” sind. Gute sozialpddagogische Arbeit ist unabldssig mit der Aufgabe konfrontiert,
schwierige soziale Konstellationen aus der Alltagswelt Jugendlicher so umzukonfigurieren,
dass daraus Entwicklungsaufgaben entstehen, die den Prozess des ,,Erwachsenwerdens® for-
dern. ,,Erwachsenwerden* ist hier freilich nur als eine emphatische Formel zu verstehen.
Selbstverstandlich geht heute niemand mehr davon aus, dass junge Menschen etwa in einem
definierten Alter von 21 Jahren wirklich ,,erwachsen“ sind. Der Ubergang vom Jugend- in das
Erwachsenenalter kann ein langer biographischer Prozess sein. Deshalb hat das Kinder- und
Jugendhilfegesetz seine unterstiitzenden Leistungen auch bis zu einem Alter von 27 Jahren
erweitert.

Dabei ist der von HAVIGHURST (1956) entwickelte und vielfach aufgegriffene Begriff der
Entwicklungsaufgaben sehr hilfreich, beschreibt er doch Aufgabenstellungen, die Jugendliche
selbst als Herausforderung annehmen kénnen und die zugleich gesellschaftlich bedeutsame
personliche Entwicklungen markieren. Genau an diesem Schnittpunkt agiert insbesondere die
Sozialpadagogik. Hinter ihrer Arbeit liegt ein Grundverstdndnis, das auch davon ausgeht,
dass nicht vollzogene Entwicklungsschritte spater immer schwieriger nachzuholen sind und
dass es darauf ankommt, in der aktuellen padagogischen Situation Entwicklungen als biogra-
phische Weichenstellungen einzuleiten. Das zeigt sich auch im padagogischen Selbstver-
stdndnis: Gleichgultig, ob von Kompetenz, Qualifikation oder Bildung die Rede ist, immer
geht es um personliche Entwicklungen oder Aneignungen von Handlungspotentialen, die in
der Zukunft wirksam werden sollen, indem sie dem einzelnen Menschen helfen, sein Leben
immer wieder neu in eine positive Richtung zu lenken. Dabei wird hier gerade nicht festge-
legt, was eine ,,positive” Richtung ist. Am Ende bleibt diese Frage dem einzelnen Individuum
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gestellt. Inm bei der Suche nach der Antwort darauf zu helfen, ist ein altes bildungstheoreti-
sches Anliegen. Entwicklungsprozesse brauchen Zeit, sie missen sich anbahnen, sie haben
eine Verlaufsdynamik und sie mussen sich festigen, um dauerhaften Bestand zu haben. All-
tagssprachlich heif3t das, dafuir zu sorgen, dass ein Mensch nicht auf die ,,schiefe Bahn* gerat.
Angesichts der hohen biographischen Flexibilitatsanforderungen gibt es heute jedoch nichts
weniger als ein Standardmodell, auf das eine Biographie in ihrem Verlauf und ihren Wert-
orientierungen ausgerichtet werden konnte. Das steht auBer Frage und hat langst auch die
sozialpadagogischen Methoden und Arbeitsformen grundlegend geprégt.

Zu den Grundelementen sozialpaddagogischer Arbeit gehért auch die Verbindung von ,,For-
dern und Fordern®“. Sie hat eine Wurzel in der Reformpédagogik. Diese Formel pragt aber
auch das aktuelle HARTZ-Konzept, dort steht sie im Zentrum der Begrindung aller vorge-
sehenen Malnahmen zum Abbau von Arbeitslosigkeit. Hier hat sie aber nicht mehr die
Bedeutung eines sozialpddagogischen Konzepts, vielmehr ist sie ein (sozial-)politisches
Handlungsmodell geworden. Hinter der Formulierung ,,Férdern und Fordern* verbirgt sich
jetzt ein anderer Inhalt, der hier genau herausgearbeitet werden muss. Im sozialpddagogi-
schen Denken hat ,,fordern® auch etwas von ,,beférdern®, und zwar im guten Sinne: Befor-
dern Uber Statuspassagen hinweg in neue soziale Stellungen, in Beschéftigung, in eine Aus-
gangsposition fir neue berufliche und biographische Entwicklungen. Mobilitat und Flexibi-
litdt zahlen auch zu den Zielen dieser ,,Beforderung“. Zu der Formel ,,Férdern und Fordern®
gehort indes aber auch Sanktionierung. Das spitzt sich im HARTZ-Konzept in einem bisher
nicht gekannten Malle zu. Wer bei der Stellensuche und der Einmindung in Arbeit nicht
mitwirkt oder sich nicht an Eingliederungsvereinbarungen halt, hat mit Leistungskirzungen
zu rechnen. Das war schon immer so, allerdings weitaus moderater. Zu befirchten ist, dass
jetzt langfristig Leistungskirzungen auch unterhalb des Niveaus der Sozialhilfe moglich wer-
den — das ist ein Vorgang, den es im Sozialsystem der Bundesrepublik so noch nicht gegeben
hat. Sozialhilfe war bisher das Netz, das vor absoluter Verarmung schitzte. Auf diesem
minimalen Level hat der Staat darauf verzichtet, ein Verschulden fir Armut festzustellen.
Das konnte jetzt anders werden. Besonders brisant daran wére die Entwicklung, dass auch der
minimale Schutz vor Verarmung noch von personlicher Leistungsbereitschaft abhé&ngig
gemacht wird, dass Institutionen des Staates dartiber zu urteilen berufen sein sollen, und dass
Armut als personliches Versagen und Verschulden deklariert werden kann. Sozialstaatlichkeit
und gesellschaftliche Solidaritdt mit sozial Schwachen kdnnten schnell zur Disposition ge-
stellt werden.

4 Was die ,,Neue Forderstruktur* in der Berufsvorbereitung verandern
wird

Am 12. Januar 2004 hat die Bundesagentur einen neuen Runderlass mit einem ,,Neuen Fach-
konzept™ fir die berufsvorbereitenden BildungsmalRnahmen herausgebracht. Es konkretisiert
die ,,neue Forderstruktur®, die in verschiedenen Arbeitsmarktbezirken erprobt und von
INBAS wissenschaftlich begleitet worden ist. Hier werden klare Strukturen erkennbar: In
einer Eingangsphase wird jeder Teilnehmende — jetzt modernistisch ,,Kunde“ genannt — einer
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Eignungsanalyse unterzogen, dabei werden mdglichst genau die individuellen Foérderbedarfe
ermittelt. ,,Die Teilnehmer erhalten darin Unterstiitzung, ihren eigenen Entwicklungsstand zu
erkennen und die Verantwortung fiir ihr Lern- und Arbeitsverhalten sowie ihre Personlich-
keitsentwicklung zu tbernehmen®, so heif3t es in dem Erlass. Eine ,,Bildungsbegleitung* wird
den Qualifizierungsprozess systematisch anleiten und kontrollieren/dokumentieren. Das Kon-
zept selbst bietet zwei unterschiedliche, parallele Qualifizierungswege, entweder eine Grund-
und Forderstufe (6 Monate/3-5 Monate) oder eine Ubergangsqualifizierung (9 Monate, fir
junge Menschen mit Behinderungen, die ausschlielich das Ziel der Arbeitsaufnahme haben,
max. 18 Monate). Die Grundstufe zielt auf Berufsorientierung und Berufswahl, die Forder-
stufe hat als Kernelement die Vermittlung beruflicher Grundfertigkeiten, die als Qualifizie-
rungsbausteine (nach 88 50 ff BBiG) in Anlehnung an Inhalte der Ausbildungsrahmenpléane
maoglichst in Betrieben vermittelt und dann priif- und zertifizierbar sein sollen. Freilich gab es
bisher bei Ausbildungsbetrieben erhebliche Vorbehalte, berufliche Vorleistungen bei einer
Ausbildung anzurechnen. Das zeigt sich an der geringen Bereitschaft, die schulische Berufs-
grundbildung als erstes Ausbildungsjahr anzurechnen.

Immerhin konnte denkbar sein, dass Jugendliche, die schon Qualifizierungsbausteine absol-
viert haben, als Lehrstellenbewerber bessere Chancen haben. Fir ,,betriebs- aber (noch) nicht
ausbildungsreife” Jugendliche besteht auch die Mdglichkeit betrieblicher Einarbeitung. Noch
deutlicher tritt diese Betriebsorientierung in der Ubergangsqualifizierung hervor. Hier geht es
um Jugendliche, ,,... denen die Aufnahme einer Ausbildung (noch) nicht gelungen ist“. Durch
Forderung beruflicher Handlungsfahigkeit sollen die Ausbildungs- und Arbeitsmarktchancen
erhdht werden. Folglich stehen ,,berufliche Grundfertigkeiten, betriebliche Qualifizierung und
arbeitsplatzbezogene Einarbeitung* im Zentrum der Malinahme.

Die kritische Analyse der Zielsetzungen des Konzepts zeigt, dass die Aufnahme einer beruf-
lichen Ausbildung und die unmittelbare Einmindung in Beschéaftigung durch ,arbeitsplatz-
bezogene Einarbeitung“ nebeneinander stehen. Zu befiirchten ist, dass die Vorbereitung auf
Beschéaftigung wenigstens fir manche Zielgruppen in den VVordergrund treten wird. Damit ist
die Jungarbeiterschule zuriickgekehrt, und sie wird jetzt zum Programm erhoben! Weiter ist
zu befiirchten, dass Uber das neue Fachkonzept die Ausbildung von Menschen mit Behinde-
rungen deutlich eingeschrénkt wird. Immerhin kdnnen Behinderte, ,,die ausschlieBlich das
Ziel der Arbeitsaufnahme haben®, eine Forderdauer von 18 Monaten in der Berufsvorberei-
tung in Anspruch nehmen. Hier gewinnt nun die ,,arbeitsplatzbezogene Einarbeitung* beson-
dere Bedeutung. Die traditionelle Maxime: ,,Ausbildung fir alle” lasst sich sehr leicht da-
durch demontieren, dass den ,,schwierigen“ Zielgruppen schlicht die Ausbildungsféhigkeit
abgesprochen wird. Warum sollte es dann nicht eine Férderung betrieblicher Einarbeitung fir
zukiinftige Jungarbeiter geben? Die Antwort auf diese Frage muss hier nicht wiederholt wer-
den.

Insgesamt geht es im neuen Fachkonzept um eine ausgepragte Rationalisierung der Berufs-
vorbereitung. Grundsatzlich ist sicher positiv zu bewerten, dass sozialpadagogisches Handeln
erheblich zielorientierter gestaltet werden kann. Genaue Kenntnisse von individuellen Defi-
ziten ermoglichen ohne Frage einen zielgenaueren Einsatz von Handlungsstrategien und
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Ressourcen. In gewisser Weise wird hier die bisherige Forderplanarbeit zugespitzt und
zugleich eine Objektivierung des Forder- und Handlungsbedarfs angestrebt. Freilich wird
auch deutlich, was hier unter ,Individualisierung” zu verstehen ist. Dass die Teilnehmer
selbst Verantwortung fir ihre persdnliche Entwicklung Ubernehmen sollen, ist bereits ange-
sprochen worden. Weiter heif3t es in dem 0. a. Runderlass: ,,Dariiber hinaus sollen sie in die
Lage versetzt werden, sich entsprechend ihren individuellen Fahigkeiten und Eignungen fir
eine Berufsorientierung bestimmten Berufsfeldern zuzuordnen bzw. sich fur die Ausbildung
in einem Berufsfeld zu entscheiden. Auf der Grundlage der vorhandenen Ergebnisse von
Begutachtungen der Fachdienste und der Erkenntnisse der Eignungsanalyse wird vom Bil-
dungsbegleiter ein Qualifizierungsplan erstellt, der nach Abstimmung mit den am Prozess
beteiligten Personen durch den zustandigen Berater zu genehmigen ist“. Die Sprengkraft die-
ser Regelung darf keinesfalls unterschatzt werden. Eignungsdiagnostische Verfahren, die mit
einem Obijektivitatsanspruch verbunden sind, kdnnen personliche Defizite ohne Mitsprache
der Betroffenen ausmachen, sie legen Menschen fest und sie kdnnen Entwicklungschancen
verbauen. Das waére in padagogischer und in sozialpolitischer Sicht absolut verantwortungs-
los. Zudem wird der Jugendliche jetzt zum Objekt — zundchst im Test und dann im sozial-
padagogischen Handeln, was mit einem sozialpddagogischen Handlungsanspruch voéllig
unvereinbar ist.

Objekte konnen mit versachlichten, instrumentalistischen Handlungsstrategien bearbeitet
werden. ,, Test-Operation-Text-Exit“ heil3t es in dem sehr rationalistischen Handlungsmodell
von MILLER/GALANTER /PRIBRAM (1973). Das jedoch ist ein Modell, dem sozialpdda-
gogisches Handeln bislang keinesfalls folgen konnte. Hier geht es doch darum, das Subjekt
selbst zu starken und zu entwickeln, dabei immer an seinen Handlungspotentialen, seinen
Kompetenzen anzusetzen und gerade nicht seine Defizite in den Vordergrund zu stellen. Das
neue Fachkonzept konnte sehr schnell dazu fiihren, dass die Suche nach der je individuellen
Entwicklungsdynamik und ihrer Férderung in den Hintergrund tritt — und die schnelle Ein-
mundung in Arbeit zum Ziel aller Bemuhungen und zum Erfolgskriterium wird. Das ist eine
Form des instrumentalistischen Handelns, es erhélt seinen Sinn aus seinem eigenen System-
und Funktionszusammenhang. Es kommt darauf an, Ziele zu erreichen, hier: das Ziel der
Einmiindung in Ausbildung oder Beschaftigung. Ob dieses Ziel mit den aktuellen Wiinschen
und Potentialen des Jugendlichen Ubereinstimmt und erreicht werden kann, ist von nachran-
giger Bedeutung. Ob es sich hier um eine anspruchsvolle, dauerhafte und lernférdernde
Beschaftigung handelt, ist ebenfalls nicht von Interesse (und zudem auch héchst unwahr-
scheinlich). Der Bildungsanspruch der berufsvorbereitenden MaRnahmen in ihrer bisherigen
Form wird auf Brauchbarmachung fiir den Ausbildungsstellen- und Arbeitsmarkt eingeengt.
Das ist auch aus berufspadagogischer Sicht ein problematischer VVorgang.

Berufsbildungstheoretisch ist die Engfiihrung auf den ,,Beruf* immer auch dadurch abzufan-
gen versucht worden, dass der Berufswahl als einer individuell ,,stimmigen“ Entscheidung
ganz besondere Wichtigkeit zugemessen worden ist. Auch bei der heutigen Berufsvorberei-
tung geht es um Berufswabhl, also um ein hoch individualisiertes Geschehen. Insofern kédme es
darauf an, individuelle Defizite in bezug auf die individuellen Berufsinteressen und die
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Berufschancen auszumachen, was aber in der sehr zielorientierten neuen Berufsvorbereitung
wahrscheinlich nur sehr begrenzt moglich ist. So fallt auf, dass Berufsvorbereitung zu einer
verlangerten Allgemeinbildung werden kdnnte, und da die Klagen uber die diesbezuglichen
Defizite junger Menschen sehr weit verbreitet sind, scheint eine solche Form der Berufsvor-
bereitung einem allgemeinen Urteil zu folgen. Das jedoch ist kein isolierter Trend, und er
entspricht einer zunehmenden Einschatzung, dass es gar kein Lehrstellenproblem gébe, weil
ohnehin ein Groliteil der unversorgten Bewerber nicht ausbildungsféhig sei — ein hochst
fragwdirdiger Vorgang.

5 Die neue Zielformel: ,,employability“

Der Rickblick auf die berufspadagogische Diskussion seit der Grindung der Bundesrepublik
Deutschland hat gezeigt, dass das Berufskonzept immer wieder konkretisiert werden musste.
War doch selbst élteren Berufsbildungstheoretikern wie SPRANGER (1951) schon bald nach
dem zweiten Weltkrieg aufgefallen, dass die Erosion des Berufs begonnen hatte. Seine Frage
,Werden wir in Zukunft noch Dauerberufe haben?* verweist auf das Dilemma des Berufs-
wechsels, und die Antworten auf genau dieses Problem sind duferst vielfaltig. Sie reichen
von SPRANGERS ,,Urberufen* (Handwerker, Kaufmann, Landmann) tber die Berufsgrund-
bildungsdiskussion, das didaktische Konzept des wissenschaftsorientierten Lernens, die
Schlusselqualifikationen, die Kompetenzdebatten und die aktuelle Diskussion um die
Modularisierung der Berufsausbildung (FABHAUER u.a. 2001); und sie zeigen immer wieder
das gleiche Bild: Unter dem Dach des ,,Berufs* werden neue Differenzierungs- und Konkreti-
sierungsformen entwickelt, um ,,Beruf* zukunftsfahig zu halten. Erstmals wird indes mit dem
neuen Begriff ,,employability* dieser Berufsbezug nicht mehr hergestellt, es geht nur noch
um ,,Beschéftigungsfahigkeit”. Dieser Begriff ist universell. War er zundchst zur Beschrei-
bung des Wertes des neuen, nach sechs Semestern erreichbaren Bachelor-Abschlusses an den
Hochschulen herangezogen worden, so schwebt er jetzt bereits deutlich tber der Berufs-
bildung. Mit der Vokabel ,,Beschaftigungsfahigkeit“ kann nun der ganze Wust des Berufes
uber Bord geworfen werden. Das gilt freilich auch fiir den Anspruch, Gber die Lebensphase
der beruflichen Bildung berufliche Mundigkeit und Autonomie zu entwickeln. Vertiefte All-
gemeinbildung, gute Fremdsprachenkenntnisse, Sozialkompetenz und vage arbeitsweltbezo-
gene Fachkompetenzen, das sind die Elemente eines Modells, das vermutlich den amerikani-
schen Colleges abgeschaut worden ist (vgl. MUNCH 1999). Es eroffnet eine wundervolle
Flexibilitat von Anfang des Berufslebens an, und es misst der Qualifizierung an Arbeitspléat-
zen besondere Bedeutung zu. Es senkt Ausbildungskosten und bringt Absolventen in jungem
Alter auf den Arbeitsmarkt.

Wird alles das, was derzeit in den verschiedenen Diskussionsfeldern thematisiert wird, zu
einem Schlagwort-Mosaik zusammen gelegt, so zeigt sich ein Bild, das zum Nachdenken an-
regt:

e Employability* und Vermittelbarkeit als Zielkategorie aller arbeitsmarktbezogenen
QualifizierungsmalRnahmen,
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e Arbeitsprozesswissen/Lernen am Kundenauftrag/Geschéftsprozessorientierung als didak-
tische Leitkategorien,

e  Ausbau des dezentralen Lernens und des Lernens am Arbeitsplatz,
e  Modularisierung der Ausbildung,
e Zertifizierung des Abschlusses einzelner Ausbildungsmodule,

e Zertifizierung informell erworbener Kompetenzen als Alternative zu institutionell gere-
gelter, systematischer Ausbildung,

e Qualitatssicherung als Output-Qualitat: Erfolgreich ist, was Absolventen in Beschéfti-
gung vermittelt.

Freilich muss hier angemerkt werden, dass es absolut unzul&ssig ist, den Protagonisten der
hier angesprochenen Reformmalinahmen zu unterstellen, sie zielten auf die Demontage des
Dualen Berufsbildungssystems. Die Art, wie hier schlagwortartig Begriffe aneinandergelegt
und interpretiert werden, missachtet ausdriicklich (!) die Intention der Autoren, die diese
Konzepte als Reformansétze des bestehenden Berufsbildungssystems in die Diskussion
gebracht haben. Das ist zuldssig, muss aber kenntlich gemacht werden. Das Bild, das durch
dieses eigenwillige Mosaik entsteht, zeigt indes ein Ausbildungsmodell, das das bisherige
Duale System vollig zerschlagt. Waren bislang die Tarifparteien federfiihrend an der Planung
und Steuerung des Systems beteiligt, so wird Uber die Flexibilisierung die Ausbildung zu
einem individuell zu verantwortenden Prozess. Das genau haben die Gewerkschaften immer
verhindert, weil der Einzelne sonst der marktbeherrschenden Macht der Unternehmen
schutzlos ausgeliefert ist. ,,Qualifizierung in Arbeitszusammenhéangen* konnte sehr schnell
darauf hinauslaufen, dass jeder einzelne selbst dafuir sorgen muss, Arbeitsplatze zu finden, an
denen solche informellen Qualifizierungsprozesse berhaupt mdéglich sind. Die jahrzehnte-
lange Position der Gewerkschaften, dass ein Ausbildungsplatzsuchender nur und ausschlief3-
lich in anerkannten Ausbildungsberufen ausgebildet werden darf, steht moglicherweise schon
bald zur Disposition. Die Hebel, mit denen diese Entwicklungen in Gang gesetzt werden
kdnnen, sind u. a. die Benachteiligtenférderung und die Reformen am Arbeitsmarkt.

6 Das Ende der Arbeitsmarktpolitik?

Wer die Leidensgeschichte des Arbeitsforderungsgesetzes verfolgt, findet eine kontinuier-
liche Kette von Einschnitten in die aktive Arbeitsmarktférderung. Weiterbildungsrechte sind
stark zurtickgeschnitten worden, die Vermittlungsfahigkeit ist ins Zentrum vieler arbeits-
marktbezogener MaRnahmen gertickt. Letzteres liest sich gut. Ohne Frage ist der Wunsch
nach einer qualifizierten Beschaftigung auch das unbezweifelbare Interesse sehr vieler
Arbeitsloser. Die ,,HARTZ-Gesetze* erweitern aber die Zumutbarkeit von Vermittlungsvor-
schldagen und von Arbeit in einer bisher nicht gekannten Weise. Berufsfremde und unter-
wertige Vermittlung kénnten zum Regelfall werden. Was das fur die Berufsausbildung selbst
fur Folgen haben wird, ist noch nicht absehbar. Als Qualifizierung findet Arbeitsmarktpolitik
immer weniger statt. Das verwundert nicht, ist doch auch die Qualifikationsforschung mit
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ihren Prognosen weitgehend an ihr Ende gekommen. Qualifikationsprognosen werden immer
offener und betonen zunehmend mehr die formalen Kompetenzen (vgl. DOSTAL 2000).
Insofern ist auch eine Antwort auf die Frage abhanden gekommen, worauf Arbeitsmarktpoli-
tik wirklich abzielen soll. Folgerichtig stehen jetzt nur noch kurzfristige Vermittlungserfolge
im Vordergrund. Die wirklich zentrale, aber nicht mehr gestellte Frage ist indes, ob solide
fachliche Qualifikationen in Zukunft obsolet werden, nur weil sie in ihrer Entwicklung nicht
mehr verldsslich prognostiziert und ihrer Qualitdt nicht mehr eindeutig beschrieben werden
koénnen. Das ist mehr als zweifelhaft, und eine Politik, die aus diesen Griinden auf Qualifizie-
rung oder fachliche Kompetenzentwicklung verzichtet, muss als verantwortungslos gelten.
Unbedacht geblieben ist auch, dass die auf Berufspraxis bezogene Qualifikationsforschung
einschlieBlich der Analysen zum Transfer von Qualifikationen eine Problematik er6ffnet hat,
der sich die Berufsschule nicht hatte anschliefen mussen. Schule hat sich immer der Frage
stellen missen, in welchem Sinnzusammenhang das von ihr vermittelte Wissen mit den
Lebenswelten steht. Sowohl das Kunde-Prinzip, das in der ,,Fachkunde* und in der ,,Birger-
und Gesellschaftskunde® seinen Niederschlag fand, als auch das wissenschaftsorientierte
Lernen haben diesen Bezug explizit gewahrt. Handlungsorientiertes und selbstgesteuertes
Lernen tendieren dazu, die Frage nach der Qualitat des erlernten Wissens in konstruktivisti-
scher Perspektive in den Privathorizont von Einzelpersonen zu verlagern. Das verhilft dem
lernenden Subjekt endlich zu seinem Recht, aber in der Perspektive kategorialer Bildung
(KLAFKI 1963, 43) kann dieses Recht nur an der didaktisch begriindeten ,,Sache* gewahrt
werden und nicht im Niemandsland privater Denkkonstrukte, — selbst, wenn sie den unmittel-
baren Handlungserfolg sicherstellen.

7 Die Kasse ist leer

Angesichts leerer Kassen war es ein unverhohlenes Ziel, den Bundeszuschuss an die Bundes-
agentur fur Arbeit weit zurlickzuschrauben. So verwundert es nicht, dass die Vermittelbarkeit
von Arbeitslosen als oberstes und schnellstens zu erreichendes Ziel gilt. Dazu gehért auch die
Herstellung straffer Konkurrenz der Anbieter von berufsbezogenen BildungsmalRnahmen. Die
seit einigen Jahren gangige Ausschreibungspraxis nach der ,,Verdingungsordnung fur Leis-
tungen* und der mittlerweile immer umfassender durchgesetzte Zwang zur Einfiihrung (teu-
rer!) Qualitatssicherungsinstrumentarien sind Ausflisse dieser Orientierung. Hinzu kommt,
dass die Vermittlungsquote nach Abschluss der MalRnahme zunehmend mehr zum Qualitats-
kriterium wird. Damit wird eine Leistung, die bisher der Staat durch die Arbeitsvermittlung
ubernommen hat, an die Tréager von BildungsmalRnahmen delegiert. Die Folgen sind gravie-
rend: Die Tréager sind nicht nur gehalten, sich auf Mallnahmen zu konzentrieren, die unmit-
telbar am Arbeitsmarkt ,,verwertbar* sind (vgl. GERSTER 2003), sondern auch gezwungen,
ein Akquisenetzwerk zur Vermittlung ihrer Absolventen aufzubauen. Vielleicht werden sie
auch gezwungen sein, aus den Bewerbern die Besten herauszuselektieren.

Wenn aber die Tréger selbst die Vermittlung sicherstellen missen — was ist dann die Aufgabe
der Arbeitsagenturen? Und warum ist dann eigentlich im Vorfeld noch aufwéndige Aus- und
Weiterbildung erforderlich? Wére es nicht einfacher, gleich nur auf die Vermittlung abzuzie-
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len und weitere Qualifizierungen am Arbeitsplatz ablaufen zu lassen? Ubertragen auf die
Berufsvorbereitung nach dem neuen Forderkonzept ist die Lage eindeutig: Wer in der Eig-
nungsanalyse seine Ausbildungsfahigkeit nicht nachweisen konnte, wird ,,arbeitsplatzbezo-
gen eingearbeitet*. Die Tréger werden Betriebe suchen missen, die diese Einarbeitung leisten
und den jungen Menschen dann auch in Beschéftigung Gibernehmen. Dazu wird es zukiinftig
wohl keine Alternativen geben, wenn Erfolg und Qualitat einer MalRnahme an der Vermitt-
lung gemessen werden. Folglich wird das neue Forderkonzept ein Erfolgsmodell werden.
Immerhin kann ein solches Modell dauerhaft auf staatliche Zuschiisse hoffen. Die im
HARTZ-Konzept verankerten Personalserviceagenturen weisen in die gleiche Richtung.

8 Der Nachwuchs ist knapp und teuer — ob’s nicht etwas billiger geht?

Angesichts der Probleme der Rentenversicherung und der vielen Diskussionen um die
»Agenda 2010* ist mittlerweile wohl allgemein deutlich geworden, dass die Republik ein
demographisches Problem hat. Debatten um Sparzwéange und um Zuwanderung bestimmen
das Feld. Dass im gleichen Atemzug auch die Ressourcen der Arbeitsmarktférderung, insbe-
sondere die Benachteiligtenforderung herunter gefahren werden, scheint wenig Aufregung zu
verursachen. Dabei ist die Gesamtlage absolut widerspruchlich: Auf breiter Front werden
Qualifizierungsprozesse immer inhaltsleerer, formaler und zeitékonomischer gestaltet
(,,employability*). Damit werden sie vor allem eines, sie werden billiger. Das gilt von der
Benachteiligtenforderung bis zum Hochschulstudium. So werden die ,,breiten Studiengange*
als 6-semestrige Bachelor-Studienginge angelegt, die Ubergange in Magister-Studienginge
uber Leistungsselektion limitiert und aufbauende Promotionsstudiengénge eingefiihrt. Zu-
gleich werden die Diskussionen um Studiengebihren und um Eliteuniversitaten forciert.
Damit wird insgesamt das Selektionsfeld tber das Bildungssystem erheblich verbreitert,
wirklich anspruchsvolle Bildungsginge werden ausgediinnt und kostenpflichtig. Uber die
employability-ldeologie wird eine groR angelegte cooling-out-Strategie von Bildungsambi-
tionen realisiert und insgesamt Dequalifizierung in unvorstellbarem Umfang betrieben.

Ganz offensichtlich ist diese Bildungspolitik zu allererst Sparpolitik. Trotzdem erscheint sie
in mancherlei Hinsicht auch inhaltlich Sinnvolles zu enthalten. Qualifizierungsinhalte flexib-
ler und offener anzulegen, sie als Kompetenzentwicklung zu verstehen und damit den Inhal-
ten immer weniger Bedeutung zuzumessen, erscheint auf den ersten Blick angemessen. Das
Fachliche allerdings hinter sozialer und personaler Kompetenz ganz verschwinden zu lassen,
berufliche Qualifizierung auf vertiefte Allgemeinbildung zu reduzieren, ist ein Fehlschluss.
So wenig zukunftsweisende Ergebnisse die Qualifikationsforschung derzeit bieten kann, so
klar sind doch die Ergebnisse der Arbeitslosenforschung: Arbeitnehmer mit schlechten Qua-
lifikationsvoraussetzungen sind erheblich mehr von Arbeitslosigkeit bedroht und betroffen als
besser qualifizierte — und das sind Menschen, die eine anspruchsvolle Berufsausbildung
durchlaufen haben. Hier zeigt sich, was ein formaler ékonomischer Rationalismus nicht
erfassen kann, dass namlich eine gute Berufsausbildung auch dann noch einen biographi-
schen Sinn und Wert hat, wenn durch Berufswandel und -wechsel die erworbenen Qualifika-
tionen in ihrer utilitaristischen Bedeutung langst relativiert worden sind. Qualifikationstheo-
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retisch ist eben vollig unvorstellbar, dass etwas biographisch bedeutungsvoll bleibt, selbst
wenn die erworbenen Qualifikationen langst obsolet geworden sind. Bildungstheoretisch
betrachtet liegt darin keinerlei Widerspruch: Bildungsprozesse verlaufen an Bildungsinhalten,
die veralten kdnnen. Trotzdem sind sie wegen ihres formalen Bildungswerts weit tber ihre
konkrete Inhaltlichkeit hinaus von Bedeutung. Wie sonst liel3en sich die Inhalte der Schule
und insbesondere des gymnasialen Lehrkanons uberhaupt legitimieren? KERSCHENSTEI-
NER (1917) hat den Berufspaddagogen das nachhaltig ans Herz gelegt: Eines wirklich richtig,
grindlich und selbstandig zu erarbeiten bringe den Bildungsprozess viel weiter voran als das
planlose und fahrige Herumtun in einer strukturlosen Vielheit von Lerninhalten. Berufspéda-
gogen leuchtet diese Ansicht ein, weil ihnen klar ist, dass Bildung und personliche biographi-
sche Entwicklung von ganz anderer Dauer sind als die Inhalte und die Situationen, an oder in
denen sie entstanden sind.

9 Fazit —-Ausblick — Aufruf!

Bisher ist hier versucht worden, die Entwicklungen in der Benachteiligtenférderung in einen
groReren bildungspolitischen Horizont einzuordnen, dabei Konturen deutlich zu berzeich-
nen, um mogliche Entwicklungslinien klar hervortreten zu lassen. AbschlieRend soll aus zwei
Grinden eine andere Perspektive erdffnet werden. Erstens lasst sich den neuen Konzepten
auch Positives abgewinnen, zweitens geht es um den Versuch einer zutreffenden Gesamtein-
schatzung der Entwicklung und der Reformkonzepte.

Die kritische Betrachtung der bisherigen Praxis zeigt, dass durchaus Reformbedarfe bestehen.
Die sehr traditionelle Mentalitdt, Menschen mit ihren Problemen zuerst einmal in eine stan-
dardisierte ,,MaRnahme* zu schicken, ist allzu verbreitet und in der aktuellen Situation Uber-
holt. Richtig ist, dass individuelle Hilfsangebote immer die Individuen in ihren Besonderhei-
ten, ihren Potentialen erfassen und beziiglich der fir sie selbst hinderlichen Defizite férdern
mussen. Daflr ist es durchaus sinnvoll, mit systematischen Verfahren, auch mit Tests,
Assessments und Formen des ,,Profiling” zu arbeiten. Richtig ist auch, sozialpddagogische
Arbeit klarer zu strukturieren und ihr einen eigenen Bildungsauftrag zu Ubertragen. Dann
waére ,,Sozialpadagogik® in den Mallnahmen immer weniger auf die ,,Feuerwehrfunktion®
festgelegt. Statt dessen wirde sie mit systematischen Methoden und Verfahren sehr viel bes-
ser zur Entwicklung sozialer und personaler Kompetenzen beitragen. Richtig ist schlielich
auch, dass viele Jugendliche sehr daran interessiert sind, in betriebliche Ausbildung oder in
Arbeit einzumiinden. Diese Einmindung vorzubereiten, das Abbruchrisiko zu minimieren
und den Prozess der betrieblichen Ausbildung sozialpadagogisch zu begleiten, ist allemal
eine lohnende Aufgabe. Vorteilhaft ist sicher auch, die MaRnahmen von Bildungstragern in
eine moglichst grolRe Nahe zu betrieblichen Erfahrungsraumen zu bringen — in den Praktika
ist das ja bereits fur gute Bildungstrager nichts Neues. Richtig ist schlieBlich auch, Bildungs-
trdgern nahe zu legen, junge Menschen in Arbeit zu bringen, statt ihnen fortlaufende Schlei-
fen von MaRnahmen anzubieten. Ebenso richtig ist es, die Didaktik der Berufsbildung zu mo-
dernisieren, arbeitsplatznahe Lernformen zu integrieren und nachgewiesene Kompetenzen in
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Modulen zu zertifizieren (statt Abbrecher mit vollig leeren Handen dastehen zu lassen) und
verniinftige Formen der Qualitatssicherung zu praktizieren.

Das neue Fachkonzept ist jedoch in seinen Regelungen alles andere als eindeutig. Es halt
viele Entwicklungswege offen. Sicher ist, dass sich alle denkbaren positiven Entwicklungs-
tendenzen in ihr geféhrliches Gegenteil verkehren werden, wenn sie allein unter der moder-
nen Maxime ,,Geiz ist geil” und ,just in time“ zu Sparkonzepten instrumentalisiert werden.
Die Sorge, dass genau das eintritt, ist sicher nicht unbegriindet.
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HORST BIERMANN (Universitét Dortmund)

Segmentierung Behinderter und Benachteiligter durch Forderung

1 Paradigmen und Postulate

1.1 Teilhabe durch Integration und Foérderung

Die wissenschaftliche Disziplin der Sonderpadagogik konstatiert seit einem Jahrzehnt einen
Paradigmenwechsel. Stichpunkte dieses Wandels sind eine Abkehr vom Helfersyndrom, von
einer fursorgenden Betreuung, dem Defizitdenken und der Forderung durch Separierung hin
zu einer alle Lebensbereiche umfassenden Integration. Das Konzept der Normalisierung und
Instrumente wie Casemanagement, Empowerment, FOrderdiagnostik und nicht zuletzt ein an-
derer Sprachgebrauch, der nun Behinderte als Menschen mit Behinderungen etikettiert, sind
praktische Auswirkungen dieses Prozesses. Die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben riickt
auch in den Kern der gesetzlichen Novellierungen, vom Antidiskriminierungsgebot bis zu den
Sozialgesetzblichern (SGB). Vor allem die zielgruppenbezogenen Malinahmen in der beruf-
lichen Bildung Behinderter und Benachteiligter sollen diese Teilhabe durch berufliche und
soziale Rehabilitation gewéhrleisten (vgl. BA 1997 u. BA 2002). Auch auf EU-Ebene wird
die Arbeitsmarktintegration besonderer Gruppen (people with special needs) durch Pro-
gramme wie Horizon, Equal, Leonardo da Vinci mit Milliardenbetrdgen gefordert; 2003 rief
die EU zum européischen Jahr der Menschen mit Behinderungen aus.

Teilhabe wird auch von selbstbewussten Behindertengruppen eingefordert, oft in kritischer
Abgrenzung von tradierten Wohlfahrtsverbanden, Expertentum und separaten Einrichtungen.
Bewegungen wie people first oder selbstbestimmtes Ieben, aber auch eher informelle bzw.
nicht traditionell sonderpadagogisch klassifizierte Gruppen, wie chronisch Kranke oder Un-
fallopfer mit Schadel-Hirn-Traumata oder Aphasiker, artikulieren in der Offentlichkeit ihre
Forderungen nach Teilhabe.

Fortschritte in der medizinischen Behandlung ermoglichen ein langeres und aktiveres Leben
auch bei Beeintréchtigungen, unter Umsténden sogar eine Gesundung, z.B. bei Epilepsie
durch neue Methoden bei der Hirnoperation. Neue Technologien bieten die Chance, eine neue
Dimension von rehabilitativen Hilfsmitteln fur Wohnen und Arbeiten zu entwickeln und zu
vertretbaren Kosten anzuwenden. Elektronische Kommunikationsformen kénnen gerade bei
Behinderungen zu mehr Selbstbestimmtheit verhelfen. Neue Arbeitsplétze fur Behinderte und
andere Formen der Arbeitsorganisation waren grundsétzlich moglich, u.a. weil sich heute bel
Schwerstmehrfachbehinderten Arbeits- und Therapiezeiten neu aufeinander abstimmen las-
sen.
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1.2 Modernisierung der Berufsbildung oder: Kompetenzen fur die Wissens-
gesellschaft

In der Berufsbildung der BRD leiteten Ende der 80er Jahre die Sozialpartner mit der Neu-
ordnung der industriellen Metall- und Elektroberufe eine Modernisierung der Erstausbildung
junger Erwachsener ein. Legitimiert wurde das neue Berufsbildungskonzept mit empirischen
Untersuchungen Uber die veranderten Arbeitstétigkeiten. Aufgrund der festgestellten gestie-
genen Anforderungen in den Betrieben wurde an Stelle der Vermittlung von Fertigkeiten und
Kenntnissen und regelhaftem Wissen auf eine umfassende Theoretisierung und Entspeziali-
sierung in Grundberufen gesetzt. An die Stelle der Vier-Sufen-Methode, die auf Imitations-
lernen, Vormachen, Uben und Kontrollieren beruht, treten Kompetenzerwerb und Schitissel-
qualifikationen, soziales und methodenbewusstes Lernen sowie ein Rollenwechsel vom Leh-
renden zum Moderator und Lernberater. Idealtypisch steht die Projekt- und transferorientierte
Berufsausbildung (PETRA) des Siemenskonzerns fur diesen Determinismus von (vermeint-
lich) gestiegener Arbeits- und Qualifikationsanforderung aufgrund des technischen sowie
arbeitsorganisatorischen Wandels. In Tarifvertrégen, Ausbildungs- und Prifungsordnungen
und schulischen Lehrpléanen ist das Konzept der Neuordnung formal festgeschrieben, as
Prinzip fur alle anerkannten Ausbildungen inzwischen generalisiert und innerhab einer Ge-
neration in der Praxis von Ausbildern angekommen.

Bezieht man den Anspruch auf Integration und Teilhabe von Beeintrachtigten auf die reae
Situation, ist zunéchst festzustellen, dass die technischen und arbeitsorgani satorischen M6g-
lichkeiten nicht einmal ansatzweise fur diese Gruppe genutzt werden. Ein Grund ist sicher,
dass technische und 6konomische Verdnderungen nicht wegen der Gruppe der Behinderten
entwickelt wurden, sondern bestenfalls als ,, Abfallprodukt® sekundar verwertet werden. Zum
anderen hat die Generation der Entscheidungstrager Uber die Anwendung der Technik ihre
eigene Sozialisation in der Phase der Analogtechnik und Mechanik erfahren und ist offen-
sichtlich nicht in der Lage, die neuen Potentiale fir die Gruppe der Behinderten zu denken.
Zieht man den Bericht von 1998 zur Lage der Behinderten heran, so zeigt sich, dass von 6,6
Millionen Schwerbehinderten 5,4 Millionen, bzw. bezogen auf die Erwerbsjahrgange rund 3
Millionen nicht erwerbsbeteiligt sind (BMAS 1998). Diskutiert wird aber im Zusammenhang
mit der Reduzierung der Ausgleichsabgabe der Betriebe nur die Zahl der rund 180.000 re-
gistrierten Arbeitslosen, von denen durch besondere Bemuihungen 46.000 vermittelt worden
sein sollen. Postulierter Anspruch und Redlitét in der Erwerbsarbeit klaffen somit erheblich
auseinander, obwohl Rehabilitation und Platzierung in Arbeit mit erheblichen Mitteln gefér-
dert werden. Diese Diskrepanz wird jedoch nicht thematisiert, eher tabuisiert. Offensichtlich
bedarf der Arbeitsmarkt der Behinderten nicht (ZELLER 2001). Dann wéren aber alle Mal3-
nahmen Fehlinvestitionen, ale Postulate hinfalig bzw. Ideologie und der Paradigmenwechsel
eine Farce.
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2 Entwicklung zum segmentierten Berufsbildungssystem

2.1 Wandd der Sozialstruktur und des Arbeitsmarktes

Die international zu beobachtenden Makrotrends als Folgen von Globalisierung, technischen
Moglichkeiten und neuen Unternehmensstrategien tangieren zwangslaufig auch das etablierte
System beruflicher Erstaushildung wie auch die fur die EU angestrebten Ziele eines liberali-
sierten Arbeitsmarktes mit Freizligigkeit fir Arbeitnehmer, mit anrechenbaren Berufs- und
Studienabschltissen und transnationalen Programmen. Vor diesem Hintergrund ist der sozial-
strukturelle Wandel zu einer segmentierten Gesellschaft in Deutschland zu sehen. Typisch
hierfir ist, dass die von DAHRENDORF in den 60er Jahren charakterisierte nivellierte Mit-
telschichtsgesellschaft Historie ist. Die ,, Schichtenzwiebel® aus Ober-, Mittel- und Unter-
schicht mit den idealtypischen Zuschreibungen von Herkunft, Beruf, Arbeit, Status,
Leistungsprinzip ist durch ein Mosaik von Gruppierungen verdréngt worden. Die Biografien
verlaufen differenzierter, weniger gradlinig und prognostizierbar. Dabei fallen , kulturelles
und 6konomisches Kapital® (BOURDIEU) auseinander, Normen und Werte gelten nicht
mehr universal, sondern nur noch innerhalb der jeweiligen Bezugsgruppe (VESTER u.a
1993). Derartige Prozesse beeinflussen zwangslaufig auch die Sozialisation Jugendlicher.
Vergleicht man Jugendstudien im Langsschnitt, so zeigt sich, dass es keine Normal-, sondern
eher Patchwork-Biografien gibt (vgl. JUGEND UND BERUF 1993). Fur die berufliche Sozi-
alisation ist pragend, dass die Ausdehnung der Jugendphase durch Schulbildung dazu fuhrt,
wichtige Erfahrungen, z.B. nitzliche Arbeit zu leisten oder sich mit betrieblichen Normen
auseinander zu setzen, nicht mehr mit 15 Jahren als Heranwachsender, sondern erst mit 20
Jahren als Erwachsener gemacht werden konnen. Je héher die Vorbildung, desto grof3er der
Anspruch an die Sinnhaftigkeit von Arbeit und je geringer die Vorbildung, desto grof3er der
Trend zur Sicherheit. Bezogen auf Behinderte fehlen zwar empirisch fundierte Jugendstudien,
aber es erscheint plausibel, dass vor allem Ubergange innerhalb der Schule, zur Ausbildung
und in Arbeit oder vom Elternhaus in die eigene Wohnung mit Risiken des Scheiterns ver-
bunden sind. Speziell Berufseinmiindung ist eine krisenhafte Erfahrung und kann zu Briichen
in der Biografie fuhren: Malinahmekarrieren, negative Arbeitserfahrungen, Ausgrenzung. Die
Lange der Bildungsphase gerade bei Behinderten (z.B. bendtigt ein Absolvent der Sonder-
schule fur Lernbehinderte heute statt 11 rund 14 Bildungsjahre, um Bécker oder Maler zu
werden), meist in separaten Bildungseinrichtungen, betreutem Wohnen, geregelten Freizeit-
angeboten, bietet zwar einerseits die Chance umfassender Forderung, langjéhriger Betreuung
und attraktiver Angebote, fuhrt aber andererseits zu Realitétsverlusten — bei beiden: den
Jugendlichen wie den Tragern und den dort Tétigen. Im Intergenerationenvergleich muss die
heutige Jugend in ihrem jeweiligen sozialen Mosaik mehr leisten, léanger Anstrengungen in
Kauf nehmen und hat dabei vergleichsweise geringere Chancen als die Generation vor ihr.

Dem soziastrukturellen Wandel entspricht ein segmentierter Arbeitsmarkt. Die Polarisie-
rungsthese (KERN/SCHUMANN 1977), nach der einer beruflichen Elite ein Heer Minder-
qualifizierter gegentiber steht und sich somit gerade Arbeitsmarktchancen mit repetetiver
Teilarbeit fir angelernte Behinderte ertffnen, wird durch das Propagieren des Endes der
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Arbeitsteilung verdréngt. Reintegration von Facharbeit, Anreichern der Tatigkeiten um
Planung und Kontrolle des Arbeitsergebnisses, Zunahme der Sachbearbeiterpositionen im
kaufmannisch-verwaltenden Bereich fuhren zu neuen Formen der Arbeitsorganisation, zur
Technisierung von Arbeitsabléufen und erfordert anders aus- und weitergebildete Arbeits-
krafte. Flache Hierarchien, Teamansdtze, Gruppenarbeit, Qualitétszirkel, Fertigungsinseln
sind Stichworte fir diese Trends (KERN/SCHUMANN 1984). Die industriesoziol ogischen
Studien fassen in aller Regel aber nicht die internationale Arbeitsteilung. So lasst sich De-
qualifizierung sowohl , exportieren* (Textilngherin) als auch ,,importieren* wie das Beispiel
der Bauarbeiten zeigt. Wahrend die frihe Industrialisierung Beschaftigung forderte, wurde im
Zuge der Intellektualisierung der Arbeit das Heer der Ungelernten zu einer Minderheit. Dabei
entwickelte sich der fur Deutschland typische Facharbeitsmarkt. Die globae Arbeitsorgani-
sation bietet dagegen nur noch einer Elite Erwerbschancen, allerdings keine dauerhaften,
zudem aufgesplittet in Kern- und Randbelegschaften. Bel Personen mit Leistungsproblemen
Uberlagern sich vier Arbeitsmarktrisiken:

1. Wandel der Wirtschaftssektoren: Bei der Entwicklung zur Dienstleistungs- und Kommuni-
kationsgesellschaft brechen ganze Tétigkeitsbereiche weg. Produktion und Fertigung nehmen
in Deutschland ab, wahrend Beraten, Publizieren, Lehren zunehmen. Damit verringern sich
fUr Beeintrachtigte die Ausbildungs- und Beschéftigungschancen.

2. Tatigkeitswandel: Die Téatigkeiten selbst werden immer intensiver, der Stress nimmt zu,
Arbeitsergebnisse missen prazise eingehalten und zeitlich garantiert werden (Qualitéats-
management). Technisch-gewerbliche Arbeiten werden mit kaufmannisch-verwaltenden und
Service-Téatigkeiten verknipft. Neben den inhaltlich hohen Anforderungen wird auch die
Organisation der Arbeiten betriebswirtschaftlich optimiert. Vieles wird delegiert,
"outgesourced" und Scheinselbstandigen, Subunternehmen, freien Mitarbeitern Ubertragen.
Das gilt fir Handwerker ebenso wie flr Wissenschaftler.

3. Wandel der Qualifikationsniveaus. Prognosen, so von PROGNOS/IAB zeigen einen Riick-
gang an einfachen Téatigkeiten; sie brechen bereits jetzt, aber zunehmend im nachsten Jahr-
zehnt weg. Schatzungswel se gehen diese Arbeiten auf %4 des Standes von 1985 zuriick. Da die
Gruppe der formal gering Qualifizierten aber voraussichtlich nur um die Hafte abnimmt,
bleibt jeder Zweite dieses Personenkrei ses dauerhaft erwerbslos (TESSARING 1994). Um die
verbleibenden einfachen Tétigkeiten konkurrieren zunehmend leistungsstarke Bewerber, auch
illegal Beschéftigte sowie lohnsubventionierte Behinderte.

4. Totale Okonomisierung der Produktion und Dienstleistungen: Die Philosophie der Okono-
misierung erfasst nicht nur die traditionellen Produktions- und Dienstleistungsbereiche,
sondern auch die neuen I T-Berufe und Medienarbeiten und den Ausbildungsbereich. Typisch
sind sogenannte unternehmenstibergreifende Produktionsketten. Ermdglicht wird das durch
die leistungsstarken Informations- und Kommunikationstechniken. Hohe Produktivitét, eben-
falls hohe Flexibilitat fuhren zu dezentralen Unternehmen, die strategische Allianzen einge-
hen. Dafur sind interne und externe Kontrollen erforderlich. Instrumente sind z.B. wertschop-
fende Entlohnung und Zielvereinbarungen. Mit dieser Strukturverdnderung in der Arbeits-
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organisation verandert sich auch die Qualifikationsstruktur. Beruflichkeit und fachlicher Kern
weichen sogenannten hybriden Qualifikationsbindeln. Dabei kommt es zu einer Polarisierung
von Leiharbeitern, geringfligig Beschéftigten, befristet eingestellten Angestellten einerseits
und andererseits dem leistungsstarken ,, Arbeitskraftunternehmer”. Dieser Ubt Selbstkontrolle
aus, akzeptiert schnell wandelnde Arbeitsbedingungen und die ,,Verbetrieblichung” seiner
L ebensumstéande.

Fazit: Erwerbschancen fir Behinderte und Benachteiligte bestehen lediglich in der Rand-
belegschaft, zeitlich befristet, in , sterbenden” Bereichen, zu unattraktiven Bedingungen.
Somit sind Beschéaftigungsrisiken und Armut vorgezeichnet. Bewertet man die Qualitdt der
beruflichen und sozialen Rehabilitation vom Arbeitsmarkt her, gelingt es offensichtlich nicht,
diesen Mechanismus zu durchbrechen, so dass unter dem Gesichtspunkt der Nachhaltigkeit
Praxis und Konzeption der Férderung Behinderter und Benachteiligter in Frage zu stellen
sind. Da aber umgekehrt vom Subjekt her Forderung in den segmentierten Arbeitsmarkt pro-
jiziert wird, wird die Vielzahl etikettierter Zielgruppen durch Intervention wie Lohnsubven-
tionen, regionale oder sektorale Programme, Integrationsfirmen, Nachbetreuung, Job-
Coaching, bevorzugte Vermittlung, Schutzgesetze zueinander in Konkurrenz um die geringen
Erwerbschancen gesetzt.

2.2 Segmente des Ber ufshildungssystems

2.2.1 Segment Regelausbildung

Der Kern der dualen Berufshildung ist die marktwirtschaftlich regulierte betriebliche Ausbil-
dung mit staatlichen Rahmenvorgaben. Bei formaler Gleichheit der Berufsabschliisse bildet
sich bel faktisch ungleichen Anforderungen eine Hierarchie der Berufe heraus. Erganzt wird
dieser Mechanismus durch Berufsfachschulen, die in ein- oder zweijahriger Form vor alem
jungen Frauen in kaufméannischen oder pflegerisch und verbrauchswirtschaftlichen Bereichen
eine Qualifizierung bieten. Der Preis dieses Systems sind die teilzeitberufsschul pflichtigen
Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag, um 1970 rund 10 Prozent eines Altergahrganges,
wobei die Manner bei unzulanglicher Vorbildung (, Versager®) stets unter dem Durchschnitt
und die jungen Frauen (,Verzichter") trotz hoher allgemeiner Vorbildung stets Uber der
Quote lagen. Rund ein Finftel aller Sonderschiler gelangte zu der Zeit ohne zusétzliche
Hilfen in anerkannte Ausbildungen, vornehmlich in handwerklichen Berufen der , unteren®
Hierarchie (Bauwesen, Erndhrungsberufe, schlosserische Ausbildungen). Betriebs- und
Berufswechsel waren vorgezeichnet, aber da es vorrangig nicht um die Qualifizierungs-
funktion ging, sondern um die soziale Einbindung der Schulentlassenen, konnte fur einen
Grofeil der Jugendlichen die Lehrzeit nur eine Leerzeit sein. Nur eine kleine Elite wurde in
industriellen Lehrwerkstatten getrennt von der Produktion schulisch systematisch qualifiziert.
Sonderschilern standen hier reduzierte Ausbildungen wie , Teilezurichter® offen. Erst mit
dem Berufshildungsgesetz gelang es 1969 Standards fur die betriebliche Ausbildung zu kodi-
fizieren. Dabel wurden die Anlernberufe fir die Erstausbildung untersagt, aber individuelle
Regelungen in der Ausbildung korperlich, geistig, seelisch Behinderter zugelassen. Durch
staatliche Intervention ist seit den 70er Jahren der Marktmechanismus im Ausbildungssektor
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gestort. So wurde durch das staatlich finanzierte Berufsgrundbildunggjahr (BGJ) versucht,
gerade in regional unterversorgten Gebieten potenziellen Handwerkslehrlingen auch eine
systematische Grundbildung zu vermitteln, verbunden mit dem Ziel, die Zahl der Ungelernten
zu minimieren, die Berufs(feld)wahl zu optimieren, eine Anrechnung auf die Ausbildung zu
sichern und den betrieblichen Durchlauf zu erhdhen. Auf Druck der Lehrer wurden in den
Léndern verschiedene Sonderformen des BGJ institutionalisiert. Im Zuge der einsetzenden
Jugendarbeitslosigkeit verkamen die BGJ zu Auffangjahren mit fragwirdigem Image, wurden
politisch als Verstaatlichung der Berufsbildung diskreditiert und lediglich die Sonderformen
an Berufsschulen weiter ausgebaut. Padagogisch blieb das berufsvorbereitende Konzept ein
didaktischer Torso, da Grundbildung nicht flachendeckend eingefiihrt und meistens nicht in
einer betrieblichen Fachbildung fortgefihrt werden konnte, so dass die einjahrigen berufsvor-
bereitenden Bildungsgange an die Stelle von Berufsbildung traten. Eine weitere staatliche
Intervention ist das Kollegschulkonzept der Integration von allgemeiner und beruflicher Bil-
dung. Auch hier legitimierte das Postulat der Forderung von Schiilern ohne Abschluss und
der Ungelernten die intendierte Reform. Als letztes Bundesland hat NRW nach rund 20
Jahren Modellversuchsstatus der Kollegstufe das Berufskolleg als Klammer von allgemeinen
und beruflichen Schulformen eingefiihrt. Die Vorklassen zum Berufsgrundschuljahr (VK
BGJ) und die Klassen fur Schiler ohne Berufsausbildung (KSoB) sind Auffangbecken fur
alle Jugendlichen, die nicht clever genug sind, bei Freien Tragern in Mal3nahmen der
Benachteiligtenforderung individuell finanziell gestiitzt und anschlief3end bevorzugt vermit-
telt zu werden. Faktisch ist auch die Modernisierung des tradierten Dualen Systems durch
eine Doppelqualifizierung gescheitert. Lediglich berufsqualifizierende Berufsfachschulen mit
Abschlissen nach Landesrecht in Nischen wie ,, Sozialpflege® ertffnen eine neue Qualifizie-
rungsmoglichkeit.

Staatliche Intervention bezog sich seit Mitte der 70er Jahre mit den ,, Markierungspunkten®
auf die Qualitat der betrieblichen Berufsausbildung, wobei eine Ausbildung aller Jugendli-
chen postuliert wurde. Von den Vertretern der Wirtschaft wurde die Reform nicht akzeptiert
und mit Boykottandrohungen von Ausbildungsangeboten beantwortet. Vor alem Arbeits-
amtsmal3nahmen gegen die Jugendarbeitslosigkeit Uberdeckten das Unvermégen staatlicher
Stellen, die berufliche Bildung zu modernisieren. Die 1977 begonnenen jahrlichen Berufshil-
dungsberichte belegen den strukturellen Wandel und weisen einen Riickgang von Ausbildun-
gen in gewerblichen Berufen aus, zeigen damit die Systemerosion in der beruflichen Berufs-
bildung an. Fur Jugendliche mit Beeintrachtigungen bedeutete dies eine Unterversorgung mit
betrieblichen Ausbildungsmdglichkeiten. Obwohl 1982 vom damaligen Kanzler KOHL eine
Lehrstellengarantie ausgesprochen wurde, konnte diese bundesweit nicht eingeldst werden.
Die nicht versorgten Jugendlichen galten vielmehr als ,, Aushildungsverzichter* und als, Ver-
sager*, eine stigmatisierende Etikettierung, die HOHN (1974) bereits Anfang der 70er Jahre
in der Diskussion um Ungelernte empirisch zu belegen versuchte. Die wechselseitigen
Schuldzuweisungen um nicht flexible und nicht leistungsfahige Jugendliche einerseits bzw.
von Arbeitgebern vorenthaltene Ausbildungsplétze, ausbildungsplatzhemmende Vorschriften
andererseits fanden mit der Neuordnung 1987 ein vorlaufiges Ende, da die Sozia partner sich
in der exportabhangigen Wirtschaft auf eine radikale Modernisierung der Ausbildungsgange
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vertraglich einigten. Das betriebliche Qualifizierungszentrum steht fir diese Entwicklung:
Theorie und Praxis lassen sich ebenso wie Erst- und Weiterbildung verbinden, so dass eine
optimale Auslastung dieses L ernortes gegeben und die traditionelle Arbeitsteilung von Schule
und Betrieb aufgehoben ist. Angesichts der hohen Ausbildungskosten und der gestiegenen
Anforderungen sowie einer Ubernachfrage seitens der Jugendlichen blieben Personen mit
Lern- oder Verhaltensschwierigkeiten aufen vor. Die Qualifizierungsfunktion verdréngte die
der sozialen Integration des bisherigen Ausbildungssystems. Trotz der strukturellen Aushil-
dungskrise gelang es nicht, die Kompetenzen der verschiedenen staatlichen Stellen zu biin-
deln und eine Reform der beruflichen Bildung anzugehen. Das Bundnis fur Arbeit, Beschafti-
gung und Ausbildung belegte, dass der Staat sich als Gestaltungsfaktor zurtickzieht und nur
noch exekutiert, worauf sich die Sozialpartner in Fragen der Ausbildung einigen. Flexibilisie-
rung, Behinderte und Finanzierungsfragen sind je nach Interessenlage die offentlich disku-
tierten Themen.

Die Firmenphilosophie der Okonomisierung im letzten Jahrzehnt fuhrte im Berufsbildungs-
bereich zu drei Strategien: Zum einen bilden Betriebe nicht mehr aus, seit der Neuordnung ist
die Zahl der Ausbildungsbetriebe insgesamt von 500.000 auf 300.000 gesunken. Ein weiteres
Konzept der Globa Players wie Siemens ist es, mit ihren Ausbildungszentren den Absatz-
maérkten zu folgen, also Ausbildungszentren in der BRD zu schlief3en und in China fir asiati-
sche Lander ein Managementinstitut aufzubauen, das nicht mehr dem dualen System ver-
pflichtet ist, sondern auf hohe Allgemeinbildung setzt, auf Moderation, auftragsbezogenes
Lernen und ggf. die erste von funf Management-Hierarchien an Ausbildungsprojekte der
Entwicklungszusammenarbeit, damit an den deutschen Steuerzahler, delegiert (MAGEN-
HEIM-HORMANN 2004, 11). Outsourcing von Bildungsabteilungen der Industrie zu eigen-
sténdigen Bildungsfirmen — oft in der Rechtsform einer gemeinnitzigen GmbH — ist die am
meisten beachtete Strategie. Aus der Lehrlingswerkstatt ist Gber das Qualifizierungszentrum
ein Profit-Center geworden. Angeboten werden alle Formen von Bildung, Beratung, Thera
pie, die sich refinanzieren lassen. So bietet der gleiche Bildungstrager RAG BILDUNG —
ehemals ein eher traditioneller Bildungsanbieter im Montanbereich mit Ersatzberufsschulen
und Fachhochschulen - berufsvorbereitende Lehrgange nach dem SGB 111 Uber die Arbeits-
agentur fur Jugendliche mit Lernschwierigkeiten an, ebenso Umschulungen im Bereich Hotel
und Gaststatten mit IHK Abschluss oder Umschulungen von arbeitslosen Juristen zu Immo-
bilienmaklern oder Managementkurse fir chinesische Experten. Im Prinzip sind derartige
Tréger angesichts der neuen Ausschreibungspraxis der Arbeitsagentur auch potenzielle An-
bieter beruflicher Rehabilitationsmal3nahmen. Verbunden ist diese Entwicklung mit einer Po-
larisierung der Lehrkréfte in Kern- und Randbel egschaften.

2.2.2 Segment Rehabilitation

Das Segment Rehabilitation ist in den 70er Jahren zu einem landesweiten Netz ausgebaut
worden. Im internationalen Vergleich wurden hohe Standards vor allem in der Infrastruktur
der Einrichtungen erreicht. Das System sowie die Prinzipien der Rehabilitation wurden in den
90er Jahren bruchlos auf die neuen Bundeslander Ubertragen, obwohl die Krise des Regelaus-
bildungssystems und der strukturelle Wandel des Arbeitsmarktes bereits nicht mehr zu igno-
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rieren waren. Entstanden sind als zentrale Sdulen zum einen Berufsforderungswerke (BFW)
fir erwachsene Arbeitnehmer mit einem Angebot von Umschulung, Weiterbildung und u.U.
auch Ausbildung. Durch eine spezielle Vorbereitung werden auch bildungsungewohnte Per-
sonen wieder an Ausbildung herangefihrt, wobei mittels eines Assessmentverfahrens prog-
nostiziert werden soll, ob anerkannte Ausbildung, Nischenqualifizierung, z.B. zum Haustech-
niker, (reduzierte) Ausbildung fur Behinderte nach § 48 BBiG oder eine Arbeitsmarktqualifi-
zierung fur den jeweiligen Kostentrager vertretbar ist. Die BFW haben in ihrer Berliner Er-
klarung festgelegt, dass sie sich zu einem modernen Dienstleister und Weiterbildungstrager
entwickeln wollen. Ein Instrument ist die konsequente handlungsorientierte Qualifizierung,
die ein hohes Mal3 an individuellen Aneignungsprozessen in der Ausbildung ermdglicht. Die
BFW haben den Vorteil, nicht dem Berufsbildungsgesetz zu unterliegen, sie missen daher
keine Berufsschule vorhalten und kénnen padagogisch wie fachlich kompetentes L ehrperso-
na as einheitliche Statusgruppe beschiftigen. Ob der Ubergang in sozialversicherungs-
pflichtige Beschéftigung das aleinige Qualitdtskriterium sein sollte, ist angesichts der
Segmentierung der Arbeitsmérkte und der haufig geringen Qualitét der offenen Arbeitsplatze
sowie dem eventuell sozialen Abstieg bei einem Arbeitplatztraining zu hinterfragen.

Die zweite Saule der institutionalisierten Rehabilitation umfasst ein Netz von Werkstétten
(WfbM) mit rund 200.000 Plétzen fur Schwerbehinderte. Aktuell ist die Umwandlung des
Arbeitstrainingsbereichs (ATB) in den Bereich Berufliche Bildung (BBB). Bis zu zwei Jahre
kann die Qualifizierung umfassen, wobel anerkannte Ausbildung nicht intendiert ist, auch die
sogenannten 48er Ausbildungen (BBiG) noch selten sind, allerdings von Verbanden ange-
strebt werden. Die neue Ausbildung zur Fachkraft in Arbeits- und Berufsforderung soll die
Qualitdt der Ausbildung in den Werkstédtten sichern und handlungsorientierte Formen der
Qualifizierung aufweisen. Die WfbM haben nach dem SGB IX auch die Funktion, auf den
allgemeinen Arbeitsmarkt vorzubereiten, tatsachlich aber sind Ubergédnge selten. Die Arbeits-
verwaltung als Kostentrager stellt daher das zweite Jahr der Ausbildung in Frage. Fir nicht
vermittelte Behinderte bieten die Werkstétten einen Arbeitsbereich oder bei Schwerstbehinde-
rung einen Forderbereich an, allerdings ohne einen Arbeitnehmerstatus zu eréffnen. Durch-
gangiges Problem der Werkstétten ist die kritische Auftragssituation, da Betriebe trotz des
Ublicherweise vorhandenen Qualitdtsmanagements in den WfbM Auftrége in Erweiterungs-
lander der EU vergeben, die noch kostenglnstiger anbieten (VIENDENT u.a. 2000).

Die Berufshildungswerke (BBW) bieten fur Jugendliche als Uberregionale Rehabilitations-
trager in mehr als 50 Einrichtungen bundesweit Erstausbildungen an. Dabei sind neben aner-
kannten Ausbildungen auch spezielle Formen (88 48 BBiG/42b HwO) moglich. Konzep-
tionell sind die industriellen Lehrwerkstétten der 70er Jahre Vorbild auch fir die handwerk-
lichen Ausbildungsangebote gewesen, daher dominieren gewerbliche Berufe und Theorie und
Praxis werden getrennt in Sonder-Berufsschule und Arbeitsbereich. Die BBW tragen an
diesem Erbe, bilden immer noch vorrangig in Berufen mit hohem Beschéftigungsrisiko aus,
wobe konzeptionell das BBW-interne Duale System durch die Modernisierung im Regel-
bereich Uberholt ist. Die BBW unterliegen einerseits dem Bildungsauftrag der Schulgesetze,
andererseits sind sie vom Monopol der Arbeitsagenturen abhangig, mit der Folge, dass sie
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keine Rucklagen bilden und Innovationen im Sinne der Neuordnung nicht hinreichend um-
setzen konnen. Da bundesweit keine (Sonder)Berufsschullehrer ausgebildet werden, fehlt den
BBWs angesichts der bevorstehenden Pensionierungswelle das Personal fur die Neugestal-
tung der padagogischen Konzeption. Angesichts der hohen Kosten stehen die BBWSs, gerade
mit Blick auf die Gruppe der Lernbehinderten, in Konkurrenz zu Tragern in der Benachtei-
ligtenforderung.

Das Segment der beruflichen Rehabilitation ist weitgehend reglementiert, Verfahren, Tréger,
Prinzipien sind standardisiert. Zurzeit werden die Kompetenzen neu verteilt, zustandig for
Rehabilitation ist heute das Gesundheitsministerium, die Hauptfirsorgestellen sind neuer-
dings Integrationsamter, und Integrationsfachdienste (IFD) fungieren auf kommunaler Ebene
als die Anlaufstelle fur Behinderte. Flexibler sind auch die Angebote zum Arbeitsmarkt: Un-
terstiitzte Beschaftigung, Arbeitsassistenz, Berufliche Trainingszentren (BTZ) speziell fur die
Gruppe der psychisch Beeintréchtigten sind Stichworte fur diese Entwicklung. Verbunden ist
die Flexibilisierung meistens mit der Reduktion von Anspriichen und Angeboten.

2.2.3 Segment Benachteiligtenforderung

1980 entstand die Benachteiligtenforderung im Rahmen eines kleinen Modellvorhabens des
BMBW. Sie wurde 1987/88 in die Zustandigkeit der Arbeitsverwaltung und damit von einer
steuer- in eine beitragsfinanzierte Malinahme Uberfihrt. Mit dem Wechsel gelang den Freien
Trégern — obwohl eine Evaluation sie als kritisch zu sehende Durchfihrungstrager auswies —
aushildungsbegleitende Hilfen (abH) und die Berufsausbildung in Uberbetrieblichen (aufler-
betrieblichen) Einrichtungen (BUE) zu monopolisieren und schulische wie betriebliche Trager
auszugrenzen. Zwar galt das Konzept der sozialpadagogisch orientierten Berufsausbildung
lange als Erfolgsansatz, um Jugendliche mit Lern- und Verhaltensproblemen auszubilden,
aber eine Evaluation dieses teuersten Programms in der Berufsbildung fand nicht statt. Mit
Blick auf die Nachhaltigkeit |asst sich feststellen, dass auch dort genau in den Berufen ausge-
bildet wurde, die nach PROGNOS mit hohem Beschéftigungsrisiko behaftet sind. Weder
regionale, noch geschlechtsspezifische noch nationale Benachteiligungen konnten wesentlich
minimiert werden. Die EMNID-Studie zu Nicht-Formal Qualifizierten (NFQ) zeigt, dass
Mal3nahmekarrieren und Randgruppenbiografien entstanden, verfestigt, nicht aufgehoben
werden konnten (BMBF 1999). Die Flexibilisierung der Benachteiligtenférderung durch
» berufsausbildungsvorbereitende Modul€", die im BBiG neu verankert sind, ist faktisch eine
Abkehr von der bisherigen Vollausbildung. Zielsetzung ist eine erhéhte Effizienz (Durchlauf,
Dauer, Quantitét, geringere Kosten), die jahrzehntelang gewollte Konkurrenz der Trager soll
nun durch Netzwerke aufgehoben werden (BMBF 2003). Die Gesamtgruppe der Benachtei-
ligten ist wesentlich grofier als die von den Freien Tragern Betreuten, wenn man die Jugendli-
chen in Berufsvorbereitungsahren, Ungelerntenklassen, Werkhofen der Jugendberufshilfe
nicht ignoriert. Zudem hétten die abH origindr in Berufsbildenden Schulen ihren Ort und
blieben Aufgabe der Lander.
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2.3 Padagogische Segmentierung

Segmentierungen von Sozialstruktur, Arbeitsmarkt und Bildungssystem schlagen durch bisin
die konkrete p&dagogische Arbeit. Dies spiegelt sich wider in Etiketten wie Handlungsorien-
tierung, Kompetenzerwerb oder Methodenlernen, mit denen die Eliteausbildungen belegt
werden. Es besteht ein hoher personaler Anspruch an Selbstorganisation, Eigenverantwor-
tung, Selbstbewertung des Lernprozesses. Lernen ist komplex und prozessorientiert und nicht
mehr trennscharf abgegrenzt von Arbeit. Betrachtet man dagegen den Pol der Padagogik mit
Benachteiligten und Behinderten, wird praktisches Arbeiten dominant, Lernen bleibt regel haft
und wird auf die angenommenen Potenziale der Jugendlichen verkirzt.

Versucht man die pddagogischen Ansétze zu typisieren, zeigt sich, dass nicht die , Defizite"
der Jugendlichen, sondern vielmehr die fir die Akteure relevante Bezugsdisziplin oder die zu-
falligen Interessen der Lehrenden die Konzeptionen bestimmen. Sie werden mit modernisti-
schen Termini Uberhoht, seien es Lernziel padagogik oder Handlungsorientierung, Assessment
oder Forderplan.

2.3.1 Traditionelle Lernkonzepte

Traditionelle Aneignungsformen von Kenntnissen und Fertigkeiten, wie sie in der Regelaus-
bildung tblich waren, beherrschten auch die Jungarbeiterpadagogik der Teilzeitberufsschule:
Vormachen und Uben, Imitationslernen und Memorieren. Da keine Lehrplanvorgaben den
Unterricht einengten, konnten die Berufsschullehrer, die in schrumpfenden Branchen in
Fachklassen nicht mehr einsetzbar waren, ihr jeweiliges Berufswissen oder ihre Hobbies in
die Betreuung der Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag einbringen. Neben Freizeit- und
Erlebnispadagogik, Kulturtechniken, lebenspraktischen Themen, Exkursionen finden sich
auch eine manuelle Grundschulung und das Erstellen von Projekten. Schulmidigkeit und
Fluktuation beglnstigten diese Form des Gelegenheitsunterrichts. Es lag nahe, in einer Voll-
zeitbeschulung ,,die* Lésung zu sehen. Die traditionellen Lernkonzepte wurden damit aber
nicht tberwunden und finden sich auch in der Teestuben-Atmosphére der abH wieder oder in
den Mini-Klassen der BBW.

2.3.2 Kompensationspadagogik

In einer reduzierten Analyse systemstiftender Faktoren fir Randsténdigkeit werden oft nur
die Defizite der Jugendlichen thematisiert. Fehlende , Berufsreife” soll durch spezifische
Mal3nahmen — vom Testen, Informieren, Probieren (T1P) bis zum Berufsvorbereitungsahr —
behoben werden, die auch zur Ausbildung motivieren und befahigen sollen. Praktisches Tun
gilt als allumfassend anwendbares Instrument. Sonderpédagogische Ansétze wollen den ,,ge-
stérten Sozialisationsprozess® durch Stérkung des Selbstvertrauens, Abbau von Misstrauen
und Zweifel, Orientierung an der Wirklichkeit und Aufbau individueller Zukunftsperspekti-
ven aufarbeiten. Lernmaterial soll so aufbereitet sein, dass Losungen nahe liegen, der Stoff in
Teilprobleme gegliedert ist und Schiler Losungsversuche bildhaft, handelnd, mit viel Zeit
sprachlich ausfihren. Lehrerzentrierung, kleine Lerngruppen und subjektivierte Beurteilun-
gen sind die Unterrichtsprinzipien (ARBEITSGEMEINSCHAFT 0.J.). Auch die sozialpéda
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gogisch orientierte Berufsausbildung ist faktisch eine Kompensationspadagogik, die auf
Gespréch, Atmosphare und Nachhilfe setzt. Insgesamt definieren sich diese Formen der
Padagogik durch aufwandige Ressourcen: kleine Klassen, Zulagen fur die Lehrenden, wenig
Formalisierung. Obwohl die curriculare Stimmigkeit fragwiirdig ist und die Ubergange in
Ausbildung und Arbeit gering bleiben, werden kompensatorische Angebote zunehmend aus-
geweitet und umfassen heute auch Lernen mit Medien, Bewerbungstraining, Kunstprojekte.

2.3.3 Flexibilisierungskonzepte

Die vidfétigen Moglichkeiten der flexiblen Gestaltung gerade der Erstausbildung werden in
der Diskussion um neue Ausbildungen weitgehend ignoriert. Gefordert werden vor alem
Qualifizierungen unterhalb des Facharbeiterniveaus und organisatorische Ansdtze wie
Module oder Baukasten. Diese Kurzausbildungen sollen im Einklang stehen mit der Eignung
der Jugendlichen und den Anforderungen der Betriebe. Von Stufenausbildungen bis zu
Behindertenausbildungen, vom Training on the Job (erst platzieren, dann qualifizieren) bei
der Unterstiitzten Beschaftigung bis zu methodischen Differenzierungen reichen die Vorstel-
lungen. Vorliegende Entwirfe zur Ausbildungsvorbereitung in Modulen sind curricular eher
simpel und in der Durchfihrung faktisch eine Reduzierung des Bildungsanspruchs und
Niveaus — fur Lehrende und Lernende. Flexible Ausbildungen mit einem hohen Grad an
Eigenqualifizierung, wie in danischen Produktionsschulen oder im MAN-Modellversuch
COMET mit heterogenen Gruppen, finden kaum Beachtung (vgl. WIEMANN 2002) — viel-
leicht auch, weil sie den Professionalisierungsinteressen der Lehrer/Ausbilder nicht entgegen
kommen und fir die Tréger offensichtlich 6konomisch nicht interessant sind.

3 Aspekte zur Diskussion

3.1 Regulierung von MalRnahmen und L egitimationszwange

Seit der Neuordnung der Erstausbildung hat sich der Staat als Gestaltungsfaktor aus diesem
Segment zurlickgezogen, er appelliert, verwaltet, droht, z.B. seit 1977 mit einer Ausbildungs-
platzabgabe. In den Segmenten Benachteiligtenférderung und Rehabilitation dagegen herrscht
Uberregulierung vor. Durch staatliche Intervention und systemwidrige Subventionen sind
spezifische Mal3nahmen, Tragergruppen, gesonderte Rechtsgrundlagen, Vergabevorschriften,
Qualitatskriterien fur anerkannte Behinderte und Benachteiligte institutionalisiert und ausge-
baut worden mit dem Anspruch der Kompensation von personlichen Defiziten und der In-
tegration in den ersten, allgemeinen Arbeitsmarkt. Integrations- und Normalisierungspostul at
erweisen sich heute als Ideologie, da es weder einen Normalbirger, noch Durchschnitts-
arbeitnenhmer, noch Durchschnittsbildungsbirger gibt. In welche Normalitét soll integriert
werden? Es ist nicht gelungen, die Kompetenzen in Bildung, Arbeit und Sozialem auf Lan-
des- und Bundesebene so zu ordnen, dass die erheblichen finanziellen Ressourcen die betrof-
fenen Auszubildenden erreichen. Vielmehr sind durch Verwaltungshandeln Tréger grof3ziigig
alimentiert und privilegierte Arbeitsbedingungen geschaffen worden. Die derzeitige liberali-
sierte Vergabepraxis der Malinahmen neutralisiert die sozial staatlichen L egitimationszwénge,
Netzwerke sollen dabei die Okonomisierung der beruflich-sozialen Rehabilitation aus Sicht
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der Politikebene optimieren. Die Kostentrager behalten sich aber Glber homepages, Tagungen
und Publikationen das Interpretationsmonopol tber die Qualitét der Arbeit mit Behinderten
und Benachteiligten vor (vgl. BMBF 2003; kurs direkt 2000 ff.).

3.2 Malnahmepadagogik statt Kompetenzver mittlung

Die Tréger der beruflichen und sozialen Rehabilitation haben ihre Freirdume nicht nutzen
koénnen, um padagogische Konzeptionen zu entwickeln, die auch Vorbild fir den Regel-
bereich sein kdnnten. Statt einer Angebotspadagogik mit einer Vereinbarungskultur wie bei-
spielsweise in danischen Produktionsschulen herrscht eine rigide verwaltete Mal3nahme-
padagogik vor. Da den Auszubildenden keine realistischen beruflichen Perspektiven vermit-
telt werden koénnen, beherrscht die Praxis eine tberkommene Kompensations- und an Defizi-
ten orientierte Sonder- und Sozialp&dagogik. In der beruflichen Bildung besteht ein time lag
von etwa einer Generation zu den qualitativ neugeordneten Ausbildungskonzeptionen.
Systemische Ansdtze werden zwar punktuell entwickelt, kdnnen aber aufgrund der 6ffentli-
chen Armut in der Lehrerfortbildung nicht umgesetzt werden (LS 2004).

3.3 Alternativen

Wenn die Durchfihrungstrdger sich zu flexiblen und attraktiven Bildungsanbietern ent-
wickeln wollen, missten sie eine autonome Finanzierung ihrer Arbeit, z.B. durch eine bun-
desweite, selbstverwaltete Stiftung Rehabilitation anstreben. Nur so kdnnen sie nach padago-
gischen Kriterien Uber einen Zyklus von etwa einem Jahrzehnt die erforderliche Bildungs-
infrastruktur vorhalten, Personal qualifizieren, Medien entwickeln, eigenstandig evaluieren
sowie die Konzeption fortschreiben. Eine Offnung fur andere Bildungsnachfrager und regio-
nale Einbindung der Einrichtungen in Qualifizierungsnetzwerke sowie eine regionae Berufs-
bildungsplanung wéren weitere Schritte, um die erheblichen Kosten durch Mehrfachnutzung
und optimale Auslastung zu rechtfertigen.

Die Partizipation der jungen Erwachsenen in der Jugendberufshilfe und Rehabilitation sowie
der Arbeitnehmer in Werkstétten und Berufsforderungswerken muss in eine padagogische
Konzeption eingebunden sein, die analog zu den Erfahrungen der BFW auf einen konsequent
handlungsorientierten Lernprozessin Verbindung mit realer Arbeit setzt.
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BEATRIX NIEMEYER (Universitit Flensburg)

Benachteiligtenfor derung zwischen Berufung und Profession.
Pr ofessionstheor etische Uberlegungen zu einem diffusen
Bildungsbereich

1 Einleitung

Zwischen Ansdtzen der strukturellen Absicherung einerseits und ungesicherten Forderbedin-
gungen andererseits wird das Ubergangssystem von Schule in Ausbildung, das heterogene
Feld der sogenannten Benachteiligtenforderung, von Akteuren unterschiedlicher Berufsgrup-
pen gestaltet. Professionalisierungsprozesse vollziehen sich in der Praxis, situationsbezogen
und in hohem Mal3e marktabhéngig. Wer Benachteiligte an welchem Lernort fordern darf, ist
nicht verbindlich geregelt. Professionsbezogenes Wissen der Akteure speist sich aus Praxis-
erfahrungen und informellen Lernprozessen, eine systematische Vermittlung im Rahmen spe-
zifischer Bildungsgénge erfolgt nicht. Trotz einer Vielzahl von Modellversuchen und Pro-
jekten ist es bislang nicht gelungen, die spezifischen Professionalisierungsbedingungen dieses
Bildungssegments systematisch aufzuarbeiten. ENGGRUBER (2001) konstatiert, dass ,,den
beteiligten Berufsgruppen ein gemeinsames Verstandnis der Profession Berufliche Bildung
benachteiligter Jugendlicher im Sinne [einer] gemeinsam geteilten, ethisch und wissenschaft-
lich begriindeten Sinnwelt* fehle (203). Ebenso mangele es an wissenschaftlichen Untersu-
chungen, die eine solche Profession begriindeten, die ,,orientierungsrelevant fir das berufli-
che Handeln aller drei beteiligten Berufsgruppen ist und in die ebenso alle Professionsnovi-
zen der drei Gruppen gleichermal3en eingefihrt werden missen* (ENGGRUBER 2001, 208).

Im folgenden Beitrag werden zunéchst die strukturellen Merkmale von Benachteiligtenférde-
rung als Bildungsbereich vorgestellt und vor diesem Hintergrund das spezifische Professio-
nalisierungsdilemma erlautert. Im Hinblick auf eine professionstheoretische Verortung der
Benachteiligtenforderung werden im nachsten Abschnitt die Dilemmata und Paradoxien be-
schrieben, die fur diesen Bildungsbereich typisch sind und das berufliche Handeln der Ak-
teure prégen. Daran anschlief3end wird gefragt, wie unter diesen Bedingungen professionelles
padagogisches Handeln in der Berufsschule, in der auf3erschulischen Einrichtung, im Rahmen
von ausbildungsbegleitenden Hilfen oder von Jugendberufshilfemal3nahmen gestaltet wird.
Daraus lassen sich abschlief3end Konsegquenzen ziehen im Hinblick auf die Absicherung von
Benachteiligtenférderung als padagogische Profession ebenso wie im Hinblick auf die Absi-
cherung der Qualifikationsangebote derjenigen, die in diesem Bereich berufstétig sind. Die
empirische Basis des Beitrags bilden die Ertrdge der Forschungsprojekte am Berufshil-
dungsinstitut Arbeit und Technik — biat — der Universitét Flensburg, die unterschiedliche Fra-
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gestellungen zur Thematik des Ubergangs von Jugendlichen mit schlechten Startchancen von
Schule in Ausbildung behandelten.*

2 Berufung— Beruf — Profession — Das Professionalisierungsdilemmain
der Benachteiligtenforderung

»Das Dilemma, arbeitslose Jugendliche nicht auf der Stral3e gammeln zu lassen, ihnen ande-
rerseits aber auch keine echte Berufsperspektive mit den Ublichen Auffangkursen bieten zu
koénnen, haben mittlerweile eine Vielzahl engagierter Sozialarbeiter und Padagogen erfahren.
Vor dem Hintergrund der sich in den nachsten Jahren sicherlich verscharfenden Problemlage
ist neben dem Ausbau schulischer Auffangmal3nahmen mit einem Ausbau der "Forder- und
Grundlehrgénge” durch die BA und freie Tréger zu rechnen.” Dies Zitat stammt aus dem Jahr
1976. 50 000 arbeitslose Jugendliche sollten seinerzeit an entsprechenden Mal3nahmen teil-
nehmen (PETZOLD 1976, 179). Die Frage, wie deren Arbeitsmotivation angesichts fehlender
Ausbildungsmdglichkeiten erhalten bleiben kénne, welche Bildungsangebote oder beglei-
tende Aktionen ihnen eine selbstbestimmte soziale Teilhabe ermdgliche, war damals ein
wichtiger Topos im sozial p&dagogischen Diskurs. Die Suche nach Antworten umfasste neben
der Erweiterung schulischer Bildungsangebote (10. Schuljahr, Berufsvorbereitungsjahre) und
den Malinahmen der Bundesanstalt fur Arbeit auch Selbsthilfeprojekte, die selbstbestimmt
Arbeit und Leben miteinander in Einklang zu bringen suchten und eine breite Palette von
Bildungsangeboten durch Volkshochschulen, Gewerkschaften, Jugendverbande etc. Politi-
sche Bildung bildete ein Kernstiick entsprechender K onzeptionen, und digjenigen, die sich in
diesem Bereich engagierten, folgten damit nicht nur materiellen Interessen, sondern auch
ihrer inneren (politischen) Uberzeugung (vgl. z. B. PETZOLD 1976; PETZOLD/SCHLEGEL
1983).

2002 nahmen im jetzt vereinten Deutschland 85 288 Jugendliche an berufsvorbereitenden
Mal3nahmen teil; 74 360 absolvierten eine aul3erbetriebliche Ausbildung im Rahmen der Be-
nachteiligtenférderung, 66 590 Jugendliche nahmen ausbildungsbegleitenden Hilfen in An-
spruch. Benachteiligtenférderung ist seit Jahren im Berufshildungsbericht als Daueraufgabe
beschrieben, Berufsausbildungsvorbereitung seit Ende 2002 im Berufsbildungsgesetz festge-
schrieben. Damit erfahrt der Prozess der Institutionalisierung des Ubergangsbereiches von
Schule in Aushildung eine weitere ordnungspolitische Absicherung. Vor diesem Hintergrund
ebenso wie angesichts von arbeitsmarktpolitischen Prognosen und bildungspolitischen Ana
lysen kann Benachteiligtenforderung heute als eigenstandiger Bildungsbereich und spezifi-
sches padagogisches Handlungsfeld bezeichnet werden. Aus einem Aktivitétsbereich enga

Socrates- Re-Enter: Improving Transition from school to vocational education and training for low achieving
school leavers, vgl. dazu EVANS/NIEMEY ER 2004; Re-Integration:

vgl. http://www.biat.uni-flensburg.de/biat.www/index_projekte.htm; HOL- Handlungsorientiertes Lernen,
ein gemeinsames Fortbildungsprojekt der Jugendaufbauwerke Niebill, Norderstedt und Glicksburg. vgl.
Abschlussbericht der wissenschaftlichen Begleitung, Flensburg 2003; Prokop- Professionell Kooperieren:
Analyse des Professionalisierungsdilemmas und Entwicklung eines Modells zur verbesserten Zusammen-
arbeit und Qualifizierung von Mitarbeiter/-innen beruflicher Schulen und auf3erschulischer Tréger in der Be-
nachteiligtenférderung, vgl. 1. Zwischenbericht, Flensburg 2003.
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gierter Padagogen ist ein Berufsfeld geworden, fir das sich Merkmale einer padagogischen
Profession identifizieren lassen, auch wenn aufgrund des heterogenen Handlungsfeldes und
der Uberlappung mit anderen padagogischen Tétigkeitsbereichen (noch) nicht im engeren
Sinn von einer Profession gesprochen werden kann. Diese wére durch eine typische Verbin-
dung von Sachorientierung, spezifischer Einbindung in wissenschaftlich erzeugtes Wissen
und auf die existentielle Krisenbearbeitung von Klienten zugeschnittener Berufsethik ge-
kennzeichnet, die gegenuber unvermitteltem Zugriff der Marktdynamik und der burokrati-
schen Verwaltungsmacht einen Schutzraum bildete, der es erst ermdglichte diesen Typ inter-
aktionssensibler beruflicher Arbeit sachgerecht durchzufhren (vgl. STICHWEH 2002).
Gleichwohl wird in der auf3erschulischen und in der schulischen Benachteiligtenférderung
professionelle padagogische Arbeit geleistet, die sich in ihren Zielen, ihrer organisatorischen
Anbindung, ihrer strukturellen Verankerung und in ihrer padagogischen Praxis von klassi-
schen Handlungsfeldern sowohl der Sozial- als auch der Berufspadagogik abgrenzen |&sst.
Um diesem Bildungsbereich in seiner sozial- und bildungspolitische Bedeutung zu der not-
wendigen Anerkennung zu verhelfen, erscheint eine wissenschaftliche Analyse der Profes-
sionalisierungsprozesse und eine professionstheoretische Verortung Uberfalig. Entspre-
chende Forschungsarbeiten in den Bezugsdisziplinen Berufs- und Sozial padagogik sind tber-
schaubar (u. a CHRISTE u. a. 2002; ENGGRUBER 2001; BIERMANN/BONZ/RUTZEL
1999). Insbesondere in der Berufspadagogik werden benachteiligte Jugendliche as Bezugs-
gruppe nur marginal wahrgenommen und innovative Handlungsstrategien, wie sie in der
nunmehr 25-jahrigen Praxis der Benachteiligtenférderung entwickelt wurden, werden umge-
kehrt nur selektiv in die Theoriebildung einbezogen (zu den Spezifika disziplindrer Zugange
vgl. auch BIERMANN/RUTZEL 1999, 18ff). Ebenso wenig hat Benachteiligtenforderung
bislang systematisch Eingang in das Studium der Berufspadagogik gefunden.? Das hat zur
Folge, dass noch immer die Uberwiegende Zahl der Lehrkréfte mehr oder weniger unvorbe-
reitet in Klassen mit Jugendlichen ohne Ausbildung geschickt werden, wo sie dann einen
klassischen Praxisschock erleben.

Die Verankerung von Benachteiligtenférderung als Regelaufgabe impliziert eine zielgerich-
tete Qualifizierung derjenigen, die berufsmaldig mit ihr befasst sind. Dabel lassen sich mo-
dellhaft drei Berufsgruppen unterscheiden:

e Lehrerlnnen der berufshildenden Schulen, incl. der Fachlehrerinnen

e AushilderInnen in den Gberbetrieblichen Ausbildungsstétten und/oder Werkstétten und

e Sozialpaddagoglnnen (in der Praxis auch Erzieherlnnen oder Diplom-Padagoginnen) in
den Einrichtungen aul3erschulischer Bildungstréger.

In den Einrichtungen auf3erschulischer Bildungstréger, die ausbildungsvorbereitende Mal3-
nahmen (BvB), Uberbetriebliche Berufsausbildung (BUE) und ausbildungsbegleitende Hilfen

2 Zwar gibt es an einzelnen Hochschulen den Studiengang Berufliche Rehabilitation, lediglich in Hannover

gibt es einen Lehrstuhl fir Sozialpddagogik in der beruflichen Bildung, in Darmstadt und Dortmund gibt es
entsprechende Zusatz- oder Aufbaustudiengénge, ansonsten bleibt es zuféllig und dem Ermessen der jewei-
ligen Lehrstuhlinhaber tiberlassen, inwieweit Themen der Benachteiligtenférderung Eingang in die Lehre
finden.
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(abH) anbieten, arbeiten Ausbilderlnnen und sozia padagogische Kréfte gemeinsam am Ziel
der beruflichen Eingliederung benachteiligter Jugendlicher. Gleichzeitig sind Berufsschulleh-
rerlnnen mit dieser Zielgruppe konfrontiert, sei es als dualer Partner in den einzelnen Pro-
grammen oder als eigenstandiger Anbieter von Ausbildungsvorbereitunggjahren (AVJ) oder
einzelner Fachschulklassen. Gemeinsam ist diesen drei Berufsgruppen, dass sie sich im Rah-
men ihrer eigenen Ausbildung oder ihres Studiums in aller Regel nicht systematisch fur die
Arbeit mit benachteiligten Jugendlichen qualifizieren konnten. Eine zielgruppenspezifische
Qualifizierung ist fur alle beteiligten Berufsgruppen oft nur im Rahmen von Fortbildung
maoglich. Das folgende Schaubild illustriert dieses Professionalisierungsdilemma in der Be-
nachteiligtenforderung:

Strukturmerkmale der 3 kooperierenden Berufsgruppen in der BNF
\ [
Sozialabeiter-
[ Lehrerinnen ] ‘Ausbilderlnnen] ‘ Innen ’ Beruf
Univer_sitéts- A usbildung FH-Studium Ausbildung
studium
unterrichten ausbilden beraten, begleiten, Ver[n!ttelhde
betreuen Tatigkeit
auBerschulische,
Berufsschule Uberbetriebliche
Einrichtung offen/undefiniert Lernort
gaf. Betrieb
allgemeine Bildung biographische .
Fachtheorie Fachpraxis Bewaéltigungs- Zu vermittelnde
(Fach-)Didaktik kompletenzen Inhalte
K lassenraum W erk statt tberall .
Noten Prufungen offen Arbe”Splatz
Zeugnisse Zertifikate ndefiniert
Erziehungs- berufsspegifisches sozialpadagogische Bezugswissen
wissenschaft Fachwissen Theorien . bzw.
+ Fachdidaktik W issenschaft
Arbeitskultur
K ooperations-
kultur
berufliches
Selbstkonzept
Blick auf die
Jugendlichen

Abb. 1: Professionalisierungsdilemmain der Benachteiligtenforderung
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Die Grafik illustriert, wie unterschiedlich die Berufe der drei Hauptgruppen der Mitarbeiter-
innen und Mitarbeiter in der Benachteiligtenférderung sind und wie stark sich diese in Bezug
auf Ausbildung, Status, Arbeitskultur und berufliches Selbstkonzept unterscheiden. Bereits
ein Blick auf die Raumlichkeiten und Orte, an denen sich professionell-péadagogisches Han-
deln vallzieht, lasst die Unterschiedlichkeit ins Auge springen. Wahrend der traditionelle
Klassenraum der Lehrer-Schiler-Beziehung vergleichsweise wenig raumliche Gestaltungs-
freiheit 1&sst, die Werkstatt in der Regel ganz auf Arbeitserfordernisse ausgerichtet ist, bleibt
der Handlungsraum der sozial padagogischen Begleitung undefiniert und kann sich auf das
gesamte soziale Umfeld der Jugendlichen erstrecken. Ebenso unterschiedlich sind die Be-
griffsgebéude, die das berufliche Handeln der verschiedenen Akteure, ihre fachlichen Téatig-
keiten, padagogische Beziehung, ihre Interaktion und ihre Perspektive auf die Jugendlichen
in Worte fassen. Wahrend Lehrer unterrichten und Ausbilder anleiten, begleiten oder beraten
Sozia padagogen und initiieren informelle Lernprozesse. Ersteren stehen stark formalisierte
Vorgaben und Orientierungshilfen zur Verfiigung, um den Erfolg ihres Tuns zu messen,
Lernerfolg in der Werkstatt dokumentiert sich am Gelingen eines Werkstticks oder eines an-
deren Arbeitsauftrags, wahrend der Erfolg sozial padagogischen Handelns stets von den ein-
zelnen Beteiligten im jeweiligen Situationsbezug zu definieren ist. Entsprechend unter-
schiedlich gestaltet sind die Lehrer-Schiler-, Meister-Lehrlings- oder Sozial pddagoge-Klien-
ten-Beziehung, stehen doch allen unterschiedliche Instrumentarien der Einflussnahme, Sank-
tion und Bewertung zur Verfligung. Die drei Hauptberufsgruppen unterscheiden sich nicht
nur hinsichtlich ihres beruflichen Handelns und der damit verbundenen Lernkultur, sondern
auch hinsichtlich ihres padagogischen Auftrags und dessen Umsetzung in Lern- bzw. Forder-
ziele. Auch die jeweiligen Aushildungsgange dieser drel Gruppen sind grundverschieden,
vollziehen sich in unterschiedlichen Institutionen, beziehen sich auf unterschiedliche Wis-
sensquellen und haben ganz unterschiedliche Formen des Zugangs zum jeweiligen Beruf. In
der Folge unterscheiden sie sich auch hinsichtlich ihres Einkommens und ihres sozialen Sta-
tus.

Der Begriff Professionalisierungsdilemma in der Benachteiligtenforderung bezeichnet also
sowohl die Tatsache, dass ein geordneter Zugang zu diesem Bereich als Profession fehlt, die
Qualifikationsprofile der hier Téatigen heterogen und undefiniert sind und die notwendigen
Kompetenzen oft unsystematisch und informell erworben werden missen, als auch die Tatsa-
che, dass deren Professionalisierungsgrad unterschiedlich weit ausgepragt ist.

3 Professionstheor etische Bezugspunkte — Dilemmata ber uflichen
Handelnsin der Benachteiligtenforderung

Die Ubernahme einer gemeinsamen Verantwortung, wie sie u. a. im Dienstblatt Runderlass
der Bundesanstalt fur Arbeit 8/98 gefordert wird, ist durch die Problematik der notwendigen
Angleichung der berufsspezifischen interindividuellen Unterschiede der in der Benachteilig-
tenfoérderung tétigen Berufsgruppen gepragt. Wissenschaftstheoretisch sind hier die Diszipli-
nen der Berufspadagogik, Soziapadagogik und der jeweiligen Fachwissenschaften mit ihren
je eigenen Verstandnissen, Schwerpunkten und ihrer je eigenen Fachsprache vertreten. Pro-
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fessionstheoretische Uberlegungen zur Benachteiligtenforderung kénnen sich folglich auf
bisherige Professionsforschung in der Sozialp&dagogik ebenso wie in der Berufspadagogik
beziehen, denn die Dualitét der beiden Bezugsdisziplinen kennzeichnet dieses Praxisfeld.

Fur eine professionstheoretische Absicherung der Benachteiligtenforderung, die auf ein ge-
meinsames Verstandnis und eine gemeinsam geteilte ethisch begriindete Sinnwelt der betel-
ligten Berufsgruppen zielt, kénnen die Ertréage der soziapadagogischen Professionalisie-
rungsforschung fruchtbar gemacht werden, die davon ausgeht, dass sich berufliches Handeln
von Sozial padagoginnen und Sozial padagogen als Vermittlungsaufgabe in einem Spannungs-
feld vollzieht, das durch die Widersprichlichkeit von individuellem Interesse und gesell-
schaftlichen Normvorstellungen gepréagt ist. Auch das berufliche Handeln von Ausbilderin-
nen, Ausbildern, Berufspadagoginnen oder -p&dagogen ebenso wie von Sozial padagoginnen
und -pédagogen in den Institutionen der Benachteiligtenférderung ist von Paradoxien gekenn-
zeichnet und beinhaltet deren situative und individuelle Ausgestaltung.’ Diese erscheinen als
Dilemmata zwischen Selektion und Integration, zwischen Fachlichkeit und Forderung, Be-
trieblichkeit und Schonraum; aber auch zwischen wissenschaftlich fundiertem Fachwissen
und personengebundenem Erfahrungswissen, auf das in der Gestaltung von Forderprozessen
fur Jugendliche zurtickgegriffen wird, sowie as Wissens- und Machtgefélle, das die Be-
ziehung zu den Jugendlichen beeinflusst. Hinzu kommt fur die Benachteiligtenforderung
typisch der Widerspruch zwischen ganzheitlicher Férderung und diversifizierten Handlungs-
feldern, in denen diese umzusetzen ist, der sich spiegelt im Dilemma zwischen individueller
Interaktion, die den Forderprozess pragt und interinstitutioneller Kooperation, die notwendig
ist, um ein Forderverhaltnis Uberhaupt erst zustande kommen zu lassen. Berufliches Handeln
der drei genannten Berufsgruppen bedeutet, sich im konkreten Forderprozess in der unmittel-
baren Interaktion mit den Jugendlichen zu diesen Dilemmata zu verhalten und sie im je kon-
kreten Fall situationsangemessen aufzul 0sen oder auszuhalten. Eine Konzeption von Benach-
teiligtenforderung als padagogische Profession erfordert dartiber hinaus die Anerkennung der
Bedeutung der Phase der Sozialisierung in den Beruf sowie, damit in unmittelbarem Zusam-
menhang stehend, die Klérung von Zugangsregelungen und die strukturelle Sicherung des
Arbeitsgebietes. Eine Professionstheorie der Benachtelligtenforderung hétte demnach zu be-
ricksichtigen:

e die Bedeutung der Phase der beruflichen Sozialisation fur die Herausbildung eines pro-
fessionellen Habitus

e die Rekonstruktion der fir das Berufsfeld konstitutiven Antinomien, Dilemmata oder
Paradoxien

e die Rekonstruktion des Spannungs- bzw. Erganzungsverhaltnisses zwischen der Profes-
sionellen-Adressaten-Interaktion einerseits und den institutionellen Strukturen bzw. or-
ganisatorischen Rahmungen andererseits.

ENGGRUBER hat als erste diesen Ansatz auf die Benachteiligtenforderung tbertragen und nennt, im Re-
kurs auf KUTSCHA (1989) und SCHUTZE funf Dilemmata, die das Handlungsfeld Benachteiligtenforde-
rung kennzeichnen (ENGGRUBER 2001, 208ff.), diein die folgenden Uberlegungen mit eingeflossen sind.
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4 Konsequenzen fur die Akteure— professionelles padagogisches Handeln
in der Benachteiligtenforderung

Wie vollzieht sich professionelles padagogisches Handeln unter diesen spezifischen Voraus-
setzungen in der Praxis? Was ist notwendig, damit ein Berufspadagoge, eine Sozial padagogin
oder ein Ausbilder Jugendliche mit schlechten Startchancen professionell férdern kann?
Neben der entsprechenden materiellen Ausstattung mit Ressourcen und der strukturellen Ab-
sicherung des Arbeitsgebietes, deren Relevanz hier nicht unterschétzt werden soll, gehéren
dazu spezifische padagogische und personale Kompetenzen, um die Interaktion mit den Ju-
gendlichen so zu gestalten, dass diese konsequent zur eigenstandigen Biographiegestaltung
befahigt werden. Entsprechende Kompetenzen werden im Rahmen von Studium bzw. Aus-
bildereignungsprifung nicht vermittelt und kénnen sogar im Widerspruch zu konstitutiven
Elementen des beruflichen Selbstbildes stehen und somit die berufliche Tétigkeit in der Be-
nachteiligtenforderung als ,, Storfall* oder ,, Abweichung* erscheinen lassen.

Wie dies im Einzelfall von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in verschiedenen Institutionen
der Benachteiligtenférderung empfunden wird und welche individuellen Strategien des Um-
gangs mit den strukturellen Widerspriichlichkeiten gefunden werden, soll nun illustriert wer-
den*. Firr die Interviewanalyse wurden die oben genannten Merkmale professionellen Han-
delns umformuliert in Fragen nach dem professionellen Selbstverstandnis (Wie wird das
berufliche Handeln legitimiert? Welche Qualitétskriterien gelten? Vor allem wie werden die
strukturellen Widerspriiche und Dilemmata, die dieses Handlungsfeld spezifisch kennzeich-
nen, wahrgenommen und gestaltet?) Es wurde deutlich, dass sich Ausbilderinnen und Aus-
bilder sehr stark Uber ihre Fachlichkeit definieren. Thr Qualitatskriterium ist ein handwerklich
gutes Produkt, dafur flhlen sie sich personlich verantwortlich und legen daher im Herstel-
lungsprozess gern selbst mit Hand an. Damit nehmen sie ,,den Jugendlichen die Arbeit weg®,
wie es ein Einrichtungsleiter ausdriickt. Lehrerinnen und Lehrer sehen sich als Vermittler von
Kenntnissen und Kompetenzen, auch wenn sie erkannt haben ,,nur mit Wissen zuballern, das
kann man in der heutigen Zeit vergessen.” Fur sie deckt der Unterricht in den entsprechenden
Klassen im Normalfall nur einen Teil ihrer Stundenzahl. In der Regel unterrichten sie auch,
oft hauptsachlich, in anderen Klassen und konnen den Unterricht in der Berufsvorbereitung
als zeitlich begrenzt ansehen. Sie empfinden ihn dann selbst als Ausnahme, al's Abweichung
vom ,,normalen® Unterricht. Sozial padagoginnen und Sozia padagogen schliefdlich sehen sich
haufig in der Rolle des Vermittlers zwischen den beiden ersten Berufsgruppen. Sie beraten in
den Einrichtungen auch die Ausbilder in pddagogischen Fragen. Von der Ausbildung her soll-
ten sie am ehesten auf eine Berufstétigkeit in einem sozialen Spannungsfeld vorbereitet sein.
Auf der Mikroebene wird allerdings deutlich, dass Firsorgedenken der Beféhigung zur
Selbststandigkeit oft im Weg stehen kann, dass eine Sozia padagogin sagt: ,,ich frage erst, ob
sie ein Hilfsangebot von mir haben wollen. Ich stilpe ihnen das nicht tber, sondern frage,
madchtest du das wissen...”, scheint eher die Ausnahme zu sein.

4 Es handelt sich im folgenden um eine vorlaufige Auswertung von Interviews, die im Kontext der Projekte

Prokop und HOL entstanden sind. Fur eine umfassendere Analyse verweisen wir auf die in Kirze erschei-
nenden Projektberichte.
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Deutliche Unterschiede zwischen den beteiligten Berufsgruppen zeigten sich auch bei der
Gestaltung und Reflexion der Professionellen-Adressaten-Interaktion (Wie werden die
Jugendlichen gesehen? Wir wird der Kontext gestaltet, in dem die Interaktion stattfindet?
Welche Methoden kommen zur Anwendung? Wie wird das Verhdltnis reflektiert?). Lehrerin-
nen und Lehrer mit der fir sie typischen Berufsbiographie scheinen am weitesten von den
Alltagserfahrungen ihrer Schiler in den AV J-Klassen entfernt, Informationen Gber deren Le-
benswelt sind fur sie im schulischen Kontext relativ schwer zu erhalten. Thr Blick auf die Ju-
gendlichen scheint distanzierter as der der Aushilder in den Berufsfeldern der Einrichtungen,
sie wissen weniger Uber deren Lebenswelt und familiare Hintergriinde. Obwohl ihre Bezie-
hung zu den Jugendlichen durch eine klare Hierarchie gekennzeichnet ist, durch Notenge-
bung eindeutige Qualitéatskriterien festgelegt sind, betonen viele explizit, dass sie am Unter-
richt in AV J-Klassen gerade die padagogische Arbeit schdtzen und die Tatsache, dass sie hier
nicht durch einen Lehrplan eng festgelegt sind. Die Interaktion der Ausbilderinnen und Aus-
bilder mit den Jugendlichen hingegen ist in der Regel an den Erfordernissen des Arbeitspro-
zesses orientiert, sie sehen die Vermittlung von klassischen Arbeitstugenden als ihre Aufgabe
an sowie die Vermittlung von fachpraktischen Kenntnissen und Fertigkeiten. Die Jugendli-
chen sollen lernen, Arbeitsauftrage im Berufsfeld genau und gut auszufihren. Die Qualitat
der Forderung zeigt sich aus dieser Perspektive an der Guite des erstellten Produkts, weniger
an der Personlichkeitsentwicklung der Jugendlichen. Durch die Arbeit mit benachteiligten
Jugendlichen werden diese Mal3stdbe scheinbar auf den Kopf gestellt, denn , Qualitét ist ja
hier zweitrangig”, wie es ein Mitarbeiter treffend ausdrickt: ,die Arbeit mit den Jugendli-
chen, einen Draht zu denen bekommen, die zu motivieren, mit denen zusammenzuarbeiten -
dasist eine ganz andere Geschichte!*

Die Gestaltung und Reflexion der strukturelle Rahmenbedingungen (Welche strukturel-
len und normativen Setzungen bestimmen bzw. begrenzen das berufliche Handeln? Wie wer-
den sie reflektiert? Wird Einfluss auf deren Gestaltung genommen?) geschieht bei allen Ak-
teuren vorwiegend in Bezug auf die unmittelbare Interaktion mit den Jugendlichen. Viele der
befragten Lehrerinnen und Lehrer waren beispielsweise kaum informiert Gber die FOrderbe-
dingungen und Organisationsstrukturen der freien Trager. Wahrend die Mitarbeiterlnnen der
aulBerschulischen Einrichtungen in aller Regel ausschliefdlich mit benachteiligten Jugendli-
chen arbeiten, kleinere Gruppen haben und besonders auf individuelle Unterschiede eingehen
koénnen und zudem ihre Aktivitdten nicht in vorgegebene Zeittakte stiickeln missen, sind
Lehrer in ihren Handlungen viel stérker an vorgegebenen abstrakten Lernzielen, an Vorgaben
des Lehrplans orientiert. Der durch die Institution Schule mit ihrer spezifischen Lernkultur
vorgegebene Rahmen wird in der Regel unhinterfragt hingenommen. Dort wo er verandert
wird, geschieht dies oft ,, heimlich”.

Von zentraler Bedeutung fur den Professionalisierungsprozess sind schlief3dlich die ber ufliche
Sozialisierung und der Zugang zum Téatigkeitsfeld (Wie und wo findet eine Sozialisierung
statt? Was sind die Zugangsvoraussetzungen, sind diese spezifisch geregelt? Welche Kom-
petenzen werden vorausgesetzt? An welchen Erfahrungen wird angeknipft?). Der Weg in
den Beruf von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auf3erschulischer Einrichtungen ist oft ein
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bunter, der Uber verschiedene Stationen fihrt und relativ dicht an der Lebenswelt der Jugend-
lichen ist, was z. B. Umgang mit unsicheren Beschaftigungsverhaltnissen und Arbeitslosig-
keit betrifft. Im Falle der Ausbilder oder Anleiter gehort typischerweise zur Erstqualifikation
die handwerkliche Ausbildung, darauf aufbauend die Meisterprifung (einschliefdlich zuer-
kannter Aushildereignung) zur formalen Qualifikation. ,Aber ein Meister macht seinen
Meister ja nicht, um danach mit Benachteiligten zu arbeiten.” Dies geschieht oft erst nach
langjahriger Berufserfahrung. Da es fur das spezifische Berufsfeld Berufsvorbereitung/Be-
ruf sorientierung/Benachteiligtenférderung keine gesonderte Ausbildung gibt, knipfen Aus-
bilder und Ausbilderinnen in den Berufsfeldern zunéchst an ihre eigenen Lern- und Berufs-
erfahrungen an. Die Dimensionen beruflicher und sozialer Forderung der Jugendlichen er-
schlieffen sich ihnen handlungsorientiert im p&dagogischen Alltag. Viele wissen zunachst
nicht, wie sie den eigenen Anspruch an fachlich gute Arbeit und die Leistungsfahigkeit der
Jugendlichen in Einklang bringen kénnen. Dabei lassen sich zwei Typen unterscheiden: Typ
A hat neben der Fachlichkeit , einen guten Draht zu Jugendlichen“. Er sagt von sich: ,Ich
habe schon immer Wert darauf gelegt, dass die Jugendlichen sehr eigenstandig Dinge erledi-
gen und habe viele Dinge auch zugelassen, wo andere gesagt haben: , Das muss er doch
richtig gezeigt bekommen.” (...) Und damit habe ich gute Erfahrungen gemacht.* Typ B hat
ein fachlich gepragtes Berufsversténdnis, sowohl der Blick auf die Jugendlichen als auch der
Kompetenzbegriff sind durch das fachliche Berufsverstandnis geprégt. Diese Ausbilder ver-
stehen sich zuerst als Tischler, Schlosser, Koch, etc., deren Erfolgskriterium die Qualitét der
von ihnen hergestellten Produkte ist. Sie wollen meisterhafte Arbeit leisten. Ein Kollege legt
dar: ,,Da hatte ich im ersten Jahr tlichtig an mir zu arbeiten. Ich musste das erst mal fir mich
akzeptieren, dass hier nicht Genauigkeit, nicht termingenaue Arbeiten erledigt werden, son-
dern dass es darum geht, die Jugendlichen ein bisschen vorzubereiten auf die Ausbildung.”

Die Wege in den Beruf sind fur Lehrkréfte an berufsbildenden Schulen klar definiert, der Zu-
gang ist genau geregelt — allerdings nicht der Zugang zum Unterricht in AV JJoA-Klassen.
Hier gehen Zufall oder organisatorische Erfordernisse meist vor, aus einigen Interviews ge-
winnt man den Eindruck, der Unterricht im Bereich Benachteiligtenforderung stellt in man-
cher Berufsschule eine Art Initiationsritus dar, nach dem Motto: ,,Da muss jeder mal durch.”
Spezifische Qualifikationen, etwa Fortbildungen oder Zusatzstudien spielen eine untergeord-
nete Rolle, denn , Kollegen werden oft nach stundenplantechnischen Notwendigkeiten zuge-
teilt und nicht nach Neigung bzw. Motivation.”

Die betroffenen Lehrkréfte klagen Gber mangelnde Wertschéatzung ihrer Arbeit und Leistung.
Diese hétte im Kollegium ein schlechtes Image.

Zusammenfassend |8sst sich festhalten: Die Uber die im Rahmen der jeweiligen beruflichen
Erstqualifikation erworbenen fachlichen Qualifikationen hinaus notwendigen spezifischen
padagogischen Kompetenzen, die fur eine erfolgreiche Férderung und berufliche und soziale
Eingliederung von Jugendlichen mit schlechten Startchancen notwendig sind, werden zumeist
informell, im Arbeitsprozess erworben. Sie erscheinen eher as Personlichkeitsmerkmale
denn als gezielt zu erwerbende Kompetenz. Im beruflichen Kontext sind sie in der Regel
nicht als besondere Leistung anerkannt, sondern werden eher gering geschétzt. Als Bereiche,
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in denen informelle Kompetenzen erworben worden sind, wurden genannt: Sport, Sportver-
ein, Erfahrungen in der Jugendarbeit, privater Umgang mit Jugendlichen, Berufs- und Le-
benserfahrung: ,,ich habe ja selbst zwei Kinder, daweil3 ich wie dasist.“ Erfahrung erscheint
als ein zentraler Faktor, wenn es um berufliche Kompetenzen geht. Erfahrung bildet sich
durch gemeinsames Erleben und Durchleben von konflikthaft empfundenen Situationen und
deren erfolgreiche Aufldsung. Dabei bilden die Kollegen wichtige Ansprechpartner im Kon-
fliktfall mit Jugendlichen, die ja auch als personliche Grenzerfahrungen erlebt werden.

Angesichts aktueller Entwicklungen in der Benachteiligtenpadagogik mit einer klar ausge-
pragten Tendenz zur Individualisierung der Forderung und zur Verzahnung und Integration
einzelner Forderbausteine mit dem Ziel einer ganzheitlichen Personlichkeitsentwicklung
kommt der K ooperation der padagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Alltag eine
wachsende Bedeutung zu. Eine systematische Rickkoppelung der Erkenntnisse und Erfah-
rungen aus den einzelnen Forderbereichen, Werkstatt, Praktikum, sozia padagogische Betreu-
ung, wird zum grundlegenden Bestandteil integrierter kompetenzorientierter Forderung. An-
dererseits kommt aufgrund der zentralen kulturellen Bedeutung des Hauptschul abschlusses
fur die Aushildungsvorbereitung der Institution Berufsschule hier eine Schllsselfunktion zu.
Berufsschullehrerinnen und -lehrer spielen im Forderprozess eine entscheidende Rolle, wenn
sie Uber die Erreichung des Hauptschulabschlusses zu entscheiden haben.

5 Fazt

Aus den bisherigen Ausfuhrungen ergeben sich Konsegquenzen in zweierlel Hinsicht: Zum ei-
nen gilt es, das Profil von Benachteiligtenforderung als padagogischer Profession weiter zu
scharfen. Dies beinhaltet die weitere strukturelle Absicherung, die weitere Erforschung von
Professionalisierungsprozessen und padagogischem Grundlagenwissen (z.B. zur Bedeutung
informeller Lernprozesse fur die soziale und berufliche Integration, zum Verhdtnis von
Padagogik und Okonomie oder auch Langzeitverbleibstudien benachteiligter Jugendlicher)
sowie die Anerkennung der sozial- und bildungspolitischen Bedeutung durch die Festlegung
von Qualifizierungsstandards fur digjenigen, die in diesem Bereich berufstétig sind, auch an
den berufsbildenden Schulen. Zum anderen ergeben sich Konsequenzen fur die Professionali-
sierungsprozesse der Akteure. Hierzu gehdren die weitere Entwicklung eines entsprechenden
quantitativen und qualitativen Fortbildungsangebots ebenso wie entsprechende curriculare
Anderungen in den Ausbildungsgéangen der beteiligten Berufsgruppen. Gemessen am Bedarf
gibt es eindeutig zu wenig Fortbildungsangebote. Konzepte, die einrichtungs- und berufs-
gruppentibergreifende Fortbildungen anbieten, wéren weiter zu entwickeln. In diesem Zu-
sammenhang ist z. B. auf die Erfahrungen im laufenden BLK-Modellversuch Lido der Uni-
versitét Hannover hinzuweisen sowie auf die Evaluation der Fortbildungsveranstaltung ,, HoL
— handlungsorientiertes Lernen* dreier Jugendaufbauwerke in Schleswig-Holstein, deren Er-
gebnisse im Praxisteil dieser Ausgabe zusammengefasst sind.

Abschlief?end sei hier noch auf die Diskrepanz zwischen Forschung und Praxis hingewiesen:
Gerade im auferschulischen Bereich sind in den letzten 25 Jahren hervorragende padagogi-
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sche Konzepte und Methoden fir die berufliche und soziale Integration Jugendlicher ent-
wickelt worden, ohne dass dies entsprechend von den Bezugsdisziplinen rezipiert wurde. Die
Ergebnisse von INKA | und Il (INBAS 1998 und 2001) ebenso wie die Sammlung des Good
Practice Center des Bundesinstituts fir Berufsbildung (BIBB 2001) belegen den gegenwaérti-
gen hohen Stand der Entwicklung der konzeptionellen pédagogischen Arbeit in der aul3er-
schulischen Benachteiligtenforderung. Gleiches gilt fir die Arbeiten des Deutschen Jugend-
instituts, die im Kontext der Evaluation des Programms Arbeitsweltbezogene Jugendsozial-
arbeit entstanden sind (DJ 2000). Hier werden gelungene Praxiserfahrungen auf unter-
schiedlichen Ebenen (Vernetzung, Trégerkooperation, Motivationshilfen, Lernarrangements)
dokumentiert. Diese Studien erschlief3en jedoch weder die Qualifizierungs- und Professiona
lisierungsprozesse der Padagogen und Ausbilder, die Vorbedingung fur die Entwicklung sol-
cher Modelle sind, noch die Lernprozesse und das Fach- und Erfahrungswissen, das im Kon-
text der Modellentwicklung und/oder durch die intensive Auseinandersetzung mit der eigenen
Berufstétigkeit im Rahmen von 25 Jahren Benachteiligtenforderung akkumuliert werden
konnte. Es bleibt wenig professionell, nicht systematisch sicherzustellen, dass dieses Erfah-
rungswissen genutzt werden kann und dass die Akteure in diesem Bereich regelmaliig und
systematisch das Wissen und die Kompetenzen erwerben kénnen, die fur ihr erfolgreiches
Bestehen im Arbeitsgebiet Benachteiligtenforderung V oraussetzung sind.
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ULRICH WITTWER & WOLFGANG SEYD (Berufsforderungswerk
Hamburg, Universitat Hamburg)

Das Recht behinderter Menschen auf Teilhabe am Arbeitseben.
Memorandum ausder Arbetsgemeinschaft Deutscher
Ber ufsfor derungswer ke

2003 war das ,, Européische Jahr der behinderten Menschen*. Es war erfolgreich — wie dbri-
gens dle , Europdischen Jahre fur ...". 182 Projekte wurden mit insgesamt 3,35 Mio. € gefor-
dert, wie der Parlamentarische Staatssekretér im Bundesministerium fur Gesundheit und So-
ziale Sicherung, Franz THONNES, am 18.2.04 auf der Auswertungsveranstaltung in Berlin
zu berichten wusste (zit. in: BAR-Information Nr. 1/2004 v. 23.02.04, 7). In weit mehr als
1.000 Veranstaltungen sind die Rechte behinderter Menschen beschworen und die Erfolge
auf dem Gebiet der Gesetzgebung mit dem Erlass des SGB 1X und des Gleichstellungsgeset-
zes herausgestellt worden. Aber diese Erfolgsfeststellungen kdnnen nicht dartiber hinwegtau-
schen, dass nach wie vor nahezu 200.000 Menschen mit einer anerkannten Schwerbehinde-
rung arbeitslos sind, die Beschéftigungsquote schwerbehinderter Menschen mit 3,7 % von der
gesetzlichen 5 %-Norm weit entfernt ist und sich immer weiter entfernt. Auch behinderten
Absolventen von Aus- und Weiterbildungsmal3nahmen félt es zunehmend schwerer, den
Einstieg oder Wiedereinstieg in eine geregelte Beschaftigung zu finden.

Die finanzielle Situation der Rehabilitationstréger ist hinlanglich bekannt: Alle grof3en Tr&-
gergruppen, die Bundesagentur fur Arbeit ebenso wie die Renten- und Unfallversicherungen,
sind zu aulRerster Haushaltsdisziplin aufgerufen. Ihre Mittelvergabe wird scharfen Auslese-
Kriterien unterzogen. So steht die Situation behinderter Menschen hinsichtlich ihrer Teilhabe
am Arbeitsleben nach Auffassung der Aktion Psychisch Kranker mittlerweile in krassem Wi-
derspruch zu den gesetzlichen Moglichkeiten, die den Leistungsberechtigten einger&umt
worden sind (APK 2004): Nur noch ein Drittel aller psychisch behinderten Menschen geht
einer geregelten Arbeit nach, die meisten in einer Werkstatt fir behinderte Menschen, gerade
jeder zehnte in einem Wirtschaftsbetrieb.

Es ist also zu befurchten, dass unter den Sparzwangen der Sozialversicherungstrager behin-
derten Menschen nicht mehr die ihnen nach den gesetzlichen Bestimmungen zustehenden
Leistungen gewahrt werden, weil finanzielle Erwégungen bei der Bewilligung von im Ein-
zelfall notwendigen Entscheidungen den Ausschlag geben. Bedroht sind davon nattirlich auch
die Leistungserbringer wie die Berufsforderungs- und Berufshildungswerke, die as Spezia-
einrichtungen Leistungen anbieten, die in den Rechtsrahmen des SGB | X eingebettet sind und
deren Qualitétsstandards auf Grund des radikalen Sparkurses der Rehabilitationstrager ausge-
hohlt zu werden drohen.

In der Tat deutet vieles darauf hin, dass man sich ernsthaft Sorgen um die Chancen und Per-
spektiven behinderter Menschen in der Bundesrepublik Deutschland machen muss. Der
groRte Teil der betroffenen Menschen hat aber kaum Gelegenheit, seine Néte und Angste Po-
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litikern und anderen gesellschaftlichen Entscheidungstragern zu Gehér zu bringen. Deshalb
fuhlen sich die Arbeitsgemeinschaften der L eistungserbringer aufgerufen,

e die Anspriiche der Leistungsberechtigten an das gegliederte und entfaltete System beruf-
licher Rehabilitation stellvertretend in aller Deutlichkeit zu benennen und einzufordern,

e die Situation behinderter Menschen hinsichtlich der faktischen Umsetzung ihres Teil-
habeanspruchs aus dem Blickwinkel der Betroffenen klar und deutlich zu umreif3en und
daran anknuipfend

e Forderungen und Empfehlungen zur kiinftigen Gestaltung des Systems auf den Tisch zu
legen.

1 DieAnsprichebehinderter Menschen auf Teilhabe am Arbeitsleben

Mit dem Neunten Buch des Sozialgesetzbuches wurde nach Ansicht aller Fachleute und Ver-
treter von Betroffenen ein ,Meilenstein® an den Weg gestellt (MEHRHOFF/LASCHET
2003, WITWER 2003, HAINES 2004). Es wurde mit den Stimmen aller grof3en Parteien im
Bundestag verabschiedet und trat zum 1.7.2001 in Kraft.

Das SGB 1X hat einen Paradigmenwechsel eingeleitet. Es ist getragen von einem grundle-
gend ,neuen* Verstandnis der Rechte und Anspriiche behinderter Menschen: Sie sind nicht
mehr Objekt, sondern Subjekt der Anspruchsgewéhrung; sie sind in Entscheidungen einzube-
ziehen: ,Nichts Uber uns ohne uns* lautete konsequenterwei se das deutsche Motto fur das Eu-
ropéi sche Jahr der Menschen mit Behinderungen.

Das zentrale Ziel des Gesetzes ist, behinderten Menschen moglichst auf Dauer Teilhabe im
Arbeitsleben und am Leben in der Gesellschaft zu ermdglichen und zu sichern. Weitere
(Sub-)Zielerichten sich darauf,

e die Selbststéndigkeit und Selbstbestimmung behinderter Menschen zu erhéhen,

e den behinderten Menschen ein Wunsch- und Wahlrecht bei den ihnen zustehenden Leis-
tungen zu gewahren,

e die besonderen Bedirfnisse der behinderten Menschen, vor allem der Frauen und Kinder
sowie der psychisch behinderten und der hérbehinderten Menschen, zu berticksichtigen,

e die Arbeitsgemeinschaften und Spitzenverbande der behinderten Menschen an der politi-
schen Entscheldungsfindung maf3geblich zu beteiligen.

2 Die Situation hinsichtlich der faktischen Umsetzung des Rechtes
behinderter Menschen auf Teillhabe am Arbeitsleben

2.1 DieEinleitung von Maf3nahmen zur beruflichen Rehabilitation

Es ist unstrittig, dass am Beginn einer Rehabilitationsmaldnahme die sorgféltige Abklarung
stehen muss, welche L eistungsvoraussetzungen der Teilnehmer mitbringt, welche Neigungen
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und Interessen er hat und welche M 6glichkeiten daraus fur seine berufliche Integration in den
Arbeitsmarkt erwachsen. Diese Eignungsdiagnostik ist prinzipiell Aufgabe der Rehabilitati-
onstréger, die sich alerdings in den vergangenen Jahren bei dieser Abklérung des Sach-
verstandes der Leistungserbringer in starkem Mal3e bedient haben (SEYD/HALLWACHS
ICKERT 1986; WOLF 1996). Diese wiederum haben ihr Know-how in Richtung auf das
Spezialangebot ,, Reha Assessment* geschérft (PECHTOLD et al. 2003).

Mittlerweile ist alerdings zu registrieren, dass eine sorgfdltige Eignungsdiagnostik nicht
mehr in der gewohnten Weise und Qualitét vorgenommen wird, well diese zusétzliche Kosten
zur anschlieffenden Umschulungs- oder Trainingsmal3nahme verursacht. Allein in diesem
L eistungssegment gingen die Anmeldungen fir Mal3nahmen der Berufsfindung und Arbeits-
erprobung im Jahre 2003 um 50 % zurtick. Auch werden beantragte und eigentlich notwen-
dige Vorbereitungslehrgange nicht mehr bewilligt, weil dadurch ebenfalls Kosten gespart
werden. Auch hier sind die Fallzahlen um 40 % zurlickgegangen. Bedenklich ist das vor al-
lem deshalb, weil nach aller Erfahrung eine unzureichende Eignungsabklarung und nicht aus-
reichende Vorbereitung Abbriiche vermehren und dadurch unnétige Kosten entstehen lassen.

2.2 Der Stellenwert der beruflichen Rehabilitation

Die Grundhaltung der Bundesagentur fir Arbeit weicht von ihrer in den Jahren seit dem Ak-
tionsprogramm Berufliche Rehabilitation (1970) eingenommenen Position erheblich ab. So
ist die Eingliederung schwerbehinderter Menschen nicht —wie in all den Vorjahren — als ge-
schéftspolitischer Schwerpunkt fir 2004 formuliert worden. Im Organigramm der Zentrae
der Bundesagentur fur Arbeit kommt Rehabilitation Gberhaupt nicht mehr vor, sondern ist
eingebunden in Aufgabenbereiche wie , Produkte und Programme, operative Steuerung
usw.“. Sprache ist verraterisch...

In einer Vorlage fur den Verwaltungsrat der BA wird zwar herausgestrichen, dass mit Haus-
haltsmitteln in Hohe von 3,3 Mrd. € fir das Jahr 2004 bei einer Steigerung um rund 300 Mio.
€ ein neuer Hochststand erreicht wurde, gleichzeitig wird aber festgestellt, dass die Teilneh-
merzahl nunmehr auf dem erreichten Stand eingefroren und Rehabilitationseinrichtungen in-
stitutionelle Foérderung nicht mehr gewahrt wird. Auch hier wird wieder hervorgehoben, wie
wichtig die Kriterien der Effizienz und Effektivitét seien, und dass man es sich nicht erlauben
konne, Mittel in Malinahmen zu investieren, die sich nicht durch Riickzahlungen in Form von
Sozialversicherungsbeitrdgen amortisierten.

Zweifellos beeinflusst die Situation auf dem Arbeits- und Ausbildungsmarkt den Stellenwert
der beruflichen Rehabilitation bei den Rehabilitationstragern. Ist der Arbeitsmarkt aufnah-
mefahig fur Absolventen teurer aulRerbetrieblicher Bildungsmal3nahmen, schldgt sich der fi-
nanzielle Aufwand leichter in erfolgreichen Eingliederungen nieder und rechtfertigt aus wirt-
schaftlicher Perspektive die Bewilligung entsprechender Leistungen. Ist der Ausbildungs
markt wie derzeit von einem Nachfrageliberhang gepragt, drangen mehr Interessenten in die
aul3erbetriebliche Ausbildung. Das treibt die Kosten in die Hohe, das senkt die Erfolgsaus-
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sichten der Teilnehmer und ruft Kritiker auf den Plan, die auf die Zweck-Mittel-Relation
verweisen und nach preiswerteren Leistungsangeboten rufen.

2.3 Qualifizierung behinderter Menschen

Die Bundesagentur fur Arbeit verweigert zunehmend eine umfassende Qualifizierung (z. B.
eine 24 Monate wadhrende Umschulung), weil sie der Auffassung ist, dass durch Kurzzeit-
mal3nahmen ebenfalls (und zwar sehr schnell) eine Eingliederung auf freie Arbeitsplétze er-
reicht werden kann. Dies wird mit dem furchtbaren, weil menschenunwirdigen Wort von der
»passgenauen Qualifizierung“ zum Ausdruck gebracht. Im Nichtbehindertenbereich hat diese
Praxis bereits zum Zusammenbruch unzahliger Einrichtungen und damit zur Verédung der
Weiterbildungslandschaft gefiihrt. Von den ehemals tiber 500.000 jdhrlichen Neueintritten in
aul3erbetriebliche Weiterbildungsmal3nahmen sind gerade einma 120.000 dbrig geblieben.
Auch im Bereich der beruflichen Rehabilitation greift zunehmend die Sichtweise, dass nur
bewilligt werden darf, was sich in Heller und Pfennig rechnet.

Diese Entwicklung ist aus grundsétzlichen Erwagungen heraus hochst bedenklich:

Die Situation auf dem Arbeitsmarkt veréndert sich standig. Sie kann nur mit geringer prog-
nostischer Validitét vorausgesagt werden (DOSTAL/PARMENTIER/SCHADE 1999). Pa-
rallel zur Entwicklung zu einer Dienstleistungs- und Beratungsgesellschaft werden Arbeits-
plétze fur gering Qualifizierte abgebaut und/oder ins Niedriglohn-Ausland verlagert, wahrend
mehr und mehr Arbeitsplétze fur hochkardtige Fachkrafte eingerichtet und Beratungs- und
Managementfunktionen ausgebaut werden (JANSEN 2000; DOSTAL 1999; 2000). Schon im
Jahresgutachten 2004 der Wirtschaftsweisen wird darauf hingewiesen, dass ein Fachkréfte-
mangel besteht. Diese Entwicklung wird auch bel der Strukturanalyse der Arbeitslosigkeit
deutlich. So war die Arbeitslosenquote von Erwerbspersonen ohne abgeschlossene Berufs-
ausbildung in den letzten Jahren etwa doppelt so hoch wie die Arbeitslosenquote insgesamt,
die Arbeitslosigkeit von Personen mit abgeschlossener Ausbildung im dualen System lag um
das Dreifache darunter.

Betrachtet man diese Situation auf dem Arbeitsmarkt und die zu erwartende Entwicklung, ist
eine Form der Qualifizierung anzustreben, mit der Fachkraftemangel am besten beseitigt wird
(DOSTAL 2001). Die Qualifizierung muss so umfassend wie méglich erfolgen, wenn nicht
nur eine irgendwie geartete Arbeitsplatz-Ausfillbeféhigung sondern eine echte Beschéfti-
gungsfahigkeit und damit wirkliche Arbeitsmarktkompetenz erreicht werden soll (FISCHER/
STEFFENS-DUCH 2000; GAZIER 2001; SEYD 2002). Dabei handelt es sich um eine inter-
nationale Einsicht in ein Ubernationales Phanomen, wie Belege aus anderen Industrieldndern
beweisen (v.d HEUVEL 2001; KIERAN 2001; MACKAY et a. 2001; MEAGER 2001; PE-
TERS/ZWINKELS 2001).

Qualifizierung fur einen Arbeitsplatz hat den Nachteil, eng an betriebsspezifische Anforde-
rungen gebunden zu sein und so berufliche Flexibilitét und Mobilitét auf einem grofReren Ar-
beitsmarkt nicht sicherstellen zu kdnnen. Flexibilitat und Mobilitét werden aber mittlerweile
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auch von Klein- und Mittelbetrieben gefordert (MODROW-THIEL 1997; STRAKA/
KLEINANN 1997).

24 Qualitat der Leistungsangebote

Es ist offensichtlich, dass angesichts der Mittelknappheit bel Entscheidungen dber notwen-
dige Leistungen zur beruflichen Rehabilitation die Qualitdt zusehends eine untergeordnete
Rolle spielt. Wie hinlanglich bekannt ist, hat Qualitét ihren Preis, so dass Menschen, die auf
Grund der Art oder Schwere ihrer Behinderung besonderer Hilfen bedirfen, auch eine Quali-
fizierung in Berufsforderungs- und Berufsbildungswerken erhalten mussen. Allein diese Spe-
zialeinrichtungen kénnen die den behinderten Menschen geschuldete Qualitéat garantieren. So
sind sie seinerzeit konzipiert worden, so wurden sie mit Mitteln der Rehabilitationstrager und
des Bundesministers fur Arbeit und Sozialordnung, heute fir Gesundheit und Soziale Siche-
rung, ausgestattet, und so ist auch das Qualifikationspotenzial und das Selbstverstandnis ihrer
Mitarbeiter ausgepragt.

2.5 Ausschreibungen vor dem Hintergrund der Teilnahme gemeinnttziger
Unternehmen

In letzter Zeit werden zunehmend Bildungsmal3nahmen und in gewissem Umfang auch Mal3-
nahmen der beruflichen Rehabilitation mit der Begriindung ausgeschrieben, auch bei diesen
Leistungen verlange dies das Vergaberecht. Das aber scheint nach neuester Rechtsauffassung
nicht mit dem europdischen L eistungsrecht vereinbar zu sein.

So kommen sowohl FAHLBUSCH (2004) als auch BIERITZ-HADER (2004) in ihren
Rechtsgutachten zu der Auffassung, eine Ausschreibung von Leistungen zur beruflichen For-
derung behinderter Menschen sei nicht zuléssig. Beispielsweise erkléart Fahlbusch in seinem
Gutachten ,,Zur Anwendbarkeit des § 7 Nr. 6 VOL/A bel der Beschaffung sozialer Dienst-
leistungen”: Die ,, Beschaffung von Dienstleistungen im Bereich der Sozial-, Kinder- und Ju-
gendhilfe ... kann wegen des vorrangig anzuwendenden L ei stungserbringungsrechts regelméa
[Big nicht im Wege der Vergabe erfolgen”. Deutlicher kann man es nicht sagen.

2.6 Ingtitutionelle Férderung

Die Bundesagentur fur Arbeit lehnt seit 2003 die institutionelle Forderung von Berufshil-
dungswerken und Berufsforderungswerken ab. Sie begriindet ihre Haltung damit, dass der
Aufbau des Netzes an Berufshildungs- und Berufsforderungswerken abgeschlossen und daher
die weitere Foérderung weder n6tig noch nach den gesetzlichen Bestimmungen zul&ssig sai.
Diese Auffassung widerspricht sowohl § 19 SGB IX als auch § 248 SGB |11, da dort aus-
dricklich eine Foérderung nicht nur fir den Aufbau, sondern auch fir die Erweiterung und die
Ausstattung vorgesehen ist.
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2.7 Kostensitze der Berufsforderungswer ke

Die Geschéftspolitik und Strategie der Bundesagentur fur Arbeit zielt bel der Anerkennung
von Vergutungen fur Leistungen der Berufsforderungswerke offenbar auf ein zentrales Preis-
diktat. Mittelfristig mochte sie nur noch solche Kostensétze anerkennen, die sich an einem
Mittelwert orientieren, der sich aus den Kosten aller Einrichtungen errechnet, jedoch Beson-
derheiten einzelner Einrichtungen nicht berticksichtigt und einheitliche Qualitétsstandards
nicht zugrunde legt. Genau dies ist aber in § 21 SGB |X gefordert: Rehabilitationstrager und
Leistungserbringer sollen sich Uber gemeinsame Qualitdtsstandards verstandigen. Obwonhl
nun seit einem Jahr eine ,, Gemeinsame Empfehlung der Rehabilitationstréger zur Qualitéts-
sicherung” vorliegt — in Kraft getreten ist sie zum 1.7.2003 —, ist das bislang nicht erfolgt.

Langfristig wird angestrebt, Uberhaupt keine Kostensatz-Verhandlungen mehr zu fihren,
sondern wie im Bereich der beruflichen Fort- und Weiterbildung einheitliche Durchschnitts-
preise vorzugeben oder Leistungen offentlich auszuschreiben. Die Kostengrundsétze, nach
denen jahrzehntelang verfahren worden war, sind seinerzeit zum Ende 1998 gekindigt wor-
den, um den Einrichtungen mehr Spielraume bel der Optimierung ihres Leistungsangebotes
zu gewdhren und zugleich ihre Kostendisziplin herauszufordern. Die Einrichtungen sollten —
Wirtschaftsunternehmen gleich — ihre Kosten nach Mal3stdben der Leistungsqualitét unter
Beachtung der Maximen von Wirtschaftlichkeit und sparsamer Haushaltsfihrung ermitteln
und in Verhandlungen mit den Rehabilitationstrégern festlegen. Der nunmehr eingeschlagene
Kurs zentralverwaltungsorientierten Vorgehens bricht mit dem Bekenntnis zur prozessopti-
malen Leistungserbringung in der Verantwortung derer, die in der Arbeit mit den Leistungs-
berechtigten jenen Sachverstand ausgepragt haben, der einer zentralen V orgabei nstitution nun
einmal von der Sache her ermangeln muss. Er setzt die Einrichtungen in den Stand abhangi-
ger Dienststellen zuriick und nimmt ihnen und ihren Belegschaften den notwendigen Entfal-
tungs- und Gestaltungsspielraum im Interesse der behinderten Teilnehmer. Dies stellt letzt-
lich einen eklatanten Bruch des Verfassungsgebotes aus Art. 3 GG dar, demzufolge niemand
wegen einer Behinderung benachteiligt werden darf.

Man kommt nicht umhin festzustellen: Die im SGB 1X proklamierten politischen Ziele be-
ruflicher Rehabilitation werden durch das konkrete Handeln der Bundesagentur fur Arbeit
konterkariert, weniger vor Ort, in den Arbeitsagenturen, als vielmehr in der Zentrale und den
Regionaldirektionen (so lange es sie noch gibt). Nicht die im Gesetz genannten Ziele, kom-
patibel mit dem Geist des SGB 1 X, werden den Entscheidungen Uber individuelle und institu-
tionelle Forderung zu Grunde gelegt. Es sind ausschliefdich finanzielle Erwagungen und so
genannte Sachzwange, die das Handeln — und leider meist auch das Denken — der Verant-
wortlichen bestimmen. Im Vordergrund steht nicht (mehr) der Mensch und seine individuel-
len Bedurfnisse, sondern der Preis. Entscheidend ist nicht die langfristige Integration, sondern
der schnelle Eingliederungserfolg, so voriibergehend auch immer er sein mag.
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3 Forderungen und Empfehlungen zur kiinftigen Gestaltung des Systems
beruflicher Rehabilitation

Anders als von der Bundesagentur fur Arbeit zunehmend praktiziert ist also, wenn dies im
Einzelfall moglich ist, eine umfassende Qualifizierung in Form einer Vollausbildung kurz-
fristigen Anpassungsmalinahmen vorzuziehen. Nur diese gewéhrleistet Beschaftigungsfahig-
keit und sichert damit am ehesten eine dauerhafte Eingliederung, auch mit der Perspektive
weiterer beruflicher Entwicklung.

Die Betrachtung des Einzelfalles schliefdt selbstverstandlich ein, dass auch Angebote ohne ei-
nen anerkannten Abschluss die richtigen Mal3nahmen sein konnen. Dies kann vor allem bei
dlteren, aber auch bei jenen Menschen sinnvoll sein, die intellektuell einer Vollausbildung
nicht gewachsen sind. Auch mag Menschen, die in ihrem Berufsfeld weiterhin tétig sein kon-
nen, mit einem individuell angepassten Bildungsmodul am besten geholfen sein.

Wenn aber ein behinderter Mensch auf Grund der Auswirkungen seiner Behinderung in sei-
nem bisherigen Beruf und seinem bisherigen Umfeld nicht mehr einsetzbar ist, mussihm eine
Qualifizierung fur einen neuen Beruf gewdahrt werden. Schliefdlich hat er fur diesen Fall in
seine Arbeitdosen- und Rentenversicherung eingezahlt, verbunden mit dem Anspruch, im
Fall des Falles eine bestmdgliche Chance auf eine Riickkehr ins Arbeitsleben zu erhalten —
und nicht eine im Interesse des Rehabilitationstrégers moglichst kostengiinstige. Ohne eine
neue umfassende Qualifizierung gilt der Betroffene auf dem Arbeitsmarkt als Ungelernter mit
den geschilderten Eingliederungsproblemen. Zusétzlich missen behinderte Menschen, um ih-
ren durch die Behinderung vorhandenen Wettbewerbsnachteil ausgleichen zu kénnen, durch
eine moglichst gute Qualifizierung in besonderer Weise fir den Arbeitgeber interessant sein.

Gefordert werden muss daher die Vereinbarung von Qualitétsstandards, mit denen behinder-
ten Menschen der besondere Forderbedarf gewahrleistet wird. Diese Standards der Struktur-
und Prozessqualitét missen sich an einer optimalen Ergebnisqualitét ausrichten und nicht an
einem Niedrigpreis-Niveau. Nur so kdnnen die Forderungen aus den 88 20 f. und 35 SGB |X
eingel st werden.

Inzwischen dirfte gutachterlich eindeutig gekléart sein, dass Rehabilitationseistungen nicht
dem Vergaberecht gemal? 8 7 Nr. 6 VOL/A unterliegen. Eine 6ffentliche Ausschreibung von
Leistungen zur beruflichen Rehabilitation ist also ungesetzlich. Denn Rehabilitationsleistun-
gen sind Teil der Leistungen, die im Rahmen der Gesundheitsvorsorge erbracht werden, und
die Leistungserbringer stehen zum Leistungstrager nach dem Inkrafttreten des SGB 1X in ei-
nem offentlich-rechtlichen Vertragsverhdtnis. Noch einmal in aller Deutlichkeit: Auf derar-
tige Konstellationen ist das V ergaberecht nicht anwendbar.

Ausschreibungen sind auch aus der Sache heraus schédlich, wiirden sie doch regionale Struk-
turen zerstoren und Uberregionale Leistungsanbieter zu Lasten ortsansassiger regionaler Kon-
kurrenten bevorzugen. Letztendlich besteht dann die Gefahr, dass wenige Uberregionale An-
bieter den Markt unter sich aufteilen. Dies liefe dem Prinzip wohnortnaher Versorgung strikt
zuwider. Eine dhnliche Entwicklung zeigt sich bereits in der Stromwirtschaft. Besonders be-
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denklich ist aber, dass nach einem Urteil des Oberlandesgerichts Disseldorf gemeinnitzige
Unternehmen sich an Ausschreibungen tberhaupt nicht beteiligen dirfen, weil sie steuerbe-
gunstigt sind. Diese Rechtslage zerstort, wenn man nicht grundsétzlich von Ausschreibungen
absieht, die gesamte gemeinniitzige Tragerstruktur.

Besonders bedenklich wére allerdings, wenn auch Ausschreibungen fir Leistungen, die bis-
her ausschliefdlich in Rehabilitationseinrichtungen durchgefihrt werden, weil sie fir beson-
ders betroffene Menschen gedacht sind, nach den Grundsétzen des deutschen Vergaberechts
bundesweit Gffentlich ausgeschrieben werden wirden. Eine derartige Verfahrensweise ver-
stief3e gegen 8 35 des SGB |1X. Diese Bestimmung stellt klar, dass Leistungen zur Teilhabe
am Arbeitsleben durch Berufsbildungswerke, Berufsforderungswerke und vergleichbare Ein-
richtungen ausgefihrt werden, soweit Art oder Schwere der Behinderung oder die Sicherung
des Erfolges der Rehabilitation die besonderen Hilfen dieser Einrichtungen erforderlich ma-
chen. Eine Ausschreibung wiirde also bedeuten, dass Berufsforderungswerke und gleichartige
Einrichtungen sich um eine Leistung bewerben mussten, die bei ihnen selbst durchgefuhrt
wird. Folgt man dem Oberlandesgericht Disseldorf, dirften sich Berufsférderungswerke und
Berufshildungswerke auf eine solche Ausschreibung allerdings nicht einmal bewerben und
wéren von der Leistungsgewéahrung ausgeschlossen, obwohl sie im Gesetz ausdricklich er-
wahnt werden. Hier ist auch der Situation Rechnung zu tragen, dass Berufsforderungswerke
und Berufsbildungswerke nach wie vor als feste und unverzichtbare Bestandteile des Rehabi-
litationssystems in Deutschland gewollt sind. 8 19 SGB X Ubertragt den Rehabilitationstra-
gern ausdriicklich die Verantwortung fir eine ausreichende Zahl, Struktur und Qualitét sol-
cher Einrichtungen.

Unbestritten ist, dass das Netz der Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation abgeschlos-
sen und der Bau neuer Einrichtungen wegen der schon bestehenden V ersorgungsdichte nicht
notwendig ist. Gleichwohl besteht bei vielen Einrichtungen sowohl Instandhaltungs- al's auch
Erneuerungsbedarf, und das in beachtlichem finanziellen Ausmal3. Selbstversténdlich muss
sich eine ingtitutionelle Forderung immer auf genau beschriebene Ausnahmefélle beschran-
ken, aber auf sie zu verzichten, wirde die Substanz der Einrichtungen gefdhrden und ihre
Leistungs- und damit Konkurrenzfahigkeit auf Dauer beeintréchtigen. Dies kann nicht im
Sinne der betroffenen Menschen sein, die ein Recht auf eine angemessene Ausstattung und
einen hochwertigen baulichen Zustand besitzen. Der Zusammenhang zwischen Struktur- und
Prozessqualitét hinsichtlich der Abhangigkeit der didaktischen Arbeit von den rdumlichen
und apparativen Entfaltungsmoglichkeiten ist hinlanglich bekannt.

Die Bundesagentur fir Arbeit sollte ihre Strukturverantwortung wieder wahrnehmen und die
jaohnehin im Kontext des Gesamthaushaltes recht bescheidenen Mittel fir die institutionelle
Forderung wieder bereitstellen. Schliefdlich blockiert sie unseligerweise auch noch die von
anderen Rehabilitationstragern vorgesehenen und in Aussicht gestellten Finanzmittel bei den
ublichen Ko-Finanzierungen und schadigt so auch die Interessen der anderen Rehabilita-
tionstrager. Im Ubrigen konnte die Bundesagentur fir Arbeit sich auf die Vergabe jener Mit-
tel beschrénken, die aus bisher gewahrten Darlehen zurtickflief3en. Dies wiirde zugleich ihren
Haushalt entlasten.
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Es l&sst sich eine bedauerliche Tendenz beobachten, Uberall dort, wo finanzielle Mittel fur
soziale Leistungen eingesetzt werden, den eigentlichen Sinn des Mitteleinsatzes in der Dis-
kussion zu vernachlassigen und die Zweckmaliigkeit der Mittelvergabe einzig aus dem Blick-
winkel der Effizienz und Effektivitat zu betrachten. So warnt beispielsweise der Milliardar
und Philanthrop George SOROS eindringlich davor, kapitalistische Mal3stébe zur Bewertung
soziaer Leistungen heranzuziehen und den Marktmechanismus fur ein Allheilmittel zum Be-
wirken effizienter Leistungen zu halten, denn ,, Méarkte sind darauf ausgerichtet, den ungehin-
derten Austausch von Gitern und Dienstleistungen zwischen freiwilligen Marktteilnehmern
zu erleichtern. Doch aus eigener Kraft sind sie nicht in der Lage, kollektive Bedirfnisse wie
die Sicherung von Recht und Ordnung oder die Aufrechterhaltung des Marktmechanismus zu
erfullen, und auch soziale Gerechtigkeit konnen sie nicht gewahrleisten. Solche offentlichen
Guter lassen sich nur durch politische Entscheidungen bereitstellen.* (SOROS 2003, 17).
Zwel Seiten weiter formuliert er noch pointierter — und durchaus in unserem Sinne: ,,Dem
Eindringen von Marktwerten in Bereiche, in denen sie eigentlich nichts zu suchen haben,
muss ein Riegel vorgeschoben werden.” (ebenda, 19). Soist es.
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WOLFGANG SEYD (Universitét Hamburg)

Betriebliche Rehabilitation — Erganzung oder Ersatz
aul3erbetrieblicher Rehabilitation?

Aus der Diskussion um die Situation und die Perspektive beruflicher Rehabilitation behin-
derter Jugendlicher ragen derzeit sechs Themen heraus:

1

die Srukturverantwortung der Bundesagentur fur Arbeit, sowohl von der Sache als auch
von deren Ausgestaltung her (in einem Bericht fir den Verwaltungsrat der Bundesagen-
tur fur Arbeit vom 1.4.04 finden sich zwar ein eindeutiges Bekenntnis, aber auch eine
Fille von Einschrankungen, betreffend die Teilnehmerzahl, Ergebnisqualitét und die Ab-
schaffung institutioneller Férderung),

die Betonung der Wohnortnahe als wichtige Rahmenbedingung erfolgreicher Rehabilita-
tion und Integration (vgl. dazu das entsprechende Themenheft 1 der Zeitschrift , Berufli-
che Rehabilitation* aus dem Jg. 2001, u.a. SEYD 2001),

die kinftige Gestaltung der ,, Berufsvorbereitenden Bildungsmal3nahmen® (siehe hierzu
das Fachkonzept der Bundesagentur fir Arbeit vom November 2003),

die Sicherung der Ergebnis-, Prozess- und Strukturqualitét bei den Leistungserbringern
durch Qualitatsstandards (die Rehabilitationstréger und Leistungserbringer gem. § 20
und 8§ 35 SGB | X vereinbaren miissen),

die Einschaltung einer Steuerungsperson, bezeichnet als ,, Bildungsbegleiter” oder ,, Case
manager” (GOBEL 1999; MEHRHOFF 2004; WENDT 2001; BAR 2003; SEYD/
BRAND 2004), und schliefdlich

die Flexibilisierung des Leistungsangebotes durch betriebliche, betriebsnahe oder be-
triebsformige Bildungsmal3nahmen (siehe dazu den entsprechenden Forschungsbericht
des Instituts fur empirische Sozialforschung — IfeS —; vgl. FARRMANN et al. 2003).

Die folgenden Ausfiihrungen konzentrieren sich auf das Thema Nr. 6.

1 Warum ist das Thema heute so populéar?

Es mégen wohl funf Hoffnungen sein, die vom Bundesministerium fur Gesundheit und Sozi-
ale Sicherung als fachlich zustandigem Ministerium und der Bundesagentur fur Arbeit als
Hauptkostentréger auf betriebliche Rehabilitation gerichtet werden und damit das grof3e Inte-
resse an einem Voranbringen in quantitativer wie qualitativer Hinsicht begrinden:

Es werden didaktische Vorteile , authentischer” betrieblicher Ausbildung gegenlber oft
als, kunstlich® eingeschétzten Praxisausbildungsplétzen konstatiert.

Eswird eine hohere Teilhabequote nach Abschluss der Ausbildung erwartet.
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e Betriebliche Rehabilitation gilt allgemein als mit geringerem Kosteneinsatz zu betrei-
bende Alternative zu relativ teuren auf3erbetrieblichen Mal3nahmen.

e Niedrigere Kosten und hohere I ntegrationsguote machen Rehabilitation wirtschaftlicher.

e Eine Verlagerung der Rehabilitandenstrome von den Berufsbildungs- und Berufsforde-
rungswerken ebenso wie den sonstigen Reha-Einrichtungen und sonstigen Bildungstréa-
gern in Betriebe wirde Kapaztéaten freiraumen, die fir eine mindestens bis 2008 noch
wachsende Population dringend bendtigt werden.

2 Wiesteht'sderzeit um betriebliche Rehabilitation?

Die Redlitét sieht erheblich nlichterner aus als es die relativ hochgesteckten Erwartungen na-
helegen. Zwar hat die Bundesagentur fir Arbeit ihren Haushaltsansatz fur das Jahr 2004 ge-
genuiber dem Vorjahr noch einmal erheblich aufgestockt — von rund 3 Mrd. auf 3,3 Mrd. € —,
will aber zugleich die Teilnehmerzahl auf rund 100.000 einfrieren. Zugleich wird intern der
Druck auf den Reha-Bereich erhoht, wie in der Fort- und Weiterbildung (sogenannter FbW-
Bereich) Eingliederungsquoten fir Mal3nahmen vorzugeben, was sich bekanntlich als ausge-
sprochen , erfolgreich® im Sinne einer erheblichen Reduktion von Neueintritten (innerhab
von 3 Jahren von 370.000 auf 120.000 gedrosselt) und damit einer deutlichen Haushaltsent-
lastung niedergeschlagen hat.

Dass die Betriebe in grof3em Umfange fur die Ausbildung behinderter Jugendlicher zurick-
gewonnen werden, 18sst sich statistisch durch nichts belegen. Vielmehr zeigen die Daten, dass
sich Betriebe systematisch aus der Verpflichtung zur Ausbildung eben auch behinderter Ju-
gendlicher zuriickgezogen haben. Waren sie im Jahre 1992 noch mit einem Anteil von 28,5 %
beteiligt — 22.029 von 77.317 Teilnehmern —, so sind es im Jahre 2002 nur noch 8,9 % =
8.995 von 101.380. Dabel ist der Anteil der Berufshildungswerke mit 16,0 statt 15,9 % relativ
konstant geblieben. Der Strom der ehedem betrieblich Rehabilitierten ist offenbar in Richtung
sonstige auf3erbetriebliche Einrichtungen umgel enkt worden, denn deren Anteil wuchs von 37
% auf 54,2 % (adle Zahlen: FABMANN et a. 2003, 21 f.).

Auch der Bericht der Bundesregierung zur Lage der schwerbehinderten Menschen in der
Bundesrepublik Deutschland vom Juni 2003 zeichnet ein erschitterndes Bild: Ganze 5.500
von 1,1 Mio. Ausbildungsplétzen waren mit schwerbehinderten Jugendlichen besetzt, inzwi-
schen sind es nur noch 4.300, gerade einmal 4 Promille! Es ist wohl nicht von der Hand zu
weisen, dass sich viele Betriebe von der Aufgabe, behinderten Jugendlichen eine Ausbildung
zu ermdglichen, zuriickgezogen haben. Und nichts spricht derzeit fir eine Umkehr dieses
Trends!

Die Verknappung des Ausbildungsangebotes bei gleichzeitiger Erhdhung der Nachfrage gibt
vielfaltige Moéglichkeiten zu einer verschéarften Bewerberauswahl. Das gilt sogar fur behin-
derte Jugendliche. Im Modellversuch RegiNe, der der Erprobung eines Verbundmodells be-
triebliche — aulRerbetriebliche Ausbildung gewidmet ist, hat sich gezeigt, dass nur die Leis-
tungsstérkeren eine Chance haben, festgemacht an den Kriterien niedrigeres Lebensalter,
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fehlende Verhatensstérung, geringerer Nutzungsgrad Berufsvorbereitungsmalnahmen, sta-
bilerer Freundeskreis und forderndes Elternhaus (FABMANN et a. 2003, 112 ff.). Das ist
aber nicht die Population, mit der es Berufshildungswerke gemeinhin zu tun haben: Jugendli-
che, die zu den in der PISA-Studie identifizierten sage und schreibe 24 % deutschen Jugend-
lichen z&hlen, die nach dem Abschluss der Sekundarstufe | nicht einmal die V oraussetzungen
fur die Aufnahme einer betrieblichen Ausbildung mitbringen (RAUNER 2003).

Auf der anderen Seite wachsen die Anforderungen an Ausbildung und Ausbildungsbeteiligte
ungebrochen. Der Vergleich von Tétigkeiten in der kaufmannischen Verwaltung eines Wirt-
schaftsbetriebes heute mit der Situation vor 30 Jahren zeigt:

e Die Arbeitsplétze sind allesamt mit Computern ausgestattet, gleich ob sie in der Perso-
nalverwaltung, im Rechnungswesen, in der Materialwirtschaft, in den Geschéftszim-
mern, in der Arbeitsvorbereitung, in Kundendienst oder in der Werkstatt angesiedelt
sind; JANSEN (2000, 5) halt die ,Dynamik der Verbreitung von programmgesteuerten
Arbeitsmitteln (fur den) wesentlichen technologischen Faktor des Veranderungsprozes-
ses‘. Nach der BIBB/IAB-Erhebung 1998/99 arbeiten , fast zwei von drei Beschéftigten
mit programmgesteuerten Maschinen oder Computern“ (ebenda, 7), bald werden es nur
noch Arbeitsnischen sein, in denen sich der Computer umgehen | 8sst.

e Viele Arbeitsvorgange sind damit ,,immaterialisiert* und ,, entkonkretisiert“: Sie stecken
sozusagen ,,im Rechner”, sind virtuell angelegt und damit nicht mehr sinnlich wahr-
nehmbar; der Arbeitstakt wird ebenfalls weitgehend ,, vom Rechner* bestimmt.

e Die Zwischenzeiten fur informelle Kommunikation sind minimiert, die Arbeit ist weitge-
hend ,, verdichtet”, Erholungsphasen sind in die Privatsphére verlagert. 46 % der Befrag-
ten in der BIBB/IAB-Untersuchung zu den ,, Auswirkungen des Strukturwandels auf die
Arbeitsplatze” gaben an, dass in den letzten 2 Jahren ,, Stress und Arbeitsdruck” zuge-
nommen hétten, 42 % attestierten gestiegene ,,fachliche Anforderungen”, 24 % eine er-
hohte ,, korperliche Belastung® (JANSEN 2000, 9).

Aus dieser Entwicklung folgt, dass Ausbildung nicht mehr neben der ,normalen* Arbeit ge-
leistet werden kann. Fur komplexe Ausbildungsanforderungen wurden in den zuriickliegen-
den Jahrzehnten Korridore geschaffen, in denen sie in Projekt- und Seminarform befriedigt
werden kénnen. Schon in den 60er Jahren wurde Ausbildung als , Kostenfaktor* entdeckt,
dem Ertrége gegeniibergestellt werden missen, um ihn aus der Sicht des einzelnen Aushil-
dungsbetriebes , rentabel bleiben zu lassen (WALDEN/HERGET 2002; BEICHT/WALDEN
2002). Setzt man die Ertrage von den mit Auszubildenden erzielten Einktnften ab, so ergibt
sich eine Nettobelastung in Hohe von 10.486 € (1991) bzw. 10.359 € (2000) (Handwerk:
Nettokosten 6.315 € in 1991 und 8.008 in 2000). Die Botschaft lautet: Ausbildung kostet
mehr als sie bringt, jedenfalls in der unternehmensbezogenen kurzfristigen Betrachtung
(BEICHT/WALDEN 2002, 42 f).

Heute wird nicht einmal in 30 % der Betriebe noch ausgebildet. Das ist keine Folge mangeln-
der Bereitschaft, sondern nichterner Kalkulation. Viele Betriebe kdnnen sich Ausbildung

© SEYD (2004) http://www.bwpat.de - bwp@ Nr. 6; I1SSN 1618-8543 3




nicht mehr leisten. Leider trifft das ganz besonders benachteiligte und behinderte Jugendli-
che. HORSTKOTTE-PAUSCH/STAHMER (2000, 42): ,Allein sind die Handwerksbetriebe
mit der Ausbildung benachteiligter Jugendlicher allerdings in der Regel Uberfordert. Der
Auftragsdruck l&sst kaum Zeit, sich neben der Vermittlung von Wissen und Fertigkeiten an
die Auszubildenden auch noch um individuelle Lernschwierigkeiten oder personliche Prob-
leme der Jugendlichen zu kimmern.*

Um es klar zu sagen: Einen quantitativ erheblichen Entlastungseffekt fur die Sozialkassen
oder die zustandigen Leistungserbringer wird man jedenfalls in absehbarer Zeit keineswegs
erwarten durfen. Das andert nichts daran, dass esin Einzelfdlen sinnvoll ist, eine betriebliche
Rehabilitation einer aul3erbetrieblichen vorzuziehen und dass esim Allgemeinen aus vielerlel
Grunden sinnvoll und geboten ist, die aul¥erbetriebliche Ausbildung in Richtung auf grof3ere
Betriebsndhe oder stérkere Betriebsformigkeit weiter zu entwickeln.

3 Wasspricht fur betriebliche, wasfir aul3er betriebliche Rehabilitation?

Unabhangig von den Vorgaben der Bundesanstalt 1&sst sich bei Berufsberatern seit 1angerem
die Tendenz beobachten, Leistungen, die nicht zu einer Integration in ein Arbeitsverhdtnis
fahren, auch nicht mehr zu bewilligen. Die Nachfragesituation auf dem Arbeitsmarkt kdnnen
die Tréger der Ausbildung nicht &ndern; insoweit sind sie auf ihre Anstrengungen zur Quali-
fizierung und Integrationsunterstiitzung der Teilnehmer verwiesen. Dabei haben die es mit
einer Schwelle zu tun, die fir sie nach allgemeiner Einschétzung noch schwerer zu Gberwin-
den ist als von den Absolventen betrieblicher Ausbildung (ZIMMERMANN 2002, 30), die ja
sozusagen schon einen Ful3 im Unternehmen haben. Aber die Bildungstrager kénnen sich
dem Sachzwang nicht entziehen, fir ein Ergebnis verantwortlich gemacht zu werden, das sie
nur mittelbar beeinflussen kénnen. Sie mussen die Startvorteile betrieblicher Rehabilitation
durch besondere Anstrengungen kompensieren.

Und das ist auch eingedenk der technischen und organisatorischen Entwicklungen an den be-
trieblichen Arbeitspl&tzen auf der einen und der starken Teillnehmerselektion auf der anderen
Seite eine grof3e Herausforderung. Die folgende Tabelle stellt einmal anhand von vier rele-
vanten Kriterien die Vor- und Nachteile der beiden Grundformen betrieblicher — aulRerbe-
trieblicher Ausbildung gegeniber:

Tabellel: Vor-und Nachteile betrieblicher Ausbildung

Betriebliche Ausbildung Aulerbetriebliche Ausbildung

Kundenkontakt/ |Auszubildende sind ernsthaften Auf- | Ist nur bei Fremdauftrdgen gege-
Authentizitat trégen ausgesetzt, vorausgesetzt, sie | ben. Gefahr des Scheiterns grof3,
werden auch vollsténdig und verant- | wenn Qualifikation des Auszubil-
wortlich einbezogen (HAHNE 2000, |denden noch nicht vorhanden.
35). Doch oft kann es sich der Be- Ausbilder muss einspringen.
trieb nicht leisten, Qualitétseinbulien
hinzunehmen und damit den Kunden
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zu verlieren.

Systematik/
didaktische
Kompetenz

Anforderungen des Ausbildungs-
rahmenplans und des betrieblichen

L eistungsvollzugs missen aufeinan-
der zugeschnitten werden. Ausbilder
wirken meist im ,, Nebenamt®.

L ernprozesse kdnnen storungsfrel
und prézise auf Ausbildungsrah-
menplan zugeschnitten werden.
Ausbilder sind hauptberuflich t&
tige Fachleute.

Fachtheor etische
Durchdringung/

Abstimmung mit
Berufsschule

Fallt wegen unterschiedlicher Struk-
turen und Organisationsformen
schwer. Didaktische Parallelitét wird
selten erreicht.

Ausbildungsrahmenplan und
Rahmenlehrplan lassen sich auf
der Institutionsebene |eichter ver-
zahnen. Personliche Kontakte
zwischen Ausbilder und Lehrern
sind leichter herstellbar.

Personlichkeits-
entwicklung

» Bestimmte Arbeitstugenden (Um-
gang mit Kunden und mit ateren
Kollegen, Schnelligkeit, Routine und
Praxistricks) kdnnen nur in der Rea
litét eines Betriebes erlernt werden®
(HORSTKOTTE-PAUSCH/STAH-
MER 2000, 42).

Ausbilder und Betreuungsperso-
nal kann behutsam auf Teilneh-
mer und deren besondere Schwie-
rigkeiten eingehen; aber , nach ei-
ner alleinigen Ausbildung in einer
uberbetrieblichen Ausbildungs-
stétte ware der Jugendliche in der
freien Wirtschaft gar nicht ein-
setzbar.” (Einschatzung eines
Handwerksmeisters, zit.n.
HORSTKOTTE-PAUSCH
/ISTAHMER 2000, 42).

Die Aufgabenteilung fachpraktische Unterweisung im Betrieb, fachtheoretische Durchdrin-
gung in der Berufsschule stimmt allerdings schon heute oft nicht mehr, weil sie den tatséchli-
chen Entwicklungen am Arbeitsplatz, aber auch den didaktischen Erkenntnissen fur die Un-
terrichtsseite (handlungsorientiertes Lernen, Lernfeldorientierung, ganzheitliche und teamge-
steuerte Didaktik — vgl. SEYD 1997; SEYD et al. 2000; SEY D/BRAND 2002) nicht mehr
Rechnung tragt.

Andererseits ist auch die aul3erbetriebliche Ausbildung, wenn sie fernab in einem didakti-
schen ,, Schonraum® angesiedelt ist, ales andere a's zeitgemal3. lhr fehlen die Anforderungs-
momente, die Ernsthaftigkeit; vor allem wollen Jugendliche, wenn sie die al's fremdbestimmt
empfundene Birde des allgemeinbildenden Schulunterrichts abgeworfen haben, nicht schon
wieder in einen fremdbestimmten schul&hnlichen Kontext versetzt werden, in dem ihre Leis-
tung nicht von Kunden, sondern von L ehrkréften abverlangt und gewUrdigt wird.

4 Verbundmodelle - wie, gestrickt” ?

»Echte® betriebliche Praxis in ,, Partnerbetrieben” ist etwas vollig anderes als aushildungsbe-
gleitende Praktikain ,, Praktikumsbetrieben”. Ein Praktikum l&sst sich beschreiben al's
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Kooperationsmuster mit niedrigem Anteil betrieblicher Ausbildung bei eindeutig domi-
nanten aul3erbetrieblichen Anteilen. Hier erreicht die Partizipation vom zeitlichen und
methodischen Gewicht nur ein begleitendes Niveau. Es handelt sich um das derzeitige
Standardkonzept in der beruflichen Rehabilitation Jugendlicher, teilweise erganzt um
» Realauftrage” von ,echter* Kundschaft und weiter entwickelt durch verlangerte und
intensiver vorbereitete, begleitete und evaluierte Praktikumsphasen.

Bel den verzahnten Modellen mit Betriebspraxis findet sich zum einen das Konzept einer
weitgehenden Ubereinstimmung mit der dualen Erstausbildung, allerdings erganzt um sozial-
padagogische Betreuung und Forderunterricht, wie etwa beim

abH-Programm (ausbildungsbegleitende Hilfen gemald SGB 1I1), finanziert durch die
Bundesagentur fur Arbeit. Dabel handelt es sich um eine Parallelitdt, bel der letztlich
drei Partner gemeinsam, aber doch inhaltlich und organisatorisch abgegrenzt, die Aus-
bildung durchfihren: Betrieb, Berufsschule und abH-Tréager.

Anders hingegen bel den verzahnten Konzepten. Hier lassen sich mit Zimmermann zwel Ty-
pen unterscheiden:

5

Typ A ist ein Sufenmodell, bei dem die praktische Ausbildung im ersten Jahr beim
aulRerbetrieblichen Trager und in den beiden nachfolgenden Jahren beim Betrieb ange-
siedelt ist. Der Trager verflgt Uber p&dagogisch qualifiziertes Personal, organisiert und
steuert die Verzahnung (auch mit der Berufsschule), bietet sozialpédagogische etc.
Betreuung und Forderunterricht; der Betrieb hat den Vorteil, bel Schwierigkeiten mit
dem Auszubildenden auf die Unterstitzung durch den Tréger zurlckgreifen zu kénnen
bis hin zur ,, Riickgabe" aus seiner Sicht ungeeigneter Auszubildender (ZIMMERMANN
2002, 31).

Typ B ist ein Saulenmodell: Der fachpraktische Teil der Aushildung findet von Beginn
an im Betrieb statt; der Tréger koordiniert und liefert zusétzliche Betreuung, Beratung,
Unterstiitzung und Forderung zu (ebenda, 32).

Was bieten Verbundmodelle?

Erfahrungen aus den Berufsbildungswerken bestétigen die Erkenntnisse vom BIBB ausge-
werteter Fallstudien:

Verzahnte Modelle bewirken wegen der Einbindung der Auszubildenden in den betrieb-
lichen Arbeitsalltag ,, enorme Entwicklungsschilbe bei den Jugendlichen* (ZIMMER-
MANN 2002, 32).

Das Saulenmodell entlastet den Trager von Ausbildungsaufgaben, bedarf aber der sorg-
faltigen Auswahl geeigneter Betriebe , mit padagogischen Strukturen®. Insbesondere in
der Anfangszeit miissen die Jugendlichen intensiv betreut werden, damit sie den Uber-
gang von der eher behitenden Schul- oder V orbereitungsmal3nahmesphére in den ,, rauen
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Alltag” des Betriebes verkraften. Zudem muissen bei ihnen eine gewisse ,, personliche
Stabilitét fur die betriebliche Ausbildung und die notwendigen Arbeitstugenden aus-
reichend vorhanden“ sein (ebenda, 33).

e Das Stufenmodell bietet eine behutsamere Hinfuhrung auf diesen Arbeitsalltag; die Ju-
gendlichen werden ein Jahr lang sorgféltig auf die Anforderungen des Betriebes vorbe-
reitet. Allerdings muss auch hier der Ubergang behutsam angebahnt und padagogisch
begleitet werden (BUCHELE et al. 2004).

Diese Vorteile werden alerdings durchaus mit gewissen Nachteilen ,, erkauft”.

6 Woran kranken Verbundmodelle?

Insgesamt zeigt sich bel verzahnten Modellen erhthte Abbruchgefahr; der Zeitgewinn durch
die Verlagerung der fachpraktischen Ausbildung in den Betrieb wird beim Trager grof3enteils
durch erhéhten Aufwand fur Akquisition, Organisation und Abstimmung aufgezehrt, und das
sowohl in inhaltlicher als auch in zeitlicher Hinsicht (z. B. Lage und Ort der Forderstunden,
sozialpadagogischen und psychologischen Interventionen sowie der sportpadagogischen
Angebote) (ZIMMERMANN 2002, 34; FABMANN/STEGER 2001, 77). Die mit diesen
Schwierigkeiten und einer Einschrankung des Trégerangebotes verbundenen Qualitatsein-
bufen — zu beachten sind auch die ,begrenzten Méglichkeiten fir soziales Lernen mit
Gleichaltrigen® (FABMANN/STEGER 2001, 77) — werden jedoch gegenliber den Vorteilen
der Authentizitdt und der Bindungswirkung (,, Klebeeffekt*) als zweitrangig angesehen (eben-
da).

7 Betriebliche Rehabilitation als Erganzung oder Ersatz? st sie
didaktisch oder fiskalisch motiviert?

Verbundmodellen lasst sich aus didaktischer Sicht eine grof3e Zukunft voraussagen. Aller-
dings: Vor- und Nachteile lassen sich gegenuberstellen; ob sich aber Verbundmodelle sozu-
sagen ,,am Markt“ durchsetzen, steht auf einem anderen Blatt. Und hier ist die Position der
Unternehmen entscheidend. Ihre Sichtwelse bestimmt den Erfolg.

Bel ihnen finden sich eine Reihe von Einwanden gegen ,,Verbundausbildung”, vor alem,
wenn sie selbst noch keine Erfahrungen mit Verbundausbildung gesammelt haben:

e , Einengung des betrieblichen Handlungs- und Entscheidungsspielraumes durch vertrag-
liche bzw. rechtliche Vorgaben und Regelungen,

e Unsicherheiten Uber finanzielle und personelle Konsequenzen,

e Vorbehalte gegeniiber externem Ausbildungspersonal,

e Vorbehalte gegen mogliche Birokratie und eventuell wachsende Unibersichtlichkeit des
Ausbildungsablaufes,
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e zusdtzliche Belastung des Ausbildungspersonals durch Abstimmungsprobleme” (PAHL
2002, 42).

» Erschwerend kommt hinzu, dass die Lernortkooperation durch die zentralistische Festlegung
der Berufshildungsinhalte sogar behindert wird, weil damit ein wichtiges Motiv fir die Zu-
sammenarbeit entfallt. Die wenig ausgepragte Praxis einer Kooperation der Lernorte steht
dabei in deutlichem Gegensatz zu der Bedeutung, die der Kooperation in Sonntagsreden bei-
gemessen wird“ (SCHERMER 2000, 2).

Fazit: An einen , Ersatz“ aul3erbetrieblicher durch betriebliche Rehabilitation ist nicht zu den-
ken, bestenfalls an eine Erganzung, und das nur unter bestimmten, noch darzulegenden Um-
sténden. Didaktische Vorteile missen mit finanziellen einhergehen, sonst wird auf mittlere
Sicht keine Bereitschaft von betrieblichen Entscheidungstragern erreichbar sein. Auch aus
Trégersicht sind heute didaktische Innovationen nur noch dann implementierbar, wenn sie
auch finanziell erfolgreich sind, sei es in Form niedrigerer Kostensétze, sei es in Form von
Beitragszahlungen, die von den Absolventen bei Erreichen eines sozialversicherungspflichti-
gen Beschéftigungsverhéltnisses geleistet werden und aus der Sicht der Bundesagentur als
Tragerin der Arbeitslosenversicherung eine Art Ruckfluss eingesetzter Mittel darstellen. Die-
sen Beweis missen Verbundmodelle alerdings erst noch erbringen.

8 Wasist zu tun?

8.1 Bedingungen von Partnerbetrieben respektieren!

Erfahrungen aus Verbundausbildungen bestétigen im Grof3en und Ganzen die Erkenntnisse
aus Modellversuchen und Praktikerbefragungen:

e Betriebe missen den Nutzen der Kooperation deutlich erkennen und splren koénnen
(HORSTKOTTE-PAUSCH/STAHMER 2000, 43). Dass sie sich von Vorteilen wie ,,ge-
zielter Nachwuchsrekrutierung” oder ,,Beféhigung zum erfolgreichen Umgang mit
schwierigen Jugendlichen®, die SPENLEN optimistisch als Vorteile fir die Betriebe
kennzeichnet (2001, 15), leiten lassen, lasst sich bislang nicht feststellen. Insbesondere
Handwerksbetriebe fuhren nach wie vor die , sich verschlechternde Ausbildungsfahigkeit
der Schulerinnen und Schiler* as Argument fur fehlende Bereitschaft zur Bereitstellung
von Ausbildungs- und Praktikumsplétzen ins Feld (GATZKY 2001, 17). Da hilft auch
die Mahnung an den zu erwartenden ,, Fachkraftemangel ab 2008" (ebenda) herzlich we-
nig. ,Lernortkooperation findet statt, wenn sie unumgéanglich ist oder einen unmittelba-
ren Vorteil fir die Beteiligten bringt” (RAUNER 2000, 48).

e Betriebe missen sich darauf verlassen konnen, bei Problemen unverziiglich und kompe-
tent unterstitzt zu werden und im Falle des Scheiterns ihren Auszubildenden in die Ob-
hut der begleitenden Einrichtung (zuriick-)geben zu kénnen.

e Betriebe brauchen feste Ansprechpartner, die ihre Bedarfe kennen und in padagogischen
Fragen hoch kompetent sind.
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e Betriebe haben konkrete Vorstellungen vom Auftreten und von der Ausstrahlung der
aulRerbetrieblichen Betreuer; sie erwarten Vorbildfunktion in Auftreten und Kleidung.

e Betriebe nehmen finanzielle Anreize gern in Anspruch; ausschlaggebend fur ihre Bereit-
schaft zur Kooperation sind diese indes nicht. An die Verantwortung der Wirtschaft fir
die Bereitstellung von Ausbildungs- und Praktikumspl&tzen zu appellieren und zu bekla-
gen, dass diese nur ungentigend wahrgenommen werden, mag sozial politisch sinnvoll
sein (SCHIERHOLZ 2001); fur die konkrete Gewinnung von Partnerbetrieben sind an-
dere Faktoren ausschlaggebend, und die bringt ein Maermeister auf den Punkt: ,Im
Praktikum kann ich mir einen Jugendlichen erst angucken und die Zusammenarbeit mit
ihm ausprobieren, bevor ich mich entscheide, ihn in die Ausbildung zu nehmen. Vorteil-
haft ist auch, dass fur mich as Betrieb keine Verpflichtungen entstehen .... Wenn es
Schwierigkeiten mit dem Jugendlichen gibt, kann ich mich immer an die Jugendwerk-
statt wenden.” (zit. bei: HORSTKOTTE-PAUSCH/STAHMER 2000, 43). Zudem gibt es
durchaus in bestimmten Regionen eine Konkurrenz um Fordermittel. Viele Arbeitgeber
entscheiden sich erst dann fir einen Praktikanten von einem auf3erbetrieblichen Bil-
dungstrager, wenn andere Forderprogramme bereits ausgeschopft sind (FABMANN et al.
2001, 59).

Insbesondere die letztgenannte Aussage deckt sich mit den Ergebnissen einer neueren Unter-
suchung zur Ausbildungsbereitschaft bei handwerklichen Klein- und Mittelbetrieben. Sie
kommt im Kern zu dem Ergebnis, dass , die derzeit verstarkt diskutierten hemmenden Ein-
flussfaktoren (auf die Ausbildungsbereitschaft, W.S.)

e Kosten der Ausbildung,
e Refeder Auszubildenden und

e  Abwesenheitszeit der Auszubildenden vom Ausbildungsbetrieb

zwar zu den starken Faktoren z&hlen, sie jedoch jeweils allein nur einen relativ geringen Ein-
fluss austiben* (BEUTNER 2001, 42). Folgerichtig kommt Beutner zu der Empfehlung, ,,im
Zuge von Malinahmen zur Forderung der Ausbildungsbereitschaft Mal3nahmenbindel an-
stelle von Einzelmal3nahmen in den Vordergrund der Diskussion zu riicken.” Diese Position
deckt sich mit Erfahrungen bel der Akquisition von Partnerbetrieben im RegiNe-Projekt
(FABMANN et al. 2003).

8.2 Stufenmodell vorziehen!

Betriebe erwarten von Bildungstragern, dass sie ihnen Praktikanten liefern, die bessere Vor-
aussetzungen mitbringen al's solche Ausbildungsplatzbewerber, die zwar einen Hauptschul ab-
schluss aufweisen, aber kaum noch den allgemeinen Anforderungen an Rechnen, Lesen und
Schreiben gerecht werden (KUTSCHA 2001, 42).

In einer Untersuchung — allerdings bei technischen Ausbildungen — zeigte sich leider, dass
Lehrlinge im betrieblichen Alltag bei den vier Phasen Auftragsakquisition, -planung, -durch-
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fuhrung und -auswertung lediglich an der Durchfiihrung, und das i.d.R. auch nicht mal3geb-
lich, beteiligt waren (HAHNE 2000, 34 f.). Hier gilt es behutsam, aber entschieden gegenzu-
steuern; denn bei allem Verstandnis fiir die berechtigten Angste vor Fehlleistungen der Prak-
tikanten sollte ihnen doch die Gelegenheit gegeben werden, die betrieblichen Arbeitsprozesse
in ihrer gesamten Struktur kennen zu lernen und sich daran zu erproben.

8.3 Inhalte systematisch und préazise abstimmen!

Auch beim aulRerbetrieblichen Ausbildungstréger sind Verdnderungen der herkémmlichen
Praxis unerlasslich:

e Diedidaktische Organisation muss sich intensiv auf die Bedingungen der Partnerbetriebe
einstellen. Es ist eine Art , curricularer Vorsortierung® erforderlich: Was kann am be-
trieblichen Ausbildungsplatz besser und einpragsamer gelernt werden, damit Erkenntnis-
gewinne eingeleitet werden, die der Forderung von , Praxis as Lern-Arbeit* (FAUSER
et al. 1989, zit. in BIERMANN/BIERMANN-BERLIN 2001, 7) qualitativ entsprechen?
Was sollte aul3erbetrieblichen Abschnitten vorbehalten bleiben? Wie muss der Teilneh-
mer auf die Anforderungen des betrieblichen Arbeitsplatzes eingestellt werden? Aus-
gangspunkt der curricularen Planung sollte immer die betriebliche Situation sein (ZEL-
LER 2000, 17). Im REGINE-Projekt wurde , als ideale Voraussetzung ein Betrieb ge-
nannt, der bei Ausbildungsabschluss weil3, worauf er sich einlasst, Verstandnis, Geduld
und Interesse an einer erfolgreichen Ausbildung des lernbehinderten Jugendlichen hat
und bereit ist, Arbeitsbereitschaft, Bemihungen und Forschritte des Jugendlichen anzu-
erkennen* (FARMANN et al. 2001, 76 1.).

e Betrieblicher Aushildungsplan, berufsschulische Lehrplane und Ausbildungsplan des au-
[Rerbetrieblichen Bildungstragers missen zu einem ,, Berufshildungsplan fir den Partner-
betrieb” verschmolzen werden (REINHOLD 2002, 44). Dabei muss erkennbar sein, wel-
che , Uberhédnge* von Berufsschule und auRRerbetrieblichem Trager bearbeitet und wel-
che inhaltlichen Vorbereitungen von Seiten des Tragers fur den Einsatz im Betrieb ge-
leistet werden missen. Dabel missen die drel beteiligten Institutionen auch die Einl6-
sung des gemeinsamen Bildungsauftrages der drei beteiligten Institutionen prifen, wie
das ohnehin fir die beiden ,, dualen* Partner Betrieb und Berufsschule erforderlich ist
(SCHELTEN/ZEDLER 2001, 49).

e Die besonderen Mdglichkeiten, aber auch Gefahren des ,,anderen Lernorts beim Part-
nerbetrieb sind bei der Forderplanung zu beachten (GMELIN/SCHNORRENBERG
2001, 20; MERSEBURGER/KRETSCHMER 2001, 39). Dabei kommt der Evaluation
des Gelernten hohe Bedeutung zu. Um systematisch Lernfortschritte, aber auch Lern-
hemmnisse zu identifizieren und einer gezielten ,,Nachschulung” zuganglich zu machen,
sind regelméfdige L ernerfolgskontrollen vorzusehen (a. REINHOLD 2002, 46 ff.).
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8.4 Arbeits- und Selbstverstandnis der Bildungstrager-Mitarbeiter missen sich
andern!

e Die Aufgaben der Aushilder verlagern sich: Sie missen Betriebe akquirieren, geeignete
betriebliche Aushildungsplétze identifizieren, ihre Aufgaben mit den zeitlichen und in-
haltlichen, aber auch methodischen Moglichkeiten der betrieblichen Ausbilder in Ein-
klang bringen — dabei ist auch an Unterstitzung mit Leittexten und Lernauftragen zu
denken (HAHNE 2000, 33) —; sie missen genaue Absprachen mit den Mitarbeitern der
Partnerbetriebe treffen und mit den Teilnehmern das Gelernte sorgféltig nach- und auf-
arbeiten (BIERMANN/BIERMANN-BERLIN 2001, 7). Und sie sind die ersten An-
sprechpartner fur Arbeitgeber, wenn es Probleme mit den Auszubildenden zu bewaltigen
gilt: ,,Kompetente Beratung und Begleitung der Arbeitgeber” ist unerlassiich (MERSE-
BURGER/KRETSCHMER 2001, 39). Dabei kann , eine urspriinglich rein berufspada-
gogisch gemeinte Innovation auch arbeitsorganisatorische Wirkungen mit sich bringen®
(HAHNE 2000, 33). FABMANN et a. unterstellen bei der Akquisition die Gultigkeit der
» Pareto-Regel“, derzufolge 20 % des Aufwands reichen, um 80 % der Probleme zu 16-
sen, aber 80 % aufgewendet werden missen, um 20 % (Rest-)Probleme zu beseitigen.
Sie haben selbst fir das REGINE-Projekt ein Verhdltnis von 2/3 zu 1/3 festgestellt
(FABMANN et a. 2001, 61).

e Aushilder sind oft schon einige Jahre von der eigenen betrieblichen Praxis entfernt: Sie
missen sich auf die inzwischen erfolgten Verdnderungen in technischer, inhaltlicher und
organisatorischer Hinsicht einstellen, z. B. durch eigene Praktika, Hospitationen oder
Fortbildungen. Ihre Moderatorenrolle erfordert ein verandertes Qualifikationsprofil.

8.5 DieEntgelteder Mitarbeiter sollten leistungsbezogene Anteile aufweisen!

In einer Reihe von Berufen ist es gang und gébe, bel vielen weiteren wird dartiber nachge-
dacht, bei den Professoren ist es verbindlich ab 2005 vorgesehen, nur noch ein Grundgehalt
ohne Altersstufen zu gewahren, das durch leistungsbezogene Zuschlage erganzt wird. Dieses
Modell ist durchaus Ubertragungsfahig auf weitere Teile des Gffentlichen wie auch des halb-
offentlichen Dienste So wére beispielsweise auch an Vermittlungspramien fur die erfolgrei-
che Anbahnung von Beschéftigungsverhadtnissen durch Ausbilder, Sozialpaddagogen oder
Psychologen zu denken.

8.6 DieVergabevon Fremdauftréagen sollte an Kooper ationsber eitschaft geknipft
wer den!

Bislang sieht das Vergaberecht so etwas nicht vor, aber selbst die Bundesagentur fur Arbeit
hat inzwischen erkannt, dass nicht der billigste L eistungserbringer am Ende der preiswerteste
ist. Insofern kénnte hier durchaus eine Weiterung in der Hinsicht angedacht werden, dass sol-
che Anbieter von Fremdleistungen vorzugsweise beriicksichtigt werden, die Ausbildungs-
plétze im Kooperationsmodell bereit stellen.
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8.7 Mit Zeitarbeitsfirmen, Per sonalservice-Agenturen und I ntegrationsfachdiensten
zusammen ar beiten!

Alle drel sind professionelle Vermittlungsinstanzen. lhre Mitarbeiter besitzen in der Regel
das nétige Know-how und verfligen Uber die Kontakte, auf deren Basis sich Arbeitsverhalt-
nisse anbahnen lassen. Die Ideeist nicht neu; sieist erprobt. Aber leider wird dennoch immer
wieder , eigenbrotlerisch® und selbstverliebt das ,, Integrationsgeschéaft” nicht aus der eigenen
Hand gegeben — so laienhaft es auch immer betrieben wird. Hier sollten viele Gber den eige-
nen Schatten springen!

Zusammenfassend lasst sich sagen, dass Netzwerke ein gezieltes ,, Management” brauchen,
»das Kooperationsbeziehungen und Aufgabenentwicklung optimiert, qualitétssichernde und
evaluative Malinahmen durchfihrt (DEHNBOSTEL/UHE 2002, 5). Dabei sind das personli-
che Engagement und die fachlichen und soziadlen Kompetenzen der ,Macher ebenso ent-
scheidend wie ,die weitgehende Selbststeuerung der Aus- und Weiterbildner vor Ort®
(ebenda).

»Erste Erfahrungen im Bereich der Verbundausbildung mit einer Leit- und Koordinations-
stelle in den hochtechnologienahen Berufen bestétigen, dass insbesondere beim Aufbau und
bei der Leitung eines Verbundes

e ein grol3es Engagement,

e umfassende berufspadagogische Kompetenz,

e vieleintensive personliche Kontakte, Absprachen, Interventionen sowie

e ein erhebliches Mal’ an Uberzeugungsarbeit unabdingbar sind“ (PAHL 2002, 43).

9 Diebildungspolitische Dimension der L ernortkooperation

Noch ist es in Deutschland nicht weit her mit der Lernortkooperation. Eine BIBB-Untersu-
chung bestétigt: ,,...dass die Zusammenarbeit zwischen Ausbildern und Lehrern bzw. zwi-
schen Berufsschulen und Betrieben sich nach wie vor auf einem auf3erordentlich niedrigen
Niveau abspielt* (RAUNER 2000, 48). SCHELTEN/ZEDLER sprechen von ,, punktuellen
Kontakten*, die sich an allerlei Orten nachweisen lassen (2001, 48). Einen erfolgverspre-
chenden Weg zu einer intensiveren Kooperation sehen sie in den in Bayern an verschiedenen
Standorten eingerichteten ,, Kooperationsstellen®: , In diesen Kooperationsstellen treffen sich
Ausbilder, Lehrer und andere an der Berufsausbildung beteiligte Akteure in regelmaidigen
Abstanden, um den Ausbildungsprozess gemeinsam zu gestalten“ (2001, 49). Das sind gute
Absichten, die jedoch noch ohne durchschlagende Wirkung sind. Und derer bedarf es ange-
sichts der desolaten Situation bei den 6ffentlichen Haushalten mehr denn je!

Die derzeit erkennbare Entwicklung im (Berufs-)Bildungssystem lauft stark auf eine Dezent-
ralisierung der Bildung und eine Entlastung des Staates von Bildungsaufgaben hinaus (GREI-
NERT 2000, 39). In diesem Zusammenhang kommt den regionalen Entwicklungen im Sinne
einer Vernetzung betrieblicher, auRerbetrieblicher und schulischer Bildungsangebote erhohte

© SEYD (2004) http://www.bwpat.de - bwp@ Nr. 6; I1SSN 1618-8543 12




Bedeutung zu. Das gilt nicht nur fUr die berufliche Erstausbildung, sondern fir alle Bildungs-
gange im Anschluss an die allgemeinbildende Schule, die ,mit einer simultanen betrieblichen
Komponente verbindlich auszustatten“ waren (GREINERT 2000, 39).

In die gleiche Richtung argumentieren auch DEHNBOSTEL und UHE: ,Verbiinde und Netz-
werke als moderne Lernortsysteme sind augenféllige Beispiele solcher Entwicklungen, die
das duale System flexibler machen, die beruflich-betriebliche Weiterbildung strukturieren
und dazu beitragen, beide Teilsysteme zu einem pluralen Gesamtsystem weiter zu entwi-
ckeln* (DEHNBOSTEL/UHE 2002, 3).
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WOLFGANG SEYD & WILLI BRAND (Universitdt Hamburg)

Case management (CM) in der beruflichen Rehabilitation —ein
Beitrag zur Leistungsverbesserung oder nur zur
K ostenminderung?

»Case management” hat Konjunktur: Im Berufsbildungs- und Rehabilitationszentrum Linz
werden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu ,,Case managern” weitergebildet, im Berufsbil-
dungswerk Abensberg und anderswo gibt es schon erste Erfahrungen mit diesem neuen Be-
ruf. Auch die Bundesagentur fir Arbeit bevorzugt offensichtlich ,,Case manager® anstelle
Ltraditioneller" Berater. Grund genug also, sich mit den Mdglichkeiten und Grenzen von
»Case Management in der beruflichen Rehabilitation” auseinander zu setzen.

Ein Blick in die — auch in Deutschland — wachsende Literatur zeigt zum einen, dass Aufga-
benfeld und Qualifikationsanforderungen fur Case manager sehr unterschiedlich definiert
werden und dass nicht selten der Nutzen bezweifelt wird, den dieser neue Beruf fir die unter
grofen Legitimationsdruck geratene berufliche Rehabilitation bringen kann. Wird hier wo-
maoglich nur der ,alte Wein“ des Rehaberaters ,,in neue Schlduche" gefillt? Es erscheint an-
gebracht, sich

1. mit dem Begriff und
2. dem gemeinten Sachverhalt, sodann

3. den erstrebten Verdnderungen und den dabei mitschwingenden Hoffnungen, Erwartun-
gen, Winschen, Widersténden und schliefdlich

4. mit deren Umsetzung(schancen) auseinander zu setzen:
Dabel ist eine Fulle von Fragen aufzuwerfen und zu beantworten:

e Wer oder wasist ein, Case“?

e  Wasbedeutet (in diesem Zusammenhang) ,, managen*?

e Wasverstent man also unter ,, Case management*?

e Was unterscheidet CM von anderen Beratungen, Unterstiitzungen, Betreuungen, Coa
chings etc.?

e In welchem Verhdltnis steht CM zu Konzepten wie ,, Disability management” oder ,, Bil-
dungsbegleitung”?

e Worin unterscheiden sich Funktion und Rolle eines Case managers von denen eines Be-
raters oder Coaches?

e Auswelchen Berufen rekrutieren sich Case manager?

e Warumist, Case management” derzeit so populér?

e Welche (besonderen) Qualifikationen und welche Kenntnisse muss ein Case Manager be-
sitzen?

e Woist der Tatigkeitsbereich der Case Manager institutionell angesiedelt?
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e Wer finanziert den Case Manager?

e Wie weit bestimmen Finanzierung und Anbindung sein Selbstversténdnis und seine
Funktionsausiibung?

e  Uber welche Instrumente verfiigt ein Case manager?

e Wie viele Ratsuchende, Leistungsberechtigte, Versicherte ... ,managet” ein Case mana
ger?
o Was steht der flachendeckenden Einfuhrung von CM entgegen?

e Woran bemisst sich die Qualitéat der Arbeit eines Case Managers? Gibt es Effizienzkrite-
rien und Messverfahren? Und wer misst und bewertet?

1 Begriffsklarung, Case management“ und , Case manager*

1.1 Wer oder wasist ein, Case*?

Ein ,Fall* kann sehr unterschiedlich bestimmt werden:

a) Eskann sich um ein Problem handeln, das sich in Verbindung mit einer bestimmten, hil-
febedurftigen Person (oder Personengruppe) manifestiert.

b) ,Fal“ kann eine hilfebedirftige Person bezeichnen — unabhéngig von einem spezifischen
Problem.

c) RIET/WOUTERS (2002, 45 f.) wollen die ,,Koordination auf Einrichtungsebene” aus
dem Aufgabenfeld des Case managers ausblenden. Sie legen den Schwerpunkt auf eine
Ubergreifende Personlichkeitsveranderung im Sinne emanzipatorischer Beratung, nicht
so sehr auf die einzelproblembezogene Beratung und Unterstiitzung. Damit stellen sie
sich alerdings gegen den ,Main stream®, der den ,,Fall* stérker personalisiert.

1.2 Wasbedeutet (in diessm Zusammenhang) ,, managen® ?

Offensichtlich geht ,Managen” Uber ,Beraten” weit hinaus. Teill der Managerrolle ist die
starke Identifikation mit dem eigenen Tatigkeitsgebiet (das gilt jedoch fir engagierte Berater
gleichfals), aber auch die Delegation von Aufgaben (,Nicht alles selbst in die Hand neh-
men“) und die Uberwachung ihrer Erfiillung. Insofern nimmt der Case Manager die Beratung
des Klienten nur in soweit vor, als es der Zusammenfiihrung von Klientenbedirfnissen und
L eistungsangeboten und deren Steuerung und Uberwachung dient. Gerade in der letztge-
nannten Hinsicht werden an CM hdhere Erwartungen gestellt.

1.3 Wasversteht man also unter , Case management*?

Den unterschiedlichen Vorstellungen vom Aufgabenumfang eines Case Managers entspre-
chend lassen sich enge und weite Begriffsfassungen unterscheiden. Die , Case Management
Society of America* bietet eine weite Definition: CM ist , ein kooperativer Prozess, in dem
Versorgungsangelegenheiten und Dienstleistungen erhoben, geplant, implementiert, koordi-
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niert, Gberwacht und evaluiert werden, um so den individuellen Versorgungsbedarf eines Pa-
tienten mittels Kommunikation und verfigbaren Ressourcen abzudecken.“ Dieser Begriff
geht nicht vom Klienten aus, sondern von den verfiigbaren Leistungen. LOCHERBACH sieht
beide Funktionen als zwel, in der Praxis meist zusammen flief3ende Aspekte des CM: Fall-
management als konkrete Unterstiitzungsarbeit und Systemmanagement als , Nutzung, He-
ranziehung und Initiierung von Netzwerken® (INBAS 2003, 6; sa. WENDT 2002, 13 ff.).
Wendt sieht allerdings bislang in der Praxis des CM nur wenige Verknupfungen zwischen
den beiden Ebenen der Unterstiitzung und des Managements (2002, 13 ff.).

BALLEW/MINK gehen von einem erheblich engeren, auf den Klienten bezogenen Begriff
aus. ,,Koordination, Anwaltschaft, Beratung®“. Sie haben ein 6-Stadien-Schema des Case Ma-
nagement entworfen:

e Verpflichtung (engagement): Aufbau einer effektiven Arbeitsbeziehung zum Klienten,

e Einschdtzung (Assessment): Problemanalyse, Ressourcenwtinsche, Hindernisse in der
Person des Klienten,

e Planung mit a) Zielformulierung, b) Prioritédtensetzung, c) Verfahrenswahl, d) Unterstiit-
zungsplan mit Zeiten und Verfahren,

e Erschlief3en der Ressourcen = Umsetzen des Unterstiitzungsplans,
e Koordination: Verfahrenskontrolle und Krisenintervention,

e Entpflichtung (disengagement) als Abldseprozess bzw. zunehmende V ersel bststéndigung
desKlienten (BALLEW/MINK 1995).

Die Eignungsprifung von Leistungen in allgemeiner Form und die Effizienzklarung — Lohnt
sich der Ankauf einer Schulungsleistung zu einem bestimmten Preis im Hinblick auf den
beim Klienten zu erwartenden Erfolg? — gehdren demnach nicht zum Aufgabenfeld des CM.
Auch beim traditionellen Beraterverstandnis der Bundesagentur war diese Aufgabe dem ers-
ten Berater Uberantwortet, der bel der Erfullung sicherlich auch die Erfahrungen seiner Kol-
legen einbeziehen konnte (KURTH-LAATSCH/NIEHAUS 2000).

In den ersten drei Schritten nahezu identisch, die beiden folgenden zusammenfassend, dafur
den sechsten noch um einen interessanten (s.u. Erfolgsmessung und -bewertung) Schritt er-
ganzend, liefert WENDT ein sehr klares und unabhangig vom jeweiligen Personenkreis und
Aufgabenfeld aussagefahiges Ablaufschema:

e ,Zugangsertffnung (fir den Blrger zu den Diensten und seitens der Dienste zu den Buir-
gern),

o Feststellung des Handlungsbedarfs (Veranlassung, Fallerdffnung, Einschdtzung der Aus-
gangslage),

e Zielvereinbarung, Planung des Weges und Entscheidung (Uber die Behandlung, Unter-
stiitzung, Versorgung)

e  kontrollierte Durchfihrung (der vereinbarten Mal3nahmen), koordiniert und kooperativ,
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e gemeinsame Evaluation (FallUberprifung, Prozess- und Ergebniseval uation)

¢ Rechenschaftslegung (des Dienstes gegeniiber dem Auftraggeber)” (1998, 11).

Eine sehr spezifische Aufgabendefinition findet sich in einem Projekt der Stadt Krefeld
2000/2001, bei dem es um die HinfUhrung arbeitsloser Jugendlicher zu arbeitsamtsfinanzier-
ten Mal3nahmen ging:

e  Gewinnung und Auswahl von Teilnehmern

e Assessment und Erstellung von Entwicklungsplanen
e  Umsetzung der Entwicklungsplane

e Nachbetreuung. (AA KREFELD 2001).

REMMEL-FARBENDER(2003, 5) grenzt CM deutlich gegen die Einzelfallhilfe ab, indem
sieihm die folgenden Erweiterungen zuordnet:

e ,diekonsequente Einbeziehung der Klienten zur Erarbeitung “passgenauer” Hilfen
e Zidfindung und -definition

e eine Ablauf- (Entwicklungs-)Planung

e  Evaluation durch verpflichtende L ei stungsdokumentation

o dieplanméldige und systematische Vernetzung aler an der Problemlage Betelligten

e die Entwicklung eines umfassenden Hilfeplans und die Steuerung des Hilfeprozesses®.

Besonders intensive Einzelfalhilfe halten sich die Unfallversicherungen und Berufsgenos-
senschaften zugute. Ihr ,, Berufshelfer-Prinzip gilt gemeinhin als vorbildlich, kiimmern sich
doch diese Versicherungsangestel lten wie Ombudsleute sehr intensiv um Opfer von Unféllen
und Berufskrankheiten (BOHNERT 1997; MEHRHOFF 2000, 234), was in einer empiri-
schen Untersuchung alerdings nicht von den Betroffenen entsprechend honoriert wurde
(WASILEWSKI et al. 1988). Dennoch dirfte die Vorstellung vom Case Manager noch am
ehesten an diesem Leitbild orientiert sein, was die Zeitndhe, die Intensitdt und den Umfang
der Betreuung angeht.

2 Sachverhaltsbeschreibung

2.1 Worin unterscheiden sich Funktion und Rolle eines Case M anager s von denen
eines Beraters oder Coaches?

Der Berufsberater ist Ansprechpartner fir den Ratsuchenden bzw. — nach der Diktion des
SGB I1X — Leistungsberechtigten: ,Der Reha-Berater hat (gemal3 Runderlass 45/94 der BA)
sowohl Arbeitnehmer als auch Arbeitgeber in allen Fragen zur beruflichen Rehabilitation und
zur beruflichen Eingliederung® behinderter und von Behinderung bedrohter Menschen ,,zu
beraten“. Ihm ,,obliegt es, die berufliche Rehabilitation fir Ratsuchende zu veranlassen, ein-
zuleiten und durchzufiihren. Dabei sind vom Berater die Fachdienste wie der Arztliche und
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Psychologische Dienst und der Technische Berater einzuschalten, ein Eingliederungsplan zur
Eingliederung des Behinderten aufzustellen und im Rehabilitationsprozess fortzuschreiben...
er hat mit den Berufshelfern und Fachberatern der anderen Trager zusammenzuarbeiten und
deren Antragsteller in Fragen der beruflichen Rehabilitation zu beraten (KURTH-
LAATSCH/NIEHAUS 2000, 82). Als ,Gatekeeper” des , Geldgebers® Bundesanstalt fir Ar-
beit (NIEHAUS 1997, 297) spielt er die , zentrale Rolle im Einleitungsprozess der berufli-
chen Rehabilitation* (WASILEWSKI et al. 1988, 197). Berufsberater sind in ihrer Mehrheit
~Abwicklungsprofis* (LOCKER 1993, 233). Hier setzen offenbar die Unterschiede an: Der
Case Manager ist zwar nach wie vor , Tréffner”, er begleitet aber den L eistungsberechtigten
auf dem weiteren Weg, und das nicht nur zu Rehabilitations- sondern auch zu Préventions-
leistungen, und er verabschiedet sich nicht aus der Begleitung, wenn der Leistungsberechtigte
zu einem Teilnehmer an Leistungen geworden ist, sondern ist mit ihm dauerhaft in einem Be-
ratungs- und Unterstiitzungsprozess verbunden. Er ist mithin eben nicht mehr , Abwickler”,
sondern ,,Case manager”. Und damit ist klar, dass der Case manager nicht (mehr) ,, mal3nah-
mebezogen*, sondern personbezogen arbeitet.

Tabellel: Abgrenzung Case Manager —, traditioneller” Berater

Case Manager Berater

Herstellen einer soliden Beratungsbeziehung | Herstellen einer fallorientierten Beratungs-

situation
gemeinsame Auswahl Antragsbearbeitung + Mal3nahmebewilligung
dauerhafte Begleitung mal3nahmeorientierte Kontrolle, z.B. der indi-
viduellen Forderpléne
personbezogene Begleitung mal3nahmebezogene Beratung
expliziter Einbezug von Praventions- Préaventionsleistungen im Blick nur auf be-
leistungen, Pravention vor Rehabilitation sondere Anforderung, Schwerpunkt Rehabi-
litation

Eine relativ klare Abgrenzung zwischen Case Manager und , traditionellem” Berater liefert
die Funktionsbeschreibung von REMMEL -FARBENDER (2003):

e Prinzipien der Sozialen Einzelfallhilfe mit Sozialer Netzwerksarbeit verbinden,

e  Ubernahme einer effizienten und effektiven fallbezogenen systematischen Prozesssteue-
rung durch eine Person/Team,

e  Wahrnehmung einer Lotsenfunktion,

e Koordination des Einsatzes mehrerer Dienste und Steuerung der Kooperation von Nut-
zern und Leistungserbringern.
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2.2 Inwelchem Verhdaltnissteht CM zu , Disability management® oder
» Bildungsbegleitung” ?

Beim Konzept des CM steht offenbar in starkem Mal3e die koordinierende Funktion des Ma-
nagersim Vordergrund; er knuipft die Beziehungen zwischen Person und L eistungsangeboten,
wiein der folgenden ,, Struktur eines Bildungsplans® zum Ausdruck kommt:

Tabelle2: Struktur eines Bildungsplans (KAIMBERGER 2003, 12)

e Diagnose Ist/Soll (aktueller/geplanter Arbeitsplatz)
e  Waeiterbildungsplan mit Ziel, Inhalt, Zeitbedarf
e Uberbetriebliche Verwertbarkeit der Qualifizierung

e Ziele, die mit der/den Weiterbildung/en fur den/die Arbeitnehmerinnen und den Ar-
beitgeber verfolgt werden.

Die Leistungsangebote kdnnen auch personal bestimmt sein, a's,, Ressourcen-Netzwerk*, be-
stehend ,in einer losen Organisation von Personen, verbunden durch den gemeinsamen
Wunsch, einem bestimmten Klienten zu helfen, und in ihren Aktivitdten koordiniert von ei-
nem Case Manager* (BALLEW/MINK 1995, 56). Beim Konzept des , Disability Manage-
ment” wird wohl deutlich starker auf die Selbstbestimmungsfahigkeit des Betroffenen ge-
setzt: , Eine Behinderung zu managen, soll zum Ausdruck bringen, dass eine Person, die etwa
unter einem Unfall oder einer chronischen Krankheit leidet, dies nicht vom Schicksal vorge-
geben hinnimmt, sondern alles daran setzt, moglichst wieder gesund zu werden und arbeits-
fahig zu bleiben* (MEHRHOFF 2000, 9). Es erinnert an das alte Reha-Prinzip der , Hilfe zur
Selbsthilfe®. Allerdings jetzt mit der eindeutigen Prioritét eines Verbleibs im angestammten
Betrieb, wie esim SGB X mit dem Vorrang der Préavention vor der Rehabilitation gefordert
wird: ,Unternehmen sollen davon Uberzeugt werden, dass sie die verbleibenden Fahigkeiten
(abilities) ihrer Mitarbeiter nutzen* (MEHRHOFF 2000, 10).

Allerdings bleibt Disability Management ein Beratungskonzept. Nicht tragféhig erscheint die
Abgrenzung gegenuber dem Case Management, wenn behauptet wird: ,Im Vergleich zu an-
deren Begriffen, wie etwa "Case-Management” oder "Disease-Management” wird mit Disabi-
lity Management eine umfassende Vernetzung von Beteiligten in der sozialen Sicherung zum
Ausdruck gebracht (MEHRHOFF 2000, 10; s.a. Beitrédge in MEHRHOFF 2004), denn diese
»umfassende Vernetzung“ beanspruchen auch die Vertreter des CM als Kerneigenschaft fr
ihr Konzept (FARMANN 2000). Letztlich lauft es wohl darauf hinaus, dass CM in der obigen
Begriffsbestimmung genau das trifft, was bei der Unfallversicherung mit , Disability Mana-
gement* gemeint ist: Starkung der Selbstkompetenz des Ratsuchenden, Beratung aus einer
Hand, Kombination der Leistungsanspriiche und -angebote, dauerhafte Begleitung bis zum —
vorlaufigen — Ende der gesicherten Teilhabe am Arbeitsleben. (Vgl. auch BALLEW/MINK
(1995, 56): ... konzentriert sich das Case Management auf die Starkung der personlichen
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Befahigung des Klienten, Hilfsquellen zu erreichen und das Netzwerk der Ressourcen nutzen
zu konnen.*)

2.3 Auswelchen Berufen rekrutieren sich Case manager ?

Offenbar gibt es keinen Beruf, der direkt fur die Tétigkeit eines Case managers qualifiziert.
Man findet vor alem ,Soziaarbeiter, Soziologen, Psychologen und Krankenpfleger*
(RAIFF/SHORE 1997). Kooperationserfahrungen mit den Mitarbeitern von Institutionen im
sozialen Netzwerk sind ein wichtiges Einstellungskriterium (ebenda). Inzwischen gibt es ei-
nen offiziellen Lehrgang zum Case Management im Sozia- und Gesundheitswesen, der mit
einem anerkannten Abschluss endet (FACHGRUPPE 2003).

In den Niederlanden haben die Sozialarbeiter das Case management fir sich reklamiert, was
aber nicht bedeutet, dass nicht auch ,fachfremde” Personen die entsprechenden Aufgaben
wahrnehmen koénnen (RIET/WOUTERS 2002, 38 f.). Viel wichtiger as die Frage, aus wel-
chem Kreis ein einzelner Case Manager sich rekrutieren sollte, ist wohl, dass ein Team aus
Mitarbeitern unterschiedlicher Professionen konstituiert wird, in dem eine gemeinsame Fall-
analyse stattfinden kann und bei dem jedes Mitglied aus seiner disziplinspezifischen Sicht zur
optimalen Bearbeitung des Falls beitragen kann.

24 Warum ist ,, Case management” derzeit so popular?

Offenbar waren es nicht zuletzt 6konomische Griinde, die in den 70er Jahren in den USA CM
entstehen lief3en: Knapper werdende Mittel fur soziale Zwecke fuhrten dazu, nach Méglich-
keiten zu suchen, die Effizienz der Mittel zu steigern (REMMEL-FARBENDER 2003). Man
erfand den Case manager, der den Wirkungsgrad der Flrsorgeleistungen durch ,, Passgenau-
igkeit* und ein entsprechendes Mal3nahmecontrolling erhdhen sollte. Einen weiteren Schub
erhielt das Konzept offenbar durch die in den 80er Jahren anschwellende HIV-Problematik.
Hier konnte angesichts der Erkrankungsbilder nicht mit konventionellen Beratungskonzepten
gearbeitet werden.

Das deutsche Sozialversicherungssystem befindet sich seit Jahren in einer dhnlichen Zerreil3-
probe zwischen herkdmmlich definierten Leistungsanspriichen und begrenzten Finanzie-
rungsmoglichkeiten. Hinzu kommen , Mengenprobleme®: , Rentenberg®, Zunahme der Pfle-
gebedurftigen, Einnahmeausfélle bei der Arbeitslosen- und Krankenversicherung durch un-
erwartet hohe Arbeitslosenzahlen, aber auch durch einen dramatischen Riickgang des Ange-
botes an Ausbildungspldtzen. Hier wird das Wirken von Case Managern mit der Hoffnung
verknipft, dass mehr Betreute mit geringerem Mitteleinsatz ,, passgenauer” mit hochwirksa-
men L eistungen bedacht werden.

Die gegenwartige Praxis der vorwiegend auf3erbetrieblich organisierten Vollausbildung be-
hinderter Menschen sowohl im Bereich der Erst- als auch der Wiedereingliederungsrehabili-
tation wird vielfaltig kritisiert:
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e Dasstrotz effizienter Qualifikationserweiterungen ,,Vollqualifizierungen” bewilligt wir-
den, sei eine enorme Geld- und Zeitverschwendung (FARMANN 2000, GOBEL 1999),

e teure ingtitutionelle Losungen im Eigeninteresse der Leistungserbringer wirden gunsti-
geren individuellen Ldsungen vorgezogen (ebenda),

e kostengiinstige Praventionsleistungen wirden , absolut nachrangig” gegeniber teuren
Reha-Malznahmen behandelt (so fiir die BA GOBEL 1999),

e nach wie vor seien Zustandigkeitsprobleme und Abstimmungsmangel zu beobachten
(WITTWER 2001, 3; GOBEL 1999),

e (ber ein Drittel der Ratsuchenden seien unzufrieden mit der Qualitdt der Beratung
(WASILEWSKI 1988, 101),

e Arbeitstberlastung (bel der BA) fuhre zu einem Warteschleifeneffekt, bei dem in Arbeit
befindliche Antragsteller zu arbeitslosen Ratsuchenden verkamen und so ihre Chancen
auf eine Wiedereingliederung empfindlich minderten; GOBEL (1999, 213) zitiert das
Armutszeugnis von 79 Bearbeitungswochen zwischen Antragstellung und Bewilligung,
festgestellt von der Innenrevision der eigenen Anstalt.

Mit dem Case Management wird einerseits die Erwartung verbunden, die genannten Schwé-
chen und Systemméngel zu beseitigen, andererseits effektivere und kostengiinstigere Leis-
tungen an die Stelle konventioneller Mal3nahmen zu setzen. Die viel bemihten Formeln , In-
dividualisierung der Reha-Leistungen” und ,, Pravention vor Rehabilitation gehdren hier her.
Vor alemim Hinblick auf die Prévention ist empirisch belegbar, wie wichtig entschlossenes,
zeitnahes Eingreifen ist und welche Anforderungen an den Case Manager sich daraus erge-
ben.

3 Umsetzungsimplikationen

3.1 Weélche (besonderen) Qualifikationen und welche Kenntnisse muss ein Case
Manager besitzen?

Die erforderliche Qualifikation eines Case Managers ergibt sich aus dem Aufgabenumfang.
Hier lassen sich enge und weite Fassungen unterscheiden. Eine recht enge findet sich bel
BALLEW/MINK: ,Koordination, Anwaltschaft, Beratung“. Dies ist nun zundchst einmal
nicht sonderlich fern dem Aufgabenumfang eines Berufs- oder Reha-Beraters. Auch das
planméaldige Vorgehen mit einer systematischen Analyse der Voraussetzungen und Bedurf-
nisse eines Ratsuchenden gab es schon vor dem Case Manager. Im amerikanischen Konzept
von BALLEW/MINK ist denn auch der Case Manager eine Art ,, Oberkoordinator”, wenn es
heifdt: , Er entwickelt einen Plan und hilft dem Klienten, ergiebige Verbindungen mit jenen
Helfern einzugehen.” (1995, 56 ff.). Immerhin wird daran deutlich, dass der Case Manager
nicht alle Faden selbst spinnt und weiter in der Hand halt — dann konnte er sich bestenfalls
um eine Handvoll ,Falle* kimmern — sondern selbst Tell eines Kooperationsnetzwerkes ist.
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Dies wird durch den Begriff ,,Management® — vor allem den Delegationsaspekt meinend —
unterstrichen.

Unter Hinwels auf einschlagige Untersuchungen — alerdings aus den 80er Jahren — stellt
FARMANN fest, dass der Reha-Gesamtplan sich nicht als wirksames Instrument erwiesen
habe (2000, 1f.). Allerdings wird von ihm Ubersehen, dass die Diskussion um die individuel-
len Forder- und Integrationsplane, wie sie seit Inkrafttreten der Rahmenvertrége zwischen
den Reha-Tragern und den Leistungserbringern Berufsforderungs- und Berufsbildungswerke
1999 vereinbart sind, erhebliche Weiterentwicklungen erbracht hat. Bessere technische Mog-
lichkeiten, schnellere Kommunikationswege, aber insbesondere auch die Erfahrungen mit
dem Handling, das bewusstere, professionellere Umgehen haben diesen Plan zu einem wirk-
samen Steuerungsinstrument fir Reha-Leistungen werden lassen. Dies sollte auch auf den
» Reha-Gesamtplan“, , Bildungsplan® oder ,, Qualifizierungsplan“ ausstrahlen.

Um die Koordinatorenfunktion erfillen zu kdnnen, muss der Case Manager Transparenz
Uber die Ansprechpartner und die von ihnen angebotenen Leistungen besitzen. Dazu ist es
naheliegend, in Datenbanken Informationen Uber die von den Klienten nutzbaren Leistungs-
angebote, fur Praktika und spatere berufliche Wiedereingliederung interessante Betriebe,
Kontaktadressen fir spezielle Unterstitzungsleistungen usw. fir einen schnellen, gezielten
Zugriff vorzuhalten.

Die Wahrnehmung der Anwaltsfunktion setzt die Kenntnis einschlégiger Leistungsgesetze
voraus, um die berechtigten Anspriiche der Leistungsberechtigten identifizieren und ggf. auch
Uberzogene Anspriiche zurtickweisen zu kdnnen. Eine besonders weitgehende Anforderung
wird dem Case Manager gestellt, wenn er im Rahmen seiner Beratungsfunktion ,eine Be-
ziehung zum Klienten herstellen (soll), die es erlaubt, storende Muster im Verhalten des
Klienten mit ihm durchzugehen und nitzlichere Muster auf den Weg zu bringen.” (BAL-
LEW/MINK 1995, 56 ff.). Im Rahmen eines Netzwerks ware hier eher eine Delegation an
Experten zweckmaliig.

Qualifikationsvor aussetzungen fur Case Manager benennen RAIFF/SHORE (1997):
e klinische Kompetenzen, Erfahrungen im Umgang mit psychischen Abwehrmechanismen
e  Kkulturelle Kompetenz

e Kenntnisse Uber Controlling, Vergitungssétze und Grundlagen der Buchfihrung, soweit
er an Entscheidungen tber die Vergabe von Leistungen beteiligt ist.

Auf drei Kernkompetenzen beschrankt sich SCHULZ:
e  Ermusssich auf die Sichtweise der Jugendlichen einstellen kénnen und
e inder Lage sein, mit anderen Professionen zusammenzuarbeiten sowie

e die sozide Infra- und Versorgungsstruktur des Sozialraums kennen, einen Uberblick
uber Aufbau und L eistungen von Organisationen haben® (2002, 192).
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Eine Art Anforderungsprofil an Case Manager findet sich bei RIET/WOUTERS: Sie mis-
sen

e  kontaktfreudig sein und einen offenen, zuverlassigen Eindruck machen,

e  kompetent zuhdren und sich einfiihlen kdnnen,

e  strukturiert (methodisch) denken und arbeiten,

o effizient Gesprache fuhren und moderieren konnen,

¢ inKirisensituationen kihlen Kopf bewahren und schlagkréftig handeln kénnen,
e stark belastbar sein,

e Kkreativ sein beim Ausdenken und Organisieren neuer Initiativen” (2002, 60 ff.).

3.2 Woist der Tatigkeitsbereich der Case Manager institutionell angesiedelt?

Grundsétzlich gibt es zwei Moglichkeiten: Case Manager kdnnen im Hilfesystem eingebun-
den oder extern angesiedelt sein (RIET/WOUTERS 2002, 56). Sie kénnen Mitarbeiter beim
Kostentrdger (z.B. beim Sozialamt, vgl. REIS 2002, bei der Bundesanstalt fur Arbeit
(MAIER 2000); als Gesundheitsberater oder Patientenbegleiter der Versicherung (WENDT
1998, 12) oder bel einem Leistungserbringer (Berufsforderungswerk, Krankenhaus) sein; sie
koénnen auch ,,einem von beiden Seiten unabhangigen eigenstandigen Dienst, z.B. einer Ko-
ordinierungsstelle” angehdren (WENDT 1998, 12) oder a's selbststéandig arbeitende Fachkraft
wirken. Dabel konnen auch die Leistungserbringer eine Koordinationsstelle einrichten (wie
beispielsweise beim Living at Home-Programm in den USA. vgl. RAIFF/SHORE 1997, 181
ff.). Das erinnert an die Ursprungsvorstellungen der Service Center, wie sie von den Behin-
dertenverbanden in die Debatte um das SGB | X eingebracht worden sind — bevor sie in praxi
zu lastigen Zusatzaufgaben der Sozialversicherungstrager degenerierten. Aber hier hétte die
Chance bestanden, eine qualifizierte, zudem neutrale Instanz als Anlaufstelle fur Betriebe und
Betroffene zu schaffen, wenn nicht das Geld fir die staatliche Finanzierung gefehlt hétte und
die Delegation an die Sozialversicherungstrager als Ausweg aufgekommen wére.

Die BA-Position ist offenbar uneinheitlich: Wahrend MAIER (2000) die Ansiedlung von CM
bei der BA fordert, will die BA selbst in ihrem Fachkonzept ,, Berufsvorbereitende Bildung*
(Dezember 2003) eine neutrale Instanz , Bildungsbegleiter” einrichten. Versicherer konnen
sich ebenfalls eine neutrale Ansiedlung gut vorstellen (NEUMANN 2000, Folie 43). Leis
tungserbringer reklamieren wegen vorhandener Kompetenzen und Interesse an diesem neuen
Geschéftsfeld diese Aufgabe fir sich (STECHER 2000), wollen mindestens Teilangebote
unterbreiten (WITTWER 2000, 2001) oder betreiben bereits erfolgreich CM — wie das BFW
Hamburg, das seit 2001 in seiner Aul3enstelle Schwerin 134 Félle abschlief3en konnte (BFW
Hamburg 2003). Eine weitere Variante bieten die FORD-Werke Kdln: Dort gibt es — nach
kanadischem Muster — seit 2002 einen Disability Manager. Anlaufstellen im Sinne von CM
konnten auch — bei entsprechender finanzieller Férderung und damit personeller Ausgestal-
tung — Selbsthilfegruppen und Behindertenverbande bieten.
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Eine interessante Auflistung von beruflichen Einsatzfeldern findet sich bei WENDT (1998,
11):

o Pflege,

o Krankenbehandlung,

e Rehabilitation,

e Jugendhilfe,

e  Behindertenhilfe,

e Familienhilfe,

e Wohnungslosen- und Suchtkrankenhilfe.”

Diese Auflistung wird von ihm vier Jahre spéter nach ,, organisatorischen Ansiedlungen* préa-
zisiert:

e , Krankenkassen und gewerbliche Anbieter,

e Arztenetzwerk,

e im Gesundheitsbereich,

e beim Arbeitsamt — Stichwort: Erhaltung von Arbeitsverhaltnissen Behinderter,

e  beim Sozialamt —Stichwort: aktivierende Sozialhilfe,

e und beim Allgemeinen Sozialen Dienst im Bereich der Jugendhilfe’ (WENDT 2002).

3.3 Wer finanziert Case Management?

Staatliche Institutionen wie beim Krefelder Projekt oder Living at Home-Programm, aber
auch Stiftungen und private Wohlfahrtsorganisationen, schliefdlich die Kostentréger im Ge-
sundheitswesen und in der beruflichen Rehabilitation.

3.4 Wieweit bestimmen Finanzierung und Anbindung das Selbstver sténdnisund die
Funktionsausiibung?

Niederlandische Erfahrungen lassen darauf schlief3en, dass unabhéngige Case Manager, die
nicht von einem Leistungserbringer oder einer Behdrde bezahlt werden und somit nicht einer
doppelten Loyalitat unterliegen (Klient, Arbeitgeber), erfolgreicher im Sinne emanzipatori-
schen Wirkens sein konnen. Daraus folgern RIET/WOUTERS, Case Manager sollten ideal-
erweise ,,zwischen beteiligten Einrichtungen und neben dem Klienten stehen” (2002, 94).

Man mag auch befirchten, dass bel einer Anbindung des Case Managers beim Reha-Tréger
K ostengesi chtspunkte deutlich Interessen der Leistungsberechtigten dominieren, so dass Pr&
vention und betriebliche Rehabilitation Prioritét genief3en, was wiederum notwendige ,,Voll-
Rehabilitations-Malinahmen® verzdgern und die Chancen der Betroffenen aus den o.g. Griin-
den beeintrachtigen konnte. Maier, der als BA-Vertreter vehement fir BA-eigene Case Ma
nager eintritt, stellt sich eine vierstufige Prifkette vor, bevor eine aulerbetriebliche Reha-
Mal3nahme bewilligt werden darf:
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e behindertengerechte Ausgestaltung des Arbeitsplatzes,

e Umsetzung auf einen geeigneten Arbeitsplatz im Betrieb des L eistungsberechtigten,
e  Schaffung eines neuen Arbeitsplatzes im Unternehmen,

e Umschulung im Betrieb (in gleicher Richtung auch GOBEL 1999, 2000).

3.5 Uber welche Instrumente verfiigt ein Case manager ?

Hinweise zu einem Netzwerk, Uber das ein beim Arbeitsamt tatiger Case manager Kontakte
kntpfen muss, finden sich bet WENDT (2002, 19):

» Rentenversicherungsanstalt (BfA, LVA),

e  Berufsgenossenschaft,

e Medizinische Dienste der Krankenkassen,

e der Arztliche Dienst (AD),

e der Psychologische Dienst (PD) des Arbeitsamtes sowie

e Betriebsréte,

e  Schwerbehindertenvertrauensleute,

e Betriebsarzte,

e Arbeitsassistenten,

e Bildungstrager”.

3.6 Wieviele Ratsuchende, L eistungsberechtigte, Versicherte ..., managet” ein Case
M anager ?

Zweifellos kann ein Case Manager wegen seiner ausgedehnten Aufgaben nicht so viele
Klienten betreuen wie ein herkémmlicher Berater. In amerikanischen Programmen wird von
Relationen zwischen 1:10 und 1:25 (RAIFF/SHORE 1997, 34) ausgegangen. Fur die Sucht-
krankenhilfe empfiehlt WENDT einen Betreuungsschltissel von 1:16 (2002, 26).

3.7 Wassteht der flachendeckenden Einfiihrung von CM entgegen?

Offenbar setzt sich CM trotz des relativ langen Vorlaufs — immerhin wurde der Begriff schon
zu Beginn der 80er Jahre in der BRD adaptiert — nur zdgerlich durch. Daflr gibt es eine
Reihe von Grinden, u.a

e unzureichende Voraussetzungen auf der Systemebene,
e  Umsetzungsschwierigkeiten und -widerstande im Anschluss an den Erlass des SGB [ X,
e Rickzug auf phasenweise Einfuhrung statt einer ,, Kompl ettlésung”,

e das Beharrungsvermégen der Leistungstrager und der Leistungserbringer, die weiterhin
stark auf mal3nahmeorientierte Leistungen setzen und die Effizienz personbezogener
Leistungen in Frage stellen, und schliefdlich
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e die Erkenntnis: ,Kooperation wird nicht wirklich gewollt* (REMMEL-FARBENDER
2003).

3.8 Woran bemisst sich die Qualitat der Arbeit eines Case Manager s? Gibt es
Effizienzkriterien und Messverfahren? Und wer misst und bewertet?

RAIFF/SHORE (1997) orientieren sich an den bekannten drei Dimension von Qualitét: —
Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualitét — und entwickeln sowohl ,, Qualitétsstandards fur das
Assessment im Case Management® als auch ,, funf Qualitétsnormen fur die Entwicklung eines
Serviceplans®.

Generell durften heute ,,weiche” Kriterien zur Beurteilung des CM-Erfolges in den Augen
von Kostentrdgern zur Legitimation von CM-Auftrégen nicht mehr ausreichen. Rehabilitati-
onstrager wie die Bundesagentur fur Arbeit orientieren sich zunehmend an wirtschaftlichen
Kriterien, die durchaus nicht gegen CM sprechen missen: ,, Die friihzeitige Unterstiitzung und
Steuerung der Krankheitsverlaufe oder Unfallfolgen durch Case Management kann zu einer
erheblichen Reduzierung der Kosten fuhren* (REMMEL-FARBENDER 2003). Der Mal3-
nahmeerfolg wird an der Verbleibsquote gemessen, konkret: an den Ricklaufertragen aus ge-
zahlten Beitrégen zur bzw. vermiedenen Entnahmen aus der Arbeitslosenversicherung im
Verhdtnis zu den eingesetzten Mal3nahme- und Unterstitzungskosten. Zusétzlich wird ein
tragertbergreifender Vergleich der Ertrags-/Aufwandsrelation vorgenommen, um die guns-
tigste Form und den gunstigsten L eistungserbringer zu identifizieren. Diese Sichtweise wird —
wie am Beispiel des ,Bildungsbegleiters® im Konzept , Berufsvorbereitende Bildung“ un-
schwer erkennbar — auch auf die Funktionserfiillung bzw. Ergebnisqualitét eines Case mana
gers Ubertragen. Er , rechnet” sich, wenn die ersparten Aufwendungen und die erhéhten Sozi-
alversicherungseinnahmen pro Fall die zusétzlichen Kosten fir die Einschaltung seiner Per-
son Ubersteigen. Entsprechende Vergleichsrechnungen stellt GOBEL (1999, 213) zur Recht-
fertigung seines Konzeptes an. Daran wird alerdings deutlich, dass auch Préventionsle stun-
gen nicht ohne erheblichen personellen — und damit finanziellen — Aufwand erbracht werden
konnen.

4 Resuméeund Ausblick

CM ist von seiner Konzeption her ein geeigneter Weg, um effizientere Verfahren der berufli-
chen Rehabilitation zu erschlief3en und kontrolliert zu nutzen. Mit Hilfe des CM individuali-
sierte, systematisch und zeitnah erbrachte Reha-Leistungen kénnen Reha-Prozesse zugleich
wirksamer und kostenguinstiger werden lassen. Allerdings sind die 6konomischen Zwange z.
Zt. so grof3, dass die Gefahr besteht, aus dem CM lediglich ein Instrument zur Zwéange bei
den Soziaversicherungstréger von einer Intensitét, die beflrchten lasst, dass qualitative As-
pekte bel der Implementation eines wirksamen CM Opfer des Rotstiftes werden. Dann kénnte
ein Zukunftsszenario so aussehen: Ein fur die komplexen Aufgaben des CM unzureichend
ausgebildeter, aber billiger Case manager wéhlt immer die Leistung mit den niedrigsten
Kosten auch unter Hinnahme von Qualitétseinbuf3en aus und sorgt fur kurze Durchlaufzeiten.
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Dem st apriori ein Riegel vorzuschieben: Ohne klare, auf sinnvolle Qualitatskriterien ausge-
richtete Bewertungsmal3stabe fur die Arbeit von Case managern wird die berufliche Rehabi-
litation von der Einfuhrung des CM kaum profitieren!
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FASCHING, HELGA & NIEHAUS, MATHILDE (Universitat Wien,
Universitat Koln)

Berufliche Integration von Jugendlichen mit Behinderungen:
Synopse zur Ausgangslage an der Schnittstelle von Schule und
Beruf

1 Ausgangslage

In der Gruppe der behinderten Jugendlichen nimmt die Gruppe der Jugendlichen mit sonder-
padagogischem Forderbedarf im Bereich des Lernens den quantitativ grofiten Anteil ein.
Aufgrund von Schétzungen an Schulen flr Lernbehinderte zeigt fast jedes zweite Kind Auf-
falligkeiten nicht nur im Bereich des Lernens, sondern auch im Bereich des Verhaltens (vgl.
SPIESS 2002, 39). Bei Jugendlichen, die im Verhalten auffallig sind, bei denen jedoch eine
Lernbehinderung auszuschlieBen ist, wird die Feststellung eines sonderpadagogischen For-
derbedarfs im Bereich der emotionalen und sozialen Entwicklung empfohlen (vgl.
SCHMIDT-NEMETH 2002, 120). Sonderpadagogische Férderung von Kindern und Jugend-
lichen mit Behinderungen in der Schule soll sich auf deren berufliche und soziale Eingliede-
rung orientieren. ,,Ziel ist die bestmdglichste schulische, berufliche und soziale Eingliede-
rung“ (KMK 2000, 3). Diese Forderungen und Zielvorstellungen stehen jedoch im Span-
nungsfeld zu den realen Mdglichkeiten. Die Lage auf dem Ausbildungsmarkt ist in den letz-
ten Jahren immer schlechter geworden. Als Einflussfaktoren werden die konjunkturelle und
demographische Entwicklung, aber auch der Strukturwandel der Wirtschaft genannt. Das An-
gebot an betrieblichen Ausbildungsplatzen ist deutlich geringer als die Nachfrage. In
Deutschland fehlten im Jahr 2003 nach Berechnungen der Bundesagentur fiir Arbeit mindes-
tens 15.000 Ausbildungsplatze (DIETRICH/KOCH/STOPS 2004). Die uber Jahre gefiihrten
Prozesse sonderpédagogischer Forderung reiben sich an diesen Ausbildungs- und Vermitt-
lungschancen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt.

Vor diesem Hintergrund sind in der Phase der beruflichen Ersteingliederung die meisten
Jugendlichen erschwerten Bedingungen ausgesetzt. Vor allem die berufliche Integration von
Jugendlichen mit sonderpadagogischem Forderbedarf bzw. mit Beeintrachtigungen ist durch
eine Fulle von Problemlagen gekennzeichnet (BACH 1989; NEUKATER/WITTROCK 2002;
SCHIERHOLZ 2001). Fir einen groRen Teil von Jugendlichen mit emotionalen und sozialen
Beeintrachtigungen ist eine berufliche Integration am allgemeinen Arbeitsmarkt nur schwer
zu erreichen. Das Leistungs- und Sozialvermdgen dieser jungen Menschen, ihre soziale Her-
kunft, das kulturelle Umfeld ihres Aufwachsens und nicht zuletzt die Entwicklung des
Arbeitsmarktes sowie negative Einstellungen von Seiten der Betriebe sind préagend fir das,
was die Problemlagen von Jugendlichen mit Behinderungen bei der beruflichen Integration
ausmachen (DIETERICH 1989; MEIER-REY 1997; ORTHMANN 2001; STEIN 1999).
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2 Problemfelder bei der beruflichen Integration

Die Frage der Integration von Jugendlichen mit Behinderungen stellt sich beim Ubergang von
der Schule ins Berufs- und Erwerbsleben dringlich. Hierbei kann eine gezielte Férderung von
Jugendlichen aber nur durch eine Kenntnis ihrer speziellen Problemlage erméglicht werden.

2.1 Familiares Umfeld und kulturelle Herkunft

Die Voraussetzungen des Sozialisationsfeldes Familie erschweren oft die berufliche Integra-
tion Jugendlicher mit emotionalen und sozialen Beeintrachtigungen. Die Einstellung der
Familie zur Berufstatigkeit ihres Kindes und die Bereitschaft zur Unterstiitzung bei Schwie-
rigkeiten haben einen erheblichen Einfluss auf die berufliche Integration (vgl. SEIFERT
1977, 737). Hier muss auch der soziale Hintergrund im Elternhaus mitbedacht werden. Be-
dingungen des Aufwachsens in der Herkunftsfamilie sind ein entscheidender Stitz-Pfeiler flr
den Lebensweg der heranwachsenden Jugendlichen. ,,Die familidre Sozialisation vermittelt
Erfahrungen, Fertigkeiten und Orientierungen, die sowohl flr die allgemeine Lebensfiihrung
als auch fur die beruflichen Informationen, Werthaltungen, Entscheidungen und Qualifikatio-
nen von Bedeutung sind“ (SCHRODER 1987, 112).

Die meisten Jugendlichen mit emotionalen und sozialen Beeintrachtigungen stammen aus
Familien mit einer unterdurchschnittlichen gesellschaftlichen und/oder beruflichen Stellung
der Eltern (vgl. hierzu z.B. BACH 1989; BEGEMANN 2002; KLEIN 2001; WILLAND
2000). Hier ist insbesondere auch an auslandische Familien zu denken (KLEIN 2001). Wo
die materielle Situation (Geldsorgen, unzureichende Wohnverhaltnisse) und der berufliche
Status in besonderem Mal3e unsicher sind, wird den Jugendlichen weder von ihrer Motivation
noch von ihrer konkreten Lebensorientierung her Unterstiitzung gegeben, um eine erfolgrei-
che berufliche Integration zu ermdglichen. Als weitere Barrieren bei der beruflichen Integra-
tion werden bei auslandischen Jugendlichen auch vermehrt VVorbehalte gegen und negative
Erfahrungen mit Behorden, fehlende Einbindung in ein Netz sozialer Beziehungen, wo auf
informellem Wege ein Zutritt in Betriebe ermdglicht werden kann, genannt (vgl. BMBF
1998, 19). Ohne externe Unterstiitzung und entsprechende Begleitung wird diesen Jugendli-
chen die berufliche Integration nur schwer gelingen.

2.2 Qualifikation

Das Bildungsniveau einer Person steht im Zusammenhang mit den Arbeitsmarktchancen fir
die jeweilige Person (vgl. EUROPAISCHE KOMMISSION 2000). Jugendliche mit emotio-
nalen und sozialen Beeintrachtigungen weisen in der Regel ein niedriges Bildungsniveau auf.
DIETERICH (1989, 374) konstatiert in diesem Zusammenhang, dass ,,fehlender Hauptschul-
abschluss und nicht vorhandene Berufsausbildung die Arbeitslosigkeit geradezu préadisponie-
ren“. Fir die Gruppe der Jugendlichen mit emotionalen und sozialen Beeintrachtigungen gilt,
dass ihre ,,Behinderung“ sich somit als Ausdruck und Folge einer langeren Kette von Be-
nachteiligungen darstellt, die bei den sozialen Lebensbedingungen in Kindheit und Jugend-
alter beginnen, sich in einer schlechteren bzw. ungeniigenden Ausbildung fortsetzen und —
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falls sie Uberhaupt einen Arbeitsplatz finden — das hohe Risiko beinhalten, arbeitslos zu wer-
den.

2.3 Personliche Kompetenzen

Empirische Untersuchungen zu den Problemlagen Jugendlicher mit emotionalen und sozialen
Beeintrachtigungen in Bezug auf die berufliche Integration weisen auf die mangelnde Be-
rufswahlkompetenz dieser Jugendlichen hin (DIETERICH 1989; NEUKATER/WITTROCK
2002; STEIN 1999). Die Jugendlichen treffen sehr spat berufliche Entscheidungen. Sie wah-
len einen Beruf eher nach emotionalen als nach rationalen Kriterien aus. Haufig werden
Berufswiinsche wie z.B. Pilot oder Kapitan genannt, die eine symbolische Bedeutung fur die
Jugendlichen haben, aber nicht den Eignungsvoraussetzungen entsprechen. ,,Nur selten
kommt es nach ein oder zwei Gespréchen zu einer Berufsentscheidung und zur Vermittlung
eines Ausbildungsplatzes, haufig dauert es Jahre* (NEUKATER/WITTROCK 2002, 259).

Auch bei der Realisierung ihrer Berufsvorstellungen haben Jugendliche mit emotionalen und
sozialen Beeintrdchtigungen mehr Schwierigkeiten als andere Jugendliche. Sie sind im
Bewerbungsverhalten unentschlossener und unsicherer und bewerben sich zu spat. Sie reagie-
ren auf Restriktionen am Ausbildungsmarkt eher mit Verzicht auf Nachfrage und verfallen in
resignative Haltungen. Der Kontakt zum Arbeitsmarktservice ist von geringer Eigeninitiative
gepragt und bedarf besonderer Hinflihrung. Unter Umsténden flhrt dies dazu, dass sie in
Anlerntatigkeiten munden und oft erworbene Qualifikationen, die sie z.B. in einer berufsbil-
denden MaRnahme erlernt haben, nicht verwerten konnen.

Ob eine berufliche Integration gelingt, hangt zum Teil von ihren personlichen sozialen und
beruflichen Kompetenzen ab. Dazu gehdren Arbeitstugenden wie z.B. Punktlichkeit, Verant-
wortungsbereitschaft, Zuverlassigkeit, Flexibilitat, Motivation, Teamfahigkeit, personliche
Hygiene und Erscheinungsbild (vgl. DIETERICH 1989, 374; NEUKATER/WITTROCK
2002, 261). STRUTZ (1999) konnte zeigen, dass eine berufliche Integration von Jugendli-
chen mit Behinderungen von drei wesentlichen Bedingungen abhangt, namlich von der
Kooperationsfahigkeit, der Motivation und der Selbststandigkeit. Personale Qualifikationen
wie Lernbereitschaft, Selbstvertrauen, soziale Qualifikationen wie Kooperations- und Kom-
munikationsbereitschaft und kognitive Fahigkeiten sowie Werthaltungen im Sinne von An-
passungsbereitschaft und Dienstbereitschaft sind somit neben den fachlichen Qualifikationen
notwendig, um eine berufliche Situation erfolgreich bewéltigen zu kénnen.

2.4 Geschlecht

Der Faktor ,,Geschlecht” spielt eine nicht unwesentliche Rolle bei der beruflichen Integration.
Der Frauenanteil unter den Auszubildenden in Deutschland sinkt laut Berufsbildungsbericht
2003 des Bundesministeriums fur Bildung und Forschung. Anteilig gingen weniger Frauen
einer betrieblichen Ausbildung nach als es dem Frauenanteil an den Erwerbstatigen ent-
sprach. Studien (MEIER-REY 1997; NIEHAUS 1999; ORTHMANN 2001; THEIS-
SCHOLZ 2001) weisen darauf hin, dass Méadchen mit Behinderung bei der beruflichen Ein-
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gliederung von einer doppelten Benachteiligung durch Geschlecht und Behinderung betroffen
sind. Die Notwendigkeit einer beruflichen Ausbildung fir eine autonome Lebensgestaltung
wird fir Madchen anscheinend noch h&ufiger verkannt als fir Jungen. M&dchen nehmen be-
stehende Maoglichkeiten weniger wahr als Jungen bzw. es wird bei ihnen in der Berufsbera-
tung (von Lehrpersonen, Berufsberaterinnen) nicht auf ein erweitertes Berufswahlspektrum
hingewirkt.

2.5 Soziale Einstellungen und Vorurteile in Betrieben

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO 2001) betont, dass die Integration (Partizipation)
von Menschen mit Behinderungen im Berufsleben durch Umweltfaktoren wie Einstellungen,
Werte und Uberzeugungen von Menschen entweder unterstiitzt oder beeintrachtigt wird. Bei
der beruflichen Integration spielen soziale Einstellungen und Vorurteile in Betrieben eine
wichtige Rolle. Die Vorurteile von Arbeitgeberinnen sind in der Regel auf Verhaltens-
unsicherheiten und Unkenntnis Gber die Leistungsfahigkeit und Verhaltensweisen zuriickzu-
fihren. ,,Dies gilt besonders fur Jugendliche, die in Heimen aufgewachsen sind oder eine
Sonderschule besucht haben. Das negative Etikett gerdt im Extremfall zum Stigma®
(NEUKATER/WITTROCK 2002, 257). Diesen Jugendlichen wird von betrieblicher Seite oft
nicht die notwendige Leistungs- und Sozialfédhigkeit zugesprochen. Ihnen werden vielmehr
Besonderheiten des Sozialverhaltens als Eigenschaften angelastet, an denen sie selbst schuld
seien. ,,Man halt sie fur renitent, faul, frech und dumm und versteht nicht, dass die Jugendli-
chen paradoxerweise durch abweichendes Verhalten einen Weg aus ihrer Notlage suchen®
(NEUKATER/WITTROCK 2002, 257). Die Notlage der Jugendlichen, die sich nicht selten
in Aggression, Regression oder insgesamt in einem Kontrastverhalten zur Durchschnittsnorm
aufBert, wird nicht erkannt, sondern eher durch Umweltreaktionen verstarkt. Wahrend bei
sichtbaren Behinderungen ,,neben Unbehagen und Verunsicherung in der Regel auch mit-
menschliche Betroffenheit, Mitleid und Hilfeimpulse aufgeldst werden, 16st ein mehr oder
weniger ausgepragtes “Fehlverhalten” von Kindern ohne erkennbare korperliche oder situa-
tive Ursache eher Bestrafungsimpulse aus* (VERNOOIJ 2000, 32).

2.6  Arbeitsmarktlage

Positive Prognosen im Hinblick auf die Arbeitsmarktentwicklung beziehen sich in erster
Linie auf Stellen fir Mittel- bis Hochqualifizierte. In den letzten Jahren ist in der modernen
Industriegesellschaft aber geradezu ein Wegbrechen einfacher Tatigkeiten zu verzeichnen.
Das Institut fur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) hat eine Prognose fir die einfachen
Tatigkeiten in der Arbeitsgesellschaft vorgestellt. ,,Danach werden bis zum Jahre 2010 die
Berufschancen und -perspektiven der “Ungelernten” (jedenfalls auf einen Vollerwerbs-
Arbeitsplatz) deutlich sinken (...). Die Zahl der sogenannten Einfacharbeitsplatze, in denen
1991 bundesweit noch jeder 5. Erwerbstétige beschéaftigt war, wird nach den Berechnungen
des IAB im Jahre 2000 auf rund 14 %, im Jahre 2010 auf etwa 10% zuriickgegangen sein.
Die Beschaftigungsmdglichkeiten dieser Personengruppe [der Ungelernten, Anm. der Verf.]
werden sich daher von 5,6 Mio. Arbeitsplatzen im Jahre 1991 auf 2,7 bis 2,8 Mio. im Jahre
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2010 verringern“ (SCHIERHOLZ 2001, 39). Ingesamt ist entsprechend den Zahlen der Bun-
desagentur fur Arbeit 2003 von einer Lehrstellenkrise die Rede (DIETRICH/KOCH/STOPS
2004). Des Weiteren ist die Situation des regionalen Arbeitsmarktes ein Faktor, ob Jugendli-
che mit emotionalen und sozialen Beeintrachtigungen einen Arbeitsplatz erhalten. Jugendli-
che aus strukturschwacheren Gebieten erfahren hierbei die gréfiten Probleme bei der berufli-
chen Integration. Ihnen ist eine Ausbildung weit weg von der Familie oft nicht moéglich, da
der Ablosungsprozess von der Familie vielfach noch nicht abgeschlossen ist oder sie die da-
fir notwendige Selbststdndigkeit noch nicht erlangt haben.

3 Ausblick

Bei der Bestimmung der Barrieren und Problemfelder der beruflichen Integration von Ju-
gendlichen mit emotionalen und sozialen Beeintrachtigungen nehmen die Faktoren ,,fami-
lidres Umfeld”, ,,persdnliche Kompetenz“, ,,Geschlecht”, ,,ethnische Zugehorigkeit”, ,,soziale
Einstellungen®, ,, Arbeitsmarktsituation* und ,,Region* eine besondere Stellung ein. Die Ent-
wicklungspartnerschaften auf europaischer Ebene (Equal-Gemeinschaftsinitiativen) nehmen
diese Faktoren auf und versuchen utber Qualifizierungsangebote die ,,Beschéftigungsfahig-
keit* Benachteiligter zu erweitern (BERNHARD/NIEHAUS/SCHMAL 2003). Es ist ange-
sichts der dkonomischen Entwicklungen alles andere als einfach, behinderte Jugendliche in
den Arbeitsmarkt zu integrieren und ihnen dadurch ein eigenstandiges sowie wirtschaftlich
unabhéngiges Leben zu ermdglichen. Empfehlungen zur Unterstiitzung sollten an den Kom-
petenzen des Jugendlichen, am schulischen und sozialen Umfeld sowie an den Bedingungen
im Erwerbsleben anknupfen.

Im schulischen Bereich ist anzuregen, dass flr Jugendliche mit sonderpadagogischem For-
derbedarf integrative Schulformen im Sekundarbereich Il angeboten werden (d.h. Offnung
des Berufsschulwesen und der berufsbildenden mittleren Schulen) wie in anderen westlichen
Industrielandern (vgl. WETZEL/WETZEL 2001). Zur Gestaltung des Ubergangs von der
Schule ins Erwerbsleben ist beispielsweise eine Ubergangsbegleitung zu empfehlen. Bewahrt
hat sich die Erstellung eines verpflichtenden individuellen Férder- und Karriereplanes bereits
vor dem Ende der Pflichtschulzeit (in Osterreich ist die Eingangsphase mit Gutach-
ten/Forderplanen geregelt, aber nicht die Ausgangsphase) plus Ergdnzungen wéhrend einer
Berufsvorbereitung, falls eine solche MaRnahme durchgefiihrt wird. So ein Plan umfasst eine
Einschéatzung der besonderen Bedurfnisse, der personlichen Kompetenzen, der beruflichen
Wiinsche und Interessen u.d. sowie die einzelnen angestrebten Schritte bis hin zur beruflichen
Integration. Entsprechende ,,Karriereentscheidungen erfolgen gemeinsam mit den betroffe-
nen Jugendlichen, deren Familie, dem Lehrpersonal sowie gegebenenfalls unter Einbeziehung
von speziellen Expertlnnen. Insbesondere wenn Probleme im Arbeitsalltag auftreten oder sich
individuelle Lebensumstande oder berufliche Wiinsche verandern, erscheint ein rasches (Re-
)Agieren bzw. die Wiederaufnahme oder Intensivierung der Betreuung sinnvoll. Bei Erfolg
der beruflichen Integration geniigt ein loser Kontakt. Ubergangsbegleitung darf nicht mit
einer ,,Erstversorgung“ enden, sondern ist als langfristiger Prozess mit geregelten Zustandig-
keiten zu verstehen.
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In Deutschland stellt das ,,Berufscasting™ ein innovatives Verfahren der Berufsorientierung
dar. Den Analysen des Bundesinstitutes fur Berufsbildung zufolge kann eine auf individuelle
Starken und Schwéchen abgestimmte arbeitsmarktorientierte Berufswahl bzw. Ausbildungs-
entscheidung weder im Rahmen der Schule noch (ber die obligatorischen Berufspraktika ge-
leistet werden (vgl. EBBINGHAUS/WALTER/SCHMIDT 2003). Vor diesem Hintergrund
haben EBBINGHAUS, WALTER und SCHMIDT (2003) Evaluationsergebnisse zu einem
projektorientierten Assessmentverfahren, dem Berufscasting, vorgestellt, die dafir sprechen,
dass das Ziel einer realistischen Berufsperspektive weitgehend erreicht wurde. Um die Pas-
sung zwischen Fahigkeiten des Jugendlichen und den Anforderungen des Berufes und des
Betriebes besser zu erméglichen, ware ein solches berufsorientiertes Assessmentverfahren fur
Jugendliche mit Behinderungen moglicherweise ebenso geeignet.

Empfehlungen, die an die Bedingungen im Erwerbsleben anknilpfen, formulieren SEIFERT
(1977) sowie NIEHAUS et al. (2002). Zu den Kontextbedingungen am Arbeitsplatz, die fur
das Gelingen einer dauerhaften beruflichen Integration erforderlich sind, z&hlen laut SEI-
FERT (1977, 737):

e, Angemessenheit der Leistungsanforderungen an die Leistungsfahigkeit des Behinderten
(weder Uber- noch Unterforderung)

e Einstellung des Vorgesetzten zum Behinderten und Behandlung des Behinderten (posi-
tive Einstellung, Verstandnis, Geduld, Riicksichtnahme)

e Einstellung der Mitarbeiter zum Behinderten (Annahme und Anerkennung des Behinder-
ten als prinzipiell gleichwertigen und gleichberechtigten Arbeitskollegen, Ricksicht-
nahme und Hilfsbereitschaft bei auergewdhnlichen Belastungen)

e Soziales Klima im Betrieb und am Arbeitsplatz.”

Diese Kontextbedingungen sind in der Regel nicht in allen Betrieben zu finden. Sogenannte
»Nischenarbeitsplatze” sollten vermehrt in Betracht gezogen werden. Hierbei bendtigen Ju-
gendliche aber Unterstltzung durch begleitende Hilfen wie zum Beispiel von Integrations-
fachdiensten oder der Arbeitsassistenz, die Uber das regionale Arbeitsmarktangebot infor-
miert sind und den Jugendlichen bei der Arbeitsplatzsuche helfen kénnen. Arbeitsplatze kon-
nen dadurch oft gefunden werden, indem der Jugendliche zuerst in einem Betrieb platziert
und danach erst ein konkreter Arbeitsplatz fur den Jugendlichen geschaffen wird. Des Weite-
ren kommt hinzu, dass Betriebe oft nicht ausreichend lber bestimmte Fordermdéglichkeiten
fur Jugendliche mit Behinderungen informiert sind.

Das vorrangige Ziel der beruflichen Integration ist die dauerhafte Eingliederung in den all-
gemeinen Arbeitsmarkt. Dieses Ziel kann nur durch eine umfassende und enge Zusammen-
arbeit zwischen Betrieb, Arbeitsamt und Assistenz erreicht werden. Insofern ist es von be-
sonderer Bedeutung, dass Jugendliche mit emotionalen und sozialen Beeintrachtigungen
schon sehr friih beispielsweise durch Praktika Betriebe kennen lernen und auch dort von ex-
ternen Unterstiitzungspersonen begleitet werden.
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Neben diesen Empfehlungen zur Unterstiitzung der beruflichen Integration sind dartber hin-
aus vor allem die Verantwortlichen in Politik und Wirtschaft aufgerufen, Bedingungen zu
schaffen, die die Chancen flr benachteiligte Gruppen erhthen.
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STEPHAN STOMPOROWSKI (Universitat Hamburg)

Die misslungene berufliche Integration Jugendlicher mit
Migrationshintergrund

1 Einleitung

Nach fast 50jahriger Geschichte der Einwanderung in die Bundesrepublik ist es nicht gelun-
gen, fir die Gruppe der Jugendlichen mit Migrationshintergrund Chancengleichheit herzu-
stellen. Bereits 1970 schrieb der damaliger Schriftleiter der Zeitschrift Die Berufsbildende
Schule, Gustav GRUNER, dass es ,,die Menschlichkeit und das Ansehen unseres Staates als
sozialer Rechtsstaat* gebiete, ,,Gastarbeitern” eine Berufsausbildung zu erméglichen (GRU-
NER 1970, 838). 15 Jahre spater lag der Wohnbevdlkerungsanteil der 15-18jahrigen Ausléan-
der in Deutschland bei 6,8 %. Zum gleichen Zeitpunkt befanden sich 2,8 % ausléndische Ju-
gendliche im Dualen Ausbildungssystem. Ein Unterschied von genau 4 Prozentpunkten. Bis
zum Jahre 2001 erhohte sich der Anteil auslandischer Jugendlicher im Dualen System auf 5,5
%, gleichzeitig stieg aber auch der Wohnbevolkerungsanteil der 15-18j&hrigen auf 9,5 %.
Somit hat sich die Situation der beruflichen Integration von Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund seit Anfang der 1980er Jahre nicht gedndert, immer noch besteht ein Abstand von
vier Prozentpunkten. GRUNER mahnte vor nun mehr 34 Jahren, es dirfe nicht zu einem
neuen ,,Minoritatenproblem® in der Bundesrepublik kommen und die Berufspadagogik misse
sich unbedingt an einer Lésung dieser ,,drangenden Aufgabe“ beteiligen (GRUNER 1970,
837). Doch nur selten waren seither Jugendliche mit Migrationshintergrund Thema der Be-
rufs- und Wirtschaftspadagogik. Seit 1969 sind in den drei renommierten Fachzeitschriften,
Zeitschrift flr Berufs- und Wirtschaftspadagogik, Die berufsbildende Schule und Wirtschaft
und Erziehung, lediglich 37 Beitrdge und ein Sonderheft zu diesem Thema erschienen. Die
heutige Auseinandersetzung findet Gberwiegend im Zusammenhang mit der Benachteiligten-
forderung und der Situation im Berufsvorbereitungswesen statt. Monografien zur beruflichen
Integration von Jugendlichen mit Migrationshintergrund stellen eher die Ausnahme dar und
liegen ebenfalls i.d.R. mehrere Jahre zuriick (z.B. RUTZEL, 1989). Diese geringe Aufmerk-
samkeit in der Berufs- und Wirtschaftspadagogik wird jedoch nicht der aktuellen Lage ge-
recht, die die BEAUFTRAGTE DER BUNDESREGIERUNG FUR AUSLANDERFRAGEN
als ,,besorgniserregend” (2002, 193) bezeichnet.

2 Stand der Forschung

Eine systematisch-historische Forschung zur beruflichen Integration von Jugendlichen mit
Migrationshintergrund gibt es bislang nicht. Zwar liegen vereinzelte Studien vor, die auch
weit in die 1970er Jahre zuriickreichen, aber eine kontinuierlich-systematische Erfassung von
einflussnehmenden Faktoren sowie eine historische Aufarbeitung der beruflichen ,,Integrati-
onsgeschichte® ist noch nicht erfolgt. Daflr verantwortlich sind u.a. die mangelhafte Quel-
lenlage und die unsichere statistische Datenbasis. So werden vom Statistischen Bundesamt
nicht gesondert Daten Uber die Bildungsbeteiligung von Personen mit Migrationshintergrund
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gesammelt, sondern lediglich von Personen mit auslandischem Pass. Erst seit dem 01. Januar
2003 sind in den Eingliederungsbilanzen der Arbeitsamter gesondert Daten zur Arbeitsmarkt-
situation von Migranten auszuweisen®. Als solche gelten danach Auslander, Eingebiirgerte,
Spétaussiedler sowie in Deutschland geborene Kinder auslandischer Eltern, die bei Geburt die
deutsche Staatsangehdrigkeit erworben haben. Als weitere Hirde bei der Datenerhebung er-
weist sich die Bereinigung der Bevolkerungsstatistik von 1998, wodurch die Vergleichbarkeit
zu den vorherigen Jahrgangen aufgehoben wurde (BEAUFTRAGTE DER BUNDESREGIE-
RUNG FUR AUSLANDERFRAGEN 2002, 193). Noch schwieriger sind aber Untersuchun-
gen, welche die Zeit vor 1980 in den Blick nehmen. So korrigierte die KMK erst 1976 die
von vielen Landern angewandte Praxis der Beurlaubung auslandischer Jugendlicher von der
Berufsschulpflicht. Noch 1979 geht SCHOBER davon aus, dass ,,hochstens die Halfte der be-
rufsschulpflichtigen auslandischen Jugendlichen auch tatsachlich die Berufsschule besucht®
haben (SCHOBER 1979, 861). Exaktes Datenmaterial lasst sich daher nur fir bestimmte Re-
gionen ermitteln, nicht aber fur das gesamte Bundesgebiet. Die eher fragmentarische wissen-
schaftliche Aufarbeitung wird auch im Jahre 2002 in den Expertisen zum elften Kinder- und
Jugendbericht angesprochen. Darin heif3t es, dass ,,iber die berufliche Bildung, die Berufs-
einmiindung und die Berufskarriere von Jugendlichen aus Migrantenfamilien noch sehr wenig
bekannt ist* (DIEFENBACH 2002, 11). Ebenso konstatiert die KMK in ihrem ersten Bil-
dungsbericht fir Deutschland, dass ,,die Situation benachteiligter Gruppen im Bildungssys-
tem insgesamt komplizierter und unibersichtlicher geworden* sei und ,,die unsichere Daten-
situation viele Facetten der Probleme ungeklért lasse (KULTUSMINISTERKONFERENZ
2003, 233). Mit Ausnahme einiger Teiluntersuchungen und weniger Monografien besteht auf
diesem Forschungsgebiet noch grolier Handlungsbedarf, wie auch im jiingsten Gutachten der
BLK bestatigt wird — das aber ebenso einseitig den Fokus auf ,,die Forderung in den grundle-
genden Bereichen der Bildungskarriere — also Elementarbereich, Primarstufe und Sekundar-
stufe 1 legt (BUND-LANDER-KOMMISSION 2003, 11). Die folgende Untersuchung zeigt
aus explizit berufspadagogischer Perspektive die Bildungs- und Ausbildungsbeteiligung Ju-
gendlicher mit Migrationshintergrund der letzten Jahrzehnte anhand eigener statistischer
Auswertungen. Dariiber hinaus werden einige markante Beispiele berufshildungspolitischen
Handelns exemplarisch aufgegriffen, um den Verlauf der beruflichen Integration dieser Ziel-
gruppe naher bestimmen zu kénnen.

3 Die Folgen veranderter Qualifikationsanforderungen fir benachteiligte
Jugendliche

Im Beschluss des Bundeskabinetts zum Berufsbildungsbericht 2002 heilt es, dass es ,,das
Ziel der Bundesregierung [ist], allen Jugendlichen die Chance zu eréffnen, mit einer arbeits-
marktverwertbaren Berufsausbildung den Start in das Berufsleben zu beginnen* (BMBF
2002, 17). In dieser AuRerung spiegeln sich zwei wesentliche Einsichten heutiger Berufsbil-
dungspolitik wider: zum einen die auBerordentlich hohe Bedeutung von Ausbildung fiir die
gesamte spatere Erwerbssituation und zum anderen die Skepsis, alle Jugendlichen versorgen

! vgl. § 11 Abs. 2 Nr. 9 SGB III.
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zu konnen. Eine differenzierte Aufschlisselung der Arbeitslosenquoten nach Qualifikations-
ebenen verdeutlicht das Problem. So ist die Arbeitslosenquote nach Berechnungen des IAB
bei der Personengruppe ohne Ausbildung von 6,1 % im Jahre 1975 auf 23,3 % im Jahre
1998 angestiegen (Tabelle 1). Unterhalb der Arbeitslosenquote liegen dagegen die Werte von
Personen mit Lehre/Fachschul- Meister- Technikausbildung sowie universitarem und Fach-
hochschulabschluss. Im Qualifikationsstrukturbericht des BMBF aus dem Jahre 2000 heil3t
es dazu: ,,Auf den Punkt gebracht lautet die Faustregel nach wie vor: Je niedriger die formale
Qualifikation, desto schlechter die Position auf dem Arbeitsmarkt“ (DOSTAL 2000, 3). Be-
rufshildungspolitik musse daher insbesondere bei der Gruppe der Geringqualifizierten anset-
zen, wolle sie Arbeitslosigkeit wirksam bekampfen (REINBERG/HUMMEL 2003, 6).

Tabelle 1:  Qualifikationsspezifische Arbeitslosenquote 1975 bis 2002. Alte Lander und
Berlin-West.

ohne Abschluss
(2002: 19,8%)

— — — - Arbeitslosenquote
(2002: 8,3%)

Prozent

— e Lehre/Fachschule
(2002: 6,4%)

10 4

— @ Hochschule
(2002: 3,3%)

1991
1993
1995 |
1997
1999
2001 |

o
©
o
=1

Jahr

1975
1977
1979 |
1981
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1985 |
1987

Arbeitslose in Prozent aller zivilen Erwerbspersonen (ohne Auszubildende) gleicher Qualifikation. Erwerbstatige ohne Angabe
zum Berufsabschluss nach Mikrozensus je Altersklasse proportional verteilt (REINBERG/HUMMEL 2003, 2).

An der Entwicklung der Arbeitslosenquote wird nach Angaben zahlreicher Forschungsinsti-
tute und Verbande die Veranderung wirtschaftlicher Rahmenbedingungen auf das von Betrie-
ben gewiinschte Anforderungsprofil deutlich (vgl.. SENATSVERWALTUNG FUR AR-
BEIT, BERUFLICHE BILDUNG UND FRAUEN 1999, 15f.; DEUTSCHER INDUSTRIE-
UND HANDELSKAMMERTAG 2003, 4). So gelingt es selbst unter giinstigen wirtschaftli-
chen Voraussetzungen nicht mehr, den Beschaftigungsstand von Geringqualifizierten splrbar
zu verbessern. Das IAB prognostiziert, dass auch zukinftig ,,Wirtschaftswachstum in realisti-
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schen GroRenordnungen allein die Probleme der Geringqualifizierten auf dem Arbeitsmarkt
kaum l6sen kann* (REINBERG/ HUMMEL 2003, 3).

Gelungene berufliche Integration ist in den letzten 20 Jahren von einer erfolgreich absolvier-
ten Berufsausbildung im Dualen System abh&ngig geworden. Ein Ausbildungsabschluss ge-
wahrleistet noch immer die groRte Chance auf gesellschaftliche Partizipation, wogegen sein
Fehlen ,,Kumulationseffekte von gesellschaftlicher Exklusion® (KURTZ 2002, 43) nach sich
ziehen kann. Vor diesem Hintergrund wird im Folgenden als Kriterium fiir erfolgreiche be-
rufliche Integration die Ausbildungsbeteiligung zu Grunde gelegt. Eine erste Annaherung an
das Thema erfolgt tber die Ungelerntenquote, die Aufschluss uber ,,gefédhrdete” Personen-
gruppen ermdglicht.

Nach einer repréasentativen BIBB/EMNID-Untersuchung aus dem Jahre 1998 betrégt die Un-
gelerntenquote bei den 25-29jahrigen Auslandern 38,1 % und liegt damit tber 30 Prozent-
punkte hoher als bei Deutschen (TROLTSCH, u.a. 1999, 40). Diese Ergebnisse werden durch
den Mikrozensus bestatigt, wonach der Anteil der auslandischen Jugendlichen ohne abge-
schlossene Berufsausbildung im Jahr 2000 leicht auf 39,3 Prozent gestiegen ist (TROLTSCH
2003, 50) (Tabelle 2).

Tabelle 2:  Anteil der Ungelernten in der Gruppe der 24-29jéhrigen nach Nationalitat

40
-y ™
| © 3
30 ] - > )
- o 0 5 o
c =] o k] T
N 20 | < = 5 £
o » @ - o
a S = & )
= 3 < E
10 A e =
0
1998 2000
O Auslander 381 39,3
0 Deutsche 5,7 9,5

1998 BIBB/EMNID / 2000 Mikrozensus. Quellen: TROLTSCH, u. a. 1999, 40; TROLTSCH 2003, 51.

Bestatigt werden diese Aussagen durch die Auswertung des sozio-okonomischen Panels
(SOEP?), die ebenfalls gravierende Unterschiede zwischen Deutschen und Auslandern hin-
sichtlich der Tétigkeit als An-/Ungelernter feststellt (BEHRINGER 2002, 19). Alle Untersu-
chungen verdeutlichen die besonders prekare Situation Jugendlicher mit Migrationshinter-
grund und zeigen die traurige Sonderstellung dieser Personengruppe innerhalb des Benach-
teiligtenbereichs. Die haufige Téatigkeit als An-/Ungelernter weist auf eine niedrige Ausbil-
dungsbeteiligung hin, die im nachsten Abschnitt ndher betrachtet werden soll.

2 SOEP ist gegenwirtig die groRte Wiederholungsbefragung bei Auslandern in der Bundesrepublik.
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4 Auslandische Jugendliche an beruflichen Schulen

In einem gemeinsamen Positionspapier vom 28.10.2003 der Bundesarbeitsgemeinschaft der
Freien Wohlfahrtspflege und der Beauftragten der Bundesregierung fur Migration, Fliicht-
linge und Integration wird dem deutschen Bildungssystem Integrationsuntauglichkeit be-
scheinigt, weil nach den Ergebnissen der PISA- und IGLU-Studie der Bildungserfolg noch
immer von der sozialen Herkunft abhéngig sei (BEAUFTRAGTE DER BUNDESREGIE-
RUNG FUR MIGRATION, FLUCHTLINGE UND INTEGRATION 2003, 4). Als Konse-
quenz fordern die Autoren i.S. des Anspruchs auf Bildung auch einen Rechtsanspruch auf Be-
rufsausbildung. Dieser Appell erscheint aber angesichts der deutschen Ausbildungstradition
als wenig realistisch, auch wenn die Ausbildungsbeteiligung Jugendlicher mit Migrationshin-
tergrund fur eine solche Forderung spricht. Dies verdeutlicht eine Aufschliisselung der pro-
zentualen Teilhabe an Ausbildung im Vergleich zum Wohnbevélkerungsanteil der 15-18j&h-
rigen Auslander (Tabelle 3).

Tabelle 3:  Entwicklung der Ausbildungsbeteiligung ausléandischer Jugendlicher im
Vergleich zur Wohnbevdélkerung zwischen 1978 und 2002
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1989
1990
1994
1995
1996
1997
1998
1999
2000

1981
1991
1992
1993
2001
2002

Jahr

— — — - Anteil Wohnbevdlkerung (15-18jahrige)

Anteil auslandischer Jugendlicher am Dualen System

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage der Grund- und Strukturdaten des BMBF sowie des Statistisches Bundesamts,
Fachserie 11.

Seit 1978 erreicht der Anteil der auslandischen Jugendlichen im Dualen Ausbildungssystem
zu keinem Zeitpunkt den Anteil der entsprechenden ausléandischen Wohnbevdlkerung. Auf-
fallig ist der fast parallele Verlauf zur demographischen Entwicklung, wobei sich ab dem
Jahre 2000 die Schere tendenziell 6ffnet. Der rein quantitative Anstieg kann somit nicht als
Erfolg bewertet werden, weil er Gber die tatsachliche Teilhabe an Ausbildung hinwegtéuscht.
Die Gesamtentwicklung weist auf eine kontinuierlich niedrige berufliche Integrationsquote
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hin, wobei die Verschlechterung der letzten Jahre sehr besorgniserregend ist, zumal weitere
Angaben, wie z.B. die Abbrecherquote, noch nicht berticksichtigt sind. Ein anderes Bild er-
gibt sich in der Betrachtung der Beteiligung in beruflichen Vollzeitschulen (Tabelle 4).

Tabelle 4:  Entwicklung der Bildungsbeteiligung auslandischer Jugendlicher im
beruflichen Vollzeitschulen im Vergleich zur Wohnbevédlkerung zwischen
1980 und 2002
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— — — - Anteil Wohnbevoélkerung (15-18jahrige) — s Anteil Auslander BGJ/BV J Anteil Auslander BFS

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage der Grund- und Strukturdaten des BMBF sowie des Statistisches Bundesamts,
Fachserie 11.

Der Anteil ausléandischer Jugendlicher im Berufsvorbereitungsschulwesen (BGJ/BVJ) liegt
seit 1980 deutlich Uber dem vergleichbaren Wohnbevélkerungsanteil, wogegen die Situation
im Berufsfachschulbereich (BFS) als ausgeglichen bezeichnet werden kann. Auffallend ist
auch hier der (relativ) parallele Verlauf zur demografischen Entwicklung, insbesondere im
BFS-Bereich. Aus den kontinuierlich sehr hohen Anteilen auslandischer Jugendlicher im Be-
rufsvorbereitungsschulwesen bei gleichzeitig niedrigen Anteilen im Dualen System ergibt
sich die Frage, ob der Sinn von Berufsvorbereitung die Heranfiihrung an Ausbildung®, tat-
séchlich erflllt wird oder, wie Kritiker befirchten, ob es sich nicht vielmehr um eine kosten-
intensive und erfolglose ,,Warteschleife* handelt (z.B. REIER 1997, 379; PREIR 2003, 61).

Insgesamt zeigt die Aufschliisselung nach prozentualer Verteilung die notorisch sehr niedrige
Ausbildungsbeteiligung Jugendlicher mit Migrationshintergrund. Statt einer iber einen lange-
ren Zeitraum zu vermutenden Ann&herung zwischen deutschen und auslandischen Jugendli-

% Vgl. §1a BBIG.
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chen hat sich die Gesamtsituation der beruflichen Integration eher nochmals verschlechtert.
So kommt auch BEHRINGER (2003, 14) in der Bewertung des SOEP zu dem Ergebnis, dass
es ausschlieBlich Deutschen gelungen sei, sich den Verédnderungen am Arbeitsmarkt erfolg-
reich anzupassen, wobei sich nach wie vor ,der Migrationshintergrund der Familie in
schlechteren beruflichen Qualifikationen der Kinder bemerkbar* (17f.) mache. In Ballungs-
zentren, wie z.B. Hamburg, kommt diese Entwicklung noch deutlicher zum Ausdruck. Trotz
vieler berufsbildungspolitischer Anstrengungen, ausgepragter Forderstrukturen und zahlrei-
cher Initiativen vor Ort, gelingt es hier noch weniger, Jugendliche mit Migrationshintergrund
beruflich zu integrieren (Tabelle 5).

Tabelle 5:  Entwicklung der Bildungsbeteiligung auslandischer Jugendlicher im
Dualen System und in Berufsvorbereitungsschulen in Hamburg 1984-2002
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage des Statistischen Bundesamts — Gruppe VIII (verschiedene Jahrgénge): Beruf-
liche Schulen. Erganzende Tabellen zur Fachserie 11, Bildung und Kultur, Reihe 2 — Berufliche Schulen, Schuljahr, Wiesbaden.

Im Vergleich zum Bundesdurchschnitt liegt der Anteil auslandischer Jugendlicher in Ham-
burg nach einem sehr starken Anstieg Mitte der 1980er Jahre im Berufsvorbereitungsbereich
ca. dreimal so hoch und erreicht einen Hohepunkt im Jahre 1993 mit 63,7 % (Bund 17,4 %).
Die Ausbildungsbeteiligung liegt dagegen weit unter dem Wohnbevolkerungsanteil, wobei
auch hier die Parallelitat zur demographischen Entwicklung auffallt. Eine Aufschlisselung
der beruflichen Integrationsquote nach Regionen weist ganz offensichtlich auf das Problem
von Ballungszentren hin. So ist die Ausbildungsbeteiligung im Vergleich zum Wohnbevolke-
rungsanteil in diesen Regionen ca. dreimal niedriger als im Bundesdurchschnitt.

Neben der Bildungsbeteiligung missen weitere Faktoren berticksichtigt werden, die tber die
berufliche Integration Jugendlicher mit Migrationhintergrund Auskunft geben. So wird viel-
fach auf die groRe Heterogenitét dieser Personengruppe hingewiesen, um Generalisierungs-
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tendenzen entgegenzuwirken. Nachzulesen sind insbesondere Zahlen lber die Ausbildungs-
beteiligung spanischer Jugendlicher, die 1998 bei 73 % lag (Deutsche 66 %; Turken 42 %)
(GRANATO 2000, 10). Bei dieser Differenzierung muss jedoch auf die enormen quantitati-
ven Unterschiede verwiesen werden, weil die Zahl der spanischen Jugendlichen weit geringer
ist als die der Tiirken®. Im Ubrigen ist aber auch hier eine hohe Bestandigkeit in der Ausbil-
dungsbeteiligung festzustellen: Bereits in den 1980er Jahren war die berufliche Integrations-
quote der Spanier doppelt so hoch wie die der Turken und Griechen — ein Phdnomen, das sich
bis in die heutige Zeit gehalten hat (vgl. BMBF 1993, 72).

Auch eine geschlechtsspezifische Betrachtung lasst grofie Unterschiede erkennen. Trotz bes-
serer Schulabschliisse auslandischer Frauen ist ihre Beteiligung an Ausbildung wesentlich ge-
ringer als die der Manner (GRANATO 2000, 10). Dies wird u.a. darauf zuriickgefihrt, dass
insbesondere im Dienstleistungsbereich, einem Gebiet mit Gberproportional hohem Frauen-
anteil, die Ausbildungsquote von Jugendlichen mit Migrationshintergrund besonders niedrig
ist und es zu einer Konkurrenzsituation zu den jungen deutschen Frauen mit qualitativ besse-
ren Schulabschliissen kommt (BEAUFTRAGTE DER BUNDESREGIERUNG FUR AUS-
LANDERFRAGEN 2002, 195). Insgesamt hat sich die Ausbildungsquote auslandischer
Frauen und Manner seit den 1970er Jahren, vergleichbar der Entwicklung bei den Deutschen,
angenahert. Die Ursache liegt aber nicht in einem Anstieg weiblicher Auszubildender auslén-
discher Herkunft, sondern erklart sich durch den starken Riickgang der Ausbildungszahlen
bei den Méannern (vgl. BMBF 2003, 90).

Neben den genannten Differenzierungen innerhalb der Gruppe der auslandischen Jugendli-
chen stellt die Vorbildung und das damit korrespondierende Berufswahlverhalten fiir die be-
rufliche Integration ein entscheidendes Kriterium dar. Hinsichtlich der VVorbildung sind zwei
Entwicklungslinien erkennbar. Zum einen haben sich die Schulabschliisse seit Anfang der
1980er Jahre deutlich verbessert, zum anderen besteht nach wie vor eine starke Uberrepra-
sentativitat im Haupt- und Sonderschulbereich (Tabelle 6).

* Im Jahre 2001 betrug die Zahl der 15-18jahrigen spanischen Jugendlichen gerade mal 2.079 (Tiirken: 83.138;
Griechen 10.404).
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Tabelle 6:  Entwicklung der Bildungsbeteiligung auslandischer Jugendlicher im
allgemein bildenden Schulsystem 1970 bis 2000
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— — — = Anteil Wohnbevdélkerung (10-16jahrige Auslander)

Quelle: Eigene Berechnungen auf Grundlage der Grund- und Strukturdaten des BMBF.

Sehr besorgniserregend sind die in den letzten Jahren steigenden Zahlen ausléandischer Son-
derschuler sowie der Uberproportional hohe Anteil an Hauptschilern. Als eine Ursache nennt
die Integrationsbeauftragte des Bundes das Beurteilungsverhalten vieler Lehrer, die haufig
mangelnde Deutschkenntnisse ,,zu generellen Lernschwierigkeiten umdefinieren® wirden
(BEAUFTRAGTE DER BUNDESREGIERUNG FUR AUSLANDERFRAGEN 2002, 181).
Diese Praxis wird in der Literatur vielfach als institutionelle Diskriminierung bezeichnet, die
bereits seit den 1970er Jahren in der Bundesrepublik zu beobachten sei und aufgrund fehlen-
der Fordermdglichkeiten zur Verschlechterung der Gesamtsituation geftihrt habe (vgl. GO-
MOLLA/RADTKE 2002).

Die beruflichen Ubergangschancen beziffert TROLTSCH bei Migranten mit Hauptschulab-
schluss oder Mittlerer Reife mit 59,2 % bzw. 56,9 %, was in etwa dem Niveau deutscher Ju-
gendlicher entspreche, die entweder keinen Schulabschluss oder nur ein Abgangszeugnis be-
sitzen (TROLTSCH 2003, 54). Die Folgen dieser geringen beruflichen Aussichten spiegeln
sich im Nachfrageverhalten der Jugendlichen wider. So verzichten zwischen 58-61 % der
Migranten ohne und mit Hauptschulabschluss von vornherein darauf, einen Ausbildungsplatz
zu suchen (TROLTSCH 2003, 56; ENGGRUBER 1997, 203). Diese als ,,antizipierte Chan-
cenlosigkeit* bezeichnete Selbstwahrnehmung beruht nach ENGGRUBER auf einer durchaus
realistischen Reflexion personlicher ,,Marktchancen* (ENGGRUBER 1997, 203f.) und fuhrt,
vergleichbar mit der Situation der zweiten Ausléandergeneration (KLEMM 1979, 40), zu ei-
nem sozialen Reproduktionsfunktionalismus. Anfang der 1980er Jahre verglich HARNEY
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den Status jener Generation mit einer ,inklusiven Reservearmee®, die gleichsam auf Abruf
der Politik, z.B. zur Deckung des Facharbeitermangels, zur Verfiigung stehe (HARNEY
1981, 110). Zu uberlegen ist, ob nicht noch heute ein &hnlicher Eindruck entstehen muss,
wenn beispielsweise im ,Bundnis flr Arbeit’ die Zielsetzung einer Verbesserung der Bil-
dungsbeteiligung von Migranten mit der Notwendigkeit begrindet wird, den Geburtenriick-
gang in der Bundesrepublik auszugleichen (PRESSE- UND INFORMATIONSAMT DER
BUNDESREGIERUNG 1999, 3).

Mit der schulischen Vorbildung sind bereits VVoraussetzungen geschaffen, die das Berufs-
wahlverhalten der Jugendlichen formieren und Betrieben als Grundlage ihres Auswahlver-
haltens dienen. So werden noch immer Berufe angestrebt, bei denen es sich aus Sicht vieler
deutscher Jugendlicher um unattraktive, unterbezahlte und u.U. ,,unsaubere Berufe” handelt
(vgl.. BUDDE/EIGLER 1979, 86; BREUCKER 1981, 45; RUTZEL 1989, 128f.; BETH-
SCHEIDER/GRANATO/KATH/SETTELMEYER 2003, 33). Darlber hinaus wirden aus-
landische Jugendliche nach wie vor mit Vorurteilen konfrontiert sowie mit unbrauchbaren
Einstellungstests und schlechter Beratung, welche die Chancen auf Ausbildung merklich ver-
ringerten (vgl. z.B. BETHSCHEIDER/GRANATO/ KATH/SETTELMEYER 2003, 33f;
BEAUFTRAGTE DER BUNDESREGIERUNG FUR AUSLANDERFRAGEN 2002, 197f.).
Das Ergebnis dieser vielfach als doppelte Benachteiligung bezeichneten Lage spiegelt sich in
den Einstellungschancen und im tatsachlichen Berufswahlverhalten der Jugendlichen wider,
das sich z.B. in der Konzentration auf wenige, stark frequentierte Berufe ausdriickt. Am deut-
lichsten zeigt sich dies in der Gruppe der ausléandischen Frauen, die zu 51 % im Jahre 2001 in
gerade mal vier Berufe einminden (BETHSCHEIDER/GRANATO/KATH/SETTELMEYER
2003, 34). Die geringsten Anteile ausléandischer Jugendlicher befinden sich nach wie vor im
Banken- und Versicherungswesen, im 6ffentlichen Dienst und in den so genannten neuen Be-
rufen (BETHSCHEIDER/GRANATO/KATH/SETTELMEYER 2003, 35). Eine positive
Ausnahme bilden die Berufe im Arzthelferbereich, dessen Anstieg mit der in Ballungsgebie-
ten erwiinschten Mehrsprachigkeit bzw. mit dem bikulturellen Wissen erklért wird (BEAUF-
TRAGTE DER BUNDESREGIERUNG FUR AUSLANDERFRAGEN 2002, 198). Histo-
risch betrachtet hat es zwar eine starke Ausdifferenzierung im Berufswahlverhalten bei aus-
landischen Jugendlichen gegeben, 60-65 % eines Jahrganges auf ein Berufsbild waren keine
Seltenheit (SEUBERT 1974, 434; RUTZEL 1989, 116), doch ist diese Entwicklung nicht mit
der Situation der Deutschen zu vergleichen, deren Berufsspektrum um ca. 15 % groRer ist
und Bereiche mit hdheren Aufstiegschancen umfasst (WERNER 2003, 22). Traditionell sind
es sowohl bei den auslandischen Mannern als auch bei den Frauen noch immer zumeist einfa-
che Handwerks- und Biroberufe, die mit hoher Bestandigkeit gewahlt werden (Tabelle 7).
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Tabelle 7:  Berufswahlverhalten ausléandischer Jugendlicher 1983 bis 1999 in Prozent
zur Gruppe der Auslander
Platz 1 2 3 4 5 6 7
1983 Friseure KFZ - Elektroin- Maler und Schlosser Gas- und Maurer
Mechaniker stallateur Lackierer Wasserin-
stallateur
239 % 171 % 74 % 6,8 % 6,6 % 51 % 4,3 %
1985 Friseure KFZ - Elektroin- Maler und Schlosser Gas- und Maurer
Mechaniker stallateur Lackierer Wasserin-
stallateur
23,6 % 15,0 % 78 % 6,8 % 6,1 % 54 % 34 %
1989 Friseure KFZ - Elektroin- Arzthelfer / -in Maler und Gas- und Zentral-
Mechaniker stallateur Lackierer Wasserin- heizungs- und
stallateur Luftungsbauer
13,8 % 10,8 % 57 % 37 % 3.0 % 2,7 % 1,3 %
1991 Friseure KFZ - Elektroin- Arzthelfer / -in Gas- und Metallbauer Maler und
Mechaniker stallateur Wasserin- Lackierer
stallateur
9,0 % 8,9 % 47 % 4,3% 2,6 % 23% 22%
1995 KFZ - Friseure Arzthelfer / -in Elektroin- Kaufmann/-frau Gas- und Zahnarzthelfer /
Mechaniker stallateur /-in im Einzelhandel Wasserin- -in
stallateur
7,6 % 6,8 % 4,8 % 4,6 % 45% 3,7% 3,5 %
1997 KFZ - Friseure Elektroin- Kaufmann/-frau Arzthelfer / -in Zahnarzthelfer / | Maler/
Mechaniker stallateur /-in im Einzelhandel -in Lackierer
8,4 % 6,4 % 5,0 % 49 % 4,8 % 42% 3,6 %
1999 Kaufmann/- Friseure KFZ - Verkéufer /-in & | Arzthelfer/-in Biirokaufmann/ | Maler/
frau im Mechaniker Fachverkaufer /- -frau Lackierer
Einzelhandel .
in
6,2 % 6,1 % 5,5 % 4,6 % 45% 42 % 3,9%

Quellen: 1983/ 1985 aus RUTZEL 1989, 129; 1989/1991 Berufsbildungsbericht 1993 und 1991 (eigene Berechnungen), 1995-
1999 eigene Berechnungen auf Grundlage Statistisches Bundesamt, Fachserie 11, 2000.

Trotz der groBeren Breite an Berufsbildern handelt es sich tberwiegend um solche, in denen
die Fluktuation sehr hoch und das Ubernahmeverhalten von Betrieben weniger stark ausge-
pragt ist. Die Situation verschérft sich durch den Abbau von Ausbildungsplétzen, insbeson-
dere der so genannten Referenzarbeitsplatze fiir Geringqualifizierte und die gestiegenen Qua-
lifikationsanforderungen — auch im Handwerksbereich. So trifft es hauptsachlich Jugendliche
mit Migrationshintergrund, die in dieser Situation (wieder einmal) unberticksichtigt bleiben.
Auch die Tatsache, dass immer mehr Betriebe neben kognitiven Leistungsvoraussetzungen
spezifische Personlichkeitsmerkmale voraussetzen, die gerade dieser Personengruppe defizi-
tar angelastet werden, macht nach Meinung von LAPPE/SCHULZ-HOFEN (1999) die Be-
rufsfindung zu einem ,,restriktiven Prozess*, der ,,den Weg in die berufliche und soziale Mar-
ginalitat” (204) bedeuten kdnne.

Zusammenfassend lasst sich sagen, dass es zu keinem Zeitpunkt gelungen ist, Jugendliche mit
Migrationshintergrund entsprechend ihrem Bevolkerungsanteil an einer Ausbildung im Dua-
len System zu beteiligen. Sie sind Uberproportional im Berufsvorbereitungsbereich anzutref-
fen, der jedoch nur fur wenige eine tatsdchliche Heranfihrung an Ausbildung bedeutet. Auf-
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fallig ist die notorisch niedrige berufliche Integrationsquote sowie die Parallelitat zur demo-
graphischen Entwicklung, so dass die rein quantitative Verbesserung der Ausbildungsbeteili-
gung nicht als Erfolg bewertet werden darf. In Ballungszentren und insbesondere fir auslan-
dische Frauen besteht zusatzlich die Gefahr, als Un-/Angelernte in Arbeit zu wechseln. Ver-
glichen mit der Gruppe der deutschen Jugendlichen hat sich die berufliche Integrationssitua-
tion insgesamt eher noch verschlechtert und diirfte sich auch zukiinftig vor dem Hintergrund
der sich verandernden Qualifikationsentwicklung und des Abbaus der Ausbildungsplétze
nicht verbessern. Auch die prognostizierte demographische Entwicklung wird nach Angaben
des IAB und der OECD aufgrund der eingeschrankten Nachfrage nach Geringqualifizierten
keine positiven Beschaftigungswirkungen nach sich ziehen. Die Berufsbildungspolitik muss
daher Veranderungen vornehmen, will sie sich nicht erneut den Vorwurf der ,Hilfs-Pro-
gramme-Politik” vom Anfang der 1980er Jahre gefallen lassen (vgl. FREUND 1983, 114).

5 Anmerkungen zur Berufsbildungspolitik

Die dauerhaft niedrige Ausbildungsbeteiligung Jugendlicher mit Migrationshintergrund ist
eine Folge berufsbildungspolitischen Versagens. Dabei ist das Problem durchaus bekannt und
wird auch immer mal wieder aufgegriffen, zuletzt im ,,Blndnis fir Arbeit* (1999/2000), im
»Forum Bildung* (2001) und im ,,Bildungsbericht fir Deutschland* (2003). Doch konkrete
Beschlisse oder Vereinbarungen gibt es nicht. Stattdessen werden Empfehlungen ausgespro-
chen, wie z.B. die ,,Forderung und Integration von Migrantinnen und Migranten [musse]
zentrales Element von Bildung in allen Bildungsbereichen werden* (ARBEITSSTAB FO-
RUM BILDUNG 2001, 33). Ein tatsachlicher Kurswechsel ist aber weder auf Seiten der Po-
litik noch auf Seiten der Wirtschaft erkennbar. So ist es durchaus realistisch, wenn die ,Biind-
nispartner’ davon ausgehen, dass ,,der Weg zur vollen Chancengleichheit noch lang und
schwierig” sein wird (BUNDESREGIERUNG 2001, 2). Als Ursache fir diese Situation be-
nennt die KMK im Bildungsbericht den ,,Rickstand in der Entwicklung sprachlicher Kom-
petenz bis zum Ende der Grundschulzeit*, der sich zwangsweise auf die weitere Bildungsbe-
teiligung auswirke (KULTUSMINISTERKONFERENZ 2003, 231). Doch mit dem Verweis
auf sprachliche Defizite reiht sich die Berufsbildungspolitik in eine lange Tradition der fort-
wahrend gleichen, einseitigen und am Individuum orientierten Problemanalyse ein, die bis in
die 1960er Jahre zuriickzuverfolgen ist (z.B. GATZEN 1971, 761; LAUBE 1975, 138;
SCHMIDT-HACKENBERG 1981, 56; BINZ/BITTER-RUHMANN 1995, 132). Dass es aber
um mehr als die Verbesserung der sprachlichen Kompetenz geht, zeigt z.B. die Diskussion
Anfang der 1980er Jahre Uber die besondere Situation der beruflichen Sozialisation (STRAT-
MANN 1981, 2f.), aber auch Uber den Einfluss struktureller Abhangigkeiten, wie z.B. vom
Aufenthaltsstatus, von schulischer Separation und von der Konstruktion des Berufsbildungs-
systems.

5.1 Stichwort: Einwanderungsland

Die Politik der beruflichen Integration ist schon immer mit der Frage nach dem Einwande-
rungsstatus der Bundesrepublik verbunden worden. Bereits 1972 wies das IAB darauf hin,
dass Deutschland als Beschaftigungsland fir ausldndische Arbeitnehmer nur wenig zu deren
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beruflicher und sozialer Integration beitrage und dass die zustandigen politischen Stellen zu
uberlegen hatten, ,,ob die Bundesrepublik auch weiterhin kein Einwanderungsland sein soll*
(PETERS 1972, 325). Hauptkritikpunkte waren die mit dem Fehlen eines Zuwanderungsge-
setzes willkiirliche Rechtsprechung der jeweiligen Behorden vor Ort® sowie das Fehlen von
»Klaren und einheitlichen politischen Zielvorgaben fir den Unterricht mit auslédndischen
Schilern” (SCHOBER 1979, 853). Diese Méangel werden auch in der Folgezeit als wesentli-
che Hindernisse fir eine zielorientierte berufliche Integrationspolitik verantwortlich gemacht.
So konstatiert HARNEY 1981, dass die Probleme der beruflichen Integration ,,Folge einer
weder vorhandenen noch programmatisch erkennbaren strukturellen Integration der Auslan-
der in das Berufsbildungssystem* seien (HARNEY 1981, 112). Auch spater setzt sich diese
Kritik fort und findet ihren vorlaufigen Hohepunkt im Streit Gber das aktuelle Zuwande-
rungsgesetz (z.B. KAISER/CHEAURE 1992, 455, 458; MUNZ/SEIFERT/ULRICH 1997,
183; BUND-LANDER-KOMMISSION 2003, 89). Befiirworter gehen mit Blick auf die be-
ruflichen Integrationserfolge bekennender Einwanderungslander, wie Kanada, Niederlande
und Schweden, davon aus, dass es ,,auch ohne groRe Systemverdnderung® Uber das Instru-
ment des Zuwanderungsgesetzes moglich sei, den Schulen nicht nur Rechts- und Planungs-
sicherheit zu gewahrleisten, sondern auch Implementationsstrategien fiir gezielte Forderung
zu eroffnen (HEINRICH-BOLL-STIFTUNG 2004, 7). Bereits 1979 wies SCHOBER auf die
grofRe Bedeutung der Berufsschulen in diesem Zusammenhang hin, die bei groRerer berufs-
bildungspolitischer Aufmerksamkeit und Rechtssicherheit stark zur Verbesserung der Situa-
tion von Migranten beitragen konnten (SCHOBER 1979, 852f.). Doch gerade sie seien es, die
aufgrund des Status quo der ,,neuen* Situation ratlos (SCHMIDT-HACKENBERG 1981, 57),
uberfordert (FREUND 1983, 109) und nicht ausreichend qualifiziert sowie konzeptlos
(SCHOBER 1979, 853, 863) gegeniberstiinden. Auch heute resultiert eine Vielzahl von
Problemen aus der unsicheren Rechtslage, wie z.B. der Umgang mit Duldungsfragen oder die
gezielte berufliche Forderung von Aussiedlern (BRUNING/KUWAN 2002, 46). Ein Zuwan-
derungsgesetz wiirde nach Ansicht der Befurworter nicht nur zum ,,realistischen Selbstbild als
De-facto-Einwanderungsland® beitragen (MUNZ/SEIFERT/ULRICH 1997, 184), sondern
auch den Schulen Handlungsspielrdume und Planungssicherheit erdffnen (vgl. BEAUF-
TRAGTE DER BUNDESREGIERUNG FUR AUSLANDERFRAGEN 2002, 204; 207ff.).

5.2 Stichwort: Separation

Ein weiterer Konfliktpunkt war und ist die berufliche Férderung auslandischer Jugendlicher
in gesonderten Einrichtungen bzw. Klassen. 1976 sah eine KMK-Empfehlung die Einrichtung
separater Auslanderklassen vor, in denen muttersprachlicher Unterricht erteilt werden sollte.
Die Kiritik, die sich an dieser Empfehlung entzindete, richtete sich auf die Institutionalisie-
rung von ,,Differenzierungs- und Separationsmdglichkeiten”, welche unter dem Druck der
sich verschlechternden Arbeitsmarktverhaltnisse darauf zielten, die Rickkehrperspektive an-

® Nach § 2 Abs. 1 und § 10 Abs. 11 des 1965 beschlossenen Auslandergesetzes urteilt die jeweilige Auslander-

behdrde z.B. uber die Aufenthaltserlaubnis nach dem Grundsatz, ob die Belange der Bundesrepublik beein-
trachtigt seien. Diese und &hnliche Formulierungen fiihrten zu einer sehr willklrlichen Rechtsprechung, da der
einzelnen Person in der zustdndigen Behdrde die Interpretation dieser Rechtsvorschrift iberlassen blieb (vgl.
PETERS 1972, 319).
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stelle der beruflichen Integration in den Vordergrund der Berufsbildungspolitik zu stellen
(vgl. z.B. SCHOBER 1979, 854). Die Diskussion uber separate Auslédnderklassen an Berufs-
schulen sowie Uber die Befreiung von der Berufsschulpflicht kulminiert Mitte der 1970er
Jahre in der Frage, ob der Grundsatz der Gleichheit zwischen deutschen und auslandischen
Jugendlichen verletzt sei, weil die Befreiung vom Unterricht auslandischen Jugendlichen ei-
nen Vorteil bei der Arbeitsplatzsuche verschaffe (z.B. GATZEN 1975, 397). Mit den Vor-
schldgen des Gesprachskreises Bildungsplanung des BMBW von 1979, ,,grundsatzlich keine
Auslanderklassen® mehr einzurichten (BMBW 1979, 152), endet allméhlich die Phase der
»oeparation” und es beginnt die der ,,Malinahmen®. Seit den 1980er Jahren erfolgt die bil-
dungspolitisch initiierte Ausweitung des berufsvorbereitenden Bereiches sowie der Benach-
teiligtenférderung, die, abgesehen von den ,,MalRnahmen zur Berufsvorbereitung und sozialen
Eingliederung junger Auslander* (MBSE), keine herkunftsspezifische Separation mehr vor-
sieht. Sichtbarstes Merkmal ist die Uberfithrung des Arbeitsforderungsgesetzes in das SGB
I11, in dem auslandische Jugendliche mit der Begriindung der gleichgestellten Forderung nicht
mehr erwahnt werden®.

Die Folgen dieser Entwicklung stehen heute massiv in der Kritik, deren Argumente sich auf
die Undurchsichtigkeit, mangelnde Kooperation und explosionsartige Ausweitung der An-
bieterstrukturen des ,,Mallnahmen-Dschungels* sowie auf ihre Funktion als ,Warteschleife*
beziehen (z.B. SCHULTE 2000, 158; KUTSCHA 2003, 18f.). Dartiber hinaus werden ,,Ten-
denzen zur Abkopplung des MaRnahmenbereichs von den ,regularen’ Ausbildungs- und Ar-
beitsmarkten* beobachtet und eine innerhalb des MaRnahmenbereichs stattfindende Segmen-
tierung, die gepragt sei durch die gleichsam filtrierende Wirkung der unterschiedlichen For-
dertypen (KUTSCHA 2003, 21). Zwar lasst sich nach KUTSCHA kein herkunftsspezifischer
Ausleseprozess aus den amtlichen Statistiken beweisen, doch seien es neben Frauen insbe-
sondere Migranten, die als Verlierer dieser Entwicklung registriert wirden (KUTSCHA 2003,
21ff.). Bei gleich bleibend niedriger Ausbildungsbeteiligung auslandischer Jugendlicher und
einem noch immer vorhandenen ,,Denken in Malinahmenkategorien“ (SCHULTE 2000, 158)
muss nicht nur das Fordersystem als solches zur Debatte gestellt werden, sondern auch dessen
Charakter der ,,Sonderbeschulung®. So ist heute die herkunftsspezifische Separation der spe-
ziellen Malinahme gewichen, ohne jedoch die Ausbildungsbeteiligung grundsétzlich zu
verbessern.

5.3 Stichwort: Berufsbildungssystem

Bereits 1974 macht SEUBERT darauf aufmerksam, dass es insbesondere ausléandische Ju-
gendliche seien, die unter der besonderen Konstitution des Dualen Systems mit der Selbst-
verwaltung der Kammern und den Zugangsmdoglichkeiten Uber das Auswahlverhalten der
Betriebe benachteiligt wirden (SEUBERT 1974, 433). So geladnge es aufgrund dieser struktu-
rellen Besonderheit des Ausbildungssystems nicht, Chancengleichheit sicherzustellen. Auch
STRATMANN stellt 1977 fest: ,,Das Duale System férdert offensichtlich [...] ganz be-

® Kritisiert wird die neue Regelung, weil in Folge der Nicht-Nennung die besondere Situation auslandischer Ju-
gendlicher aus dem Blick geraten konnte. Es sei nun schwieriger geworden, FérdermaBnahmen speziell fir
diese Personengruppe genehmigen zu lassen (BRUNING/KUWAN 2002, 39).
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stimmte Gruppen von Jugendlichen und benachteiligt andere” (STRATMANN 1999, 473).
Das padagogische Problem des Dualen Systems sei deshalb eng mit dessen selektiver Wir-
kung verbunden, zumal es darum gehe, sicher zu stellen, dass ,,die Berufserziehung das
bleibt, was sie bisher zu sein beansprucht: die Erziehungsstatte der breiten Volksmasse*
(STRATMANN 1999, 474). Dieses Ziel scheitert an systemimmanenten Faktoren, deren
Konstruktion stets dann diskussionswirdig erscheint, wenn die Ausbildungsbereitschaft sinkt
oder die gleichberechtigte Teilhabe aller Jugendlichen eingefordert wird. So erklart sich auch,
warum in jiingster Zeit wieder vermehrt Stimmen laut werden, die zur Uberpriifung der Zu-
gangsbedingungen des Dualen Systems aufrufen. Mit dem Stichwort ,Marktbenachteiligte’
wird ein bestimmter Teil von Jugendlichen tber die Systemkonstruktion definiert, weil davon
ausgegangen wird, dass ,,die Abhangigkeit der dualen Berufsausbildung vom ausbildenden
Einzelbetrieb nicht nur ein konjunkturelles, sondern ein systematisches Problem* darstelle
(PAUL-KOHLHOFF/ZYBELL 2003, 4f.). Auch ENGGRUBER verweist auf diese ,Sys-
temlogik’, in deren Mittelpunkt die ausbildenden Betriebe mit ihren Entscheidungen Uber
Qualifikationskriterien stinden (ENGGRUBER 1997, 205). Das Nachfrageverhalten der Un-
ternehmen sei daher nur konsequent, fihre aber zum weitgehenden Ausschluss von Jugendli-
chen mit schlechten Schulabschliissen, insbesondere von Personen mit ausldndischem Pass.
Um hier gleichsam Abhilfe zu leisten, wird berufsbildungspolitisch die tberbetriebliche Aus-
bildung geférdert und ausgebaut, was Kritiker als Institutionalisierung eines ,trialen Sys-
tems®, insbesondere in Ostdeutschland, bezeichnen (SCHIERHOLZ 2002, 148). Auch die
Einfihrung von Qualifikationsbausteinen (851 BBIiG) und die Tendenz zur Konstruktion
zweijahriger Berufsausbildungen kann als Kompensationsinstrument mangelnder Integra-
tionstauglichkeit des Dualen Systems bewertet werden. Mit diesen Elementen verandert sich
allméhlich das Berufsbildungssystem. Wahrend das Duale System Jugendliche mit mindes-
tens mittlerem Bildungsabschluss rekrutiert (vgl. BIBB 2002, Schaubild 0501), bleibt fiir be-
nachteiligte Jugendliche der Weg tber die berufsvorbereitenden Malinahmen in eine unge-
wisse Zukunft. Es besteht die groRe Gefahr einer Neuauflage der Jungarbeiterbeschulung und
des damit verbundenen sozialen Reproduktionsfunktionalismus.

Zusammenfassend lasst sich sagen, dass die berufshildungspolitischen Strategien zur berufli-
chen Integration von Jugendlichen mit Migrationshintergrund weitgehend erfolglos waren. Zu
beobachten ist, dass weder konjunkturelle Verédnderungen noch die vermehrte berufsbil-
dungspolitische Aufmerksamkeit die Situation verbessern konnten, so dass strukturelle Fra-
gen in den Vordergrund der Betrachtung zu stellen sind. Das Fehlen grundsatzlicher Regula-
rien, die Ineffizienz im Forderbereich und die systemimmanenten Probleme des Dualen Sys-
tems tragen neben der grundsatzlich zu kritisierenden mangelnden Ausbildungsbereitschaft
vieler Betriebe zur Perspektivlosigkeit eines grofien Teils von Jugendlichen mit Migrations-
hintergrund bei. Fir die Berufs- und Wirtschaftspadagogik resultiert daraus die Notwendig-
keit, sich wesentlich starker als in der Vergangenheit mit der Frage der beruflichen Bildung
Benachteiligter auseinander zu setzen.
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GERHARD CHRISTE (Institut fir Arbeitsmarktforschung und
Jugendberufshilfe (I1AJ) Oldenburg)

Berufliche und soziale I ntegration junger Sozialhilfeempfanger
und Sozialhilfeempfangerinnen durch die Einrichtung von
Jugendbur os — Ergebnisse eines nieder sdchsischen

M odellprogramms

1 Einleitung

Vor dem Hintergrund hoher Jugendarbeitslosigkeit und steigender Zahlen von jungen Sozial-
hilfeempféngern und Sozialhilfeempfangerinnen im Alter zwischen 18 und 25 Jahren, von
denen sich nur ein kleiner Teil in Ausbildung oder Beschéftigung befand, hat das Land Nie-
dersachsen im Jahr 2001 das Programm , Jugendbiiros’ als Modellvorhaben entwickelt. Es
wurde zun&chst an einigen Pilotstandorten und im Jahr 2002 dann in ganz Niedersachsen mit
einer Laufzeit von zwei Jahren eingefihrt. Inzwischen ist geplant, das Programm wie auch
andere niedersdchsische Programme gegen Jugendarbeitslosigkeit in einem einheitlichen
Programm ,, Pro-Aktiv-Center” aufgehen zu lassen.

Der Beitrag stellt den Ansatz der Jugendbiiros vor und gibt einen Uberblick tber die wesent-
lichen Ergebnisse der vom 1A J durchgefiihrten Begleituntersuchung. Im Mittel punkt des Bei-
trags steht die Frage, was Jugendbiiros zur beruflichen und sozialen Integration junger Sozi-
alhilfeempfanger und -empfangerinnen beitragen. Abschlief3end wird der Frage nachgegan-
gen, welche Folgerungen sich aus diesem neuen Ansatz fur die Benachtelligtenforderung er-
geben.

2 DasProgramm , Jugendbiiros’

Jugendbiiros sollen allen 18- bis 25-jdhrigen Jugendlichen und jungen Erwachsenen, die
erstmalig Sozialhilfe beantragen, unmittelbar ein Ausbildungs- oder Arbeitsangebot bzw. ein
sonstiges Qualifizierungs- oder Mal3nahmeangebot, kurz: ein ,, Sofortangebot” unterbreiten.
Dieses soll Existenz sichernd und sozialversicherungspflichtig sein. Das Sofortangebot wird
flankiert durch eine konkrete und verbindliche Eingliederungsvereinbarung und ggf. durch
die weitere Begleitung des beruflichen und qualifizierenden Werdegangs. Dadurch soll eine
stabile berufliche und soziale I ntegration erreicht werden.

Von den Jugendlichen und jungen Erwachsenen (im Folgenden wird der Einfachheit halber
immer nur von Jugendlichen gesprochen) wird dabei erwartet, dass sie sich selbst aktiv an
diesem Prozess beteiligen. Jugendbiiros sollen bel ihnen das Bewusstsein fur die Verpflich-
tung, sich selbst zu helfen, starken und die Fahigkeiten zur Selbsthilfe unterstiitzen. Dazu soll
vor allem eine individuelle und intensive Beratung, aber auch die Androhung von Sanktionen
gemal3 dem ,, Prinzip ,Fordern und Fordern'* beitragen (siehe dazu kritisch CHRISTE 2003a).
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Zielgruppen der Jugendbiiros sind in erster Linie Jugendliche mit geringen Qualifikationen,
denen es bislang nicht gelungen ist, einen Einstieg ins Erwerbsleben (Ausbildung oder Be-
schéftigung) zu finden und die zu ihrer Existenzsicherung auf Sozialhilfe angewiesen sind.
Jugendbiiros sollen dazu beitragen, die Jugendarbeitslosigkeit und den Zugang von Jugendli-
chen in die Sozialhilfe abzubauen und damit auch Sozialhilfekosten einzusparen.

Die ersten Jugendbiros wurden im Herbst 2001 zunéchst in sieben niedersachsischen Land-
kreisen und kreisfreien Stadten eingerichtet. Sie sollten als Modellprojekte diesen neuen An-
satz erproben. Im Frihjahr 2002 wurden dann weitere Jugendbuiros gegriindet, und seit Okto-
ber 2002 gibt es mit Ausnahme von drei Landkreisen in allen niedersichsischen Landkreisen
und kreisfreien Stadten JugendbUros.

Jugendbiiros sind zusammen mit dem sie flankierenden Programm , Arbeit und Qualifizie-
rung sofort (AQs)" das jungste Programm im Rahmen der niederséchsischen Programme fir
benachteiligte Jugendliche. Neben RAN (,, Regionale Arbeitsstellen zur beruflichen Einglie-
derung junger Menschen in Niedersachsen*), das dem Bereich der aufsuchenden Jugend-
sozialarbeit zuzurechnen ist und auf sog. , niedrigschwellige Angebote hin orientiert, und
dem Landesprogramm RABaZ (Regionale Arbeits- und Bildungsangebote fur die Zukunft
langzeitarbeitsloser Jugendlicher), das alen langzeitarbeitslosen und von Langzeitarbeits-
losigkeit bedrohten Jugendlichen unter 25 Jahren ein Angebot zur Ausbildung, Beschéaftigung
und Quadlifizierung unterbreiten soll, gehtren dazu noch die niedersachsischen Jugendwerk-
stétten. Als gleichrangige ,Module des zielgruppenorientierten Gesamtkonzepts des Landes
Niedersachsen” sind die einzelnen Programme auf die verschiedenen Problemlagen der sozia
und am Arbeitsmarkt benachteiligten jungen Menschen zugeschnitten und sehr stark lokal
ausgerichtet.

Der lokale Ansatz wird damit begriindet, dass sich die aus der Jugendarbeitslosigkeit resultie-
renden gesellschaftlichen und individuellen Probleme unmittelbar auf das kommunale Ge-
meinwesen auswirkten und sich daraus die Notwendigkeit regionaler L sungsansétze ergebe.
Deshalb bestand auch von Anfang die Absicht, die Jugendblros eng in den Aufgabenkreis
der Jugend- und Sozialédmter zu integrieren und auch die bereits bestehenden Strukturen von
RAN und RABaZ zu nutzen. Durch den Aufbau von Kooperationsbeziehungen der Jugend-
biros mit allen beteiligten Amtern und Partnern, insbesondere den ortlichen Arbeitsamtern,
aber auch mit der lokalen Wirtschaft, sei es moglich, so die Programmgeber in ,,Leitlinien zur
Zusammenarbeit zwischen RAN/RABaZ-Stellen und den Jugendbiros® vom August 2002,
optimale Integrationsbedingungen fir die Jugendlichen und jungen Erwachsenen zu schaffen
und durch die enge Verzahnung vor Ort die vorhandenen Ressourcen effizient und zielgenau
einzusetzen. Die ortlichen RAN- und/oder RABaZ-Stellen und die Jugendbiros sollten des-
halb bei der Beratung, der Erstellung und der Umsetzung von Eingliederungsplanen, der
Konzipierung von passgenauen Angeboten sowie bei der Akquisition von Arbeits-, Ausbil-
dungs-, Praktikums- und Malinahmeplétzen eng kooperieren. Aul3erdem sollten die Jugend-
biros in die Arbeit des ortlichen RAN- bzw. RABaZ-Beirates einbezogen werden, es sollten
Uberdies regelméliige gemeinsame Fallbesprechungen zwischen RAN/RABaZ und den Ju-
gendburos stattfinden und integrationsrel evante Daten ausgetauscht werden.
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Mit der inzwischen in allen niederséchsischen Landkreisen und kreisfreien Stédten geplanten
Einrichtung von , Pro-Aktiv-Center* werden die bisherigen jugendpolitischen Einzelpro-
gramme nunmehr zu einem neuen einheitlichen , Pro-Aktiv-Jugendprogramm® zusammen-
gefuhrt. Damit werden Konsequenzen gezogen aus der schon seit langem bestehenden Er-
kenntnis, dass mehr oder weniger nebeneinander her laufende Programme fir benachteiligte
Jugendliche nicht besonders effektiv, ja zum Teil sogar kontraproduktiv sind. Pro-Aktiv-
Center sollen den am Arbeitsmarkt benachteiligten jungen Menschen individuelle Unter-
stitzung , aus einer Hand“ bieten (NIEDERSACHSISCHES MINISTERIUM FUR SOZIA-
LES, FRAUEN, FAMILIE UND GESUNDHEIT 2003). Die Jugendbiiros gehen damit wie
die anderen Jugendprogramme in dem neu entstehenden Pro-Aktiv-Center auf, sie werden
gewissermalien zu einem ihrer Basiselemente.

3 Fragestellungen und methodischer Ansatz der Begleitunter suchung

Bel der Implementierung der Pro-Aktiv-Center kann auf die Erfahrungen mit den Jugend-
biros, die vom 1AJ im Auftrag des Niedersichsischen Landesugendamtes und des nieder-
sachsischen Ministeriums fir Frauen, Arbeit und Soziales wissenschaftlich begleitet worden
sind, zurtickgegriffen werden. Gegenstand der wissenschaftlichen Begleitung war die Frage,
inwieweit das Programm seine Zielsetzungen erreicht, inwiefern es insbesondere gelingt,
jungen Antragstellern auf Soziahilfe einen mdglichst sinnvollen und wirksamen Einstieg in
die Arbeitswelt zu ermdglichen und damit auch die Zahl junger Sozia hilfeempfanger und
Sozia hilfeempfangerinnen nicht nur merklich zu verringern, sondern auch die Soziahilfe-
kosten zu reduzieren.

In verschiedenen Arbeitsschritten wurde dazu die praktische Umsetzung des Programms bis
auf die Ebene der einzelnen Jugendbiros analysiert. Dazu gehérten insbesondere die Frage,
wie sich die von den Jugendbiiros erreichten Jugendlichen zusammensetzen und welche
Segmente von ,, Problemgruppen® damit vor dem Hintergrund der regionalen Arbeitsmarkt-
und Sozialhilfestruktur erreicht werden. Weiterhin ging es darum, welche Akzeptanz die Ju-
gendbiiros bei den Jugendlichen, aber auch bei den sozial padagogischen Fachkraften und den
anderen, mit der Umsetzung des Programms befassten Personen, haben. Auf3erdem wurde
untersucht, wo die Jugendlichen im Anschluss an ein Sofortangebot verbleiben und welches
die Griinde dafiir sind, wenn ein Ubergang nicht gelingt.

Neben schriftlichen Befragungen, Dokumentenanalysen, Expertengespréchen und qualitati-
ven Interviews hatten eintdgige Workshops, die vom 1AJ gemeinsam mit dem Niedersichsi-
schen Landesjugendamt durchgefihrt wurden, eine wichtige Bedeutung. Sie dienten nicht nur
dem Erfahrungsaustausch der einzelnen Jugendbiros untereinander, fir die wissenschaftliche
Begleitung stellten diese Workshops ein wichtiges Instrument der Erkenntnisgewinnung und
-Uberprifung dar. Indem auf den Workshops die aktuellen Erkenntnisse aus der Begleitunter-
suchung vorgestellt und mit den sozialpadagogischen Fachkrdften aus den Jugendbiros
ebenso diskutiert wurden wie Fragen des methodischen Vorgehens, konnten die Erhebungs-
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instrumente noch besser auf die konkreten Umsetzungsbedingungen abgestimmt und damit
die Datengewinnung verbessert werden (siehe CHRISTE 2003c).

4 Von den Jugendblroserreichtejunge Erwachsene

Zielvorgabe bel Einflhrung des Programms war, dass die Jugendbiiros jedes Jahr etwa 3.000
junge Menschen, die erstmalig einen Antrag auf Sozialhilfe stellen, erreichen und dass bis zu
1.500 von ihnen mit Hilfe der Jugendbiros den Weg ins Arbeitsleben finden sollen. Diese
Zielvorgabe wurde deutlich Gbertroffen. In den zwei Jahren seit Griindung der ersten Jugend-
biros bis einschliefflich September 2003 haben rund 22.450 Jugendliche im Alter zwischen
18 und 25 Jahren einen Antrag auf Sozialhilfe gestellt. Rund 80% von ihnen (17.600) haben
sich in diesem Zeitraum bei den Jugendburos gemeldet, davon waren etwa 45% junge Frauen
(7.850), rund ein Funftel (3.600) waren junge Auslander und Aussiedler.

Dafiir, dass nicht alle Jugendlichen, die einen Antrag auf Sozialhilfe gestellt haben, in die Ju-
gendblros gekommen sind, gibt es eine Vielzahl von Griinden. Zum einen gibt es Jugendli-
che, die ein Sofortangebot als Zumutung empfinden und deshalb lieber auf Soziahilfe ver-
zichten. Zum anderen wurden Jugendliche von den Sozialdamtern auch gar nicht zum Jugend-
biro geschickt, da sie aus den verschiedensten Grinden fir ein Sofortangebot nicht in Frage
kamen. Nicht oder nur bedingt erreicht wurden auch sog. ,, Altfélle”, das sind Jugendliche, die
teilweise schon langer als sechs Monate Sozialhilfe beziehen. Sie zu vermitteln ist den Erfah-
rungen der Jugendbiros zufolge deshalb schwierig, ,,weil sie eine hohe Kompetenz in der
Akquise offentlicher Mittel besitzen, ohne dabel Vermittlungsangebote anzunehmen.” Durch
Sofortangebote nur bedingt erreichbar sind auch jene besser qualifizierten Jugendlichen, die
sowohl Uber einen Schulabschluss als auch eine abgeschlossene Berufsausbildung verflgen.

Nachdem es bei Programmstart noch erhebliche Unsicherheiten dartiber gab, was tberhaupt
unter einem Sofortangebot zu verstehen sei und nach der ersten Befragung deutlich wurde,
dass die einzelnen Jugendbiros dies sehr unterschiedlich interpretieren, wurde auf einem der
Workshops gemeinsam mit den Jugendbiiros eine einheitliche und fur alle verbindliche Defi-
nition erarbeitet. Danach wurde as Sofortangebot das erste Angebot definiert, das Jugendli-
che von ,ihrem" Jugendbiro erhalten, unabhéngig von der Finanzierungsquelle und unab-
hangig davon, ob dies am ersten Tag oder erst einige Zeit spéter geschieht. Alle weiteren An-
gebote, z.B. wenn sich ein Sofortangebot als ungeeignet herausgestellt hat oder abgebrochen
wurde und Jugendliche ein neues Angebot erhalten haben, wurden dann ebenso als An-
schlussangebote definiert wie jene Angebote, die Jugendliche nach Auslaufen eines Sofort-
angebots erhalten.

Entsprechend dieser Definition wurde seit Einflhrung der Jugendbiros im September 2001
bis Ende September 2003 rund 11.000 Jugendlichen ein Sofortangebot gemacht, das sind
mehr als die Halfte derer, die sich in einem Jugendbiiro gemeldet haben. Fur rund 6.600 Ju-
gendliche (37%), die sich in einem Jugendbiro gemeldet haben, kam ein Sofortangebot nicht
in Betracht. Rund 83% der Jugendlichen, denen ein Sofortangebot gemachte wurde, haben es
angenommen (9.100), etwa 17% (1.900) haben ein Sofortangebot abgel ehnt.
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22.450 Im Jugenbiro gemeldet Sofortangebot erhalten
N=17.600 N=11.000
17.600
11.000
9.100
6.600
1.900

78,2% 62,5% 37,5% 82,7%

A . L R |l7,3% |
Antrége auf im Jugendburo Sofortangebot  kein Sofortangebot ~ Sofortangebot Sofortangebot

Sozialhilfe gemeldet erhalten erhalten angenommen abgelehnt

Abb. 1:  Von Jugendbiros erreichte Jugendliche nach Annahme und
Ablehnung eines Sof ortangebots (abs. und in %)

Haufig waren es mehrere Griinde gleichzeitig, die Jugendbiiros davon abhielten, den Jugend-
lichen ein Sofortangebot zu unterbreiten. Schwangerschaften und fehlende Moglichkeiten der
Kinderbetreuung sind bei jungen Frauen mit die hdufigsten Griinde. Bei jungen Mé&nnern sind
es neben dem bevorstehenden Wehr- oder Zivildienst vor allem gesundheitliche Probleme,
fehlende Arbeitserlaubnis und Drogenabhangigkeit. Hinzu kommen mangelnde Deutsch-
kenntnisse, der fehlende Anspruch auf Sozialhilfe, der Bezug von Arbeitslosengeld, ein be-
vorstehender Strafantritt, aber auch die Notwendigkeit, zunéchst ein Wohnproblem zu |6sen.
Weitere Grunde sind bei beiden Geschlechtern auch in Aussicht stehende Arbeits-, Aushil-
dungs- oder Manahmeplétze. In Einzelfdllen gelten Jugendliche auch as tberqualifiziert
oder ihr Selbsthilfepotenzial wird als grof3 genug eingeschétzt, sich ohne weitere Hilfestel-
lung auf dem Arbeitsmarkt behaupten zu kénnen. Insgesamt haben junge Frauen deutlich
haufiger as junge Manner kein Sofortangebot erhalten, da bei ihnen haufiger Griinde vorla-
gen, die die Vermittlung in ein Sofortangebot entweder nicht méglich oder aber nicht sinnvoll
erscheinen lief3en.

Grunde fur die Ablehnung eines Sofortangebots waren neben mangelndem Interesse der Ju-
gendlichen bereits bestehende berufliche oder schulische Perspektiven, aber auch Verande-
rungen im personlichen Leben (z.B. Wegzug), andere Einkinfte, das als zu gering empfun-
dene Entgelt oder ein besseres Angebot anderswo.

5 Vermittelte Sofortangebote

Da Sofortangebote dazu beitragen sollen, eine dauerhafte Integration ins Ausbildungs- und
Erwerbssystem zu erreichen und dadurch eine ggf. léngere Sozialhilfekarriere frihzeitig zu
vermeiden, war fur die Begleituntersuchung von besonderem Interesse, welcher Art die den
Jugendlichen unterbreiteten Sofortangebote sind und inwiefern sie tatséchlich geeignet er-
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scheinen, dieses programmatische Ziel zu erreichen. Sofortangebote lassen sich unter drei
verschiedenen Blickwinkeln betrachten: Zum einen, ob ein sozalversicherungspflichtiges
Beschaftigungsverhéltnis begriindet wird; zum anderen, ob es sich um Beschaftigung oder
Ausbildung oder aber um Qualifizierungs-, Berufsvorbereitungs- oder andere Mal3nahmen
handelt; und drittens nach dem Arbeitsmarktsegment, in dem sie angesiedelt sind.

Insgesamt sind seit Bestehen der Jugendbirros mit mehr als drei Finftel derjenigen Jugendli-
chen, die ein Sofortangebot angenommen haben, sozialver sicher ungspflichtige Beschafti-
gungsver haltnisse abgeschlossen worden, mit jungen Méannern etwas haufiger als mit jungen
Frauen, da diese haufiger in schulische Ausbildung, aber auch in Berufsvorbereitung und
Praktika gegangen sind. Zu den sozialversicherungspflichtigen Beschéftigungsverhaltnissen
zdhlen neben einem unbefristeten oder befristeten Arbeitsplatz in einem Unternehmen auch
geringfligige Beschéftigung, BSHG-19-Mal3nahmen, die Beschéftigung in einer Kommuna-
len Beschaftigungsgesellschaft, einer Dienstleistungsagentur und Arbeitnehmertberlassung.
Aulerdem zahlen hierzu betriebliche und auf3erbetriebliche Ausbildung. Als nicht-sozialver-
sicherungspflichtige Sofortangebote wurden Praktika, Tétigkeiten in einer Jugendwerkstatt,
berufsvorbereitende Mal3nahmen, Qualifizierungsmal3nahmen, JUMP, Arbeitserprobung und
Ahnliches sowie schulische Ausbildung angeboten. Allerdings lassen sich die einzelnen
Sofortangebote nicht immer trennscharf der einen oder anderen Kategorie zuordnen, da es bei
nahezu allen Sofortangeboten sozialversicherungspflichtige Tatigkeiten gibt.

Insgesamt kann festgehalten werden, dass das zentrale Programmziel, die Vermittlung der
Jugendlichen in ein sozialversicherungspflichtiges Beschéftigungsverhdtnis, in erheblichem
Umfang erreicht worden ist.

Rund die Hélfte aller Sofortangebote sind der Kategorie Beschaftigung und Ausbildung zu-
zuordnen. Junge Frauen haben dabei deutlich haufiger as junge Manner ein Ausbildungsan-
gebot, junge Manner haufiger ein Beschéftigungsangebot erhalten.

Bezogen auf die Arbeitsmarktsegmente sind gut ein Funftel der Sofortangebote dem ersten
Arbeitsmarkt und etwa drei Viertel dem zweiten Arbeitsmarkt zuzurechnen, 3% der Sofort-
angebote entfallen auf schulische Aushildung. Junge Frauen erhalten deutlich haufiger als
junge Manner ein Sofortangebot im ersten Arbeitsmarkt, sie nehmen zudem deutlich haufiger
als junge Méanner sowohl eine betriebliche al's auch eine schulische Ausbildung auf.

Gemessen an dem urspringlich formulierten Ziel des Programms, durch Sofortangebote un-
mittelbar den Einstieg in den ersten Arbeitsmarkt zu erreichen, ist die Tatsache, dass ledig-
lich 22% der Sofortangebote im ersten Arbeitsmarkt angesiedelt sind, erntichternd. Allerdings
wurde hier — darauf hat die wissenschaftliche Begleitung den Programmgeber schon sehr
frihzeitig aufmerksam gemacht — auch ein Programmziel formuliert, das als wenig realistisch
anzusehen ist. So wurden hier weder die Voraussetzungen, die die Zielgruppen mitbringen,
noch die Bedingungen der regionalen Arbeitsmérkte hinreichend berticksichtigt. Beriicksich-
tigt man diese Voraussetzungen (siehe auch CHRISTE 2004b; GOLTZ 2003), muss die Tat-
sache, dass rund 22% der Sofortangebote im ersten Arbeitsmarkt angesiedelt sind, als ein
Uberraschend positives Ergebnis gewertet werden. Die Hinweise der wissenschaftlichen Be-
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gleitung veranlassten den Programmgeber dann auch, das Programmziel entsprechend zu
modifizieren.

Die folgende Tabelle, in der die Art der Sofortangebote nach einzelnen Kategorien aufge-
schliisselt sind, zeigt, dass Mal3nahmen nach 8§ 19 BSHG mit deutlichem Abstand vor allen
anderen Sofortangeboten am haufigsten sind (18 %). Beschaftigungs- und Qualifizierungs-
mal3nahmen sowie berufsvorbereitende Malinahmen — beides ebenfalls Angebote im zweiten
Arbeitsmarkt — folgen mit einem Anteil von jewells rund 10 %. Sofortangebote, die einen
unmittelbaren Zugang zum ersten Arbeitsmarkt eroffnen, wie z.B. befristete Arbeitsplétze,
haben mit gut 9 % jedoch ebenfalls einen beachtlichen Anteil. Kaum eine Rolle spielen So-
fortangebote in Dienstleistungsagenturen, auf auf3erbetrieblichen Ausbildungsplétzen, in der
Arbeitnehmerlberlassung oder in JUMP-Mal3nahmen.

Differenziert man nach Geschlecht, so zeigen sich einige deutliche Unterschiede bel der
Vermittlung in bestimmte Sofortangebote. So erhalten junge Frauen deutlich seltener als
junge Manner Angebote in BSHG-Mal3nahmen, Jugendwerkstditen und kommunaen Be-
schéaftigungsgesellschaften, dagegen erhalten sie deutlich héufiger als junge Manner ein
Sofortangebot bei geringfligiger Beschaftigung, betrieblicher Ausbildung, Praktika und schu-
lischer Aushildung. Die haufigere Vermittlung in Ausbildung hangt nicht zuletzt damit zu-
sammen, dass die jungen Frauen hierflr insgesamt bessere Voraussetzungen mitbringen als
die jungen Méanner.
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Tabellel: Sofortangebote nach Arbeitsmarktsegmenten

I nsgesamt M anner Frauen

abs. % abs. % abs. %
Sofortangebote insgesamt 8.814 100 5.324 100 3.490 100
davon Erster Arbeitsmar kt 1.969 224 1.087 20,4 882 25,3
o  Arbeitsplatz unbefristet 540 6,1 316 59 224 6,4
e Arbeitsplatz befristet 840 9,5 501 94 339 9,7
e geringflgige Beschéftigung 176 2,0 66 1,2 110 3.2
e Betriebliche (duale) Ausbildung 413 4,7 204 3.8 209 6,0
davon Zweiter Arbeitsmarkt 6.580 74,6 4.126 77,5 2.454 70,3
e  Ausbildung auf3erbetrieblich 90 1,0 45 0,8 45 1,3
e  Kommunale Beschéftigungsgesell. 529 6,0 374 7,0 155 4.4
e Dienstleistungsagentur 13 0,1 11 0,2 2 0,1
e  Arbeitnehmeriiberlassung 99 11 78 15 21 0,6
e Jugendwerkstatt 652 74 454 8,5 198 5,7
e Berufsvorbereitung 862 9,8 498 94 364 10,4
e Quadifizierungsmal3nahme 904 10,3 545 10,2 359 10,3
e JUMP 197 2,2 126 24 71 2,0
e BSHG-19-Manahme 1.592 18,1 997 18,7 595 17,0
e Arbeitserprobung 443 5,0 291 55 152 4.4
e  Praktikum 569 6,5 314 5,9 255 7,3
e Sonstiges 630 7,1 393 74 237 6,8
davon schulische Ausbildung 265 3,0 111 21 154 4.4

6 Einsparung von Sozialhilfekosten

Was die Frage der Einsparung an Sozialhilfekosten anbelangt, hat die Begleituntersuchung
gezeigt, dass es durch die Einrichtung der Jugendbiros ganz offensichtlich gelungen ist,
deutliche Einsparungen an Sozialhilfeausgaben zu erzielen. Zwar hat die Uberwiegende
Mehrzahl der Jugendbiros auch Sozialhilfemittel zur Finanzierung von Sofortangeboten ein-
gesetzt, rund zwei Drittel aller Jugendbiros haben sogar Sofortangebote gemacht, die aus-
schliefdlich aus Soziahilfemitteln finanziert worden sind, dennoch konnten in einem be-
tréchtlichen Umfang Sozia hilfemittel eingespart worden.

Insgesamt bel&uft sich der eingesparte Betrag auf tber 15 Millionen Euro. Das sind je Ju-
gendbiro (ohne Berlcksichtigung der jewells unterschiedlichen Laufzeit) im Durchschnitt
349.700 Euro. Umgerechnet auf die Gesamtzahl der Sofortangebote sind das — bezogen auf
den gesamten Untersuchungszeitraum seit Einfihrung der Jugendbiros — im Durchschnitt je
Jugendlichen und Sofortangebot rund 1.900 Euro.
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Den hochsten Anteill an der Vermeidung von Sozialhilfeausgaben haben Sofortangebote,
durch die ein sozialversicherungspflichtiges Beschaftigungsverhaltnis begriindet worden ist.
Hierdurch sind im gesamten Untersuchungszeitraum rund 8,9 Millionen Euro eingespart
worden. Etwa 2,8 Millionen Euro wurden dadurch eingespart, dass Jugendliche ein Sofortan-
gebot nicht angenommen haben oder erst gar nicht ins Jugendbiiro gekommen sind und des-
halb keine oder nur reduzierte Sozialhilfezahlungen erhalten haben. Rund 30% der einge-
sparten Soziahilfekosten entfallen somit auf Sanktionen oder ,, Abschreckung® der Jugendli-
chen, rund 70% auf die Vermittlung in Sofortangebote.

7 Zusammensetzung der mit einem Sofortangebot erreichten Jugend-
lichen

Die Mehrzahl der mit einem Sofortangebot erreichten Jugendlichen ist zwischen 18 und 22
Jahre alt, gut ein Funftel ist dlter. Signifikante Altersunterschiede zwischen jungen Mannern
und jungen Frauen gibt es nicht. Immerhin knapp ein Finftel der Jugendlichen ist bereits ver-
heiratet oder lebt in einer festen Partnerschaft. Auch hier gibt es keine nennenswerten Unter-
schiede zwischen jungen Méannern und jungen Frauen.

Angesichts der Tatsache, dass Arbeitsmarktbenachteiligung nicht zwangsléufig durch Bil-
dungs- und Ausbildungsdefizite verursacht ist, aber hdufig mit Bildungs- und Ausbildungs-
defiziten einher geht (BRAUN 2003, 763), ist die Zusammensetzung der von Jugendbiros er-
reichten Jugendlichen nach diesen Merkmalen von besonderem Interesse. Hier zeigt sich,
dass die von Jugendburos erreichten Jugendlichen im Durchschnitt deutlich geringer qualifi-
ziert sind as die gleichaltrige Bevolkerung. Wahrend im Durchschnitt je Altergahrgang etwa
10 % (KMK 2003, 316) die Schule nach Erfullung der Schulpflicht ohne Abschluss verlas-
sen, hat von den Jugendlichen in den Jugendbiros etwa jeder Dritte keinen Schulabschluss.
Die Zielgruppe der Jugendbiros unterscheidet sich damit im Bildungsniveau deutlich vom
Durchschnitt der gleichaltrigen Bevdlkerung. Auch bel den Jugendlichen der Jugendburos be-
steht ein deutliches Bildungsgefalle zwischen jungen Mannern und jungen Frauen. So haben
von den jungen Mannern zwei Funftel, von den jungen Frauen lediglich ein Viertel keinen
Schulabschluss.

Gleichzeitig falt auf, dass ein betréchtlicher Teil der Jugendlichen mindestens Uber einen
mittleren Bildungsabschluss verfugt. Knapp ein Finftel der jungen Manner hat den Real-
schulabschluss oder sogar die Hochschulreife, von den jungen Frauen sind es sogar fast ein
Drittel. Dies deutet darauf hin, dass fehlende Bildungsvoraussetzungen nicht die entschei-
dende Ursache fir die bislang nicht gelungene Integration ins Ausbildungs- oder Beschéfti-
gungssystem sind (siehe auch CHRISTE 2002).
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Abb. 2:  Jugendliche nach Schulabschluss und Geschlecht (in %)

Auch hinsichtlich ihres ber uflichen Qualifikationsniveaus unterscheiden sich die Jugendli-
chen in den Jugendbiiros deutlich von der gleichaltrigen Bevdlkerung, aber auch deutlich von
den gleichaltrigen Arbeitslosen. Wahrend von den arbeitslos gemeldeten 18- bis 25-Jahrigen
in Niedersachsen rund 42% keine Berufsausbildung abgeschlossen haben (September 2003),
ist dies bei den Jugendlichen, die in die Jugendbiiros kommen, bei rund zwei Drittel —junge
Méanner und junge Frauen nahezu gleich haufig — der Fall.

Rund ein Viertel der Jugendlichen hat schon einmal eine Berufsausbildung angefangen, diese
dann jedoch wieder abgebrochen. Auch hier gibt es keine nennenswerten Unterschiede zwi-
schen jungen Méannern und jungen Frauen. Insgesamt haben etwa 90 % der Jugendlichen kei-
nen formalen Berufsabschluss. Nur etwa jeder zehnte Jugendliche hat eine Berufsausbildung
abgeschlossen, die jungen Frauen (13%) etwas haufiger als die jungen Méanner (ca. 9 %).

Im Durchschnitt waren Uber 90 % aller Jugendlichen, die in ein Sofortangebot vermittelt
worden sind, vor ihrer Meldung im Jugendbiiro ar beitslos, rund drei Finftel allerdings weni-
ger as ein halbes Jahr, rund ein Drittel sogar weniger als drei Monate. Gleichzeitig ist jedoch
die Gruppe derer, die langer a's ein halbes Jahr arbeitslos waren, Besorgnis erregend hoch. Im
Durchschnitt war nahezu jeder dritte Jugendliche — Manner wie Frauen gleich haufig — vor
dem Kontakt mit dem Jugendbiro langer als ein halbes Jahr arbeitslos. Damit sind diese
Jugendlichen deutlich Uberrepréasentiert, sind doch in Niedersachsen von den jugendlichen
Arbeitdosen ansonsten , lediglich” rund 19 % (September 2003) langer als ein halbes Jahr
arbeitdos. Im Sinne der herkdmmlichen Definition der Bundesagentur fir Arbeit gehtren
sogar 14 % der Jugendlichen aus Jugendbiros — das sind 1.140 Jugendliche — zu den Lang-
zeitarbeitdosen im engeren Sinne (mehr als ein Jahr ohne Unterbrechung arbeitsos gemel-
det), junge Ménner sogar noch etwas haufiger als junge Frauen. Gut 5 % der Jugendlichen —
junge Méanner wie junge Frauen gleich haufig —waren sogar langer als zwei Jahre arbeitslos.

Insgesamt ist zu beobachten, dass die Zahl der in die Jugendbiiros kommenden Jugendlichen,
die langer als ein halbes Jahr arbeitslos waren, seit Bestehen der Jugendbiros massiv zuge-
nommen hat, sehr viel deutlicher, als dies bei den arbeitslosen Jugendlichen insgesamt in
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Niedersachsen der Fall war. Dies zeigt, dass die Jugendbiiros hier eine wichtige Angebots-
|Gcke fullen (siehe auch GLAIR 2002).
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Abb. 3:  Jugendliche, die ein Sofortangebot erhalten haben, nach Dauer der
Arbeitdosigkeit im Vergleich zu allen arbeitslos gemeldeten
Jugendlichen 2003 (in %)

Zusétzlich zu den bereits genannten Schwierigkeiten sind es weitere Merkmale, die den Ju-
gendlichen einen Ubergang in Ausbildung und Beschaftigung erschweren. Hierzu gehoren
neben fehlenden Deutschkenntnissen bei auslandischen Jugendlichen und Aussiedlern u.a
auch Wohnungsprobleme, schwierige Familienverhaltnisse, Gesundheits- und Drogenprob-
leme (insbesondere bei mannlichen Jugendlichen) sowie Vorstrafen. Auch die Tatsache,
allein erziehend zu sein, erschwert die Integration ins Ausbildungs- oder Erwerbssystem ganz
erheblich. Hinzu kommt bei immerhin rund zwei Funftel der Jugendlichen eine erhebliche
Verschuldung.

Wie die folgende Abbildung zeigt, weisen die weiblichen Jugendlichen insgesamt seltener als
die mannlichen vermittlungshemmende Merkmale auf. Auch sind die einzelnen vermittlungs-
hemmenden Merkmale bei den mannlichen und den weiblichen Jugendlichen zum Teil in
unterschiedlicher Haufigkeit vorhanden. Wahrend z.B. nahezu ausschliefdlich junge Frauen
alein erziehend sind und auch haufiger Gesundheitsprobleme aufweisen, haben junge Méan-
ner deutlich haufiger als junge Frauen mit Wohnungsproblemen und Sprachproblemen, vor
allem aber mit Drogenproblemen und mit Vorstrafen zu tun. Ein erheblicher Tell der Jugend-
lichen — mehr als ein Funftel — kommt zudem aus schwierigen Familienverhaltnissen.
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Abb. 4:  Jugendliche nach vermittlungshemmenden Merkmalen (in %)

8 Ubergangein Anschlussgebote

Sof ortangebote kénnen, missen aber nicht notwendigerweise fir den einzelnen Jugendlichen
bereits der endgultige Einstieg ins Erwerbs- oder Ausbildungssystem sein, denn Sofortange-
bote sollen ihrer programmatischen Definition zufolge lediglich der erste Schritt einer ggof.
auch langeren Kette langfristig angelegter beruflicher Integration darstellen. Von daher hangt
der Erfolg des Programms ,, Jugendbiros* nicht zuletzt auch davon ab, in welchem Umfang es
den Jugendburos gelingt, den Jugendlichen Anschlussangebote zu machen bzw. inwieweit es
auch den Jugendlichen selbst gelingt, Ubergange in weiterfiihrende Angebote zu realisieren
(siehe auch FORUM BILDUNG 2002).

Die Untersuchungsergebnisse zeigen, dass es den Jugendbiros in einem sehr beachtlichen
Mal3e gelungen ist, fur Jugendliche solche weiterfihrenden Eingliederungsschritte ins Er-
werbsleben anzubahnen. Insgesamt sind im Untersuchungszeitraum 3.665 Jugendliche aus
einem Sofortangebot in ein Anschlussangebot Ubergewechselt. Das sind immerhin mehr als
zwei Funftel derer, die ein Sofortangebot angenommen haben.

Den hichsten Anteil an den Ubergangen in ein Anschlussangebot haben mit mehr als 15%
die Ubergénge in eine betriebliche Ausbildung, gefolgt von Ubergéngen in eine berufsvorbe-
reitende Mal3nahme. Aber auch die Ubergéange auf einen befristeten oder gar unbefristeten
Arbeitsplatz stehen mit einem Anteil von 12 % bzw. 13 % an vorderster Stelle.
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Abb.5:  Ubergénge aus Sofortangeboten nach Art der Anschlussangebote
(in %)

Insgesamt ist es immerhin 1.481 Jugendlichen — das sind rund zwel Funftel derer, die ein An-
schlussangebot erhalten haben — gelungen, einen Ubergang in den ersten Arbeitsmarkt zu er-
reichen, fur 5 % der jungen Manner und knapp 10 % der jungen Frauen konnte der Ubergang
in eine schulische Ausbildung angebahnt werden. Dies ist ein sehr beachtliches Ergebnis, das
zeigt, dass Jugendbiiros — entgegen der ihnen aus Kreisen der Benachteiligtenférderung an-
fangs massiv entgegen gebrachten Skepsis — durchaus geeignet sind, nachhaltige Ubergange
ins Ausbildungs- und Erwerbssystem einzul eiten.

55,6

Insgesamt 3.665

48,3

OManner (n=2.242)
E Frauen (n=1.423)

42,0

39,4

9,7

Erster Arbeitsmarkt Zweiter Arbeitsmarkt Schulische Ausbildung

Abb. 6:  Ubergange aus Sofortangeboten in Anschlussangebote nach
Arbeitsmarktsegmenten (in %)

Die Ergebnisse zeigen, dass es den Jugendbiros in einem beachtlichen Mal3e gelingt, fir die
Jugendlichen Ubergange ins Erwerbssystem anzubahnen. Besonders herauszustellen sind da-
bei nicht nur die vergleichsweise hohen Ubergangsguoten in unbefristete Arbeitsplétze, son-
dern auch die — besonders bei den jungen Frauen — hohen Ubergangsquoten in betriebliche,
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aber auch schulische Ausbildung. Angesichts der Tatsache, dass die jungen Frauen mit
durchschnittlich hoheren schulischen Abschltissen in die Jugendbiiros kommen, spricht dies
dafUr, dass Jugendburos offensichtlich auch in der Lage sind, zu einem beachtlichen Tell
passgenaue Angebote zu machen.

9 Reslimee

Die Ergebnisse der Begleituntersuchung zeigen, dass die Jugendbiros dem Programm ent-
sprechend Jugendliche mit besonders groRRen Ubergangsproblemen erreichen und es ihnen in
einem beachtlichen MalRe gelingt, digjenigen Jugendlichen, die dafir die Voraussetzungen
mitbringen, in ein Sofortangebot zu vermitteln. Dadurch kann nicht nur fir viele Jugendliche
der Einstieg in die Sozialhilfe zu vermieden werden, sondern es werden auch weiterfihrende
Ubergange ins Ausbildungs- und Erwerbssystem angebahnt. Damit nehmen die Jugendbiiros
eine wichtige arbeitsmarkt-, sozial- und auch bildungspolitische Aufgabe wahr und schlief3en
eine L ticke im vorhandenen Instrumentarium zum Abbau von Jugendarbeitsl osigkeit.

Dass eine betrachtliche Zahl von Jugendlichen im Anschluss an ein Sofortangebot auf einen
Arbeitsplatz in einem Unternehmen des ersten Arbeitsmarktes oder in eine betriebliche Aus-
bildung wechselt, zeigt, dass Sofortangebote lediglich ein erster Schritt auf dem Weg der be-
ruflichen und sozialen Integration sind, der alerdings um so erfolgreicher ist, je sorgféltiger,
d.h. je passgenauer er gestaltet wird. Und gerade deshalb deutet sich hier ein gewisses Span-
nungsverhaltnis zwischen dem Anspruch auf Passgenauigkeit und der geforderten Zeitnéhe
(Sofortangebot) an.

Ein solches Spannungsverhdltnis ist auch zwischen dem Anspruch, die Jugendlichen in ein
fUr sie optimales Sofortangebot zu vermitteln, und dem Ziel der Vermeidung von Sozialhilfe
zu beobachten. Hier steht zu beflirchten, dass der mit Hartz-1V eingeleitete Paradigmenwech-
sel in der Arbeitsmarktpolitik, namlich die Erhohung des Drucks insbesondere auf Langzeit-
arbeitslose (siehe auch SCHMID/OSCHMIANSKY/KULL 2001), jede zumutbare Arbeit an-
zunehmen, dazu fuhrt, dass — soweit Uberhaupt vorhanden — vor allem Arbeitsplétze im Nied-
riglohnsektor, Mini-Jobs etc. angeboten werden. Da es sich hier in der Regel nicht um pass-
genaue oder gar weiterflihrende Angebote handelt, steht dies dem Ziel einer wirksamen Integ-
ration Jugendlicher entgegen (siehe CHRISTE 2004a).

Die Begleituntersuchung hat gezeigt, dass auch das Selbstverstandnis der einzelnen Jugend-
biros Einfluss auf den Integrationserfolg hat. Die Austarierung der Aufgaben Beratung, Ak-
quisition von Sofortangeboten und Vermittlung erfolgt bei den einzelnen Jugendbiiros in un-
terschiedlicher Weise. Hier ein , best-practice-Modell* identifizieren zu wollen, wie es — ganz
im modischen Trend — die Absicht des Programmgebers war, ist angesichts der unterschiedli-
chen lokalen Bedingungen nicht angebracht. Notwendig ist vielmehr eine auf die lokalen Be-
dingungen und vorhandenen Strukturen ausgerichtete Schwerpunktsetzung. Dies wird auch
bei der Implementierung der ,, Pro-Aktiv-Center notwendig sein.
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Die Begleituntersuchung hat weiterhin gezeigt, dass es auch erhebliche Unterschiede bei den
von den einzelnen Jugendbtiros angebotenen Sofortangeboten gibt. Wahrend manche Jugend-
buros ihre Sofortangebote vor allem im ersten Arbeitsmarkt zu akquirieren versuchen, stehen
bei anderen Jugendbiiros berufsvorbereitende oder Qualifizierungsmaldhahmen im Vorder-
grund. Ob die eine oder andere Variante fir den Integrationserfolg von Vorteil ist, kann nicht
generell beantwortet werden. Da es die Zielvorgabe des Programms ist, dass jeder und jede
Jugendliche ein individuelles und passgenaues Angebot erhélt, dirfte die prinzipielle Aus-
richtung auf Beschéftigung im ersten Arbeitsmarkt jedoch insofern problematisch sein, as
die entsprechenden V oraussetzungen bei den Jugendlichen, aber auch auf den regionalen Ar-
beitsmarkten nur zum Teil gegeben sind. Mal3stab fir das richtige Sofortangebot muisste stets
sein, ob dadurch eine nachhaltige berufliche und soziale Integration moglich wird (siehe auch
PAULSEN 2003).

Bislang noch zu wenig im Blick ist dabei, welche Bedeutung der aktiven Einbeziehung der
Jugendlichen bel der Erstellung der individuellen Eingliederungsplane, aber auch bei der
Auswahl der Sofortangebote fir den Integrationserfolg zukommt. Zwar fordert das Programm
die aktive Mitwirkung der Jugendlichen, doch ist deren Freiwilligkeit dabei eher begrenzt.
Wer mehr oder weniger alternativios zur Annahme eines Sofortangebots gezwungen ist, kann
nicht zwischen einzelnen Angeboten das bessere wahlen. Ein individueller Rechtsanspruch
auf passgenaue Angebote zur Erwerbsintegration ist bislang nicht realisiert. Es ware zu wiin-
schen, dass das Motto der Jugendbiros — ,, Fordern und Fordern® — verstarkt in einem pada-
gogischen statt wie derzeit vor allem in einem arbeitsmarktpolitischen Sinne (siehe CHRISTE
2003b) verstanden wird. Die Erfahrungen mit sog. , work-first-Ansdtzen“ in den USA und
Grof3oritannien haben gezeigt, dass damit in erster Linie ,Pendler-Karrieren* geftrdert wer-
den, in denen standig zwischen Leistungsbezug und prekarer Beschaftigung hin und her ge-
wechselt wird, ohne dass eine nachhaltige berufliche und soziale Integration erfolgt (siehe
REIS 2003). Die Erfahrungen mit den Jugendbiiros zeigen, dass es auch anders geht. Sie gilt
es daher in der Benachteiligtenforderung aufzugreifen und umzusetzen.
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Absolventen der Sonder schule erfolgreich am Berufskolleg™?
Erfahrungen aus gemeinsamen L ehrerfortbildungen mit

Sonder padagogen, Ber ufspadagogen und Schulsozialarbeitern im
Projekt ,BiZEbS* (Beruf im Zentrum — Eingliederung benachteiligter
Schulerinnen und Schiler)

1 Abstract

Die Anforderungen in der sich verandernden Arbeits- und Berufswelt und die Konkurrenz auf
dem Ausbildungsstellenmarkt machen es fur Absolventen der Sonderschulen immer schwie-
riger, unmittelbar im Anschluss an die Schule eine betriebliche Ausbildung zu beginnen. Im
Rahmen des Projektes ,BiZEbS* werden Konzepte entwickelt, erprobt und evaluiert, die
diese Jugendlichen durch Zusammenarbeit von Schulen, Betrieben und weiteren Institutionen
so fordern, dass sie im Anschluss an die Schule eine Berufsausbildung beginnen kdnnen. Da-
bei stellt der Wechsel von der Sonderschule zum Berufskolleg aus der Perspektive der Ju-
gendlichen eine besondere Herausforderung dar. In diesem Beitrag werden zunéchst die zent-
ralen Konzeptelemente des Projektes skizziert. Im Besonderen werden die Erfahrungen aus
schulformibergreifenden L ehrerfortbildungen vorgestellt. Thematisiert werden die Perspekti-
ven von Sonderpadagogen, Berufspadagogen und Schulsozialarbeitern sowohl auf Ziele, In-
halte und Methoden des Unterrichts a's auch auf Strukturen der unterschiedlichen Schulfor-
men. Der Beitrag behandelt Fragen, welche die kritische Ubergangsphase betreffen: Wie
kann der Ubergang im Unterricht an der abgebenden Sonderschule und an dem aufnehmen-
den Berufskolleg gestaltet werden? Wie wird mit Leistungsbewertungen umgegangen? Gibt
es eine Fortfuhrung individueller Forderplanung oder sozial padagogischer Begleitung? Auch
regionale Aspekte spielen eine Rolle: Welche aulRerschulischen Akteure sind zu berticksichti-
gen? Zu welchen Themen ist die Initiierung oder der Ausbau von Netzwerkarbeit erforder-
lich? Es wird deutlich, dass berufliche Integration als gemeinsame Aufgabe des allgemein-
bildenden und des berufsbildenden Systems zu verstehen ist. Die Wahrnehmung dieser Auf-
gabe orientiert sich an der Lebens- und Berufshiographie der Jugendlichen.

2 Zentrale Konzeptelemente des Projektes BiZEbS

Die Zielgruppen des Projektes BiZEbS? sind Schiller von Sonderschulen, insbesondere mit
den Forderschwerpunkten Lernen und Erziehung, die mit entsprechender Unterstiitzung im

' In Nordrhein-Westfalen sind die unterschiedlichen beruflichen Bildungsgange im Berufskolleg zusammen-

gefasst.

2 Das Projekt BiZEbS ist Bestandteil des Programms , Schule-Wirtschaft/Arbeitsieben” und wird geférdert
durch das Bundesministerium fur Bildung und Forschung, das Ministerium fir Schule, Jugend und Kinder
des Landes NRW und aus Mitteln des Européischen Sozialfonds.
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Anschluss an die Sonderschule eine Aushildung auf dem ersten Arbeitsmarkt beginnen kon-
nen; sowie Lehrer und Schulsozialarbeiter, die die Schiler im Prozess der beruflichen Integ-
ration begleiten.

Die folgenden Konzeptelemente werden gemeinsam mit acht Sonderschulen und einem Be-
rufskolleg aus der Stadt Bielefeld und dem Kreis Lippe entwickelt und erprobt.

2.1 FoOrderpraktikum im letzten Pflichtschuljahr an der Sonder schule

Die Schiler absolvieren im letzten Pflichtschuljahr ein Forderpraktikum. Das Praktikum be-
ginnt mit einem Block von zwei bis drei Wochen und wird Uber das ganze Schuljahr an einem
Tag in der Woche, bei einigen Schilern auch an zwel Tagen in der Woche fortgesetzt. Der
Betrieb ist bei erfolgreichem Praktikum zur Ubernahme in Ausbildung bereit.

Mit dem Forderpraktikum bietet sich den Schilern die Moglichkeit, ein groferes Spektrum
ihrer Fahigkeiten zu erproben, as dies der Lernort Schule alein zulésst. Sie gewinnen ein
realistisches Bild der Anforderungen in der angestrebten Ausbildung. Die Schule unterstiitzt
die Schiler durch gezielte Forderung darin, dass sie im Laufe des Schuljahres die Voraus-
setzungen fUr den Beginn der Ausbildung erreichen.

Dem Forderpraktikum kommt dartiber hinaus eine berufsorientierende Funktion zu: So erfah-
ren manche Schiler im Langzeitpraktikum, dass das Berufsfeld doch nicht ihren Vorstellun-
gen entspricht. Sie haben die Mdglichkeit, rechtzeitig in ein anderes Berufsfeld zu wechseln
und einem spéteren Ausbildungsabbruch vorzubeugen. Einige Schiller behalten den betriebli-
chen Lernort in einer berufsvorbereitenden Malinahme bei und beginnen anschlief3end im
selben Betrieb die Ausbildung.

Das Praktikum fordert die berufliche Integration benachteiligter und behinderter Jugendli-
cher, indem es ihre Chancen bei der Bewerbung um einen Ausbildungsplatz steigert. In tbli-
chen Bewerbungsverfahren, welche auf Grund von Schulzeugnissen, Einstellungstests und
Vorstellungsgesprachen entschieden werden, haben Schiller von Sonderschulen gegentiber
Schulabgangern anderer Schulformen kaum Chancen. Kdnnen sie sich hingegen Uber einen
langeren Zeitraum durch die Mitarbeit im Betrieb bewahren, werden ihre Kompetenzen wahr-
genommen. Fur die Betriebe ist es hilfreich, wenn sie ihre zukinftigen Auszubildenden Gber
einen langeren Zeitraum kennen lernen kénnen.

2.2 Individuelle Férderplanung

Die Voraussetzungen, mit denen die Schiler starten, sind sehr unterschiedlich. Wahrend ein
Schiler Uber ausgeprégte soziale Kompetenzen verflgt, im Bereich der kognitiven Fahigkei-
ten aber Unterstitzung bendtigt, braucht ein anderer Uberwiegend Zeit, um seine neue soziae
Rolle as Mitarbeiter in einem Betrieb zu finden. Unterschiedliche Ziel perspektiven und das
soziale Umfeld sind ebenso zu berticksichtigen. Zur Begleitung der Schiler wurde im Projekt
ein Instrument zur individuellen Forderplanung entwickelt (HUTTENHOL SCHER/KOCH
/KORTENBUSCH 2002).
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Kennzeichen der individuellen Forderplanung zur beruflichen Integration ist die aktive Rolle
der Schuler. Die Planung entsteht nicht Uber sie, sondern mit ihnen. Sie treffen die Entschei-
dungen selbst. Eine erfolgreiche berufliche Integration ist auch durch wachsende Selbststan-
digkeit bedingt. Der Lehrer Gbernimmt zunehmend beratende Funktion. In regelmafdigen For-
derplangespréchen werden gemeinsam Ziele bestimmt und Mal3nahmen vereinbart. Neben
den Rickmeldungen aus dem Betrieb und aus dem Unterricht bildet die Arbeit mit Selbst-
und Fremdeinschatzungsbdgen (vgl. ebd. 2002) eine wesentliche Grundlage zur Standortbe-
stimmung. Die Schiler Gben sich damit in die Einschdtzung ihrer fachlichen, sozialen, perso-
nalen und methodischen Kompetenzen ein.

Der Lehrer initiiert den Forderplanprozess, d.h. er sorgt dafir, dass die Forderplangesprache
stattfinden, gegebenenfalls weitere Beteiligte hinzugezogen werden und alle relevanten As-
pekte dokumentiert werden. Die Ziel- und Mal3nahmevereinbarungen werden von den jeweils
dafir Verantwortlichen unterschrieben, um Verbindlichkeit herzustellen.

Individuelle Forderplanung zur beruflichen Integration hat Auswirkungen auf den Unterricht.
Der Unterricht ist so offen zu gestalten, dass er Raum zur gezielten Unterstiitzung bietet. Bei-
spielsweise sind Rechenanlasse aus dem Forderpraktikum Gegenstand des Unterrichts, der
Umgang mit Kunden am Telefon kann gelibt werden, Projekte der Gestaltung des Schulle-
bens kdnnen die fachliche Praxis eines Schilers erganzen. Auf die Anforderungen des zu-
kinftigen Unterrichts am Berufskolleg wird ebenfalls vorbereitet. Beispielsweise kann die
Schlerin, die die Ausbildung als Friseuse anstrebt, auf den spéteren Fachunterricht Chemie
am Berufskolleg vorbereitet werden.

Die individuelle Forderplanung zur beruflichen Integration sollte nach der Sonderschule fort-
gesetzt werden. Dies kann bei Beginn einer Ausbildung in Form von nachgehender Betreu-
ung in der ersten Aushildungsphase geschehen. Werden ausbildungsbegleitende Hilfen (abH)
in Anspruch genommen, kann der Tréger der abH an die bisherige Forderplanung ankntipfen.
Mal3nahmen der Jugendberufshilfe arbeiten in der Regel mit individuellen Forderplénen und
koénnen ebenfalls an die Foérderplanung der Sonderschule anschlief3en. Fir den Jugendlichen
wird damit deutlich, dass das weitere Lernen auf bereits erzielte Entwicklungsschritte auf-
baut.

Einzelne Berufsschullehrer bzw. Teams von Lehrern sind durch die Arbeit mit Jugendlichen
aus Lehrgangen mit der individuellen Forderplanung vertraut. Anzustreben ist, dass Schiler
von Sonderschulen in den unterschiedlichen Bildungsgéngen des Berufskollegs auf Grund
ihrer bisherigen Lerngeschichte weiter geférdert werden.

2.3 Job-Coaching

Fur das Forderpraktikum ist eine intensive Betreuung des Schilers und des Betriebes erfor-
derlich. Die Betreuung beginnt bereits mit der Akquise von Praktikumstellen, welche auf der
Grundlage der bisherigen Berufsorientierung erfolgt und das Ziel der Anbahnung von Aus-
bildung verfolgt. Sowohl der Jugendliche als auch der Betrieb kdnnen sich bei Problemen an
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den Begleiter wenden, damit rechtzeitig im Gesprach Lésungen gefunden werden. Die Be-
gleitung des Praktikums ist Bestandteil der individuellen Forderplanung.

Bei Ubernahme in Ausbildung wird die Begleitung mindestens in der ersten Phase der Aus-
bildung fortgesetzt. Der Ubergang von der Schule in Ausbildung ist fir die Jugendlichen mit
vielen Veranderungen verbunden: die Anforderungen des Betriebes und des Berufskollegs
sind zu bewdltigen, Zeitabléufe veréndern sich, es gibt zunéchst wenig Routinen. Die Konti-
nuitét der Begleitung bedeutet fir den Jugendlichen und den Betrieb eine wesentliche Ent-
lastung.

Die Person, die die Begleitung tbernimmt, bendtigt Kompetenz im Bereich der beruflichen
Integration und ein Vertrauensverhdltnis sowohl zum Schuler als auch zum Betrieb. In Frage
kommen daftr sowohl Lehrer als auch Schulsozialarbeiter. Im Projekt ,, BiZEbS* werden in
Teilbereichen des Job-Coachings Studierende des Sozialwesens im Rahmen eines Projekt-
studiums zum Ubergang Schule — Beruf eingesetzt. Durch die Schwerpunktbildung im Stu-
dium wird eine Professionalisierung der Schulsozialarbeit im Ubergang Schule — Beruf ange-
strebt. Das Einbeziehen der sozialpédagogischen Begleitung der Jugendlichen ist fir den
schulformibergreifenden Ansatz der Fortbildung von Bedeutung, da die Schulsozialarbeit,
soweit sie am Berufskolleg eingerichtet ist, die Férderung Jugendlicher mit Benachteiligung
und Behinderung vorrangig zur Aufgabe hat.

24 Lehrerfortbildung

Das Feld der beruflichen Integration stellt fUr viele Sonderp&dagogen eine neue Herausforde-
rung dar, da sie andere Arbeitsinhalte und -weisen erfordert als die klassische Unterrichtsté-
tigkeit. Die Arbeit erfordert

e Kooperation innerhalb der Schule, so zieht beispiel sweise das Forderpraktikum schul-
organisatorische K onsequenzen nach sich;

e eine Rollenverénderung gegeniber Schilern in Richtung Lernberater und

e die Kooperation mit auferschulischen Partnern: den Betrieben, den Kammern, der
Agentur fur Arbeit und weiteren Institutionen.

In Fortbildungen, welche die an den Projektschulen entwickelten und erprobten Konzept-
elemente zum Inhalt haben, kénnen sich Lehrer fur die berufliche Integration weiter qualifi-
zieren. DarUber hinaus dienen die Fortbildungen der regionalen Netzwerkarbeit. Die gemein-
samen Lehrerfortbildungen von Sonder-, Berufs- und Soziapadagogen zielen darauf, den
Wechsel der Schiler von eéinem System in das andere zu erleichtern.

2.5 Schulberatung

Das Ziel der beruflichen Integration ihrer Schiler kann eine Schule nicht ,, nebenher” verfol-
gen. Esist Bestandteil des Schulprogramms der Oberstufe (Klassen 8 — 10 der Sonderschule).
Der Transfer der Konzepte wird als Schulberatung so angelegt, dass Schulen durch Lehrer
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aus den Projektschulen bel der Implementierung der Konzepte beraten werden. Die Schulbe-
ratung befindet sich im Rahmen des Projektes gegenwartig in der Entwicklung.

3 Situation der Schiler von Sonder schulen am Berufskolleg

Absolventen von Sonderschulen verteilen sich in unterschiedlichem Mal3e auf die einzelnen
Bildungsgénge des Berufskollegs. Sie befinden sich im Berufsvorbereitungsjahr und Berufs-
grundbildungsjahr der vollzeitschulischen Bildungsgange sowie in Klassen fur Schiler ohne
Ausbildungsverhditnis, in Forderlenrgangen und in Berufsschulklassen fur Mal3nahmen der
Jugendberufshilfe oder des dualen Systems der teilzeitschulischen Bildungsgénge. In den Be-
rufsschulklassen des dualen Systems stellen sie die Ausnahme dar. Dies erschwert eine ange-
messene Berticksichtigung der Schiler erheblich. Wahrend fur die einjahrigen vollzeitschuli-
schen Bildungsgange in den letzten Jahren erhebliche schulorganisatorische Entwicklungs-
prozesse (z. B. betreuen und unterrichten Schulsozialarbeiter- und Lehrerteams die Jugendli-
chen) und methodisch-didaktische Veranderungen (z. B. wird der Lernort Betrieb stérker ge-
nutzt) im Interesse der Jugendlichen stattgefunden haben, sind sowohl die Klassen fir Schi-
ler ohne Ausbildungsverhéltnis als auch die anderen Teilzeitklassen nach wie vor ein fur alle
Jugendlichen sehr schwieriger schulischer Lernort. Die Jugendlichen in diesen Klassen sind
bekanntermalen bezlglich ihrer personalen, sozialen, fachlichen und bil dungsbiographischen
Voraussetzungen sehr unterschiedlich. Dennoch erfolgt keine Forderung in den einzelnen
Klassen, die an die unterschiedlichen Voraussetzungen anknipft. So werden im Extremfall
Abiturienten zusammen mit Sonderschilern unterrichtet, wobel weder auf die eine noch die
andere Gruppe angemessen eingegangen werden kann. Dies geschieht vor allem zum Nach-
teil der Schiler von Sonderschulen, well siein der Folge oftmalsin diesem System scheitern.

Erschwerend kommt hinzu, dass, im Gegensatz zum zieldifferenten Unterrichten in Sonder-
schulen, in Berufskollegs zielgleich unterrichtet wird, d. h. ale Schiler werden innerhab
eines Berufsfeldes fur die gleichen schulischen und beruflichen Abschltisse qualifiziert. Ab-
stufungen innerhalb der unterschiedlichen Berufsfelder waren bisher nicht vorgesehen. In-
wieweit die Modularisierung der Berufsausbildung solche Differenzierungen im Berufskolleg
ermdglicht, wird sich noch zeigen missen. Strategien mit der Heterogenitédt der Schiler um-
zugehen, sind in diesem System zunéachst nicht vorgesehen. So erhalten Lehrer beispielsweise
bevor sie eine Klasse tibernehmen keine Informationen tber die einzelnen Schiler. Sie wis-
sen nicht mit welcher Lerngeschichte die Schiiler in ihrer Klasse starten. Eine wesentliche
Bedingung fir eine differenzierte Férderung ist somit nicht erflllt. Ein ehemaliger Sonder-
schiler, dem es gelungen ist, auf dem ersten Arbeitsmarkt einen Ausbildungsplatz zu erhal-
ten, wird somit in seiner Berufsschulklasse in methodischer und curricularer Hinsicht ge-
nauso unterrichtet wie ein Schler, der einen hdheren Schulabschluss erlangt hat. Probleme
mit schulischen Leistungen sind in diesem Fall vorprogrammiert. Dies liegt auch daran, dass
Lehrer ohne Kenntnisse Uber Lernbehinderungen nicht abschétzen kénnen, dass Schiler in
bestimmten Lernsituationen nicht die erwinschten Leistungen erbringen und trotzdem eine
Ausbildung erfolgreich absolvieren kénnen.
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4 Konzeption der schulform- und professionsiiber greifenden
L ehrerfortbildung®

Angesichts der spezifischen Situation der Schuler an Berufskollegs sind im Rahmen des Pro-
jektes ,BiZEbS* professions- und schulformibergreifende Lehrerfortbildungen konzipiert
worden. Schulformibergreifend ist die Lehrerfortbildung in der Hinsicht, dass die Ausschrei-
bung sowohl fur Berufskollegs als auch fir Sonderschulen erfolgte. Angesprochen wurden in
der Ausschreibung die Professionen Sonderpéadagoge, Soziapddagoge und Berufspadagoge
in beiden Schulformen. Die erste Lehrerfortbildung umfasste zwei Teile. Der erste Teil be-
handelte folgende V orgehensweisen und Themen:

November 2002

— Gruppenarbeit: gegenseitiges Vorstellen der unterschiedlichen Schulformen,

— Vortrag und Diskussion: Hintergriinde von Problemen junger Menschen mit einer Lern-
behinderung und / oder Verhaltensauffalligkeit und padagogische Empfehlungen,

— Zukunftswerkstatt: Als Absolventin / Absolvent der Sonderschule erfolgreich am Berufs-
kolleg!

— Vortrag und Diskussion: Formen individueller Forderung: Individueller Foérderplan, ,, Be-
rufliche Integration” und Job-Coaching im Ubergang Schule-Beruf,

— Vortrag und Diskussion: Rechtliche Rahmenbedingungen fir sonderpadagogische Forde-
rung am Berufskolleg.

Zielsetzung war es, zum einen die unterschiedlichen Systeme kennenzulernen und zum ande-
ren Ansatzpunkte zu finden, die Situation der Jugendlichen in den Schulen zu verbessern.
Letzteres wurde im zweiten Teil der Lehrerfortbildung vertieft durch folgende Themen:

Februar 2003

— Vortrag und Diskussion: Vorstellung eines Konzeptes zur beruflichen Integration an der
Schule am Schlepperweg,

— Vortrag und Diskussion: Bespiele fir Unterrichtskonzepte mit benachteiligten Schilern
am Berufskolleg,

— Vortrag und Diskussion: Konzeptionen am Berufskolleg am Beispiel von BG-Klassen
(Schulsozialarbeit sowie Teamentwicklung und Moglichkeiten der Lernortgestaltung),

— Gruppenarbeit: Die ,letzte Stunde” an der Sonderschule: Gestaltung der Abgabe von
Schilerinnen und Schilern an das Berufskolleg.

— Gruppenarbeit: Die, erste Stunde“ im Berufskolleg: Gestaltung der Aufnahme von Schiile-
rinnen und Schiilern von Sonderschulen

Die hier vorgestellte Konzeption wurde im Rahmen des Projektes ,, BiZEbS* in Zusammenarbeit mit Brigitte
Inderfurth, Vera Koster, Hans Steffek und Bernhard Huittenhélscher entwickelt.
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Beide Teile der Lehrerfortbildung dauerten jeweils zwei Tage.

Eine Erkenntnis dieser Lehrerfortbildung war, dass es wichtig ist, lokale Netzwerke zu bil-
den, um die Schiler besser férdern zu kdnnen. In diesem Sinne wurde in der zweiten Lehrer-
fortbildung die Netzwerkbildung zentral gestellt. Diese Lehrerfortbildung umfasst drei Tage,
die Uber einen Zeitraum von einem halben Jahr verteilt wurden. Zwei dieser drei Tage haben
bereits stattgefunden. Der letzte Termin liegt im Juli 2004. Zielsetzung dieser Lehrerfort-
bildung ist es Netzwerke zu initiieren. Dafir wurde auch en fur ale Teilnehmer nutzbarer
Arbeitsbereich der Plattform ,, www.bid-owl.de" eingefihrt. Konkret wurden folgende The-
men behandelt:

Januar 2004:

— Vortrag und Diskussion: Konzepte, Grenzen und Perspektiven der Netzwerkarbeit zur be-
ruflichen Integration von Schilerinnen und Schilern mit Behinderung und Benachteili-

gung,

— Bildung von Arbeitsgruppen zur Netzwerkarbeit mit den Themen: § 16 VO-SF, Individu-
elle Forderplanung, Leistungsbewertungen, Ubergangsphase im Unterricht, Einbeziehung
auf3erschulischer Akteure und Job-Coaching,

M arz 2004:

— Arbeitsaufgaben: Die Nutzung von ,, bid-owl“ zur Unterstiitzung unserer Netzwerkarbeit,

— Fortsetzung der Arbeitsgruppen vom ersten Fortbildungstag.

Die Ergebnisse der Arbeitsgruppen wurden direkt auf die Arbeitsplattform www.bid-owl.de
gestellt.

5 Erfahrungen aus den gemeinsamen L ehrerfortbildungen

Als im Jahr 2002 die erste der schulformibergreifenden Lehrerfortbildungen fur Sonder-
schulen und Berufskollegs angeboten werden sollte, flhrte dies zu erheblichen Irritationen
bei der fur Lehrerfortbildung zusténdigen Bezirksregierung. Abteilungen, Personalréte und
Fortbildungsprogramme sind nach Schulformen getrennt. Hinzu kommt, dass die Fortbildung
Uber die Grenze zwischen algemeinbildender und berufsbildender Schule hinweg angelegt
ist. Die Behorde hatte zu kléren, ob die Veranstaltung zuléssig sei; wer fir organisatorische
Fragen wie Ausschreibung, Betreuung etc. zustéandig sei und ob die mit Personalrdten ge-
troffenen Zulassungsprinzipien eingehalten werden missten. Das Ausschreibungsverfahren
der zweiten Veranstaltung im Herbst 2003 verlief bereits routiniert.

5.1 Kenntnisder jeweilsanderen Schulform

Sonderpédagogen ,,wissen”, was ein Berufskolleg ist und Berufspadagogen ,, wissen“, was
eine Sonderschule ist. Sie kennen den Auftrag der Schulform, der in der beruflichen Bildung
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bzw. in der allgemeinen Bildung von Schilern mit Behinderung oder Benachteiligung be-
steht.

Der hohe Austauschbedarf zwischen den Berufsgruppen lasst darauf schlief3en, dass viele der
Sonderpadagogen sich trotz dieses Wissens nur in Ansétzen vorstellen konnen, was es heil3,
an einem Berufskolleg zu unterrichten. Fur die umgekehrte Perspektive gilt das in noch héhe-
rem Mal3e.

Die Perspektive des Sonderpadagogen kann man durch den Blick auf den einzelnen Schiler
beschreiben. Dieser ist im Laufe der Schulbiographie an der Regelschule gescheitert und als
ein ,besonderer* Schiler zu fordern. Es kommt fir den Sonderpédagogen vor allem darauf
an, jedem Schiler nach dessen individuellen Moglichkeiten Lernfortschritte zu ermdglichen.
Dazu sind die unterschiedlichsten padagogischen Malinahmen notwendig. Dartiber hinaus ist
der regelmaliige Kontakt zu den Eltern und zum weiteren sozialen Umfeld erforderlich. Das
Berufskolleg sieht er as eine zweifellos grof3e Herausforderung fir seinen Schiller. Der Son-
derpédagoge bekommt in der Regel nicht zu sehen, unter welchen Voraussetzungen der Be-
rufspédagoge arbeitet.

Dieser sieht sich zu Beginn des Schuljahres einer Vielzahl neuer Gesichter gegeniiber, gege-
benenfalls hunderten von Schilern, die er nur einmal in der Woche in zwei Unterrichtsstun-
den sieht und nach einigen Monaten zu bewerten hat. Der Berufspédagoge wechselt téglich
im Spektrum von Bildungsgangen, die vom nachtréglichen Erwerb des Hauptschulabschlus-
ses bis zum Erwerb des Abiturs reichen. In den Fachklassen des dualen Systems bereitet der
Berufspadagoge seine Schuler auf die Zwischen- und Abschlussprifungen der Kammern vor,
welche die theoretischen Anforderungen in den letzten Jahren immer mehr erhéht haben.
Diese Prifungen haben die Schiler zu bestehen, gleich welche Lernbiographie sie mitbrach-
ten. Der Berufspadagoge bekommt in der Regel nicht zu sehen, unter welchen V oraussetzun-
gen der Sonderpéadagoge Schiler auf den Weg des Lernens zuriickgefihrt hat, die vorher an
der Regelschule gescheitert sind.

5.2 Unterschiedliche Problemsicht der Sonder schullehrer, der Berufsschullehrer und
der Sozialarbeiter

Die gemeinsamen Fortbildungen werden Uberwiegend von Sonderschullehrern nachgefragt
(ca. 3:1 im Verhdltnis zu Berufsschullehrern). Es wird deutlich, dass fur die Lehrer an Son-
derschulen ein hoher ,, Leidensdruck” besteht, ihren Schulabgangern eine entsprechende Per-
spektive fur die berufliche und soziale Integration aufzeigen zu kénnen. Hinzu kommt eine
auf Grund des nahen Betreuungsverhdtnisses verhdltnismaldig starke Bindung. Gelingt ein-
zelnen Schillern der unmittelbare Ubergang in eine betriebliche Ausbildung, wollen die Son-
derschullehrer auch den Erfolg in der Fachklasse des Berufskollegs gewahrleistet sehen. Das
Interesse der Sonderp&dagogen an der Fortbildung konzentriert sich damit nicht ausschlief3-
lich, aber schwerpunktmafdig auf Sonderschulabganger in den Fachklassen des dualen Sys-
tems.
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Aus der Sicht der Berufsschullehrer konzentrieren sich problematische Schiilerbiographien
besonders in den Vollzeitbildungsgangen der Vorklassen und der Berufsgrundbildungsahre
sowie den Klassen fur Schuler ohne Ausbildung. Von den Schilern der Fachklassen hingegen
wird erwartet, dass sie sich verhdltnismaiig problemlos den Anforderungen des Berufskol-
legs gewachsen zeigen. Da die Berufskollegs sich mit den Problemen in den Vorklassen und
Berufsgrundbildungsahren zunehmend befassen, befinden sich dort Lehrer, zum Teil in
Teamsituationen, die fir die Entwicklung neuer Konzeptionen motiviert sind und mit dieser
Motivation an den gemeinsamen Fortbildungen teilnehmen.

Die Arbeitsfelder der Sozialarbeiter, die an den Fortbildungen teilnehmen, sind untereinander
weniger einheitlich: Es handelt sich nicht nur um Schulsoziaarbeiter von Sonderschulen und
Berufskollegs sowie vereinzelt von Haupt- und Gesamtschulen, sondern auch um Soziaar-
beiter, die bei 6ffentlichen und freien Tragern der Jugendhilfe im Ubergang Schule-Beruf ar-
beiten. Das starke Interesse der Sozialarbeiter am Thema ,, Aulerschulische Akteure” inner-
halb der L ehrerfortbildung spiegelt ihre ausgepragte Netzwerk-Perspektive wider.

6 Aufgaben der Netzwerkar beit

Durch regionale Netzwerkarbeit sollen Schiiler von Sonderschulen beim kritischen Ubergang
von der Schule in den Beruf unterstiitzt werden. Dies kann durch unterschiedliche Aktivitéten
innerhalb des Netzwerkes geschehen, die des weiteren erlautert werden.

6.1 Fortsetzung der sonder padagogischen Forderung am Berufskolleg

Die Feststellung des sonderpadagogischen Forderbedarfs ist in Nordrhein-Westfalen durch
die ,Verordnung Uber die Feststellung des sonderpéadagogischen Forderbedarfs und die Ent-
scheidung Uber den schulischen Férderort” (VO-SF) geregelt. Die Verordnung sieht in be-
stimmten Fallen eine Fortschreibung des Forderbedarfs Uber die allgemeinbildende Schule
hinaus in der Berufsschulzeit vor (8 16 VO-SF). Das Verfahren soll durch die abgebende
Sonderschule eingeleitet werden, die dem aufnehmenden Berufskolleg eine entsprechende
Mitteilung zu machen hat. Das Berufskolleg legt mit einer Stellungnahme der Schulaufsichts-
behtrde den Fall zur Entscheidung vor. Diese Bestimmung wird aber mangels Ressourcen
nicht umgesetzt.

Auf der formalen Ebene gestaltet sich der Umgang mit der Fortschreibung des sonderpadago-
gischen Forderbedarfs unterschiedlich: Manche Sonderschulen verzichten auf Grund der
»Aussichtslosigkeit von vornherein auf das Verfahren, im Einzelfall den fortgesetzten son-
derpadagogischen Forderbedarf dem aufnehmenden Berufskolleg zu melden. Daher ist die
Vorschrift vielen Sonderpadagogen unbekannt. Andere Sonderschulen machen hingegen von
dem Verfahren Gebrauch, um den Bedarf zu dokumentieren. Gibt das Berufskolleg den Vor-
gang an die Schulaufsichtsbehdrde weiter, kommt es dort zu keiner Entscheidung, da die Be-
horde mit der Zustimmung auch personelle Mittel (Sonderpéadagogen fur die Arbeit am Be-
rufskolleg) bereitstellen misste, tber die sie nicht verfigt.
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Die Abganger von Sonderschulen haben selbst nur bedingt Interesse an der Weitergabe von
Informationen Uber ihre schulische Biographie. Sie befirchten die Fortsetzung der Stigmati-
sierung als Sonderschiler und mochten davon unbelastet den Start am Berufskolleg fur einen
Neuanfang nutzen. Im Gesprach mit dem Schiler ist frihzeitig, also noch vor dem Verlassen
der Sonderschule zu kldren, welche Vorteile fir ihn mit der Weitergabe von Informationen an
das Berufskolleg verbunden sein kdnnen.

Im Rahmen der Fortbildung befasst sich die Arbeitsgruppe mit dem politischen Aspekt der
FortfUhrung sonderpadagogischer Férderung am Berufskolleg und mit Fragen der Umsetzung
von sonderpédagogischer Forderung am Berufskolleg.

6.2 Der Ubergangvon der Sonderschulein das Berufskollegim Unterricht

Angesichts der erheblichen Unterschiede zwischen den Systemen ist es erforderlich, dieseim
Unterricht fir Schiler aufzuarbeiten. Dies gilt sowohl fir die Sonderschule als auch fir das
Berufskolleg. Im Rahmen der ersten Lehrerfortbildung entwickelten Lehrer und Schulsozial-
arbeiter beider Schulformen nachstehendes Konzept. Es beinhaltet, in welcher Form das Be-
rufskolleg die Aufnahme von Schilern von Sonderschulen gestalten kann.

Tabelle 1:

Die, erste Stunde’ im Berufskolleg: Gestaltung der Aufnahme von Schilerinnen und
Schiilern von Sonder schulen®

Phasen Elemente Ziee

Woas kann das Be-
rufskolleg tun,
wenn Schilerinnen
und Schiiler noch

Tag der offenen Tur: Schnupper-
unterricht, Besichtigung der R&um-
lichkeiten, Vorstellung der Bildungs-
gange und des Beratungslehrers,

Grofde der Schulform, Schulab-
schlisse und Schulzeiten kennen
lernen

die Bedeutung von Englisch er-

an der Sonder- Schnupperunterricht, Einsatz von klaren
schule sind? Tutor_en Anforderungen erkléren
Praktikum auf ausbildungsbegleitende
Hospitation Hilfen hinweisen
individuelle Beratungsgesprache (Be- Ortlichkeiten und Hilfsangebote
ratungsl ehrer) kennen lernen
Was kann das ansprechende, verstandliche schrift- Kennen lernen bewuf3t gestalten
Berufskolleg zum liche Einladung von dem Anderen etwas erfahren
»Empfang” der Wegbeschreibung Vermittiung, dass die Schiiler
Schilerinnen und . D . :
- gemeinsames Frihstuck willkommen sind
Schiler tun?
Rallye
Projekttag

Woas kann das Be-
rufskolleg wahrend
des Durchlaufens
der unterschied-
lichen Bildungs-

Individueller Férderplan zur beruflichen
Integration

fachliche, personale, soziale und
methodische Kompetenzen der
Jugendlichen fordern unter Bertick-
sichtigung ihrer personlichen Vor-
aussetzungen

* Erarbeitet im Rahmen der ersten L ehrerfortbildung.
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gange fir die
Schiilerinnen und
Schiiler tun?

An dieser Fragestellung wird in der zweiten Lehrerfortbildung weitergearbeitet.

6.3 Leistungsbewertungen in den unter schiedlichen Systemen

L eistungsbewertung ist ein Netzwerkthema, weil zum einen die Sonderschulen mit Blick auf
die berufliche Integration verunsichert sind, wie sie Leistungen dokumentieren sollen und
zum anderen Berufskollegs Schwierigkeiten haben, die Zeugnisse von Sonderschulen richtig
zu interpretieren. Berufspadagogen erwarten Informationen tber Schiiler, die sie fur ihre p&
dagogische Arbeit nutzbar machen kénnen. Im Rahmen der Lehrerfortbildung ist eine Zu-
sammenfassung der Ergebnisse aus der Forderplanung vorgestellt worden. Diese Beschrei-
bung der Leistungen des Schilers sehen Berufspadagogen als hilfreich an, um im Berufs-
kolleg die Forderung der Jugendlichen effektiv weiter fuhren zu konnen. Hierbei ist auch
wichtig, dass sie nicht seitenweise Erlauterungen Uber den Schiler lesen mussen, sondern
dass die Informationen moglichst konkret auf einer Seite zusammengefasst werden. Das
nachstehende Beispiel® zeigt, wie eine solche Beschreibung aussehen kénnte.

Entwicklungsstand und aktueller Stand der individuellen Férder planung —
Anknupfungspunkte fur die Fortsetzung der Forder planung im Berufskolleg

1. Personlichkeit/Umfeld

A. stammt aus einem festen familidren Umfeld, das sie stiitzt und fordert. Es ist ihr in den
letzten beiden Schuljahren gelungen, eine stabile und belastbare Personlichkeit zu ent-
wickeln. Sieist in der Lage, personliche Interessen zu formulieren und durchzusetzen.

2. Entwicklung fachlicher Kompetenzen

Lernfeld Sprache: A. kann Texte sinnentnehmend lesen und mit eigenen Worte wiedergeben.
Forderbedarf: Sie schreibt eigene Texte mit zu vielen Fehlern. Es gelingt ihr in einem ruhi-
gem Umfeld, eigene Ideen und Beitrége zu unterrichtlichen Themen zu liefern.

Sie kann sehr gut zuhéren. Samtliche Praxisdokumentationen fertigte sie selbstandig, aus-
fahrlich und Gbersichtlich an.

Lernfeld Mathematik: A. kann schriftlich in allen Grundrechenarten ohne Fehler rechnen. Sie
|6st selbststandig, jedoch nach Ubung, einfache Aufgaben der Bruch- und Prozentrechnung
sowie des Dreisatzes, dazu auch Sachaufgaben. Sie hat Grundkenntnisse in der Flachen-
berechnung. Férderbedarf: Das mundliche Rechnen (Kopfrechnen) fallt ihr noch sehr schwer,
hier zeigt sie grof3e Unsicherheiten.

®> DasBeispiel wurde im Rahmen des Projekts , BiZEbS" in Zusammenarbeit mit Ludger Borowski entwickelt.

Esist Bestandteil des Konzeptes,, L eistungsbeurteilung in BiZEbS®.
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Lernfeld Arbeitslenre/Wirtschaft: A. arbeitet in den Bereichen mit Ausdauer
und Verstandnis fur die Zusammenhange. Sie kann mit Werkzeugen und Material gut um-
gehen, sie geht konzentriert und planerisch auch an unbekannte Aufgaben heran, ihre Ar-
beitsergebnisse sind gut. Sie arbeitet sachorientiert. Sie entwickelt gute Ergebnisse bel Team-
arbeiten. Forderbedarf: Sie hat ihre PC-Kenntnisse erweitert und arbeitet — wenn auch nicht
selbstandig — mit Word und Excel.

3. Entwicklung sozialer Kompetenzen

A. geht zugewandt, offen und freundlich auf bekannte Personen zu, gegeniber unbekannten,
z. B. Kunden, wirkt sie oft noch unsicher und scheu. Sie kann sehr gut zuhdren und ist zu-
nehmend fahig, ihre eigene Meinung zu auf3ern._Forderbedarf: In unbekannten Situationen
findet sie sich nicht immer zurecht. Hier bendtigt sie viel Unterstiitzung. Sie kann sehr gut im
Team arbeiten, sie befolgt Anweisungen und lasst sich helfen.

4. Entwicklung personlicher Kompetenzen

A. ist immer punktlich und halt alle Absprachen ein. Sie kann sich tber lange Zeitrdume gut
konzentrieren und ist korperlich belastbar. Langes Stehen am Arbeitsplatz macht sie mide
und unzufrieden. Sie plant ihre Arbeit, erledigt Aufgaben meist selbststéandig und zeitlich an-
gemessen. Sie kann Fehler eingestehen und versucht sie beim néchsten Mal zu vermeiden.
Forderbedarf: Esfélt ihr schwer sich fir unbekannte Situation zu motivieren.

Fazit:

A. war in ihrer schulischen Mitarbeit so erfolgreich, dass sie den Hauptschul abschluss (nach
Kl. 9) erreicht hat. Sie war dartiber hinaus in ihrem Forderpraktikum so erfolgreich, dass sie
bei einen Ausbildungsplatz im Bereich erlangt
hat. Esist ihr gelungen, vor alem ihre Schwéachen in den Kernfachern Mathematik und Spra-
che zu verringern, jedoch besteht vor allem im Bereich ,, mindlicher Sprachgebrauch” ein ho-
her Forderbedarf. Ebenso muss es ihr gelingen ihre Rechtschreibung zu verbessern. Grofdter
Forderbedarf: Sie muss lernen, sich an unbekannte Situationen und Aufgaben heranzuwagen
und sich dort zurechtfinden!

Problematisch ist hieran, dass die rechtlichen und organisatorischen Rahmenbedingungen fur
die Weitergabe solcher Berichte weitgehend ungeklart sind.

6.4 Individuelle Forderplanung, Berufliche I ntegration®

Der individuelle Forderplan zur beruflichen Integration stellt das Verbindungselement zwi-
schen dem allgemeinbildenden und berufsbildenden Schulsystem dar. Er fokussiert die Le-
bens- und Berufshiographie eines einzelnen Schilers und kniipft an seine individuellen Vor-
aussetzungen an. Der Einsatz dieses Instruments von beiden Systemen verhindert, dass durch
den Ubergang von der Sonderschule zum Berufskolleg ein Bruch in der Forderung entsteht.
Zur Verdeutlichung ein Beispiel: Ein Schiler aus einer Sonderschule beginnt eine Aushil-
dung als Tischler. Im Berufskolleg ist er dann in der Berufsschulklasse fur Tischler. Aus dem
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Forderplan des Schilers, den die Sonderschule erstellt hat, geht hervor, dass der Schiler zum
einen mit dem Lesen und Schreiben grof3e Schwierigkeiten hat und zum anderen Uber ausge-
pragte fachliche und soziale Kompetenzen verflgt. Der Berufsschullehrer kann diese Kennt-
nisse Uber den Schiler dazu nutzen, dass er z. B. bel Prifungen dem Schiler die Fragen vor-
liest oder er Schwéachen in der Rechtschreibung zugunsten des Inhalts Uberliest. Zudem kann
er die Starken des Schilers im Unterricht besonders fordern. Der Berufsschullehrer erhdlt
durch den Forderplan ein differenziertes Bild des Schilers, welches ihm eben solche padago-
gischen Malnahmen ermdglicht. Ohne diese wichtigen Informationen misste der Berufs-
schullehrer sich erst selbst ein differenziertes Bild des Schilers erarbeiten. In teilzeitschuli-
schen Klassen mit etwa 35 Schilern ist dies eine unwahrscheinliche Vorgehensweise. Leider
ist der Einsatz des individuellen Forderplanes am Berufskolleg noch unwahrscheinlicher. Im
Rahmen der Lehrerfortbildung wurde die individuelle Foérderplanung als ein Thema flr eine
Arbeitsgruppe zur Netzwerkarbeit angeboten. Diese Arbeitsgruppe ist nicht zu Stande ge-
kommen. Berufspadagogen sehen es in der Regdl als illusorisch an, Forderplane unter den
jetzigen schulischen Bedingungen einsetzen zu kdnnen. Fir Sonderpéadagogen ist der Forder-
plan oftmals ein Instrument, welches sie einsetzen missen, ohne es systematisch mit berufli-
cher Integration zu verbinden. Dies kann u. a. damit begrindet werden, dass zum einen son-
derpédagogische Forderplanung in der Forderdiagnostik ihre Wurzeln hat (SANDER 2000)
und zum anderen Sonderpédagogen zu wenig die Anforderungen des anschlief3enden berufs-
bildenden Systemsim Blick haben.

Der Erprobung des Forderplans in den Schulen des Projektes ,,BiZEbS® zeigt die positiven
Effekte im Sinne der Jugendlichen und deren beruflicher Integration. Durch die Erprobung
wurde auch sichtbar, dass individuelle Forderplanung in schulischen Zusammenhéngen leist-
bar ist. Voraussetzung ist, dass Schule anders gedacht wird. Beispielsweise sollten Forder-
plangespréche als Unterricht verstanden werden.

6.5 Einbeziehen aufRerschulischer Akteure

In diesem Themenbereich geht es darum zu definieren, welche Partner mit Blick auf die be-
rufliche Integration von Schiilern von Sonderschulen relevant sind und welche Informationen
durch sie zu erlangen sind.

Die Region Ostwestfalen-Lippe setzt sich zusammen aus einer kreisfreien Stadt und sechs
Landkreisen, welche unterschiedliche Netzwerkstrukturen in Bezug auf die Forderung der be-
ruflichen Integration Jugendlicher mit Benachteiligung aufweisen. Die Fortbildung kann dazu
genutzt werden, solche Strukturen kennen zu lernen, sie nutzbar zu machen und neue Ent-
wicklungen anzuregen.

6.6 Konzepte desJob-Coachingsim Vergleich

Die berufliche Integration von Jugendlichen mit Behinderung und Benachteiligung ist durch
eine intensive Kooperation zwischen Schulen und Betrieben gekennzeichnet. Mittels Lang-
zeitpraktika im letzten Pflichtschuljahr kénnen Schiler von Sonderschulen, aber auch von
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Haupt- und Gesamtschulen ihre Chance auf einen Ausbildungsplatz verbessern. Die Schulen
eréffnet sich damit ein Arbeitsfeld, das durch andere Gesetzmaldigkeiten gepragt ist as das
des Unterrichts. Unterschiedliche Konzepte der Begleitung von Schilern und Betrieben wah-
rend des Langzeitpraktikums und der ersten Ausbildungsphase sind mittlerweile entstanden.
Im Rahmen der Fortbildung werden inhaltliche und organisatorische Aspekte dieser Kon-
zepte ausgetauscht und auf ihre Ubertragbarkeit in die eigene Praxis tiberpruift.

7 Fazit

Die regionale Vernetzung zwischen Sonderschulen, Berufskollegs und anderen relevanten
Akteuren zur Unterstiitzung von Schiilern an Sonderschulen im Ubergang von der Schule in
den Beruf stellt eine anspruchsvolle Aufgabe dar. Die strukturellen Rahmenbedingungen im
Berufskolleg verhindern, Schiler individuell zu férdern. Die Verantwortung daftr wird auf
einzelne Lehrer abgewdlzt, die diese Situation entweder als nicht tragbar wahrnehmen oder
behaupten, dass diese Schiiler am Berufskolleg nichts zu suchen haben. Die rechtlichen Rah-
menbedingungen sind in Nordrhein-Westfalen zwar durch den § 16 VO-SF (Fortschreibung
des sonderpédagogischen Forderbedarfs) formal geklart, diese Forderung wird aber faktisch
nicht umgesetzt.

Die hier beschriebenen Lehrerfortbildungen verfolgten das Ziel, diese fur Schiler, Lehrer und
Schulsoziaarbeiter defizitére Situation zu bearbeiten. Die Mitarbeiter aus unterschiedlichen
Schulformen sollten sich gegenseitig kennen lernen und durch die gemeinsame Ausfihrung
von Netzwerkaufgaben eine Verbesserung herbeifihren.

Die erhebliche Resonanz auf die Lehrerfortbildungen (erste Lehrerfortbildung: 35 Teilneh-
mer: zweite Lehrerfortbildung: 60 Teillnehmer) unterstreicht den Problemdruck der vor Ort
handelnden Akteure.

Die hier vorgestellten Ansédtze zur Verknipfung beider Systeme stellen unterschiedliche An-
spriiche an diese und deren handelnde Akteure. Die Situation der Schiler von Sonderschulen
an Berufskolleg kann bereits durch wenige gemeinsame Aktivitaten verbessert werden. Wiin-
schenswert ist eine Forderplanung zur beruflichen Integration, die in der Sonderschule be-
gonnen und im Berufskolleg fortgesetzt wird. Denn nur diese riickt die Berufs- und Lebens-
biographie des Jugendlichen ins Zentrum didaktischer Planung und padagogischen Handelns
und ermdglicht eine den individuellen Bedurfnissen des Jugendlichen entsprechende Forde-
rung.

Literatur

HUTTENHOLSCHER, B./KOCH, B./KORTENBUSCH, J. (Hrsg.) (2002): Individueller
Forderplan zur beruflichen Integration, Bielefeld. Onlineim WWW:
http://www.bielefeld.swa-programm.de/Projekt_B/Foerderplan.pdf (15-05-04)

© KOCH/KORTENBUSCH (2004) http://www.bwpat.de - bwp@ Nr. 6; ISSN 1618-8543 14



http://www.bielefeld.swa-programm.de/Projekt_B/Foerderplan.pdf

SANDER, A. (2000): Zu Theorie und Praxis individueller Forderplane fur Kinder mit son-
derpéadagogischem Forderbedarf. In: MUTZECK, W. (Hrsg.): Férderplanung. Grundlagen —
Methoden — Alternativen. Weinheim, 14-32.

Weitere Informationen zum Projekt BiZEbS: www.bielefeld.swa-programm.de

© KOCH/KORTENBUSCH (2004) http://www.bwpat.de - bwp@ Nr. 6; ISSN 1618-8543 15



http://www.bielefeld.swa-programm.de/

DETLEF BUSCHFELD / KATJA KORENY (Universitat zu Koln)

Zwel plusdrel macht einen Qualifizierungsbaustein?
Erste Erfahrungen aus einem Modellprojekt an Berufskollegs

Die Formel ,,zwei Tage Schule plus drei Tage Betrieb® ist seit |angerem bekannt. Besondere
Jugendliche oder ,, Jugendliche mit besonderem Forderbedarf* durch eine Kombination aus
schulischen und betrieblichen Lern- oder Erfahrungsprozessen zu stérken, ist gelaufig und
Grundlage vieler Projektinitiativen gewesen. Zwei Tage in der Schule und drei Tage im Be-
trieb zu lernen scheint tendenziell eine erfolgrei che Organisationsstrategie zu sein, um auf be-
rufliche Téatigkeiten hin zu qualifizieren sowie diese fur Jugendliche erfahrbar zu machen und
zugleich eine ingtitutionelle Absicherung des Lernens Uber die Absicht des Lehrens zu
etablieren.

Unterhalb des Einstiegs in eine duale Aushildung war die Lehrabsicht bis zum Jahr 2003 nur
in schulischen Organisationsformen moglich. Mit der Méglichkeit, nach BBiG nun auch die
Berufsausbildungsvorbereitung al's betriebliche Aufgabe zu interpretieren, hat die Lehrabsicht
im curricularen Sinne einen Namen bekommen: Qualifizierungsbaustein. Das BBiG definiert
den Begriff des Qualifizierungsbausteins als eine inhaltlich und zeitlich abgegrenzte Lernein-
heit, , die aus den Inhalten anerkannter Ausbildungsberufe oder einer gleichwertigen Berufs-
aushildung entwickelt werden.” (851(1) BBiG).

Im Grundsatz sind Qualifizierungsbausteine fur Betriebe gedacht, auch wenn ihre Vorge-
schichte vielfach Uber Werkstétten bei Uberbetrieblichen Tragern oder in Verbindung mit
Trégern und Betrieben fuhrt. Das in der , Berufsausbildungsvorbereitungs-Bescheinigungs-
verordnung (BAVBVO vom 16. Juli 2003)* vorgesehene Stundenvolumen von mindestens
140 Stunden fur Qualifizierungsbausteine wird in Rechenmodellen daher mit einer vier-
wochigen Lern- und Ubungszeit im Betrieb in Verbindung gebracht. Grundidee ist, sich in
diesen vier Wochen ganz tberwiegend mit den aus Ausbildungsordnungen hergeleiteten
Qualifizierungszielen beschéaftigt zu haben, beispielsweise mit der ,,Herstellung kleiner Ge-
muse- und Salatgerichte” (GoodPracticeCenter-Datenbank / www.bibb.de).

Die Zertifizierung von Qualifizierungsbausteinen bei den zusténdigen Stellen ist an formale
Kriterien gebunden, die nicht jeder Betrieb sogleich erfullen dirfte. Deshalb ist es offensicht-
lich, dass vor allem gréfere Betriebe mit Ausbildungswerkstétten oder eben diverse Trager
der Uberbetrieblichen Ausbildung Qualifizierungsbausteine entwickeln und anbieten. Eine
Offentliche Schule rickt zundchst nicht in den Blickpunki.

In einem vom BMBF im Rahmen des Programms ,, Kompetenzen férdern — Berufliche Ziel-
gruppen mit besonderem Forderbedarf* unterstiitzten Projekt ,Dualisierung der schulischen
Berufsvorbereitung” (Laufzeit 2003-2005) versuchen zwdlf Berufskollegs in NRW, diese
»Lucke" zu schlieffen. So oder so angewendete Strategien und Angebote im Bereich der vor-
beruflichen Bildung (z. B. Vorklassen zum Berufsgrundschuljahr) kdnnen erneut reflektiert
werden und ein verstetigtes Angebot fur Jugendliche mit besonderem Forderbedarf in den
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Regionen verankert werden, gerade in Zusammenarbeit mit kleinen und mittleren Betrieben
und den Berufskollegs. Aus dieser Perspektive erscheinen Qualifizierungsbausteine auch as
ein Instrument der Attraktivitatssteigerung schulischen Lernens. Zugleich sind Qualifizie-
rungsbausteine in ihren auf betriebliche Tatigkeiten bzw. auf abgegrenzte betriebliche Aufga-
benblindel hin ausgerichteten Zielbeschreibungen ein typisches Beispiel fur derzeit ge-
winschte Bezugspunkte, auf die sich Lernen in berufsbildenden Schulen, curricular Uber
Lernfelder und unterrichtplanerisch tUber Lernsituationen gefasst, ausrichten soll oder von de-
nen her es sich entwickeln lief3e.

Vor diesem Hintergrund kann die konzeptionelle 1dee des Ansatzes in folgenden Punkten
skizziert werden:

e Jugendliche mit besonderem Forderbedarf besuchen einen einjdhrigen Bildungsgang im
Berufskolleg nach Anlage A7 der Ausbildungs- und Prifungsordnung fur Berufskollegs
in NRW.

e FUr den Bildungsgang besteht eine Vollzeitrelation, es wird also von 1360 Unterrichts-
stunden ausgegangen.

e Im Lehrplan vorgesehene Stundenanteile fur Fachpraxis und -theorie kdnnen anteilig an
anderen Lernorten, speziell Betrieben, erteilt werden.

e Die Schuler schlief3en mit Betrieben Praktikumsvertréage fr die Laufzeit von einem Jahr,
wobei sie wahrend der Schulzeiten drel Tage im Betrieb und zwei Tage im Berufskolleg
verbringen. Die Lehrenden begleiten die Schilerinnen und Schiler wahrend des Prakti-
kums. In den Ferienzeiten wird nicht im Betrieb gearbeitet.

e Die Schilerinnen und Schiler kdnnen Uber bestimmte betriebliche Einsatzgebiete in
Verbindung von schulischem und betrieblichem Lernen Zertifikate Uber Qualifizierungs-
bausteine erwerben. Diesbeziiglich werden Uber den Unterricht in den zwei Tagen sys-
tematisch Bezlige zwischen schulischen Lernsituationen, betrieblichen Tatigkeiten und
Qualifikationsprofilen hergestellt.

e Durch den Bildungsgang und die erfolgreiche Aneignung der mit Qualifizierungsbau-
steinen ausgedriickten Kompetenzen verbessern Schilerinnen und Schiiler ihre Chancen
auf einen weiteren Schulbesuch, eine anschlief3ende Berufsausbildung oder eine Er-
werbstétigkeit.

Die konzeptionellen Leitideen fuhren bei ihrer Umsetzung zu einer Fille von unterschiedli-
chen Vorgehensweisen, abhangig von Rahmen- und Nebenbedingungen sowie individuellen
Teamentscheidungen. Nicht nur verschiedene Branchenausrichtungen, sondern auch das re-
gionale Umfeld, das Schilerklientel und die jeweiligen Schulprofile erfordern von den Be-
rufskollegs differenzierte organisatorische und didaktische Konzepte insbesondere bei der
Praktikumsakquisition und der Strukturierung der didaktischen Jahresplanung.

Zwel Fallbeispiele zeigen die Unterschiedlichkeiten der Berufskollegs trotz gemeinsamer
Ziel- und Projektvorstellungen.
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Projektschule A ,, Mitten im Grenzland”

Berufskolleg A findet sich in einer Stadt an der Grenze Nordrhein-Westfalens. Die Stadt und
damit das Berufskolleg liegt ,in einer landlich geprégten Region®, wobe diese Selbstbe-
schreibung mit einem leichten Bedauern in der Stimme als , Anmerkungen aus der kleinen
(aber feinen) Provinz" gedeutet werden kann, aber auch mit einem Bekenntnis dazu, dass ,, die
Welt hier noch halbwegs in Ordnung sei“. Am Berufskolleg A haben Mal3nahmen zur Unter-
stutzung von Jugendlichen mit besonderem Forderbedarf bereits Tradition. Dieser Arbeitsbe-
reich bzw. die entsprechenden Bildungsgange nehmen im Schulprogramm des Berufskollegs
A einen ausgewiesenen Stellenwert ein. Sie sollen auch zukinftig als Bestandteil des Schul-
profils betont werden, weil damit insbesondere die Verbundenheit mit regionalen und lokalen
Aufgaben und auch kommunaler V erantwortung zum Ausdruck gebracht werden kann.

Nach eigenen Angaben sehen die im Bereich der , Benachteiligtenforderung” tétigen Lehr-
kréfte in ihrer persdnlichen Verbundenheit mit Stadt und Region und den dort ansassigen
Uberwiegend klein- und mittelstandischen Betrieben einen ,, Standortvorteil”, eine besondere
Qualitét. In Bezug auf die Praktikumsakquisition haben sich das personliche Engagement und
die zahlreichen ,Kontakte" der Lehrenden fur die Schilerinnen und Schiler positiv ausge-
wirkt, auch wenn grof3er Wert darauf gelegt wird, dass die Schiler bel der Praktikumssuche
Eigeninitiative zeigen. So bekommen die an dem Modellprojekt teilnehmenden Jugendlichen
zur Unterstitzung bei ihrer Praktikumssuche ein Informationsschreiben des Berufskollegs
ausgehandigt, das sie ihren Bewerbungen beilegen kdnnen. Dartber hinaus ermoglichen
kurze Kommunikations- und Informationswege zwischen den Betrieben und den Lehrenden —
die sich aus langjahrigen Kontakten, regelmaliigen Betriebsbesuchen und nicht zuletzt einem
gut funktionierenden Schulsekretariat ergeben — beiden Seiten schnelle Reaktionszeiten und
gemeinsame Probleml 6sungen.

Wie in den meisten Projektschulen wird das Kernteam — bestehend aus drei Lehrpersonen —
durch drel weitere Lehrkréfte unterstiitzt. Jedes Mitglied des Kernteams hat einen eigenen be-
rufspraktischen Hintergrund bzw. betreut eigene Berufe. Organisatorische Entscheidungen
werden im Kernteam in regelmafdig stattfindenden Besprechungen diskutiert, die getroffenen
» Entscheidungen® werden von den anderen am Bildungsgang beteiligten Lehrern meist ohne
weitere , Konferenzen® tibernommen und mitgetragen. Im Zweifel werden , Uberzeugungs-
gespréche” gefuhrt. Die Betriebskontakte werden jeweils von dem Lehrer / der Lehrerin ge-
pflegt, die die entsprechenden Berufe betreuten. Jeder Lehrende ist folglich in seinem Bereich
»Speziaist” und eindeutiger Ansprechpartner, sowohl fur die Schiler, als auch fur die Prakti-
kumsbetriebe.

Jugendliche kénnen sich offiziell jeweils bis Februar des vorangehenden Schuljahres bewer-
ben. Mit ihnen werden Beratungs- und Klarungsgesprache gefihrt. Es werden keine Aus-
wahltests verwendet. Nur der geringere Tell der Schiler einer Klasse steht somit bis etwa
Méarz oder April fest. Der Uberwiegende Teil der Schilerinnen und Schiler einer Klasse
kommt sukzessive, wenn sich der Bedarf bei den Jugendlichen nach und nach konkretisiert,
bis Ende des Schuljahres zusammen. In einer Klasse sind diesem Konzept nach immer Schi-
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lerinnen und Schiler mit verschiedenen beruflichen Interessen — orientiert an den drei Be-
rufsfeldern Nahrung, Technik, Korperpflege — vertreten.

Das didaktische Konzept geht von zwei zentralen Annahmen aus.

e Von allen Akteuren (insbesondere auch dem Arbeitsamt) wird den Jugendlichen verdeut-
licht, wie wichtig (insbesondere in der Region) ein Hauptschulabschluss bei der Suche
nach einem Ausbildungsplatz oder weiteren Entwicklungsmdglichkeiten ist. Daher
nimmt fir die Lehrenden am Berufskolleg A die Moglichkeit, dass die Schulerinnen und
Schiler den Hauptschulabschluss in den Modellklassen erwerben kdnnen, einen breiten
Raum ein. Fur den Hauptschulabschlussist formal, aber auch vor alem fir den Blick der
Schilerinnen und Schiler und als ,Mahnung im Hintergrund* wichtig, dass die entspre-
chenden Facher (formal nach Anlage A7 der APO-BK durch Mathematik und Englisch,
aber auch Deutsch/Kommunikation) im Stundenplan ausgewiesen sind und als solche
Einheit unterrichtet werden.

e Die Mdglichkeit, berufsbezogen zu arbeiten und zu lernen, jeweils auch ,Qualifizie-
rungsbausteine” erwerben zu kénnen, hangt vom Praktikumsbetrieb und , einzelberufli-
cher* Ausrichtung des berufsfachlichen /-theoretischen Unterrichts ab. Hier wird eine
Binnendifferenzierung vorgenommen. Die Klasse wird getrennt nach jeweiligen Berufs-
gruppen von den einzelnen Lehrern des Kernteams unterrichtet. Lernsituationen sind hier
organisatorisches und didaktisches Mal3 der Planung mit konzeptionell vorgesehener
Binnendifferenzierung.

Diese Abgrenzung zwischen Fach- und Lernsituationsorientierung bedeutet keineswegs eine
unbedingte Zweiteilung oder einen Glaubenskrieg. Grof3er Wert gelegt wird auf eine Integra-
tion beruflicher Problemsituationen und Beispiele in den Fachern Englisch, Mathematik und
Deutsch, allerdings existiert kein expliziter und kein durchgangiger Bezug zu bestimmten
Qualifizierungsbausteinen. Umgekehrt sind systematische Ubungen und Wiederholungen Be-
standteil von Lernsituationen. Teilweise unterrichten dieselben Lehrenden in den binnen-
differenzierten Gruppen und Klassen. Auf diese Weise ergeben sich fur den binnendifferen-
zierten Unterricht in Fachtheorie und -praxis drei unterschiedliche Planungen und Vorge-
hensweisen im Bildungsgang, die nicht in einer didaktischen Jahresplanung zusammenge-
fahrt werden konnen und sollen. Dies geschieht ausdriicklich auch, um Schwankungen im
Lerntempo und Lernbedarf bei den Teilgruppen ausgleichen zu kénnen, aber auch um aktu-
elle Bezlige (jahreszeitlich unterschiedlich in den Berufsbereichen) herstellen zu kénnen.

Jeder einzelne Lehrende verfugt Uber einen Pool von Lernsituationen, aus dem spezifisch und
intuitiv je nach Lern- und Lehrproblematik Lernsituationen ausgewahlt und eingesetzt wer-
den. Entsprechend ,,unspezifisch* ist der Beitrag von Lernsituationen zu Qualifizierungsbau-
steinen. Es kénnen sich sowohl lose Verknipfungen als auch punktgenaue Zuordnungen er-
geben. Eine Standardisierung ist dartiber nicht vorgesehen, vielmehr ergibt sich ein bunter
Strauf an didaktischen Aktivitéten, die teilweise garantiert ,einmalig” sind. Bei der ,, didakti-
schen Jahresplanung” des Berufskollegs A wird also kein Zeitgertst (genaue Zuordnung von
Lernsituationen zu Wochen), sondern ein Mengengerust (eine Grundgesamtheit) von Lern-
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situationen eingesetzt, welches kinftig klassen- und gruppenspezifisch (wieder)verwendet
werden kann. Aus einer Grundgesamtheit von Lernsituationen wahlt der Lehrende mit Blick
auf die Schuler (und ihre jeweiligen Praktikumsbetriebe) die Art und Anzahl von Lernsituati-
onen aus, deren Abfolge zu Beginn des Schuljahres allerdings noch nicht feststehen kann und
soll. Diese Vorgehensweise ist damit begriindet, dass zu Beginn des Schuljahres die berufli-
chen Schwerpunkte bei den Schilern noch nicht vollstandig bekannt sind und sein werden
und wahrend eines laufenden Schuljahres versucht wird, moéglichst individuell auf die Be-
durfnisse der Schiler einzugehen. Die Planung und Erstellung einer detaillierten didaktischen
Jahresplanung jewells fur das kommende Schuljahr ist somit nicht mdglich und zweckmaliig.
Einzig die Grundgesamtheit der zur Verfigung stehenden Lernsituationen kann aufbereitet
und archiviert werden.

Mit Blick auf die Formel im Titel des Beitrags kann entsprechend korrigiert werden: Die
Formel stimmt als Formel nur mit dem Ungleichheitszeichen. Uber das tatsichliche Ergebnis
kann aber nur nachtraglich entschieden werden.

Berufskolleg B ,, Zentrum im Wandel“

Berufskolleg B ist ein stadtisches kaufmannisches Berufskolleg im Ruhrgebiet. Die Stadt hat
den , Strukturwandel erfahren” bzw. erféhrt diesen weiter. Alt eingesessene Betriebe kémpfen
um das Uberleben, neu angesiedelte Betriebe ebenfalls. Routine und Bestandigkeit besteht
eher im Anbahnen und Aufldsen von Kooperationen mit Betrieben denn zwischen den Akteu-
ren. Was in der einen Projektschule auf einer eher personlichen Gesprachsebene abgewickelt
werden kann, muss in diesem Fall durch aufwandigere schriftliche und telefonische Aktionen
seitens des Berufskollegs und der Schuler initiiert und durchgefiihrt werden. Der Begriff vom
» Klinkenputzen® taucht gelegentlich in den Gespréchen auf.

Von besonderer Bedeutung fur Ballungsrdume ist ein hoher Konkurrenzdruck um geeignete
Praktikumsstellen. Die Frage, wer unter welchen Bedingungen dann als , Benachtelligter”
gelten kann, ist keineswegs allein tUber den erreichten Schulabschluss zu beantworten. Der
Antell derjenigen Schilerinnen und Schiler, die einen Hauptschulabschluss erwerben wollen,
ist im betreffenden Bildungsgang vergleichsweise niedrig.

Auch Kollegschule B hat eine langere Erfahrung mit Initiativen und Projekten der Forderung
benachteiligter Jugendlicher. Hieraus hat sich ein enger institutionalisierter Kontakt zum
Arbeitsamt gefestigt, Beziehungen zu verschiedenen Kammern und kommunalen Einrichtun-
gen im Umfeld der ,, Kimmerer" fir die Zielgruppe der Jugendlichen mit besonderem For-
derbedarf und der beruflichen Bildung insgesamt sind gegeben. Um maoglichst eine Vielzahl
geeigneter Praktikumsbetriebe zu finden, pflegt das Berufkolleg diese Kontakte, in Frage
kommende Betriebe wurden dem Ausbildungsatlas der Kammern und anderen Quellen ent-
nommen und durch gezieltes Anschreiben versucht als Praktikumsbetriebe zu gewinnen. Die
Jugendlichen werden gestuft von gering bis intensiv durch das Lehrpersonal bei ihrer Suche
nach geeigneten Praktikumsstellen unterstiitzt, zugleich wird allerdings Wert darauf gelegt,
dass sie eigenverantwortlich daran teilhaben. Der Vergleich mit einer Vermittlungsborse ist
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von den beteiligten Lehrern zwar nicht intendiert, drangt sich in gewissen Tétigkeiten aber
auf.

Das Berufskolleg B verbindet mit dem Modellprojekt auch das strategische Ziel, moglichst
viele Erfahrungen im Sinne eines organisationalen Lernens nutzen zu konnen, damit eine
Anwendung und Ubertragung dieser auf andere Bildungsgange mdglich wird. Speziell be-
Zieht sich dieses Ziel auf Erfahrungen der Individualisierung von Lernprozessen, die zwi-
schen Schule und Praktikum organisiert werden sollen, und der Betreuung von Zielgruppen
durch einen Bildungsgang.

Im Laufe des ersten Durchganges im Projekt ,, Dualisierung schulischer Berufsvorbereitung*
hat sich auch hier ein Kernteam von drei Lehrpersonen gebildet, die sich ausdriicklich zur
Notwendigkeit einer individuellen und intensiven Schullerbetreuung bekennen. Dieses Enga-
gement wird von Schilerseite bestétigt und angenommen. Das Kernteam ist in einer Klasse
eingesetzt und versteht die Betreuung und den Unterricht als eine gemeinsam von diesem
~Kleinen Team" zu |6sende Aufgabe.

Die didaktische Jahresplanung des Berufskollegs B war urspringlich nach Fachern struktu-
riert, allerdings wurden in den Fachern Lernsituationen entwickelt. Jede Lehrperson war fir
ihre eigenen Lernsituationen verantwortlich, facheriibergreifende Lernsituationen wurden
meist dann geschaffen, wenn eine Lehrerin mehrere Facher unterrichtete. Die Schiller arbei-
teten demnach parallel in mehreren Lernsituationen mit mehreren Lehrkréften. Im Zuge der
Projektkoordination veranderte sich aus zwei Uberlegungen heraus die Vorgehensweise bei
der didaktischen Jahresplanung.

e Der Ansatz, Lernsituationen von den formalen Anforderungen an Qualifizierungsbau-
steine herzuleiten, wird konstruktive Grundlage didaktischer Uberlegungen. Bei gleich-
zeitiger Ausrichtung auf das kaufménnisch-verwaltende Berufsfeld ist ein eher schmaler
Grat zwischen einem fir alle Schiler relevanten Unterricht und den betrieblichen Bedin-
gungen zwischen Arztpraxen, Handwerksbetrieben mit Handelsanteil, Warenhéusern,
Speditionen oder Reisebiros auszuloten. Nicht alle von Qualifizierungsbausteinen her-
geleiteten Lernsituationen konnen umgekehrt fur alle Schiler einen Beitrag zum Erwerb
eines Qualifizierungsbausteins leisten, ndmlich dann nicht, wenn keine betriebliche
Qualifizierung erfolgen kann.

e Die didaktische Jahresplanung muss umgekehrt soweit transparent und einheitlich ge-
plant sein, dass bel der Akquise von Praktikumspldtzen die Unterstitzungsleistung fur
eine betriebliche Qualifizierung herausgestellt wird, die ggf. in eine Bescheinigung zer-
tifizierter und erfolgreich bestandener Qualifizierungsbausteine mindet. Die Anzahl und
Art der Qualifizierungsbausteine pragt so die didaktische Jahresplanung. Diese soll be-
wusst einheitlich und in hohem Mal3e abgestimmt den Unterricht Uber gesetzte Lern-
situationen vorstrukturieren. Dabei wird angestrebt, nur eine Lernsituation je Tag oder
Uber wenige Tage hinweg im Unterricht zu bearbeiten. Der Stundenplan soll als eine
Reihe von Lernsituationen entstehen, die wie eine Kette nacheinander (und nicht zeitlich
parallel) durchlaufen werden. Alle Lehrpersonen missen somit ,alles® unterrichten
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(kénnen/wollen). Das Zeitgerlst der Lernsituationen lasst zwar Spielraume fir unter-
schiedliche Schwerpunkte zu, dennoch ist der Leitcharakter der didaktischen Jahrespla-
nung als Vorgabe zu sehen, an der sich der Unterricht und auch betriebliche Quadlifizie-
rungs- und Beurteillungsprozesse faktisch orientieren kénnen (missen). Entsprechend
standardisiert ist das Dokumentationssystem fir die Lernsituationen und die didaktische
Jahresplanung konzipiert, in das im Sinne einer Fortschreibung die vorhandenen Erfah-
rungen und erweiterten Bezlige bel demnéchst sich andernden Praktikumsbetrieben ein-
gepflegt werden kdnnen.

Mit Blick auf dieim Titel ausgertickte Formel kann in diesem Modell korrigierend formuliert
werden: ,Zwel Tage Schule plus drei Tage Betrieb grof3er gleich ein Qualifizierungsbaustein®
Diese Formel gilt dann aber nur als mutige Prognose fur den Bildungsgang, nicht unbedingt
faktisch fur jeden und definitiv nicht fur alle Schiler der Klasse.
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SUSANNE M. WEBER (Philipps-Universitéat Marburg)

Vernetzung in der Jugendber ufshilfe.
Komplexe Evaluation von I nstrumenten, Strategien und
Wirkungen kommunikativer Planungsprozesse

Im folgenden Beitrag werden entlang eines differenzierten Eval uationsrasters Modellprojekte
ingtitutioneller Vernetzung im Feld der Jugendberufshilfe in ihrer konzeptionellen Anlage
und ihren methodischen V orgehenswei sen skizziert. Anhand der Gestaltungsdimensionen und
-kriterien fir komplexe Evaluation werden vor dem Hintergrund der konkreten Projekterfah-
rungen und ihrer wissenschaftlichen Reflexion erfolgskritische Faktoren der Vernetzung
deutlich.

1 Vom MalRnahmendschungel zum Paradigma kommunikativer Planung

Jugendberufshilfe soll auf der Basis sozialstaatlicher Rechte den subjektiven Lebensbedrf-
nissen Jugendlicher auf Integration in Ausbildung und Beschaftigung Rechnung tragen. Als
offiziell benachteiligt gelten Jugendliche, die, legitimiert durch die sozialstaatliche Normali-
tatsverpflichtung von Institutionen und institutioneller Problembearbeitung erfasst werden.
Aus einer subjektorientierten Perspektive sind dartiber hinaus auch digjenigen benachteiligt,
die es, schwerer haben als andere, den , Ubergang von der Schule in den Beruf so zu bewél-
tigen, dass sich Moglichkeitsrdume erdffnen, anstatt sich zu verschlief?en® (STAUBER/
WALTHER 1995, 105). Jugendberufshilfe liegt somit im Schnittfeld zwischen beruflicher
Bildung und Jugendsozialarbeit. Sie umfasst Strategien beruflicher Bildung fur Beschéfti-
gung und Qualifizierung, Beratungs- und Betreuungsangebote im Ubergang von der Schule
in den Beruf, sozia padagogische Begleitung in der Ausbildung und arbeitswelt- oder/und le-
bensweltbezogene Jugendsozialarbeit (SCHILD 2001).

Nachdem man Jugendarbeitslosigkeit in den 70er Jahren noch fur ein konjunkturelles Prob-
lem gehalten hatte, wurde in den 80er Jahren zunehmend offensichtlich, dass es sich dabei um
ein strukturelles Problem handelte und die zahlreichen Férderprogramme in einen schier un-
durchschaubaren ,, Mal3nahmendschungel“ gefiihrt hatten. Mit der Hoffnung auf eine bessere
Koordination und inhaltliche Vernetzung auf regionaler Ebene sowie der engeren Koopera-
tion zwischen den Maldnahmetragern aus den Bereichen der Berufsbildung und der Jugend-
hilfe wurde die ,Harmonisierung” der Ansdize und MalRnahmen in der Jugendberufshilfe
gefordert. Jugendhilfe sollte eingebettet werden in eine integrierte regionale Entwicklung und
dabel koordiniert zusammenarbeiten mit 6konomischen, stédtebaulichen und stadtpolitischen
Planungsbereichen (KERN/MIELENZ/SCHNEIDER 1981, 228). Dabei sollte sowohl der
Vernetzung auf der Tréagerebene wie auch der Orientierung an den Bedurfnissen der betroffe-
nen Jugendlichen Rechnung getragen werden (SCHILD 2001, 62f).

Der Gedanke einer Harmonisierung und Integration institutionellen Handelns auf regionaler
Ebene schlug sich in der Folge auch in den gesetzlichen Handlungsgrundlagen nieder. Insbe-
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sondere mit dem Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) wurden sozialgesetzliche Grundla-
gen fUr vernetzte Kooperation auf regionaler Ebene im Sinne eines kommunikativen Pla
nungsparadigmas (MERCHEL 1992, 2000) deutlich gestérkt. Dies betrifft im engeren Sinne
die Zusammenarbeit der ffentlichen Trager untereinander, die Zusammenarbeit mit freien
Trégern, mit den Betroffenen und ihren sozialen Netzwerken sowie weiteren relevanten in-
stitutionellen Partnern. Auf regionaler Ebene und insbesondere im Feld der Jugendberufshilfe
ist hier das heterogene institutionelle Geflige angesprochen, in dem sich algemein- und be-
rufsbildende Schulen, Amter (Arbeitsamt, Jugendamt, Sozialamt), Betriebe, freie Trager,
Kirchliche Organisationen, Ehrenamtlichenorganisationen etc. finden. Hier sollen institutio-
nelle Arbeitsformen ineinander greifen und eine gegenseitige, auf gemeinsamen Problemver-
sténdnissen aufbauende Verbindlichkeit (MERCHEL 1989, 18) geschaffen werden. In der
Logik des KIHG werden kooperative Koordination und diskursive Kontextsteuerung zuneh-
mend erforderlich (WOHLFAHRT 2000). Dabel wird die Planungsverantwortung fir das
Themenfeld ,, Jugendberufshilfe’ dem Jugendressort verantwortlich zugeordnet. So benennt
813 KJHG die aulRerbetriebliche Aushildung a's Leistung der Jugendhilfe, die entsprechenden
Fordermal3nahmen, deren fachliche Betreuung und verwaltungsmalRige Abwicklung sind je-
doch weder auf Bundes-, noch auf Landesebene den fur Jugendhilfe zustéandigen Ressorts zu-
geordnet (vgl. BENTHIN/HOCKERTS 2001). Weitere Vorgaben fur regionale institutionelle
Kooperation und Vernetzung finden sich dartiber hinaus in Regelwerken wie z.B. dem Sozi-
algesetzbuch V, Bundessozia hilfegesetz etc. (SCHILD 2001, 61).

Kommunikative Strategien legen Verfahrensmuster dialogischer Aushandlung und Konsens-
bildung nahe. In den EU-Modellprojekten ,, Youth Start Network” sollten solche Strategien
und Strukturen der Konsensbildung in der Jugendberufshilfe auf regionaler Ebene geschaffen
werden (BENTHIN/HOCKERTS 2001, 88). Die Projekte lassen sich in die Ubergreifende
Strategie der Dezentralisierung, Kommunalisierung und Vernetzung der Jugendhilfe einord-
nen. Anhand der Vernetzungsstrategien der drei Modellprojekte in drei Landkreisen Hessens
sollten Konzepte und Methoden der Vernetzung zur Erfillung dieses gesetzlichen Auftrages
auf den Prifstand gestellt werden.

Als Grundstruktur der Jugendberufshilfe wurden in Hessen die beiden Ebenen der klienten-
bezogenen und der institutionellen Vernetzung definiert (LANDESJUGENDAMT HESSEN
1995). Zum Zeitpunkt der Konzeptionierung von ,, Y outh Start Network® waren Ansétze von
ressort- und trageriibergreifenden Arbeitskreisen zur planerischen Abstimmung unter Feder-
fuhrung des Jugendamtes nicht zu finden (BENTHIN/HOCKERTS 2001, 88). In dem vom
hessischen Sozialministerium im Jahr 2000 aufgelegten Programm , Fachstellen Jugendbe-
rufshilfe” wurde der Ansatz einer vernetzten Jugendberufshilfe weiterverfolgt mit der Ziel-
setzung einer Strukturverbesserung der gesamtplanerischen Aufgaben. In diesem Zusammen-
hang wurden im Rahmen des EU-Programms , Youth Start Network” drei Modellprojekte
aufgelegt und Uber das hessische Landesjugendamt gesteuert und wissenschaftlich begleitet
(WEBER 2001). Ziel dieser Modellprojekte war es, als offentlicher Trager der Jugendhilfe
auf der planerisch-steuernden Ebene offensiv zu gestalten, die lokalen und regionalen Ak-
teure Schule, Arbeitsamt, Sozialamt, Wirtschaft, Handwerk, Kammern fur die Belange der
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Zielgruppe zu sensibilisieren und formale Netzwerke zu entwickeln, innerhalb derer die ge-
samtplanerische Abstimmung und Kooperation erfolgen kann (BENTHIN/HOCKERTS
2001, 89). Dabei wird schnell deutlich, dass Strategien der Konsensbildung nicht etwa ,,Har-
moni€e* sondern durchaus auch Konflikt bedeuten (MERCHEL 2001).

2 Komplexe Evaluation der Vernetzungsprojekte,, Youth Start Network*

Fur ale drel Landkreise lautete die Ziel perspektive, insbesondere auf der Ebene institutionel-
ler Netzwerkbildung Prozesse zu initiieren, um daraus erfahrungsbasiert Empfehlungen im
Kontext einer Kommunalisierung der Jugendhilfe und damit verbundenen Dezentralisierung
und wohlfahrtspluralistischen (EVERS/OLK 1996) Vernetzung in der Jugendberufshilfe zu
leisten. Es sollten Arbeitskreise, runde Tische oder Foren gebildet werden, die eine aktivie-
rende Beteiligung der verantwortlichen Akteure vor Ort ermdglichen sollten. Dadurch sollten
formale Strukturen etabliert werden, die nachhaltig wirken oder zumindest Erfahrungswerte
Uber mogliche Organisationsformen von Vernetzung erbringen konnten.

Im Folgenden werden die unterschiedlichen Projektstrategien, Instrumente und Wirkungen
entlang der Struktur eines Rasters komplexer Evaluation skizziert. Auf diese Weise sollen
erfolgskritische Faktoren kommunikativer Planungsprozesse in der Jugendberufshilfe identi-
fiziert werden. Das zugrundeliegende Darstellungsraster basiert auf dem Mehrebenenevalua-
tionsmodell von KIRKPATRICK (1967), das von TIPPELT (2004) weiterentwickelt wurde
fur den Kontext der ,,lernenden Regionen.” Dieses Mehrebenenmodell umfasst vier Phasen
und flnf Evaluationsbereiche, entlang derer im folgenden einige erfolgskritische Aspekte der
Strategien, Instrumente und Wirkungen der Projekte zur Vernetzung in der Jugendberufshilfe
markiert und herausgearbeitet werden.

Tabellel: Evaluation regionaler Vernetzung (TIPPELT 2004)

Input Prozess Output Outcome
Kooperationspartner Kommunikation Stabile Kooperation Strukturbildung
Regionale Probleme Ziele Zielerreichung Lebenslanges Lernen
Regionale Qualitatskontrolle | Qualitatskriterien Qualitdtsmanagement Qualitat
Ausgangsressourcen Ressourcenverteilung Ressourceneinwerbung Ressourcenentwicklung
Institutionelle Interessen Regionale Abteilungen Synergien Nachhaltigkeit

2.1 Input

Sollen Angebote zur beruflichen Integration besser koordiniert und gesteuert werden, so er-
fordert dies zunédchst eine systematische Analyse lokaler und regionaler Rahmenbedingun-
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gen, Ressourcen und Entwicklungen. TIPPELT (2004) schlégt vor, die Ausgangslage entlang
der folgenden funf Strukturdimensionen zu untersuchen. Dies sind im Einzelnen die Dimen-
sionen ,, Kooperationspartner”, , regionale Probleme”, , regionale Qualitétskontrolle®, ,,Aus-
gangsressourcen” und ,,institutionelle Interessen”.

2.1.1 Kooperationspartner

In allen drei Modellprojekten existiert zu Projektbeginn keine systematische Vernetzung auf
institutioneller Ebene. Allerdings sind personelle und informelle Netzwerke der Akteure vor
Ort vorhanden, die vorrangig auf der Ebene der klientenbezogenen Vernetzung und vor alem
an den Knotenpunkten (Kreisstadte) wirksam werden. Tragerverbiinde und etablierte Koope-
rationen (z.B. Arbeitsamt-Bildungstrager-Schule) pragen die Geschichte der regionalen Ko-
operationen und schaffen gunstige oder ungiinstige Ausgangsbedingungen fir Vernetzungs-
projekte (KESTER 2001). Strukturaufbau erweist sich in den Projekten besonders dann as
schwierig, wenn bereits enge Kooperationen — gerade auch zum Jugendamt — existieren, die
im Feld der freien Tréger von Bildungsangeboten und Jugendsoziaarbeit zu V orbehalten und
Misstrauen gegentiber der ,, Konkurrenz* fuhren (STIETZ 2001, 193).

In den Projekten flief3t die regionale Kooperationsgeschichte als Projektvorlauf bereitsin die
Ausgangssituation ein. Es wird deutlich, dass die gegebenen Akteurskonstellationen und
Handlungsbedingungen eine grof3e Bedeutung fir den Initiierungsprozess von Vernetzung
haben (SCHIMPF 2001, 202), indem sie die lokale Ausgangssituation der Netzwerkentwick-
lung strukturieren.

2.1.2 Regionale Probleme

In alen drei Landkreisen ist die Siedlungs-, Verkehrs- und Beschéftigungsstruktur landlich
gepréagt, die Wirtschaftsstruktur mehrheitlich klein- und mittelstandisch. Es liegt eine relativ
hohe Arbeitslosenquote im Allgemeinen und eine mit ca. 14% insgesamt hohe Belastung der
Zielgruppe der unter 25-jahrigen vor (BENTHIN/HOCKERTS 2001, 91). Dabei sind im
landlichen Raum vor alem die jungen Frauen besonders benachteiligt (ALLENDORF/
BECKER-OTT 2001).

Als Ubergreifende Probleme der Jugendberufshilfe gelten in allen drei Landkreisen
e steigender Ausbildungsplatzmangel und steigende Schulabgangerzahlen,

e unuberschaubare Bildungstréger-L andschaft,

e wachsende Zahl der ,, Benachteiligten®,

e landliche Struktur und ,,lange Wege",

e groRer werdende Grauzone der nicht durch Arbeitsamtstatistiken erfassten Jugendlichen
(BAUMERT/BRECHLIN 2001).

In alen drei Landkreisen wird als Problem benannt, dass insbesondere auch Schule im Feld
der Jugendberufshilfe durch die wachsende Anzahl der Schiler/innen an ihre Grenzen kommt
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(BAUMERT/BRECHLIN 2001, 162). (Soziaraum-)Analysen im Rahmen der wissenschaftli-
chen Begleitung zeigen den besonderen Unterstiitzungsbedarf der Schiilerlnnen im Ubergang
Schule-Beruf, der innerhalb der Schule kaum zu bewdltigen ist. Nicht nur Schilerlnnen der
Schulzweige Hauptschule, BV J, BGJ bendtigen zusétzliche Unterstiitzung, auch Schilerin-
nen der Berufs-, Fach- und Real schulen zeigen zunehmend subjektiven Unterstitzungsbedarf.
Im Rahmen der Rehabilitationsférderung und spezieller Forderprogramme der Arbeitsamter
existieren fur praktisch Bildbare dagegen regional ausreichende Anschlussforderungen und
Ubergangsangebote in die Berufs- und Arbeitswelt (ebd.).

2.1.3 Regionale Qualitatskontrolle

Regionale Qualitatskontrolle existiert in keinem der Landkreise in systematischer Form. Als
Problem werden in allen Landkreisen die unsichere Datenbasis und die Dunkelziffer der aus
Statistiken des Arbeitsamtes herausfallenden ,, Dropouts® genannt. Dartiber hinaus gilt auch
der nicht strukturell gesicherte Ubergang von grundstandiger zu weiterfilhrender Schule als
problematisch. Vor Ort werden neue Losungen systematischer Datengewinnung, der Daten-
aufbereitung und des Datenmanagements gefordert. Systematisches Handlungs- und Pro-
zesswissen ist in den drei Regionen in unterschiedlichem Mal3e vorhanden: Regionale Pla
nung basiert nicht durchgangig systematisch auf Bedarfs- und Arbeitsmarktanalysen, Daten
und Informationen Uber Beschéftigungsfelder und zukuinftige Anforderungen an Qualifikation
und Kompetenz. Damit fehlt oftmals eine solide Planungsgrundlage fir Beschéftigungs-,
Qualifikations- und Hilfeangebote (SCHIMPF 2001, 201).

Um Strukturqualitdt durch Einbindung der Jugendamter zu sichern, war die Beteiligung der
Jugendhilfeplanung an der Bewilligung der Projekte festgeschrieben worden (BENTHIN/
HOCKERTS 2001, 89). Die Kommune sollte Bewilligung und Koordination sicherstellen,
politische und wirtschaftliche Unterstiitzung garantieren und Nachhaltigkeit gewahrleisten
(vgl. SCHILD 2001).

2.1.4 Ausgangsressourcen

Projektbudgets, insbesondere Personalkostenbudgets, waren in den drei Landkreisen gleich
verteilt. Dartber hinaus waren die Projekte auf die Einwerbung regionaler Mittel angewiesen.
Die Mittelvergabepolitik auf Kreisebene verdeutlicht unmittelbar den Stellenwert, der den
Projekten auf kommunaler und Kreisebene beigemessen wird. Der politische Wille des Krei-
ses wird durch die Stéarkung oder Schwéchung von Projektressourcen durch Personalmittel
deutlich (BAUMERT/BRECHLIN 2001, 172). Wahrend in einem Landkreis bereits ein Be-
wusstsein fur die Notwendigkeit der Entwicklung spezifischer Angebotsstrukturen fur be-
nachteiligte Jugendliche existiert (STRASSER 2001), sind Problembewusstsein und Wis-
sensbasis als regionale Ressource — insbesondere auf der Ebene der Politikentscheider — in
den beiden anderen Standorten weitaus geringer ausgepragt (STIETZ 2001). Als Ausgangs-
ressourcen kommen nicht nur die finanziellen und personellen Ressourcen, sondern auch die
materiellen und kulturellen Ausgangsbedingungen und die lokalen Wissensressourcen in den
Blick (WINDELER 2001).
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2.1.5 Institutionelle Interessen

In alen drel Landkreisen wird eingangs eine Beteiligten- und Interessenanal yse durchgefihrt.
Dies wird mit unterschiedlichen methodischen und inhaltlichen Akzenten realisiert (BAU-
MERT/BRECHLIN 2001; SCHIMPF 2001; WEBER 2001). In den Beteiligten- und Interes-
senanaysen wird generell deutlich, dass die freien Tréager der Jugendhilfe ein hohes Interesse
daran haben, ,nicht den Anschluss zu verpassen” (KESTER 2001). Sie sind daher eher zu
motivieren, sich in kollektive Kooperationsformen und Foren einzubringen. Die Interessen-
und Beteiligtenanal yse Iasst Spannungen und Strukturkonflikte zwischen freien Tragern, aber
auch zwischen freien Tragern, Kommune und Wirtschaftsbetrieben sichtbar werden. So sig-
nalisieren Vertreterlnnen regionaler Betriebe in allen Modellprojekten, dass sie nur ein gerin-
ges Interesse an so genannten ,, benachteiligten Jugendlichen® haben. Sie beharren auf ihrem
Anforderungsprofil fir Auszubildende und sind in erster Linie Gber Fordermittel fur eine
Mitarbeit zu gewinnen (SCHIMPF 2001; WEBER 2004). Sichtbar werdende Spannungen
konnen frihzeitig Schwierigkeiten bei der Initiierung lokaler Netzwerke sichtbar machen, die
dadurch bearbeitbar werden (WEBERi.V.).

2.2 Prozesse

Bereits in der Analyse der Ist-Situation wird deutlich, dass Vernetzungsprojekte auf der
Grundlage des Bestehenden ansetzen und dass sie mit strukturellen Spannungsverhdtnissen
umgehen missen (SYDOW 1999, 2000; WEBER 2002). Lokale Netzwerke kénnen nicht per
se als anderen Steuerungsformen Uberlegen angesehen werden. Ausschlaggebend fir gelin-
gende Vernetzungsprozesse ist, wie das gemeinsame Bezugsproblem definiert und von den
einzelnen Akteuren wahrgenommen wird, wie ausgepragt die Einzelinteressen der Akteure
sind und ob die Beitrage zur L 6ésung des Bezugsproblems kompatibel sind (SCHIMPF 2001).
Auch die Gestaltung der kommunikativen und Lernprozesse ist hier von grof3er Bedeutung.
Die zweite Ebene des Evaluationsrasters umfasst daher die Kategorie der Prozesse. Hier
schlagt TIPPELT (2004) die Berticksichtigung der Aspekte ,, Kommunikation®, , Ziele*, Qua-
litatskriterien”, ,, Ressourcenverteilung” und , regionale Abteilungen® vor.

2.2.1 Kommunikation

In den drei Vernetzungsprojekten wird die Gestaltung der Kommunikationsprozesse unter-
schiedlich angelegt. Zwei Modellprojekte realisieren eine Strategie lokaler Foren zur regio-
nalen Vernetzung in der Jugendberufshilfe. Sie unterscheiden sich jedoch in den Auswahl-
kriterien geeigneter Standorte fur Regionalforen. Wahrend in einem der beiden Projekte eine
»S0g-Strategie” gewahlt wird, entscheidet man sich in dem anderen Projekt fur eine , Hilfe-
Strategie”. So geht man aus der Sog-Perspektive davon aus, dass , Erfolgsprojekte” geschaf-
fen werden missen, die dann ,Neid-Effekte” in anderen Kommunen und eine Bereitschaft
zur Imitation angesichts gelingender Ldsungen auslésen werden (BAUMERT/BRECHLIN
2001). Bei der ,Hilfe-Strategie” geht man dagegen von der Grundannahme aus, dass gerade
die hochkonfliktiven Standorte aufgesucht werden missen, da es hier ,,am meisten brennt*.
Hier erweisen sich jedoch die Kommunikationsprobleme mit den lokalen Politikentscheidern
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als so gravierend, dass keine vorzeigbaren Erfolge geschaffen werden kdnnen (STIETZ
2001). Wéhrend aso die Strategie des ,, Sog-Projektes® eher an der Rationalitdt eines Marke-
ting und der PR orientiert ist, geht das , Hilfe-Projekt* eher problem- und zielgruppenorien-
tiert an die Netzwerkbildung heran und folgt damit eher einer sozial padagogischen Rationa-
litét individueller Hilfe.

Im dritten Projekt wird statt einer dezentralen Strategie auf eine Veranstaltung mit Breiten-
wirkung in der Region gesetzt. Hier ist das Ziel, das ,,ganze System in einen Raum" zu brin-
gen (WEISBORD/JANOFF 1995, 2000). Als Verfahren zur Vernetzung wird das partizipa-
tive Verfahren einer Zukunftskonferenz gewahlt, da es auch den systematischen Einbezug der
Betroffenen selbst ermdglichen soll. Mit dem Verfahren Zukunftskonferenz sollen eine ge-
meinsame und konsensuelle Handlungsgrundlage gefunden und konkrete Projekte im Feld
von Schule, Wirtschaft und freien Tragern der Jugendhilfe etabliert werden. Auf diese Weise
soll einem partizipativen und prozessorientierten Vorgehen entsprochen werden, das einer-
seits Ziele definiert und verfolgt, andererseits offen genug fur die Relevanzen und Interes-
senlagen der Projektpartner sein soll (STOCKMANN 2001; WEBER 2003). Sowohl lokae
Foren als auch die Zukunftskonferenz versprechen, die Kultur der Zusammenarbeit vor Ort
zu stérken, um so das Projektziel systematischer institutioneller Vernetzung zu erreichen.

222 Zee

Ubergeordnete Ziele bzw. Schwerpunkte der Vernetzungsprojekte sind (BAUMERT/
BRECHLIN 2001, 168):

e Implementierung eines kreisweiten Netzwerkes Jugendberufshilfe

e  Entwicklung eines Austausches zwischen Akteuren der Jugendberufshilfe

e  Auf- und Ausbau von Strukturen der Jugendberufshilfe im landlichen Raum
e Initiierung von lokalen Foren an drei Standorten im Landkreis

e  Optimierung des Bereiches Ubergang Schul e-Beruf

o Effektivere Vermittlung von jungen Menschen in Ausbildung.

Aufgabe der Koordination soll primér sein, die Akteure und Verantwortlichen ,,an einen
Tisch* zu bekommen, gemeinsam die Situation im Kreis zu analysieren, Formen aktiver
Problemlésung mit den verantwortlichen Akteuren zu erarbeiten und mdglichst umzusetzen
(BENTHIN/HOCKERTS 2001). Uber alen Projekten liegt die strukturelle Spannung zwi-
schen dem Ziel, die Situation fur unversorgte Jugendliche zu verbessern und dem Ziel, insti-
tutionelle Netzwerke zu implementieren (STRASSER 2001). Alle Projekte sind mit Zielhete-
rogenitét konfrontiert, die u.a. zwischen operativen Ebenen und der Fihrungsebene in Ein-
richtungen verlduft (WEBER 2004), aber auch zwischen institutionellen Akteuren immer
wieder aufbricht.
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2.2.3 Qualitatskriterien

In den drei Projekten sind unterschiedliche Kompetenzen und Professionalitétsverstandnisse
anzutreffen. Die Projekte unterscheiden sich im Hinblick auf die Strukturiertheit der Arbeits-
weisen. Arbeitsteilung, Prioritdtensetzung und strukturell abgesicherte Rahmenbedingungen
werden im Laufe der Projekte zunehmend a's kritische Erfolgsfaktoren gelingender Vernet-
zung erkannt (STIETZ 2001).

Als erfolgskritisch zeigt sich auch die Fach- und Moderationskompetenz der Koordination
und Moderation. In den Projekten erschwert der Erfolgsdruck das Offenlegen von Schwierig-
keiten in der Projektgruppe und den regionalen Austauschforen. Im Mittelpunkt der Diskurse
stehen das Engagement der Akteure, die Aktivitdten und auch die Selbstdarstellung
(SCHIMPF 2001). Die in den lokalen Foren Jugendberufshilfe auftretenden Ressentiments
unter den unterschiedlichen Akteuren und das Risiko der Vermischung von Interessen stellt
eine immanente Gefahr fur die Arbeitsfahigkeit des Netzwerkes dar (STRASSER 2001). Eine
externe Beratung und Begleitung kann dabel unterstiitzen, die Moderation aus einer neutra-
len, d.h. von hierarchischen Strukturen unabhangigen Position heraus zu ermdglichen (SAN-
GER 2000, 57ff).

SYDOW/WINDELER (2000, 11) benennen as Strukturmerkmale gelungener Vernetzung
Kooperation, Vertrauen, Selbstverpflichtung, Verlasslichkeit und Verhandlung sowie ein be-
stimmtes Vertragsrecht. In allen Projekten wird mit dem Konzept der Selbstevaluation gear-
beitet (BENTHIN/BAUMERT 2001). Experimentiert wird auch mit der Steuerung durch Ko-
operationsvertrége, regelhafte Ruckmeldungen und die Einsicht in Mal3nahmeplanungen
(STRASSER 2001). In einem der drei Teilprojekte wird mit dem Instrumentarium des Pro-
jektmanagement gearbeitet und so Zielklarheit ebenso wie Evaluierbarkeit des Projektes un-
terstitzt. Insbesondere mit dem Einsatz des Verfahrens ,, Zukunftskonferenz“ soll auch der
Aufbau von Kommunikation und Vertrauen unterstiitzt werden (WEBER 2001, 2004).

2.2.4 Ressourcenverteilung

Die Vorgeschichte etablierter Kooperationsbeziehungen (STIETZ 2001, 193) kann den Auf-
bau vertrauensvoller Kooperationsbeziehungen deutlich erschweren. Wie sich in einem der
Projekte zeigt, erweist sich eine gerechte und transparente Vergabe der Mittel as entschei-
dender erfolgskritischer Faktor. Werden die Akteure vor Ort mit den notwendigen Ressour-
cen und Kompetenzen ausgestattet, kénnen Netzwerke durchaus initiiert und zur Foérderung
von Ausbildungs- und Beschaftigungsmoglichkeiten Jugendlicher genutzt werden. Soll die
Strategie der ,Vernetzung* jedoch den Riickzug der Politik aus dem Feld der Jugendberufs-
hilfe legitimieren, kann dies keine erfolgversprechende Strategie sein. Ressourcen erweisen
sich als die unverzichtbare Basis erfolgreicher Vernetzung in der Jugendberufshilfe.

Dabel sind auch Zeitressourcen der Projektakteure ein erfolgskritischer Faktor. Hier verwi-
schen die Grenzen zwischen ,noch Arbeit* und , schon Freizeitengagement”. So fragen sich
z.B. Lehrerlnnen aus Berufsschulen oder Hauptschulen, ob die Mitarbeit an Vernetzungspro-
jekten im Rahmen ihres Dienstauftrages geschieht oder nicht. Im Vordergrund ihrer Ent-
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scheidung zur Mitarbeit steht jedoch die Auffassung, dass diese Arbeit eine sinnvolle Hilfe
far ihre Schilerlnnen sein konne (STRASSER 2001). Vernetzungsarbeit muss generell auf
den Aspekt knapper Ressourcen und der Arbeitserleichterung Bezug nehmen. Ohne einen
wechsel seitigen Nutzen wird Netzwerkarbeit nicht tragfahig realisiert (SYDOW 1999).

2.2.5 Regionale Abteilungen

Um das Risiko zu minimieren, dass freie Tragernetzwerke immer nur Anhangsel von tradier-
ten Verwaltungsstrukturen bleiben und diese nicht verandern konnen (SANGER 2000), wur-
den die Federfihrung und Koordination beim ortlichen Trager der Jugendhilfe angesiedelt.
Allerdings nutzen alle drei Landkreise die Méglichkeit, den Netzwerkaufbau an einen erfah-
renen lokalen freien Trager zu delegieren. Ein Landkreis holt die Koordinationsaufgabe aber
nach rund zehn Monaten Laufzeit des Projekts wieder in die Personal hoheit des Jugendamtes
zurlick, um so Tragerkonkurrenz strukturell zu minimieren. Wie sich zeigt, kénnen die Koor-
dination lokaler Angebote und die Weiterentwicklung regionaler Strukturen generell durch-
aus durch eine zentrale Steuerungsstelle geleistet werden (BAUMERT/BRECHLIN 2001,
163).

2.25.1 Srukturaufbau

In alen drei Landkreisen soll eine Netzwerkstruktur geschaffen werden. Eine starke Riick-
bindung an Politik auf der Kreisebene ist nur vereinzelt gegeben. Hier wird z.B. eine Ad-hoc-
Gruppe gebildet, die bedarfsorientiert und schnell handelt. So berufen hier berufliche Schulen
ad hoc gemeinsame Sitzungen ein, um unversorgte Jahrgangsklassen der Berufsvorbereitung
in Mal3nahmen zu integrieren oder adaguate Ausbildungsplétze zu finden. Mit Unterstiitzung
des Arbeitsamtes wird nach Fordermdglichkeiten gesucht (BAUMERT/BRECHLIN 2001,
162). Auf der strategischen Ebene Ubernimmt ein Projektbeirat die Begleitung der lokalen
Standorte und die konzeptionelle Steuerung des Gesamtprojektes im Kreisgebiet. Er ist fast
ausschliefdlich aus Leitungspersonen aus Politik und Administration zusammengesetzt (Lei-
tung des Jugend- und Sozialamtes, Sozialpartner, Schulamt, Leitung Arbeitsamt, Birger-
meistern, freien Tragern) (ebd.).

Aufgrund mangelnder politischer ,, Zugpferde® gelingt es in zwei der drei Projekte bis zum
Schluss nicht, einen Projektbeirat auf strategischer Ebene zu verankern (STOCKMANN
2001). In allen drel Projekten wird deutlich, dass Netzwerkbeziehungen gerade in stark poli-
tikabhangigen Handlungsfeldern wie der Jugendberufshilfe auf eine Mobilisierung verfligba-
rer Machtressourcen durch entsprechend ausgestattete Netzwerkpartnerinnen wie z.B. Bur-
germeisterinnen, Unternehmerinnen und Politikerlnnen angewiesen sind.

2.3 Output

Als dritte Evaluationsebene schlagt TIPPELT (2004) die Outputdimension vor. Hier werden
im Einzelnen die Evaluationskategorien Etablierung , stabiler Kooperation®, der , Zielerrei-
chung”, des, Qualitétsmanagement”, der , Ressourceneinwerbung“ und der ,, Synergien” ein-
gebracht.
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2.3.1 Sabile Kooperation vs. Fragilitat und Zusammenbruch

In allen Landkreisen stehen unterschiedliche Bildungstrager in Konkurrenz um Foérderpro-
gramme. Die Wahrscheinlichkeit ist damit hoch, dass es zu Dysfunktionalitdten kommt, weil
neben der transparenten Prozessplanung innerhalb des Netzwerkes zur Absicherung von Inte-
ressen und Ressourcen Vor- und Querverhandlungen zu erwarten sind, die Fakten schaffen
(STRASSER 2001). Divergierende Kernuberzeugungen und ein mangelndes Vertrauen ein-
flussreicher Netzwerkpartnerinnen kénnen zu einem Unsicherheitsfaktor werden, der sich
kooperationshinderlich auswirkt (SCHIMPF 2001, 204). So fuihren Ergebnisse einer Schiler-
befragung, die Schilerlnnen ohne Ausbildungsvertrag identifizieren sollte, zu Konflikten mit
dem Arbeitsamt, das eine viel geringere Zahl nicht vermittelter Bewerberlnnen verzeichnet
hatte (STIETZ 2001, 192f).

2.3.2 Zielerreichung

In alen drei Projekten werden die Zielsetzungen unterschiedlich klar definiert und im Ak-
teursgeflige abgestimmt. Nur wenn lokale Zieldefinitionen systematisch definiert und opera-
tionalisiert werden, ist die systematische Erfolgsmessung moglich. Projektmanagement wird
daher als sinnvolle Arbeitsweise fur Vernetzungsprojekte gesehen (SCHIMPF 2001, 200;
WEBERi.V.).

2.3.3 Qualitatsmanagement

In alen Projekten zeigen sich Probleme bei der Umsetzung. Bedeutsame Schwierigkeiten
werden auf der Ebene der Koordination gesehen (BAUMERT/BRECHLIN 2001, 172). In
alen Projekten votieren die regionalen Akteure grundsétzlich fur eine ,,neutrale” Koordinati-
onsfunktion (WEBER 2004) als Voraussetzung fur eine erfolgreiche Zielerreichung. Es wird
deutlich, dass es fur Vernetzungsprojekte unverzichtbar ist, Qualitatskriterien gelingender
Vernetzung zu definieren, um den Prozess steuern und auch evaluieren zu konnen (SCHIMPF
2001, 197ff).

2.3.4 Ressourceneinwerbung

In alen drei Projekten erweist sich die Motivation der Betriebe als erfolgskritischer Faktor.
Interessiert sind Betriebe insbesondere an Informationen zu den Fordermdglichkeiten des Ar-
beitsamtes. Kontakte zu den Betriebsvertretern missen bestandig gepflegt werden, um deren
kontinuierliche Mitarbeit zu sichern (BAUMERT/BRECHLIN 2001). Existieren ein grof3es
Interesse und die aktive Beteiligung der Politik, wird Sogwirkung auf weitere politische Ent-
scheidungstréger, wie z.B. Blrgermeister aus den kooperierenden St&dten, Vertreterinnen der
Wirtschaft und der Arbeitsverwaltung erreicht. Ressourcen werden auch dadurch gewonnen,
dass freie Trager ,,wissen wollen was passiert” (KESTER 2001) und dass methodische Inno-
vation in den Kreis getragen wird (STOCKMANN 2001).
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2.3.5 Synergien

Stabile Kooperationen kdnnen lediglich in einem der Projekte etabliert werden. Hier gelingt
es auf breiter Basis, Aufgaben und Ziele des Projektes zu kommunizieren und den Nutzen fir
die einzelnen Partner herauszustellen. Insbesondere die Birgermeisterinnen kénnen gewon-
nen werden, Bindeglied zur ortsansassigen Wirtschaft zu sein (BAUMERT/BRECHLIN
2001).

Aus den Ausbildungsforen bilden sich hier Arbeitsgruppen im Themenfeld ,, Schule und Be-
trieb”. Lehrer und Betriebsinhaber entwickeln mit Unterstiitzung von Jugendarbeitern geeig-
nete kleine Projekte, die den Ubergang Schule-Beruf reibungsloser gestalten (BAUMERT/
BRECHLIN 2001, 169), so z.B. lokale Berufsmessen, gemeinsame L ehrstellenakquise mit je
einem Mitglied der Gemeindevertretung und der Berufsberatung des Arbeitsamtes, Ferien-
praktikumsborse in Kooperation mit der Schulsozialarbeit und der Jugendarbeit, Kooperation
Gesamtschule und berufsbildende Schule, in denen z.B. die berufliche Schule Fachréume so-
wie Lehrpersona zur Verfugung stellt, um Schilerlnnen der Jahrgangsstufe der Gesamt-
schule Einblicke in verschiedene Ausbildungsbereiche zu geben. Es werden Betriebe in
Schulprojektwochen eingebunden, Berufserkundungen vor Ort durchgefihrt, etc. (BAU-
MERT/BRECHLIN 2001, 170).

Im Projekt, in dem zentral angesetzt und mit dem Verfahren Zukunftskonferenz gearbeitet
wurde, liegen die Wirkungen eher auf der Ebene der Diskursivierungs- und Offentlichkeits-
wirkungen. So wird vor allem nach auf3en regionale Aufmerksamkeit fir das Thema ge-
schaffen und nach innen die Kommunikation und Zusammenarbeit zwischen potenziellen
Netzwerkpartnerlnnen unterstiitzt (WEBER 2003, 2004).

2.4 Outcome

Als vierte Ebene der Evaluation schlagt TIPPELT (2004) in Anlehnung an KIRKPATRICK
(1967) die Kategorien der ,, Strukturbildung®, des,, |ebenslangen Lernens®, der ,, Qualitét”, der
» Ressourcenentwicklung” und der ,, Nachhaltigkeit* vor.

2.4.1 Srukturbildung

Lediglich ein Projekt erreicht eine nachhaltige Strukturbildung. Hier gelingt esin einer ,Ver-
sel bststéndigungsphase”, die Koordination und Verantwortung auf lokaler Ebene den jeweili-
gen BlUrgermeistern in Zusammenarbeit mit Jugendarbeit und Schulen zu Ubertragen (BAU-
MERT/BRECHLIN 2001). Hier werden schriftliche Vereinbarungen oder Kooperationsver-
trage geschlossen.

2.4.2 LebendangesLernen

Aus einer prozessorientierten Perspektive wird Vernetzung verstanden als regionaler Lern-
prozess, als Lernen in, von und zwischen Organisationen (PRANGE 1999). Aus systemischer
Perspektive wird davon ausgegangen, dass Lernprozesse im regionalen System nur begrenzt
von auf3en steuerbar sind. Dabel wird angenommen, dass es eine bestehende regionale Kultur,
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Spielregeln und Spielmuster gibt, an denen angeknipft werden muss, sollen Interventionen
vor Ort anschlussfahig sein. Interventionen zur Entwicklung der regionalen Kooperations-
kultur zielen auf ein ,,Lernen zweiter Ordnung*, d.h. auf Innovationen auf der Ebene der Re-
geln und Funktionsweisen des regionalen Systems (K ONIGSWIESER/EXNER 1998).

243 Qualitat

Zur Evaluation der Strukturen und Konzepte lokaer und regionaler Netzwerke im Bereich
der Ausbildungs- und Arbeitsmarktférderung sind wissenschaftliche Untersuchungsinstru-
mente erforderlich (SCHIMPF 2001, 207). Eine Trennung von Projektmanagement und wis-
senschaftlicher Begleitung und eine anfangliche Klérung, wer welche Rolle Gbernimmt, ver-
hindert, dass divergierende Konzepte, Arbeitsauftrége und Anforderungen den Prozess be-
stimmen (STRASSER 2001). In alen Projekten wird deutlich, dass die Koordinationsfunk-
tion dann erfolgreich sein kann, wenn sie aus der Region stammt, Uber ein ausreichendes Mal3
an Vorbildung im Bereich der Jugendberufshilfe verfugt, mit den Strukturen vor Ort vertraut
ist, Uber Verhandlungsgeschick, Moderations- und Prasentationskompetenz verflgt etc.
(BENTHIN/WEBER 2001) — dies verdeutlicht das sehr hohe Anforderungsprofil an diese
Aufgabe.

2.4.4 Ressourcenentwicklung

In den Netzwerkprojekten ging und geht es vorrangig darum, sich as Akteur der Jugendhilfe
auf der planerischen und politisch-steuernden Ebene einzumischen (vgl. BENTHIN/
HOCKERTS 2001). Netzwerksteuerung gerade im Feld der Jugendberufshilfe steht damit
zwischen Kooperation und Konflikt: Zur Problemldsung ist ein kooperatives Zusammenwir-
ken im Interesse eines Systems bzw. einer Sache erforderlich, das jenseits eines unmittel bar
eigenen Nutzens liegt. Eine wichtige Voraussetzung ist, dass Akteure in lokalen Netzwerken
die regionalpolitischen Herausforderungen als ihre gemeinsame politische Gestaltungsauf-
gabe verstehen. Um eine Zusammenarbeit und Abstimmung der lokalen Akteure untereinan-
der zu verbessern, bedarf es forderpolitischer VVorgaben, die einen lokalen Konsens und regi-
onale Entwicklungskonzepte zur Bedingung machen und Kooperationsstrukturen institutio-
nalisieren (SCHIMPF 2001).

2.4.5 Nachhaltigkeit

Die Frage nach der Wirkungsmessung wird als kritische Dimension bereits von KIRK-
PATRICK (1967) problematisiert. In allen drei Projekten wird deutlich, dass unterschiedliche
Mal3stabe fur Erfolg, Erfolgsdefinition und -kriterien angelegt werden. Soll die Anzahl ver-
mittelter Ausbildungspldize zugrundegelegt werden oder z.B. die Anzahl der Sitzungen ver-
schiedener Berufsgruppen und Institutionen zum Thema Ausbildung? Qualitative Erfolge las-
sen sich am Zieerreichungsgrad der konzeptionellen Ziele feststellen. So gelingt in einem
Projekt die Vernetzung von Institutionen und Personen im Sinne der Etablierung von Kom-
munikation (BAUMERT/BRECHLIN 2001). Existiert jedoch vor Ort kein politischer Wille,
koénnen weder Ressourcen akquiriert werden noch eine enge Anbindung an das Jugendamt
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gelingen (WEBER 2004). Alle drei Projekte werden in die neugeschaffene Struktur der Fach-
stellen Jugendberufshilfe und insofern in eine gewisse Kontinuitét dberfuhrt.

3 Jugendber ufshilfe zwischen Quer schnittsthema, Zustandigkeitslticken
und integrierter Sozialraumplanung

An diesen kurzen Skizzen, die facettenhaft im Raster komplexer Evaluation strukturelle
Problemlagen der Netzwerkentwicklung verdeutlichen, zeigt sich, dass die Kommunen mit
ihrer neuen Aufgabe kommunikativer Planung in der Jugendberufshilfe in sehr unterschiedli-
cher Weise umgehen. Sie sehen sich oftmals finanziell und konzeptionell Uberfordert mit ei-
nem Aufgabenbereich, den man traditionell in der Verantwortung der Arbeitsamter sah. Die
Bereitschaft der Jugend- und Arbeitsdmter zu einer Zusammenarbeit ist bislang keineswegs
flachendeckend gegeben und wird vielfach eher zogerlich angegangen. Die wechselseitige
kulturelle , Fremdheit* der Amter und die prekare Haushaltslage der Kommunen verstarken
das Anliegen der Jugendamter, sich finanziell zu entlasten und die Personenkreise der berufs-
bezogenen Jugendhilfe den Arbeitsdmtern zuzuleiten, um kostentrachtige Jugendhilfeein-
richtungen zu umgehen (BBJ 2/1999, 5). Politische Zustandigkeiten, infrastrukturelle Bedin-
gungen, Trégerlandschaft und gewachsene geographische Beziige erschweren weiterhin die
Situation fur Vernetzung in der Jugendberufshilfe — gerade auch im landlichen Raum. Hier
stellt sich generell auch die Frage nach der Reichweite lokaler Netzwerke, die nicht systema
tisch in regionale Soziaraumplanung tberfihrt werden (STRASSER 2001, 181). Netzwerk-
entwicklung in der Jugendberufshilfe bedarf, das zeigen diese Schlaglichter auf erfolgskriti-
sche Faktoren der Vernetzung, der systematischen Gestaltung des Prozesses unter den Bedin-
gungen struktureller Ungewissheit (WEBER 2004). Komplexe Evaluation geht hierbei tber
in die Gestaltung kollektiver Lernprozesse (WEBER i.V.) im Horizont reflexiver Netzwerk-
regulation (WINDELER 2001).
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BEATRIX NIEMEYER (Universitit Flensburg)

Handlungsorientiertes L ernen.
Ein gemeinsames Fortbildungspr ojekt der Jugendaufbauwer ke
Niebull, Norderstedt und Glicksburg/Stiderbrarup

1 Einleitung

Die Jugendaufbauwerke (JAW) Glucksburg, Niebill und Norderstedt haben im November
1999 eine K ooperationsvereinbarung getroffen, um in ihren Einrichtungen gemeinsam hand-
lungsorientiertes Lernen als padagogisches Leitprinzip einzufiihren. Sie beabsichtigten eine
umfassende Neuorientierung der padagogischen Arbeit, bei der Handlungsorientierung in
ihrer spezifischen Auspragung al's zentrales Qualitatsmerkmal galt. Diese Uberlegungen wa-
ren Anlass fur die Konzeption des Projekts Handlungsorientiertes Lernen (HOL) als einrich-
tungsibergreifende und berufsfeldibergreifende Fortbildung, die von den Fachdiensten der
Jugendaufbauwerke Schleswig-Holstein entwickelt wurde. Das Projekt bezog alle am For-
derprozess beteiligten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der drel Einrichtungen mit ein und
zielte auf die nachhaltige Auspragung einer neuen Lern- und Forderkultur. Es wurde wahrend
der gesamten Laufzeit vom Berufsbildungsinstitut Arbeit und Technik — biat — der Universitét
Flensburg wissenschaftlich begleitet. Diese wissenschaftliche Begleitung war als handlungs-
orientierte Prozessevaluation konzipiert. Beobachtungen und Erkenntnisse, die wahrend der
Teilnahme an den einzelnen Veranstaltungen der Basisqualifikation, der anschlief3enden Pr&
sentationstage und an den Treffen ausgewahlter Transfergruppen sowie durch die Mitarbeit in
der Steuerungsgruppe gewonnen wurden, wurden in einem interaktiven Prozess riickgekop-
pelt und in den Zwischenberichten schriftlich zum Ausdruck gebracht.

Die padagogische Idee, die diesem Projekt zugrunde liegt, geht davon aus, dass die jugendli-
chen Teilnehmerinnen und Teillnehmer der verschiedenen Ausbildungs-vorbereitungsmal?-
nahmen zu einer eigenstandigen Berufs- und Lebensplanung beféhigt werden. Dazu bentti-
gen sie Gestaltungsfreiheit, Verantwortung und Anerkennung, aber auch klare Zielvorgaben,
verlassliche Strukturen und die notwendigen Ressourcen. Die ohnehin prekdre Phase des
Ubergangs von Schule in Ausbildung findet fur die Jugendlichen in den Jugendaufbauwerken
ausnahmslos unter erschwerten sozialen Bedingungen statt. Férderung beginnt deshalb damit,
sie als Personlichkeiten mit eigenen Biographieentscheidungen anzuerkennen und ihnen zu-
zutrauen, dass sie die Verantwortung fur ihre eigene Person und ihr Handeln tbernehmen
koénnen. Dies setzt bel den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Forderprozess eine Haltung
gegenlber den Jugendlichen voraus, die von Akzeptanz und Toleranz gepragt ist. Allerdings
ist das padagogische Handeln von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der Berufsausbil-
dungsvorbereitung von ganz unterschiedlichen berufsspezifischen Paradigmen gepragt. Sozi-
alpadagoginnen und Sozialpddagogen, Aushilderinnen und Ausbilder und schliefdlich auch
Berufsschullehrerinnen und Berufsschullehrer haben nicht nur unterschiedliche Ausbildungs-
hintergriinde, sondern auch unterschiedliche Qualitétskriterien und -mal3stébe fur ihr jeweili-
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ges padagogisches Handeln. Diese driicken sich in unterschiedlichen Auffassungen davon
aus, wie FOrderung zu gestalten sei. Das HOL -Projekt zielte daher vor alem auf einen veran-
derten Umgang der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit den Jugendlichen. Es steht beispiel-
haft fUr eine spezifische Form padagogischer Qualitéatsentwicklung.

2 Erfolgsbedingungen

Das HOL-Projekt unterscheidet sich in mehrfacher Hinsicht von anderen Fortbildungen. Da-
bei lassen sich die Faktoren identifizieren, die mal3geblich zu einem guten Projektverlauf bel-
getragen haben. Im einzelnen waren dies die Konzeption durch den Fachdienst, ein Team aus
einem Psychologen, einer Padagogin und einer Organisationsberaterin, die fur Fortbildungen
von JAW-Mitarbeitern zustandig sind, die neben einem grofitméglichen Praxisbezug auf die
sukzessive Verselbststandigung der Lernprozesse zielte, die Organisation als Gemeinschafts-
projekt dreier Einrichtungen sowie die Bereitstellung der notwendigen Ressourcen und die
Bereitschaft aller Beteiligten sich auf langfristige V eranderungsprozesse einzul assen.

3 Konzeption

Die Konzeption des Projektes orientiert sich an einem Modell der Lernschleife, mit dem sich
die Lernprozesse sowohl von Jugendlichen als auch von den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern al's spiralférmige Fortentwicklung von

1. Auftragsiibergabe

2. selbststéandig-produktive Erarbeitung
3. Présentation

4. Reflexion

beschreiben lassen.

Ausgangs- und Endpunkt dieser Lernschleife sind klar definiert: Beginnend mit einer Frage-
stellung fuhrt sie Uber die vier Stationen zu einer Veranderung kinftiger Wahrnehmungen
und Handlungen.

Dieselbe Struktur lasst sich auf die Lernprozesse der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im
Verlaufe des HOL -Projektes Ubertragen. Zunéchst folgten die einzelnen Veranstaltungen zur
Basisgualifikation diesem Schema: Nach einem theoretischen Input durch den Fachdienst
erfolgte die Ubergabe eines , Arbeitsauftrags® an die Kleingruppen (1) als Formulierung einer
Problemstellung, deren Ldsung die Teilnehmenden in Rollenspielen erarbeiten sollten (2).
Das Ergebnis dieser Arbeitsphase wurde anschlief3end im Plenum présentiert (3) und reflek-
tiert (4).

Die Basisqudlifikationen dienten der Entwicklung der Fragestellungen (1), wéahrend der
Transferphase wurden in den drel Einrichtungen von Mitarbeitergruppen selbststéndig Vor-
haben dazu erarbeitet (2), wie die Prinzipien von HOL im Alltag umgesetzt werden kénnen,
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und wahrend der Reflexionsphase wurden an den Prasentationstagen (3) von einrichtungs-
Ubergreifenden Gruppen die Erfahrungen mit diesen Vorhaben besprochen. Dabei wurde
thematisiert, welche Bedingungen erfiillt sein missen, um eine kompetenzorientierte, teil-
nehmergerechte Lernkultur konstruieren zu kénnen (4). Im Kontext des Gesamtprojektes lie-
[3en sich die einzelnen Schritte besonderen Akteuren zuordnen. Wahrend der ,, Auftragsiiber-
gabe" (1) hatte der Fachdienst eine zentrale orientierende und erklarende Funktion; die Um-
setzung der Arbeitsauftrage erfolgte hingegen selbststandig durch die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Einrichtungen und war ergebnisoffen (2). Fur die Prasentation war das ,, Pub-
likum* wichtig, das sich aus den Kollegen der anderen Einrichtungen, Fachdienstvertretern
und einer Vertreterin des biat zusammensetzte (3), deren gemeinsamer Sachverstand interak-
tiv in die abschlief3ende Reflexion (4) einfloss.

Der Praxisbezug der Fortbildung wurde sichergestellt, indem der Input durch den Fachdienst
so angelegt war, dass alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die theoretischen Anregungen in-
haltlich auf ihre je spezifische Arbeitssituation beziehen konnten. Ubungsaufgaben in Form
von Rollenspielen ,trainierten” fir eine anschliefRend mogliche Implementierung in den eige-
nen individuellen Berufsalltag. Die Umgestaltung des Alltagshandelns selbst war die Lern-
aufgabe. Gleichzeitig wurden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dazu angeleitet, eine Kul-
tur der Praxisreflexion und Selbstevaluation zu entwickeln. Diesist eine wichtige V orausset-
zung fur die kontinuierliche Verbesserung padagogischer Prozesse.

Der Fachdienst, dem in der Basisqualifikation durch den Input eine wichtige Rolle zukam,
zog sich im Laufe des Projektes immer weiter aus der Gestaltung zurtick. In der Transfer-
phase nahmen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Fachdienste eine Beratungsfunktion
wahr, die wahrend der Reflexionsphase zeitlich noch weiter eingeschrénkt wurde.

Weitere wichtige Faktoren des erfolgreichen HOL -Projektes waren:

e die Berufsfeldlbergreifende Kooperation, welche bewirkte, dass die Gemeinsamkeit
des péadagogischen Handelns in der Forderung der Jugendlichen im Mittelpunkt der
Uberlegungen stand und so dazu beitragen konnte, berufsspezifische Abgrenzungen in
den Teams zu Uberwinden,

e dieBeraitstellung der notwendigen Ressour cen in Form von Zeit und Geld,

e ein erweterter Handlungs- und Gestaltungsspielraum innerhalb der Einrichtungen,
der es den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ermdglichte, neue Arbeitsweisen zu erpro-
ben, die z. B. in veranderten Lehrgangskonzeptionen zum Ausdruck kamen. Klare Ziel-
vorgaben durch die Einrichtungsleitung setzten dabei den notwendigen Rahmen, inner-
halb dessen Forderprozesse eigensténdig gestaltet werden konnten und sollten. Die Um-
setzung der Neuerungen wurde dadurch erleichtert, dass im Projektzeitraum in alen drei
beteiligten Einrichtungen &uflere Wechsel etwa in der Einrichtungsleitung oder in den
raumlichen Bedingungen stattgefunden haben.

Nach Abschluss der Transferphase wurden digjenigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die
an dem gesamten Projekt von Anfang an teilgenommen hatten, per Fragebogen um eine rick-
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blickende Bewertung gebeten. War das Projekt erfolgreich? Waren die angewandten Metho-
den angemessen? Beide Fragen sind eindeutig mit ja beantwortet worden. Im Laufe der drei-
jéhrigen Fortbildungsmal3nahme wurden die Grundsétze des handlungsorientierten Lernens
umgesetzt, alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter empfanden dies als Verbesserung ihrer Ar-
beit, als wichtigen Anstol3 zu einem veranderten, zufriedenstellenderen Umgang mit den Ju-
gendlichen.

Allerdings werden auch kritische Einschétzungen gedulRert, und zwar Uberwiegend von den
befragten Berufsschullehrerinnen und -lehrern, die damit die Problematik der Umsetzung im
Kontext von Berufsschule reflektieren.

Alle Befragten waren der Ansicht, ihre alltagliche Praxis hétte sich durch HOL verandert, da-
bei lassen sich drei Schwerpunkte erkennen: Die Antworten beziehen sich

1. auf eine veranderte Haltung zu den Jugendlichen,
2. auf veranderte Handlungsstrategien und
3. auf eine verbesserte Selbstreflexion.

Die Auswertung der Fragebdgen macht ferner deutlich, dass HOL von den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern als fortdauernder Prozess begriffen wird, der nicht mit dem offiziellen Pro-
jektende und der Ubergabe der Zertifikate zum Abschluss gekommen ist, denn sie formulie-
ren sowohl Erwartungen an die zukinftige Arbeit als auch konkrete Veranderungswiinsche
fUr ihre eilgene Praxis. Dadurch werden Perspektiven fur die zukinftige Entwicklung der p&
dagogischen Praxis benannt und die Fortsetzung der durch HOL begonnenen Prozesse ange-
mahnt.

Es herrschen klare Vorstellungen dariiber, wie diese weitere Entwicklung zu férdern und zu
unterstiitzen wére. Zwei Dinge sind vor allem anderen notwendig: Zeit und die Reflexion der
eigenen Arbeit mit anderen, wie z. B. Kolleginnen oder Kollegen oder mit Fachkréften au-
Rerhalb der Einrichtung.

4 Ergebnisseausder Befragung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Im Anschluss an die Fragebogenerhebung wurden mit je vier Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern der drei JAWSs Interviews gefuihrt. Deren Auswertung bestétigt den positiven Gesamtein-
druck des erfolgreich verlaufenen Fortbildungsprojekts. Es ist gelungen, die Alltagspraxisin
allen drel Einrichtungen nachhaltig zu veréndern. Die Interviewanalyse ermdglicht einen tie-
feren Einblick in die Prozesse, die durch HOL bewirkt wurden, und gibt Aufschluss dariber,
welche Umsetzungsstrategien die einzelnen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter fir sich ent-
wickelt haben. Folgende Aspekte treten dabel besonders hervor: die Gestaltung des Verhélt-
nisses zu den Jugendlichen, die Reflexion Uber die eigene Beruflichkeit, die Entwicklung ei-
ner Kultur der Selbstreflexion und Selbstevaluation, die Unterschiede zwischen den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern in den Berufsfeldern und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
im Freizeitbereich sowie die Defizite im Verhéltnis zwischen JAW und Berufsschule.
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4.1 Gestaltung desVerhéaltnisses zu den Jugendlichen

Kennzeichnend fur eine veranderte padagogische Grundhaltung entsprechend den Prinzipien
des handlungsorientierten Lernens, so wie es im Kontext dieser Fortbildung verstanden wur-
de, ist die konsequente Férderung von eigenverantwortlichem Handeln der Jugendlichen in
allen Lebens- und Arbeitsbereichen. Die Jugendlichen sollen befdhigt werden, selbststéandig
fr sich zu sorgen und verantwortungsvoll und zielgerichtet ihre Integration in Beruf und Ge-
sellschaft zu gestalten. Eine solche Entwicklung der Jugendlichen vallzieht sich nicht als Fol-
ge einseitiger Verhaltenszumutungen, sondern im interaktiven Prozess mit den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern der JAWSs. Eigenstandiges Handeln der Jugendlichen setzt voraus, dass
ihnen Vertrauen entgegengebracht und Verantwortung und Gestaltungsfreiheit zugestanden
wird, ohne dass sie in ihrem Lernen und ihrer Entwicklung allein gelassen werden. Eine ver-
anderte Haltung der Jugendlichen im Sinne von selbststandigem verantwortungsvollen Han-
deln steht also in unmittelbarer Wechselwirkung mit einer Haltung der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter ihnen gegenuiber. Handlungsorientiertes Lernen, so wie es im Laufe des HOL-
Projektes konzipiert wurde, beginnt mit einer klaren Zielorientierung und bietet neben den
notwendigen Ressourcen einen gesicherten strukturellen Rahmen fir Lernprozesse.

Ein zentrales Kriterium im Forderprozess, welches das Verhédltnis der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter zu den Jugendlichen gepragt hat, war Fachlichkeit. Die Jugendlichen sollten ler-
nen, Arbeitsauftrdge im Berufsfeld genau und gut auszufiihren. Die Qualitét der Forderung
zeigte sich aus dieser Perspektive an der Glte des erstellten Produkts und weniger an der Per-
sonlichkeitsentwicklung der Jugendlichen. Durch HOL wurden diese Mal3stébe scheinbar auf
den Kopf gestellt, denn ,,Qualitét ist ja hier zweitrangig”, wie es ein Mitarbeiter treffend aus-
drickt: , die Arbeit mit den Jugendlichen, einen Draht zu denen bekommen, die zu motivie-
ren, mit denen zusammenzuarbeiten — das ist eine ganz andere Geschichte!

Da es fir das spezifische Berufsfeld Berufsvorbereitung/ Berufsorientierung/ Benachteilig-
tenforderung keine gesonderte Ausbildung gibt, knipfen Ausbilder und Ausbilderinnen in
den Berufsfeldern zunéchst an ihre eigenen Lern- und Berufserfahrungen an, wenn sie eine
Tatigkeit im JAW beginnen. Die Dimensionen beruflicher und sozialer Forderung der Ju-
gendlichen erschlief3en sich ihnen handlungsorientiert im padagogischen Alltag. Hier setzte
die HOL -Fortbildung an. Der Fortbildungsprozess war so angelegt, dass die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter systematisch Handlungsmaoglichkeiten entwickelten und erprobten, mit denen
die Jugendlichen stérker in die Verantwortung genommen werden kénnen. Als eine Leitlinie
dienten dabel die vom Fachdienst entwickelten HOL-Merkmale:
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Handlungsorientiertes L ernen

Ziel des Handlungsorientierten Lernens ist der Erwerb von Handlungskompetenz. Hand-
lungskompetenz ist die Fahigkeit zum selbststéndigen Planen, Durchfihren und Kontrollieren
von Arbeitstétigkeiten.

Handlungsorientiertes Lernen erfordert eine veranderte Rolle der Lehrenden, deren Verant-
wortung darin besteht, ein Lernarrangement bereitzustellen und Beratung anzubieten, um
Lernen zu ermdglichen und zu optimieren.

Handlungsorientiertes L ehren und Lernen ist mehr als eine Methode.

(Projekt Handlungsorientiertes Lernen, Basisqualifizierung Tell 1: Lernberatungskompetenz,
M edienpédagogischer Fachdienst und Padagogische Fachberatung)

Der verénderte Umgang mit Jugendlichen wurde durch eine Uminterpretation der eigenen
Berufsrolle moglich. Ausbilderinnen und Ausbilder entwickelten ein verandertes Verstandnis
von ihrer eigenen Tétigkeit. In einem gemeinsamen Reflexionsprozess mit den Kolleginnen
und Kollegen haben sie gelibt, ihre Aufgabe im Forderprozess umzudefinieren und neu zu
gestalten. Diese Umorientierung wird offensichtlich, wenn in den Interviews beschrieben
wird, wie sich der Blick auf die Jugendlichen veréndert hat: ,, Ich denke, ich bringe denen ein
bisschen mehr personliche Wertschatzung entgegen” . Ein Kollege sieht sich ,, als Partner” ,
der sich ,nach den Séarken der Jugendlichen richtet. Diese Einstellung wird den Jugendli-
chen entsprechend weitervermittelt: ,, Die wollen mich ja immer definieren am Anfang, die
Teilnehmer: ,Se sind hier Lehrerin. Se wissen immer alles.” *Das bin ich nicht. Ich bin Kol-
legin, und Se sind meine Kollegen, und wir missen hier zusammen etwas schaffen.”*

Die Jugendlichen a's Partner und Mitarbeiter zu begreifen, bedeutet in der Folge fur die Aus-
bilder, eigenes Wissen und Kénnen nicht in den Vordergrund zu stellen, sondern ihnen im
Arbeitsprozess mehr zuzutrauen. Neben ihrer Fachlichkeit miissen also Ausbilderinnen und
Ausbilder im JAW Uber spezifische padagogische Kompetenzen verfiigen. Explizit benannt
wurde die Fahigkeit, Jugendliche individuell zu férdern. Gruppenkompetenz, Verstandnis
von Gruppenprozessen und Know-how in der Gestaltung von Interaktionsprozessen wurde
als ein weiterer ausdricklicher Lernerfolg des HOL -Projektes genannt.

4.2 Reflexion Uber die eigene Beruflichkeit

In den Interviews beschreiben die befragten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ihre Lerner-
folge durch das HOL -Projekt oft durch Vergleiche aus der Zeit, as sie angefangen haben, im
JAW zu arbeiten. Aus diesen Passagen geht hervor, dass viele zundchst nicht wussten, wie sie
den eigenen Anspruch an fachlich gute Arbeit und die Leistungsfahigkeit der Jugendlichen in
Einklang bringen konnten.
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Hier wird ein grundlegendes Problem zum Ausdruck gebracht: Gerade Ausbilder und Ausbil-
derinnen sind kaum gezielt auf eine Berufstatigkeit in einem JAW vorbereitet worden. Selbst
wenn sie in der bisherigen betrieblichen Praxis mit Auszubildenden zusammengearbeitet ha-
ben, geschieht dies im JAW doch unter anderen Voraussetzungen und mit anderen Zielen,
denn hier ist der Arbeitsprozess Mittel zum Zweck einer beruflichen und sozialen Férderung
der Jugendlichen. Die Tétigkeit im JAW verpflichtet die Ausbilder auf ein ganzheitliches
Forderziel, das die fachpraktische Berufsvorbereitung und die sozial padagogische Forderung
integriert. Wahrend des HOL -Projekts wurde die Reflexion tber das Verhdltnis von Fach-
lichkeit und Férderung in diesem Sinne stark vorangetrieben.

Neben diesem Grundkonflikt zwischen Fachlichkeit und Forderung, wurden Unsicherheiten
im Umgang mit den Jugendlichen, in der Arbeit mit der Gruppe und fehlendes padagogisches
Know-how als Defizite erlebt, die durch den HOL -Prozess ausgeglichen werden konnten. Die
meisten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sehen die Effekte von HOL a's Entlastung und Er-
leichterung in ihrer téglichen Arbeit. Es gelingt ihnen, Ablaufe so zu strukturieren und die Ju-
gendlichen so zu motivieren, dass sie sich gegenseitig helfen. In regelmélligen Feed-Back-
Runden geben sie sich gegenseitig Ruckmeldungen zur Qualitét ihrer Arbeit ebenso wie zu
ihrem Verhaten im Arbeitsprozess.

4.3 Entwicklung einer Kultur der Selbstreflexion und Selbstevaluation

Zentraler Bestandteil der HOL-Fortbildung waren die Présentationsveranstaltungen. Hier
stellten Kleingruppen Ausschnitte aus der eigenen Praxis vor, die dann mit Kolleginnen und
Kollegen nach vorher vereinbarten Kriterien gemeinsam reflektiert wurden. Durch die konti-
nuierliche Wiederholung der Elemente von Prasentation und Reflexion im Projektverlauf
Ubten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowohl Selbstreflexion as auch Methoden kolle-
giaer Beratung.

Der Austausch Uber die eigenen Praxiserfahrungen und die Anregungen der Kollegen wurden
als hilfreich erlebt. In den Einrichtungen wurde versucht, entsprechende Kommunikations-
muster zu etablieren, die Uber das Projektende hinaus eine kollegiale Kultur der Selbsteva-
luation erhalten.

Wenn es darum geht, die eigene Praxis zu reflektieren, eine Losung fir ein p&dagogisches
Problem zu finden oder konkret in einem Konfliktfall mit den Jugendlichen Rat und Unter-
stitzung zu finden, haben innerhalb der Einrichtung die padagogischen Mitarbeiterinnen eine
sehr wichtige Funktion. Sie sind nicht nur fur die Jugendlichen zentrale Ansprechpartnerin-
nen, sondern werden auch von den Kolleginnen und Kollegen als digjenigen genannt, bei de-
nen sie Beratung und Hilfe fr ihre Praxis finden kénnen.

Aus der Perspektive der Einrichtungsleitung zeigt sich, dass die Verstandigung zwischen So-
zialpadagogen und Berufsfeldmitarbeitern leichter geworden ist, die verschiedenen Berufs-
gruppen sich besser akzeptieren und der Betriebsfrieden gewonnen hat.
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4.4 Unterschiede zwischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Berufsfeldern
und im Freizeitbereich

Das HOL -Projekt hat vor allem den Ausbilderinnen und Ausbildern in den Berufsfeldern ge-
holfen, den Forderauftrag bewusster wahrzunehmen und professioneller zu gestalten. Im frei-
zeitpadagogischen Bereich blieben die Grundgedanken von HOL hingegen gelegentlich dif-
fus. Im Wohnheim- und Freizeitbereich sollen die Jugendlichen lernen, ein selbststandiges
Leben zu fuhren. Dies beinhaltet die selbststandige Organisation ihres Alltags, Aufbau und
Pflege sozialer Kontakte, aber auch die Sorge fiir sich selbst und fur ihre psychische und phy-
sische Unversehrtheit. Der Freizeitbereich bildet daher ein sehr komplexes Lernfeld mit
hochst unterschiedlichen Lernaufgaben, die zudem noch individuell unterschiedliche Her-
ausforderungen darstellen und in hohem Mal3e durch Vorerfahrungen belastet sein kénnen.
Bel der Beobachtung der Présentationsveranstaltungen wurde deutlich, dass sich Lernvorha-
ben im Sinne von HOL im Freizeitbereich schwerer bestimmen lief3en als in den Berufsfel-
dern, denn die Verstandigung Uber die Forderziele fand hier nicht in vergleichbarer Eindeu-
tigkeit statt. Eigenstandigkeit und Iebenspraktische Autonomie blieben as Zielvorstellung
eher abstrakt.

Insgesamt entsteht der Eindruck, dass die Verstandigung dariiber, was HOL im freizeitpada-
gogischen Bereich bedeutet und wie die entsprechenden Merkmale hier praktisch umgesetzt
werden kénnen, noch nicht abgeschlossen ist.

45 Defizitein der Kooperation mit der Berufsschule

» Ich habe mit der Berufsschule keine Berihrungspunkte.” Dieser Satz ist symptomatisch fir
die Ausbilderinnen und Ausbilder in den Berufsfeldern der JAWSs. Bis auf eine Ausnahme
finden keine Besprechungen oder Abstimmungen statt. Informationen tber den Berufsschul-
unterricht fliefRen durch die Jugendlichen. Entsprechend scheint das Bild, das die JAW-Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter von Berufsschule haben, stark durch die Brille der Jugendli-
chen geférbt. ,, Die Lehrer* werden al's Kooperationsverhinderer erlebt.

Auf Seiten des JAW wird kritisch vermerkt, dass es kaum zu einem Austausch Uber den For-
derprozess der einzelnen Jugendlichen kommt und die Zusammenarbeit nicht strukturell ver-
ankert ist. Dies verwundert zundchst, da die Berufsschullehrerinnen und -lehrer, die in den
JAW-Klassen unterrichteten, zu Beginn des HOL -Projektes mit einbezogen waren und einige
von ihnen bis zur Reflexionsphase mitgearbeitet haben. Daraus scheinen aber keine stabilen
K ooperationsbeziehungen entstanden zu sein, die Uber das Projektende hinaus tragen. Dies
gilt nicht nur fir die fehlende Organisation der Zusammenarbeit. Dartiber hinaus gibt es Dif-
ferenzen in der Wahrnehmung der Forderinteressen der einzelnen Jugendlichen und in dem
Verstandnis von Forderung. Als Mittler zwischen JAW und Berufsschule fungieren wie-
derum die Sozia padagoginnen. Allerdings kritisieren die Ausbilder auch hier die Einseitig-
keit des Prozesses: Die Schule verlange von den Sozial padagoginnen, Anwesenheit und an-
gemessenes Verhalten der Jugendlichen sicherzustellen, um so einen geregelten Unterricht zu
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ermdglichen. Ein Austausch Uber Forderprozesse, in dem auch die Perspektive des JAWS be-
rucksichtigt wirde, fande nicht statt.

Eine Ausnahme bildet das JAW Norderstedt, wo seit kurzem in Kooperation mit der Abtei-
lungsleitung der Berufsschule u. a. vereinbart wurde, dass der fachtheoretische Unterricht von
den Ausbildern im JAW erteilt wird. Diese machten jedoch in der Befragung deutlich, dass
sie in diesem neuen Kontext noch Erfahrungen sammeln mussen, was die Umsetzung der
Merkmal e des handlungsorientierten Lernens betrifft.

5 Fazt

Das HOL-Projekt wird von allen Beteiligten als Erfolg gewertet. Das selbstgesteckte Ziel, die
Etablierung einer handlungsorientierten Foérderkultur in den drei beteiligten Einrichtungen, ist
erreicht worden. Fragebogen und Interviewanalyse belegen die positive Wirkung. Die betei-
ligten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wurden in die Lage versetzt, die begonnenen Pro-
zesse in eigener Verantwortung weiter zu verfolgen. Konzeptionell, inhaltlich und organisato-
risch zielte das HOL -Projekt auf die Gestaltung der Interaktion im Verhdtnis der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter zu den Jugendlichen auf der Mikroebene. Sozial- und bildungspoliti-
sche Zusammenhange und forderungspolitische Weichenstellungen, die diese Prozesse for-
men, wurden nicht thematisiert. Dabei lassen sich aus dem Projektverlauf exemplarische Er-
kenntnisse gewinnen, und zwar sowohl fur die Konzeption von Fortbildungsveranstaltungen
als auch fur die Gestaltung vorberuflicher Forderung.

Der Handlungsrahmen auf3erschulischer Benachteiligtenforderung kann durch eine hand-
lungsorientierte Padagogik wesentlich professionalisiert werden. Die Auswertung der Be-
obachtungs- und Evaluationsmaterialien hat verdeutlicht, dass die Forderprozesse in der
Berufsvorbereitung benachteiligter Jugendlicher innerhalb von Spannungsfeldern zu gestalten
sind. Diese lassen sich durch drei Gegensatzpaare kennzeichnen:

e Fachlichkeit vs. Forderung
e Betrieblichkeit vs. Schonraum
e  Selektion vs. Integration.

Das Spannungsfeld zwischen Selektion und Integration definiert sich entlang institutioneller
Zustandigkeiten. Wahrend der Auftrag des JAW ausdricklich darin besteht, die soziale und
berufliche Integration benachteiligter Jugendlicher zu férdern und alle Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter sich diesem Ziel verpflichtet fuhlen, vollziehen sich selektiv wirkende Mal3nah-
men vor alem in der Schule. Schon aus diesem Grunde wére eine engere Kooperation zwi-
schen beiden dringend geboten. Die beiden anderen Spannungsfelder miissen innerhalb der
einzelnen Einrichtung im taglichen Prozess gestaltet werden und kénnen von Fall zu Fall, von
Auftrag zu Auftrag, von Mitarbeiter zu Mitarbeiter, von Einrichtung zu Einrichtung variieren.
Inwieweit berufsvorbereitende Forderung betrieblich gestaltet werden kann, hangt von
strukturellen Bedingungen (Wettbewerbsverbot) ab, wesentlicher ist aber die Kreativitat der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und der Einrichtungsleitung bei der Erschlief3ung authenti-
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scher Arbeitsfelder. Die Spannung zwischen Fachlichkeit und Forderung schliefdlich muss
von jedem Ausbilder und jeder Ausbilderin in der individuellen Interaktion mit den Jugendli-
chen ausgestaltet werden. Diese Antagonismen bestimmen den Handlungsrahmen im Forder-
bereich.

Padagogische Professionalitét 1&sst sich hier an drei Merkmalen bestimmen, némlich 1. durch
die Gestaltung der Interaktion zwischen Mitarbeitern und Jugendlichen, die wesentlich davon
abhangt, welches Bild der Mitarbeiter oder die Mitarbeiterin von den Jugendlichen hat, 2.
durch den Riickbezug auf gesichertes (wissenschaftlich fundiertes) Wissen, also daran, wiein
der pédagogischen Interaktion auf erworbene Kenntnisse und Methoden zuriickgegriffen
wird, und 3. durch die Reflexion des eigenen Handelns, also daran, inwieweit der Mitarbeiter
oder die Mitarbeiterin den eigenen Anteil in der Interaktion erkennen, hinterfragen und ver-
andern kann. Vor diesem Hintergrund l&sst sich zusammenfassend festhalten: Die vorberufli-
che Forderung der Jugendlichen ist professioneller geworden, durch die HOL-Fortbildung
haben die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der drei Jugendaufbauwerke Niebdll, Glicksburg
und Norderstedt die Qualitét ihres padagogischen Handelns betrachtlich erhoht.
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FALK HOWE & SONKE KNUTZEN (Technische Universitat Hamburg-
Harburg)

Kompetenzwerkstatt-Recycling — Arbeitsprozessorientierte Lehr-
Lernarrangements mit integrierter Lernsoftware in der
Berufsvorbereitung

1 Einleitung

In der Recycling- und Entsorgungsbranche sind in zunehmendem Umfang Dienstleistungen
zu erbringen, die auf unterschiedlichem Niveau spezifische Kompetenzen verlangen. Mit dem
zeitgleich wachsenden Personalbedarf bieten sich in diesem Sektor besonders fur benachtei-
ligte Jugendliche berufliche Chancen und Perspektiven. An der Hamburger Gewerbeschule 8
(G8) werden daher fur diese Zielgruppe berufsvorbereitende MalRnahmen im Bereich des Re-
cyclings angeboten. Eine Schwierigkeit, die sich nach Erfahrung der G8 dabei allerdings
stellt, ist die zeit- und betreuungsaufwendige Kompetenzférderung. Die Jugendlichen sind
mit klassischen schulischen Lehr-Lernkonzepten schwer zu erreichen und weisen extrem he-
terogene Lernvoraussetzungen, -bedarfe und -verhalten auf.

Mit dem im BMBF-Programm ,,Kompetenzen férdern — Berufliche Qualifizierung fir Ziel-
gruppen mit besonderem Forderbedarf (http://www.kompetenzen-foerdern.de/) angesiedel-
ten Projekt Kompetenzwerkstatt-Recycling wird dieses Problem aufgegriffen. Bestehende
Beispiele guter Unterrichtspraxis an der G8 werden in einen curricularen Gesamtrahmen ge-
stellt, didaktisch-methodisch weiterentwickelt sowie durch eine neu entwickelte Lernsoftware
mit weitreichenden und vielseitigen Anknipfungspunkten fur Bildungs- und Qualifizierungs-
mafinahmen ergénzt. Zentrales Anliegen ist es, die allgemeine und berufliche Handlungskom-
petenz der Jugendlichen nachhaltig zu fordern und ihnen ein Orientierungs- und Uberblicks-
wissen uber die fur sie in Frage kommenden Berufe zu vermitteln. Sie sollen Kompetenzen
erwerben, die sie sowohl in der Recycling- und Entsorgungsbranche als auch in angrenzenden
Berufsfeldern nutzen und die eine Grundlage fur eine Ausbildung bilden konnen. Darlber
hinaus soll ein Beitrag zur Personlichkeitsentwicklung der Jugendlichen geleistet werden,
indem Selbstwertgefiihl, eine erste berufliche Identitat sowie das Bewusstsein fiir die eigenen
Fahigkeiten, aber auch das Erkennen von Grenzen unterstltzt werden.

Der vorliegende Beitrag bietet einen Einblick in das seit Herbst 2002 laufende Projekt. Auf
Grund des hohen Entwicklungsaufwands der Lernsoftware konnte mit einer tber die Erpro-
bung und Evaluation von Referenzmodulen hinausreichenden unterrichtlichen Umsetzung
erst in diesem Frihjahr begonnen werden. Deshalb liegt der Beitragsschwerpunkt auf der
Darstellung des Konzepts sowie der Struktur und der einzelnen Komponenten der Kompe-
tenzwerkstatt-Software.
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2 Ziele der Kompetenzwerkstatt-Recycling

Die Kompetenzwerkstatt stellt ein umfassendes, berufswissenschaftlich begriindetes, soft-
waregestiitztes Lehr-Lernkonzept dar. Es ist so ausgelegt, dass eine Ubertragbarkeit bzw.
Umsetzung fiir den gesamten Bereich der gewerblich-technischen Berufsbildung, von der Be-
rufsvorbereitung Uber die Erstausbildung bis hin zur Weiterbildung, grundsétzlich méglich
ist. Je nach Anwendungsbereich, der auch den Projekititel (z.B. Kompetenzwerkstatt-Re-
cycling) bestimmt, lassen sich Spezifikationen bzw. Modifikationen am Konzept und damit
die erforderliche Adaption vornehmen.

Mit der Kompetenzwerkstatt-Recycling wurde ein VVorhaben fiir den Bereich der Berufsvor-
bereitung mit dem inhaltlichen Schwerpunkt Recycling entwickelt, das sich im Einzelnen zu-
sammensetzt aus

e einem ganzheitlichen didaktischen Ansatz, der auf aktuellen handlungs- und arbeitspro-
zessorientierten Ansdtzen in der Berufsbildung und Erkenntnissen der situierten Kogni-
tion basiert,

e einer curricularen Umsetzung in Form eines facherlbergreifenden Lehrplans, die sich am
Lernfeldansatz der KMK (KMK 2000) orientiert,

e einer partnerschaftlichen Einbindung einschlédgiger Betriebe, um einerseits den Jugendli-
chen lernhaltige Einblicke in betriebliche Praxis zu gewéhren und andererseits den Be-
trieben Impulse fir die Losung ihrer Qualifizierungsprobleme zu geben,

e einer im Projekt entwickelten, arbeitsprozessbezogenen, interaktiven und modular ge-
gliederte Lernsoftware, die in Lehr-Lernarrangements integriert wird, sowie

e einem softwaregestiitzten Analyseinstrument (Arbeitsprozessmatrix), mit der sich ein-
schlagige Arbeitsprozesse analysieren und als Grundlage fir die Gestaltung arbeitspro-
zessorientierten Lernens aufbereiten lassen.

Die Tatsache, dass softwaregestiitzte Lehr-Lernarrangements flr lernschwache Jugendliche
entwickelt werden, scheint im Widerspruch zu Befunden zu stehen, nach denen E-Learning
auf Grund der hohen kognitiven und motivationalen Voraussetzungen fir diese Zielgruppe
eher wenig geeignet zu sein scheint (vgl. SCHAUMBURG 2002, 339). Allerdings bezieht
sich die Vielzahl solcher Untersuchungen auf tendenziell unstrukturierte und didaktisch we-
nig aufbereitete Multi- oder Hypermedien. Zugleich wird darauf verwiesen, dass eine pau-
schale Beurteilung von E-Learningeffekten ohnehin kaum mdglich sei, da sie stark von der
Qualitat ihrer didaktischen bzw. konzeptionellen Verankerung abhingen (vgl. TERGAN
2002, 105 ff.). Die Einbettung in ein berufswissenschaftlich fundiertes Konzept, das auch die
Analyse der Arbeitsprozesse einschlie3t, die die Grundlage der Lehr-Lernarrangements dar-
stellen, ist deshalb von zentraler Bedeutung fur die Kompetenzwerkstatt-Software. Im Ge-
gensatz zu verbreiteten sog. ,,Stand-Alone-L6sungen* wie den Drill-and-Practice-Program-
men (z.B. die Kklassische Sprachlernsoftware), die fiir definierte Lernzwecke programmiert
sind und u.a. die Person des Lehrenden substituieren und in der Software abbilden sollen,
kommt daruber hinaus den Lehrenden eine Schlusselfunktion zu. Wéahrend die Software
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Lernanreize schafft und verschiedenste Lernangebote unterbreitet, an die auf vielfaltige
Weise angeknipft werden kann, zeichnen die Lehrenden fiir die Gestaltung der konkreten
Lehr-Lernarrangements verantwortlich und ubernehmen eine beratende, moderierende und
gof. unterstiutzende Rolle. Lernwege sind somit nicht vorgegeben, sondern ergeben sich erst
aus dem jeweiligen Aufgabenkontext. Insofern bietet sich fir die Kompetenzwerkstatt-Soft-
ware die Bezeichnung Bildungssoftware an. ,,Bildungssoftware hingegen ist kein bestimmter
Typus von Software, sondern stellt ein didaktisch offenes Nutzungsangebot von Inhalten und
Werkzeugen dar. [...] Es ist nicht die Software, die lehrt. Das Programm ist quasi nur ein An-
gebot in einer komplexen Lernumgebung“ (BAUMGARTNER 2002, 435).

3 Adressaten und Projektbeteiligte

Zielgruppe der Kompetenzwerkstatt-Recycling sind lernbenachteiligte, leistungsverweigern-
de bzw. schulmide und verhaltensaufféllige Jugendliche im Alter von 15 bis 18 Jahren in der
Berufsvorbereitung an der Hamburger Gewerbeschule 8 (G8, http://www.gewerbeschule-
8.de/). Nach Erfahrungen der Lehrkrafte sind ihre Schilerinnen und Schiiler zu Beginn des
Berufsvorbereitungsjahrs durch die Erfahrung der Negativ-Selektion ihrer schulischen Kar-
riere besonders labil und demotiviert. Sie fihlen sich in der Regel als Versager des Schul-
systems, haben ein negatives Selbstbild und sehen fir sich wenig Zukunft. Zu ihren Defiziten
zdhlen mangelnde Kenntnisse im Schreiben, Lesen, Sprechen und Rechnen, aus denen natur-
gemal Folgeprobleme resultieren, eine kaum entwickelte Lern- und Kommunikationskultur,
Respektlosigkeit und Unhoflichkeit gegendiber Mitschillern und Lehrkréften, Unzuverlassig-
keit, Unstetigkeit usw. Zugleich verfiigen die Jugendlichen kaum Gber die Bereitschaft oder
die Einsicht, diese Defizite zu kompensieren.

Um die Herausforderungen des Projekts zu bewaltigen, arbeiten verschiedene Partner eng zu-
sammen: So profitiert die Kompetenzwerkstatt-Recycling von der Einbindung der Lehrkréfte,
die an der G8 fir das Schul-Projekt Elektro- und Elektronikschrott Recycling SPEER und das
Projekt Auto-Rickbau in der Schule PARS mitverantwortlich sind. Fir die Entwicklung der
Lernsoftware ist die Medienagentur alive! media solutions (http://www.alive.de/) mit lang-
jahriger Erfahrung in den Bereichen Multimedia, Autorensysteme, Datenbank-Anwendungen,
Programmiersprachen, Musikproduktionen und digitaler Videoschnitt zustandig. Die Exper-
tise in abfallwirtschaftlichen Fragen einschlieBlich der umweltrechtlichen Implikationen
bringt die Umwelt-Agentur McG in das Projekt ein. Die Erarbeitung des Kompetenzwerk-
statt-Konzepts, das Projektmanagement und die Projektevaluation liegen, personell getrennt,
beim Arbeitsbereich Prozesstechnik und Berufliche Bildung der Technischen Universitat
Hamburg-Harburg (http://www.pbb.tu-harburg.de), der u.a. fur eine Verbindung berufs-
wissenschaftlichen Know-hows mit medientechnischer Kompetenz steht.

! Da die Bezeichnung ,,Bildungssoftware® in der aktuellen E-Learning-Diskussion noch kaum verwendet

wird, wird im Folgenden weiterhin der etablierte, jedoch nicht ganz treffende Begriff ,Lernsoftware” ver-
wendet.
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4 Das Kompetenzwerkstatt-Gesamtkonzept

Das Gesamtkonzept der Kompetenzwerkstatt basiert auf berufswissenschaftlichen Erkennt-
nissen zur Qualifikationsforschung, Curriculumentwicklung und didaktisch-methodischen
Lehr-Lerngestaltung (zum Gegenstand der Berufswissenschaften vgl. Rauner 2002a) und
nimmt dariber hinaus Befunde der Situierten Kognition (vgl. z.B. GERSTENMAIER
/MANDL 1995 oder MANDL u.a. 2002) auf. Seine spezifische Note erhalt es durch die im
Projekt entwickelte Lernsoftware als ein die klassischen Lernumgebungen ,,Schule* und ,,Be-
trieb* integrierendes, ergédnzendes oder substituierendes Element.

4.1 Handlungssysteme

Ubergeordnetes Bezugssystem des Projekts ist der Entsorgungs- und Recyclingsektor, der
sich weiter in Sparten differenzieren l&sst, die sich aus der Art des Abfalls wie z.B. Papier,
Kunststoffe, Holz, Glas, Schutt, Altautos oder Elektronikschrott ergeben (vgl. BLINGS u.a.
2002). Die Sparten Elektronikschrott- und Kfz-Recycling eignen sich vor allem aus zwei
Grinden fir berufsvorbereitende MaRnahmen. Zum einen I&sst sich ein Anschluss an die Be-
rufsfelder Elektrotechnik bzw. Metalltechnik/Kraftfahrzeugtechnik herstellen, die sowohl fur
das System der Ausbildungsberufe als auch fiir die an das Berufsvorbereitungsjahr anschlie-
Renden Schulformen ein strukturierendes Element darstellen. Zum anderen bieten diese Spar-
ten den leistungsschwachen Jugendlichen, die auch trotz des Berufsvorbereitungsjahrs nicht
mit einem Ausbildungsplatz rechnen durfen, zukiinftig zumindest gute Beschaftigungschan-
cen.

Uber Sektorstudien in der Form von Literaturrecherchen, statistischen Auswertungen und
Befragungen einschlagiger Betriebe wurden zentrale Eckpunkte der Handlungssysteme er-
mittelt, wie

e institutionelle Strukturen,

e wirtschaftliche Entwicklung(sperspektiven),

e  Beschaftigungsstruktur und Personalentwicklung,

e Qualifizierungs- bzw. Aus- und Weiterbildungsstrategien und -traditionen sowie

e die vorfindlichen Berufe (vgl. KLEINER u.a. 2002, 14 ff., BLINGS u.a. 2001, 17 sowie
HOWE/KNUTZEN (Hrsg.) 2003, Anhang ,,Sektorauswahl*).

Validiert und hinsichtlich des speziellen Projektinteresses prézisiert wurden die Ergebnisse
durch Fallstudien in ausgewahlten Unternehmen. Sie lieferten vor allem Hinweise

e  zur Betriebs- und Arbeitsorganisation,

e zu den Beschéftigten,

e  zu charakteristischen Aufgabenbereichen und Arbeitsprozessen sowie

e zum einschlagigen Qualifikationsbedarf (vgl. HOWE/KNUTZEN (Hrsg.) 2004, Anhang
»Fallstudien®).

© HOWE/KNUTZEN (2004) http://www.bwpat.de - bwp@ Nr. 6; ISSN 1618-8543 4



Die gewonnenen Erkenntnisse halfen, die Handlungssysteme im Hinblick auf die Zielsetzun-
gen der Kompetenzwerkstatt-Recycling genauer zu fassen. Es wurde deutlich, welches die
ordnenden Merkmale der Arbeit im Elektronikschrott- und Kfz-Recycling sind, und es konn-
ten Kriterien fur die Identifizierung charakteristischer Arbeitsprozesse abgeleitet werden.
Zugleich lieR sich feststellen, mit welchen Qualifizierungskonzepten die Unternehmen versu-
chen, die kompetente Ausfihrung der anfallenden Arbeitsaufgaben zu sichern, wo sich ggf.
Qualifizierungsdefizite zeigen und in welcher Form sich hier Moglichkeiten fir die benach-
teiligten Jugendlichen in berufsvorbereitenden MaRnahmen bieten.

4.2 Arbeitsprozesse und berufliche Handlungsfelder

Das Konstrukt ,,Arbeitsprozess” dient im Kompetenzwerkstatt-Konzept als analytische Kate-
gorie zur ErschlieRung und Analyse von Handlungssystemen (vgl. HAGELE 2002). Arbeits-
prozesse sind typisch fur das Handlungssystem und reprasentieren Teilbereiche des Ge-
schaftsprozesses eines Unternehmens entlang dessen Wertschopfungskette. Sie sind an Ar-
beitsaufgaben bzw. Arbeitsauftrage (von Seiten eines Kunden oder betriebsintern) gebunden,
deren Bewéltigung von den Beschaftigten nicht als isolierte Verrichtung, sondern als Arbeits-
zusammenhang erlebt und wahrgenommen wird. Zentrales Charakteristikum von Arbeitspro-
zessen ist damit deren Sinnhaftigkeit, d.h. ihre Funktion und Bedeutung im Kontext tberge-
ordneter betrieblicher Geschéftsprozesse mussen von den Beschéftigten verstanden, einge-
ordnet und bewertet werden konnen (vgl. RAUNER 2002, 26).

Ein Arbeitsprozess greift konkrete Arbeitsergebnisse, Methoden, Werkzeuge und Organisa-
tionsformen berufsformiger Arbeit mit ihren individuellen, betrieblichen und gesellschaftli-
chen Bezligen bzw. Anforderungen auf. Gegenstand sind konkrete Produkte oder Dienst-
leistungen, die hinsichtlich ihres Gebrauchswerts fiir den Kunden bzw. den Betrieb bewertbar
sind. Ein Arbeitsprozess représentiert einen vollstdndigen Handlungszyklus aus Planung,
Durchfilhrung, Kontrolle und Bewertung (vgl. HAGELE 2002, 77 ff.). Mit Hilfe der sog.
LArbeitsprozessmatrix* (vgl. KNUTZEN/HAGELE 2002) lassen sich diese Elemente eines
Arbeitsprozesses, differenziert nach Auftragsannahme, Auftragsplanung, Auftragsdurchfiih-
rung und Auftragsabschluss, inhaltlich aufschlusseln.
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Abb. 1:  Arbeitsprozessmatrix

Arbeitsprozesse sind naturgemal spezifisch und hangen z. B. von personellen, betrieblichen,
regionalen, produkt- und verfahrensbezogenen Besonderheiten ab. Auf Grund dieser Spezifik
und Vielgestaltigkeit existieren prinzipiell beliebig viele Arbeitsprozesse in einem Hand-
lungssystem, die sich als konkrete Referenz fiir Lehr-Lernarrangements anbieten. Flr die
unmittelbare Strukturierung von Handlungssystemen eignen sie sich allerdings nicht. Es wird
vielmehr eine Struktur bendtigt, die den Prinzipien der Exemplarizitat, Reprasentativitat,
Uberschaubarkeit und Prospektivitat folgt (vgl. HAGELE 2002, 87 f.). Die im Kompetenz-
werkstatt-Konzept gewahlte Strukturierungskategorie, die diese Anforderung erfillt und in
der aktuellen berufswissenschaftlichen sowie berufs- und wirtschaftspadagogischen Diskus-
sion eine etablierte GroRe darstellt (vgl. z.B. BADER/SLOANE 2000 oder GERDS/ZOLLER
2001), ist das berufliche Handlungsfeld. Handlungsfelder sind das Handlungssystem charak-
terisierende, zusammengehorige Aufgabenkomplexe, die eine berufs-, lebens- und gesell-
schaftsbedeutsame Dimension besitzen (vgl. BADER 2000, 42). Sie stellen eine dekontex-
tualisierte Verallgemeinerung charakteristischer, berufsbestimmender Arbeitsprozesse dar
und sind dementsprechend unspezifisch: Zu einem beruflichen Handlungsfeld lassen sich
prinzipiell beliebig viele Arbeitsprozesse identifizieren.

Hinsichtlich der Festlegung von beruflichen Handlungsfeldern weist das Konzept der Kom-
petenzwerkstatt-Recycling eine Besonderheit auf. Die analysierten Handlungssysteme Elek-
tronikschrott- und Kfz-Recycling stellen keine beruflichen Handlungssysteme im eigentli-
chen Sinne dar. Es gibt nicht den Ausbildungsberuf fiir die Branche, dementsprechend weisen
die Beschéftigten hinsichtlich ihrer Qualifikation oder Beruflichkeit eine hohe Heterogenitat
auf (vgl. BLINGS u.a. 2002). Trotzdem lassen sich im Handlungssystem Recycling Arbeits-
prozesse identifizieren, die zugleich auf andere, berufliche Handlungssysteme verweisen. So
ist z.B. die Diagnose eines Altfahrzeugs (Kfz-Recycling) ein berufliches Handlungsfeld des
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Kfz-Mechatronikers oder die Analyse von PC-Komponenten (Elektronikschrott-Recycling)
eine typische Aufgabe fur Elektroniker. Insofern kann die Kompetenzwerkstatt-Recycling auf
berufliche Handlungsfelder und damit auf Ausbildungsberufe vorbereiten, die aullerhalb des
Recyclingsektors liegen.

Entscorgungs- und Recyclingsektor

randlungssystemg

B-Hf 1
Berufliches Handlungsfeld

Abb. 2:  Vom Handlungssystem zu beruflichen Handlungsfeldern

4.3 Lernfelder

Die weiteren Uberlegungen widmen sich nun der zentralen Frage, wie sich die gewonnenen
Erkenntnisse fir die Gestaltung von Lehr-Lernarrangements nutzen lassen. Es geht also
darum, einen Transfer von beruflichen Handlungsfeldern zu Lernfeldern als dem curricularen
Strukturelement zu leisten. An dieser Stelle ergeben sich Anknipfungspunkte des Kompe-
tenzwerkstatt-Konzepts mit dem Lernfeld-Ansatz der KMK fir den schulischen Teil der be-
ruflichen Erstausbildung (KMK 2000). Lernfelder stellen demnach bildungsorientiert reflek-
tierte, didaktisch erschlossene berufliche Handlungsfelder in Form von thematischen Clustern
dar, die sich an beruflichen Aufgabenstellungen und Handlungsabldufen orientieren und die
durch Zielformulierungen, Inhalte und Zeitrichtwerte beschrieben werden (vgl. ebd., 14 so-
wie BADER 2000, 42). Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass sich die Lernfelder an ei-
nem Kompetenzbegriff orientieren und weniger an direkt verwertbaren Qualifikationen, die
sich aus beruflichen Handlungsfeldern ergeben. Lernfelder zielen tber die Fachkompetenz
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hinaus auch auf die Férderung sozialer, methodischer und personaler Kompetenzen (vgl.
KMK 2000, 41).

Im Unterschied zu den KMK-Lernfeldern, die in ihrer Gesamtheit als Rahmenlehrplan das
komplette schulische Curriculum eines Ausbildungsberufs darstellen, haben die Lernfelder in
der Kompetenzwerkstatt-Recycling anderen Anforderungen gerecht zu werden. Ihre primare
Intention ist es, Uber die Anknlpfung an die Vorerfahrungen und Vorkenntnisse der Jugendli-
chen den Erwerb eines Orientierungs- und Uberblickswissens zu unterstiitzen. Die Lernfelder
spiegeln berufsorientierende Arbeitsaufgaben wider, die einen Uberblick tiber die Arbeit im
Recyclingsektor geben und ein Verstdndnis flr entsprechende Produktions- und Dienst-
leistungsprozesse schaffen. Dariiber hinaus verweisen die Lernfelder auch auf die benach-
barten Berufsfelder Elektro-, Metall- und Kfz-Technik.

Berufliches Handlungsfeld

+ Forderung einer aligemeinen und
Didaktische Leftideen: beruflichen Handlungskompetenz

+ Vermittiung eines
Orientierungs- und Uberblickswissens

Lernfeld

Inhaltliche
Kurzbeschreibung

Gegen- [Werkzeuge
sténde J Methoden

Handlungsschritte

Abb. 3:  Vom beruflichen Handlungsfeld zum Lernfeld

4.4 Lehr-Lernarrangements

Die Umsetzung der Kompetenzwerkstatt-Lernfelder erfolgt in projektférmigen, handlungs-
orientierten Lehr-Lernarrangements. In ihrer konzeptionellen Ausrichtung orientieren sie sich
am in der gewerblich-technischen Berufshildung etablierten Ansatz der Lern- und Arbeits-
aufgaben (vgl. HOWE u.a. 2002). Die in der Kompetenzwerkstatt realisierten Lehr-Lern-
arrangements durchlaufen ebenfalls prinzipiell die Phasen Entwicklung, Durchfihrung und
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Auswertung, weisen allerdings im Unterschied zu Lern- und Arbeitsaufgaben der Erstausbil-
dung eine engere Fuhrung und ein kleinschrittiges VVorgehen auf. Zu ihrer Planung werden an
Hand der im Zentrum stehenden beruflichen Aufgabenstellung Ziele und Inhalte des Lern-
felds konkretisiert und die Lernumgebung spezifiziert. Zugleich sind die Rahmenbedingun-
gen zu beriicksichtigen und zu kléaren, welche Ressourcen flr das Lehr-Lernarrangement zur
Verfligung stehen. Um einen moglichst weitgehenden Praxisbezug zu realisieren, wird auch
gepruft, inwieweit Betriebe eingebunden werden kénnen. Zusétzlich besteht die Moglichkeit,
die Kompetenzwerkstatt-Software einzusetzen.

Ziele/inhalte Rahmenbedingungen

Abb. 4:  Vom Lernfeld zum Lehr-Lernarrangement

Die Aufgabe des Kompetenzwerkstatt-Teams, insbesondere der Lehrenden, ist es nun, unter
Nutzung aller Moglichkeiten ein mdglichst optimales Lehr-Lernarrangement zu schaffen.
Schule, Betriebe und Software bilden gemeinsam einen Ressourcenpool, auf den je nach Vor-
aussetzungen und Bedarf zurlickgegriffen werden kann. Grundsétzlich ergeben sich dabei
drei verschiedene Umsetzungskonstellationen:

Bei Typ 1 handelt es sich um eine rein schulische Umsetzung, bei der keine Betriebe zur Ver-
fligung stehen. Die Vorbereitung, Planung und Reflexion der Aufgabe erfolgt im Klassen-
raum oder einem speziellen Bereich in der Schulwerkstatt, die praktische Umsetzung in der
Schulwerkstatt. Die Lernsoftware besitzt in diesem Fall zwei Funktionen. Zum einen wird sie
genutzt, um das schulische Lernen zu erganzen, z.B. Uber das Lexikon zur Vertiefung und
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Prézisierung oder das Spielen zur Motivation. Zum anderen kann Uber das Video, die Dar-
stellung der Arbeitsschritte und die arbeitsprozessbezogenen Inhalte ein Bezug zur betriebli-
chen Realitét hergestellt werden.

Typ 2 steht flr eine rein betriebliche Umsetzung im Sinne einer bedarfsorientierten Qualifi-
zierung ohne schulische Unterstiitzung. Die VVorbereitung und Planung der Aufgabe geschieht
im Normalfall ,,on the job*, bei anspruchsvolleren Aufgaben auch im Seminarraum, praktisch
umgesetzt wird die Aufgabe in der Betriebswerkstatt. Auch hier bietet die Software zwei
Optionen. Sie kann genutzt werden, um das betriebliche Lernen zu ergénzen, z.B. (ber die
Exemplarizitat der Lexikoninhalte oder die Webanbindung ftr weitergehende Informationen
zu Kunden, Lieferanten usw. Weiterhin hilft sie durch ihre arbeitsprozessorientierte Struktur,
das erworbene Wissen zu systematisieren, in Zusammenhange zu stellen, zu verallgemeinern
und damit besser transferierbar zu machen.

Typ 3 ist eine idealtypische kooperative Umsetzung, bei der das Lernen unter bestmoglicher
Nutzung der Ressourcen organisiert werden kann. Die Vorbereitung, Planung und Reflexion
der Aufgabe tGbernimmt in der Regel die Schule, die das Exemplarische und Verallgemeiner-
bare des Arbeitsprozesses fir das berufliche Handlungsfeld herausarbeitet. Sie bietet eine
weitgehend geschiitzte Lernumgebung und kann so den heterogenen Bildungsvoraussetzun-
gen und Bildungsbedirfnissen der Lernenden gerecht werden. Im Betrieb werden die Ju-
gendlichen mit konkreten Qualifikationsanforderungen konfrontiert, die einer fachgerechten
Ausfuhrung bedirfen. Der Schwerpunkt liegt auf dem Erwerb prozeduralen und impliziten
Wissens, daruber hinaus lassen sich hier erste berufliche Erfahrungen sammeln. Die Lern-
software besitzt in diesem Zusammenhang in erster Linie eine Integrationsfunktion, d.h. sie
reprasentiert mit dem Arbeitsprozess die gemeinsame Basis und bietet zahlreiche inhaltliche
Anknupfungspunkte.

5 Die Kompetenzwerkstatt-Lernsoftware

Auf der Grundlage des Gesamtkonzepts wird fur die Kompetenzwerkstatt-Recycling eine
Software entwickelt und erprobt, die den Jugendlichen differenzierte Lernangebote unter-
breitet, ihnen Lernanreize bietet und sich weitgehend offen in die Lehr-Lernprozesse der Be-
rufsvorbereitung integrieren l&sst. Intention ist es,

e mit dem Softwareeinsatz den Schulcharakter des Lernens zu durchbrechen,
e (iber multimediale Prasentation und Interaktion die Motivation zu fordern,

e die grolRe Menge an Informationen und Wissen nachvollziehbar zu strukturieren sowie
zielgruppengerecht anschaulich zu prasentieren,

e die Einbettung der Arbeitsprozesse in Gesamtzusammenhénge zu verdeutlichen und

e ggf. Freirdume fir die intensive Betreuung der Jugendlichen durch die Lehrkréafte zu
schaffen.
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Eine besondere Herausforderung bei der Softwaregestaltung besteht darin, das umfassende
Gesamtkonzept so zu beriicksichtigen, dass es, aus der jeweiligen Perspektive, sowohl von
den Jugendlichen als auch von Lehrenden nachvollzogen werden kann. Die folgenden Aus-
fihrungen zu den Softwarekomponenten und der Navigation verdeutlichen allerdings, dass
sich das komplexe Konzept in besonderer Weise fir eine einfache Strukturierung der Soft-
ware eignet:

5.1 Einstieg

Auf Grund der Komplexitét der Inhalte folgt die Gestaltung des Programmstarts insbesondere
den Kriterien der Ubersichtlichkeit und der Darstellung des Gesamtzusammenhangs. Nach
dem Log-In erhélt der Nutzer den Einstieg in die Software iber eine Darstellung des Hand-
lungssystems Recycling und einer Weiche, die zu den Sparten Elektronikschrott- oder Kfz-
Recycling verzweigt.

\

Recycling

| Elektronikschrott Recycling Kfz Recycling

Abb. 5

5.2  Sektor- und Modulwahl

An der Weiche zum Programmstart entscheidet sich der Nutzer fiir einen der beiden Sektoren
Elektronikschrott- oder Kfz-Recycling.
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In dem neu erscheinenden Fenster wird ein Video angeboten, das einen detaillierten Einblick
in den Sektor mit seinem Zuschnitt, seinen Besonderheiten usw. gibt. Dartiber hinaus findet
der Nutzer die Rubriken ,,Annahme®, ,,Bearbeitung® und ,,Logistik* als eine fur alle Recyc-
lingsektoren gultige Grobstruktur. Wird eine dieser Rubriken ausgewdhlt, 6ffnet sich eine
Ubersicht mit den in der Software zur Verfiigung stehenden beruflichen Handlungsfeldern.
Von hier aus kdnnen die einzelnen korrespondierenden Software-Module angewahlt werden.

MmEnUE

— (C

KFZ Recycling

zuruck’ zur Berufsfeldiibersicht

\-’/ Annahme p’ S—

Abb. 6

5.3 Softwaremodule

Alle Softwaremodule sind grundséatzlich identisch aufgebaut, zur Veranschaulichung der Zu-
ordnung zu einer Sparte allerdings entweder als elektrische Schaltzentrale oder als Kfz-
Cockpit angedeutet. Sie bestehen aus vier zentralen Elementen, deren entsprechende Haupt-
navigationselemente sich rechts unten auf dem Bildschirm befinden: Einer Arbeitsprozess-
darstellung, einem Lexikon, einer Spielesammlung und einer Web-Anbindung.
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Abb. 7

5.3.1 Arbeitsprozess

Der Moduleinstieg erfolgt jeweils Uber die Darstellung eines fiir das berufliche Handlungs-
feld représentativen Arbeitsprozesses per Video. Das Video ist in einzelne, fortlaufende Ka-
pitel unterteilt, die der Arbeitsprozessstruktur entsprechen und fir die einzelnen erforderli-
chen Arbeitsprozessschritte stehen. Mit einer Kurzbezeichnung versehen werden die Arbeits-
schritte auch parallel zum Video auf der linken Bildschirmseite angezeigt. Des Weiteren wer-
den in einer Bildlaufleiste zentrale Bilder aus dem Video mit hohem Wiedererkennungswert
zum jeweiligen Arbeitsprozessschritt angeboten.

Gesteuert werden kann das Video entweder mit den direkt unter dem Videofenster platzierten
Videobedienelementen oder aber Uber die angezeigten Arbeitsprozessschritte. lhre Bezeich-
nungen verzweigen als Hyperlink direkt auf den gewahlten Arbeitsprozessschritt, so dass ggf.
nur bestimmt Abschnitte des Videos (wiederholt) betrachtet werden kénnen.

Das Video dient einem ersten Uberblick tiber die Herausforderungen im entsprechenden be-
ruflichen Handlungsfeld und der Schaffung einer Vorstellung, wie diese Herausforderungen
grundsétzlich bewaltigt werden kdnnen. Die Darstellung ist allerdings bewusst nicht detail-
liert und prazise genug, um ein Lehr-Lernarrangement, das auf einem vergleichbaren Ar-
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beitsprozess fuldt, unmittelbar bearbeiten zu kénnen. Dazu bedarf es weitergehender Kennt-
nisse, die z.B. im Lexikon angeboten werden.

5.3.2 Lexikon

Das Lexikon der Kompetenzwerkstatt-Software stellt kein Kompendium zum Elektronik-
schrott- bzw. Kfz-Recycling dar, das beliebige Themen zu diesem Handlungssystem anbietet.
Vielmehr generiert sich das Lexikon fur jedes Softwaremodul neu und enthalt jeweils nur die

Inhalte, die fur das entsprechende Handlungsfeld bzw. den représentativen Arbeitsprozess
relevant sind.

Auf seiner ersten Ebene bietet das Lexikon thematische Cluster, die die Inhalte zusammen-
fassen und dem Nutzer helfen sollen, sein Wissen zu strukturieren. Die weitere Navigation,
die zu den konkreten Inhalten flhrt, erfolgt weitgehend tber Icons und Kurztexte. Die Dar-
stellung erfolgt dabei mdglichst illustrativ mit Abbildungen und kleineren Animationen.
Texte sind knapp gefasst und sprachlich der Zielgruppe angepasst.

Auf der linken Bildschirmseite befindet sich zusétzlich ein Index, so dass das das gesamte
Lexikon auch nach Schlagwdrtern durchsucht werden kann. Auf der rechten oberen Bild-
schirmseite veranschaulicht ein Navigationsbaum die augenblickliche Position im Lexikon.

MENLE

Index Suche :

[

Lexikon - Diagnose

® Lexikon - Diagnose

§29 STWID
Abgabequittung
Altauto-Gasetz
Altautoversester
Altfabrreugh

ALL-Felge Werkzeuge 'u'ergwghng: Unterlagen Motordiagnose
ALU-Formteil
Alwminium
Amt
Arbeitsschiitte
All-Plakette
Autobatterie
Autcversicherurg
Battere
:;:_“"'““““ Maschinen Gefahrstoffe Gefahrstoffe Arbeitsschritte
Brief
Cadmium
DEKRA
Fahrreugbrief
Fahrzeug-5chain
Finanzame
Formulare
bl Arbeitsschutz Bauteile Funktionen
Gerehmigung
Genehmigungsverfahren
Hafplichtversichenrng
Hauptuntersuchung
HU
Institution
Karteiblatt
KEA
KF-Brief
KFZ-Haftpfticht
Abb. 8
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5.3.3 Spiele

Das dritte Hauptelement eines Softwaremoduls ist die Spielesammlung. Je nach Modul findet
der Nutzer hier Uber das entsprechende Hauptnavigationselement verschiedene Spiele, in de-
nen Inhalte des jeweiligen beruflichen Handlungsfelds in spielerischer Form interessant und
motivierend aufbereitet sind. So bietet sich die Mdglichkeit, erworbenes Wissen spielerisch
zu vertiefen, wieder zu erinnern, zu Uberpriifen oder auch um weitere Aspekte zu erganzen.
Als zusétzlicher Anreiz kann der Nutzer im Internet seine Spielleistungen mit denen anderer
Nutzer tber eine Highscoreliste vergleichen.

i

| .

\
Platinen
im Lager:
| 2
1111/

0 Beenden

&R
II ' Il| || II l I Highscore

Néchste Platine
FEFFEF

Abb. 9

5.3.4 Web-Anbindung

Wird die Software an einem System mit Online-Anschluss eingesetzt steht auch das Element
»Web* zur Verfugung. Mit ihm wird dem Anwender eine Liste verschiedener Internet-Links
zum beruflichen Handlungsfeld zur Verfligung gestellt, die in erster Linie der thematischen
Weiterfiihrung und Vertiefung dienen. Neben entsprechenden Downloadoptionen sind hier
weiterhin auch Kommunikationsforen und ein ,,Ehemaligentreff“ eingerichtet. Schlief3lich
existiert noch eine Online-Zeitung, in der regelmaRig von den Schulerinnen und Schiilern
verfasste Artikel zu verschiedensten Themen erscheinen.
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5.4 Lehrenden-Modus

Die Software verfugt im ,,Lehrenden-Modus* Uber einen speziellen, den Lehrenden vorbe-
haltenen Bereich, der einen Pool mdglicher Lehr-Lernarrangements zum jeweiligen Soft-
waremodul zur Verfugung stellt.

Die Auswahl eines Lehr-Lernarrangements kann ber drei Zugangsmdglichkeiten erfolgen:
zwei Buttons ,,Facher” und ,,Kompetenzen* verzweigen zu solchen Lehr-Lernarrangements,
die sich besonders zur Umsetzung im gewahlten Unterrichtsfachs bzw. fiir die Férderung der
gewdhlten Kompetenzkategorie eignen. Daruber hinaus steht auch ein Index zur Verfligung,
so dass Uber Schlagworter Aufgaben gefunden werden koénnen, in denen dieser Inhalt eine
zentrale Rolle spielt. Mit der Auswahl aus einer stichwortartigen Auflistung potenzieller
Lehr-Lernarrangements gelangt der Nutzer zur Spezifizierungsebene, die eine szenarische
Beschreibung, Ziele und Inhalte enthdlt. Das gesamte Lehr-Lernarrangement steht im pdf-
Format als Download zur Verfligung, darlber hinaus kdnnen auch weitere Dokumente wie
Arbeitsblatter, Musterlésungen, Aufgabenzettel, Tests usw., sowie ausgewéhlte Links abge-
legt sein.

Dem Lehrenden steht es nun offen, wie er das ausgewahlte Lehr-Lernarrangement nutzt. Die
Angaben, Downloads und Links besitzen lediglich VVorschlags- bzw. Anregungscharakter und
mussen noch auf einen konkreten Anwendungsfall, seine Spezifika sowie die jeweiligen Ler-
nenden angepasst werden.

6 Zwischenfazit

Nachdem ca. zwei Drittel der Projektlaufzeit beendet sind, lasst sich zur Kompetenzwerk-
statt-Recycling ein erstes Zwischenfazit ziehen.

Fur die Produktion der Lernsoftware hat sich die Kombination aus berufswissenschaftlicher
Expertise (Curriculum, Didaktik), Know-how in der Medienproduktion, inhaltlichen, d.h.
abfallwirtschaftlichen und recyclingtechnischen Kenntnissen sowie langjahriger Erfahrung
mit Jugendlichen in der Berufsvorbereitung als wichtiger Faktor erwiesen. Auf diese Weise
ist gewahrleistet, dass die Potenziale von Multimedia fiir ein zielgruppengerechtes Lernen
uber ein anspruchsvolles Konzept genutzt werden. Zugleich ist die Gefahr einer ,,abgekop-
pelten®, didaktisch und inhaltlich unangemessenen Softwareentwicklung vermieden. Auf der
anderen Seite bietet Multimedia auf Grund der rasanten technischen Entwicklung im Hard-
und Softwarebereich mittlerweile Umsetzungsmaglichkeiten, die nur Fachleute einschatzen
kdnnen und an Berufsbildungsexperten zuriickzuspiegeln sind.

Die Evaluation des Referenzmoduls ,,Nichtautomatisierte Demontage von Bildschirmgera-
ten* ergab eine grundsatzliche Akzeptanz der Software bei den Jugendlichen in der Berufs-
vorbereitung. Entgegen der landlaufigen Einschédtzung, dass bei dieser Zielgruppe unzurei-
chende Medienkompetenz vorliege, zeigte sich bei der Handhabung der Software keine
Uberforderung. Im Gegenteil scheint es eher erforderlich zu sein, bei der Installation der
Lernsoftware in Schulungsraumen Schutzmalinahmen zu treffen, damit die Jugendlichen den
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Internet-Anschluss nicht missbrauchen oder ,,kleinere Anderungen® im System vornehmen.
Probleme zeigten die Schiilerinnen und Schuler dagegen, wie erwartet, mit der Strukturierung
ihres Wissens oder einem planvollen VVorgehen bei der Bearbeitung von Aufgaben. So fallt es
ihnen schwer, trotz der vorgegebenen Struktur im Lexikon Inhalte zu recherchieren oder die
Exemplarizitat und Relevanz der angezeigten Arbeitsprozessschritte fur andere Arbeitspro-
zesse des beruflichen Handlungsfelds zu erkennen. Trotzdem ist iberraschend, mit welcher
Konzentration die Mehrzahl der Jugendlichen mit der Software arbeitet. Allerdings kann der-
zeit noch nicht ausgeschlossen werden, dass es sich hierbei um einen Neuigkeitseffekt han-
delt. Zum Teil zeigten sich sogar Ergebnisse, die im Vorfeld der Softwareentwicklung nicht
erwartet worden waren. Beispielsweise scheint das von einem Sprecher erlduterte Arbeitspro-
zessvideo fiir Jugendliche mit mangelnden Deutschkenntnissen eine grof3e Unterstiitzung zu
sein, die Aussprache von Fachbegriffen zu erlernen. In Bezug auf die Lernspiele zeigen die
Schilerinnen und Schiiler als ,,Playstation-Generation* ausgesprochen hohe Anspriiche und
beurteilen einige Spiele als langweilig. Hier ist in ndchster Zeit zu prifen, ob sich der Ent-
wicklungsaufwand bei der Programmierung eigener Spiele lohnt und sie tatséchlich zu
Lernerfolgen und einer hoheren Motivation fuhren.

Eine Erweiterung in der Software, die in der urspringlichen Konzeption nicht vorgesehen
war, ist der Lehrenden-Modus. Es hat sich gezeigt, dass die bloRe Bereitstellung der Kompe-
tenzwerkstatt-Software nicht per se zu einem Einsatz im Unterricht oder in der betrieblichen
Qualifizierung fihrt. Insofern soll ein Angebot potenzieller Lehr-Lernarrangements ein-
schlieBlich erganzender Downloads und Links Anregungen bieten, wie softwaregestutzter
Unterricht gestaltet werden kann. Es bleibt abzuwarten, inwieweit eine eventuelle Hemm-
schwelle in Bezug auf den Softwareeinsatz in der Berufsvorbereitung auf diese Weise Uber-
wunden werden kann.

Grundsatzlich verbinden alle Projektbeteiligten mit der Kompetenzwerkstatt-Recycling die
Hoffnung, einen Nachweis fuhren zu kénnen, dass sich E-Learning bei entsprechender kon-
zeptioneller Einbettung auch fir die Zielgruppe der lernschwachen und schulmiden Jugend-
lichen eignet. Der mit der Kompetenzwerkstatt-Recycling verfolgte Ansatz der curricularen
und didaktischen Fundierung, der Arbeitsprozessorientierung sowie der integrativen Einbin-
dung der Lernsoftware in Bildungs- und QualifizierungsmalRnahmen mit personlicher tuto-
rieller Unterstitzung bei gleichzeitig bestmdglicher Nutzung des technischen Potenzials von
Multimedia deckt sich weitgehend mit Forderungen in der aktuellen E-Learning-Diskussion.
So verweist Heinz Mandl auf ein erforderliches Umdenken in einer E-Learning-Konsolidie-
rungsphase und auf ,eine neue Lernkultur, in der Lernende mit authentischen Problemen
konfrontiert und innerhalb des Lernens vom Lehrer angeleitet, unterstiitzt und beraten wird.*
Er fasst zusammen, ,,nicht die technische, sondern die menschliche Seite miisse beim E-Lear-
ning an erster Stelle stehen. Es nitze halt nichts, wenn das Studienmaterial technisch brillant,
didaktisch aber miserabel aufbereitet ist und der Lernende am PC frustriert vereinsame. Skep-
sis gegenuber reinen E-Learning-Programmen ist also angebracht® (Die Welt, 20.03.2004, S.
B4).
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Solche AuRerungen vor dem Hintergrund der ersten eigenen Erfahrungen bestarken das Team
der Kompetenzwerkstatt, im Sinne ihrer Zielsetzungen auf dem richtigen Weg zu sein.
7 Weitere Informationen

Die Kompetenzwerkstatt-Software, weitergehende Informationen und Downloads zum Pro-
jekt finden sich unter www.kompetenzwerkstatt.net.
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SANDRA BOHLINGER (TU Darmstadt)

Der Zusammenhang von Benachteiligung, Vertragslésungen und
Praktika

1 Vertragsosungen als Benachteiligung

Die vorzeitige L6sung eines Ausbildungsvertrags im dualen System wird haufig mit der Be-
nachteiligung von Jugendlichen an der ersten Schwelle gleichgesetzt. Dabei wurde lange Zeit
davon ausgegangen, dass Abbriiche grundsétzlich in Arbeitslosigkeit oder einer Angelern-
tentétigkeit munden (vgl. z.B. ALTHOFF 1993; BLIEN/REINBERG/TESSARING 1990;
BUNK/SCHELTEN; HUTH 2000).

Uber die Tatsache, dass dies auf nicht einmal ein Drittel aller Abbruchfalle zutrifft, soll hier
alerdings nur am Rande eingegangen werden. Vielmehr steht im Mittelpunkt des Beitrags
eine Meinung, die im Kontext mit Benachteiligung und Abbruchvermeidung bislang kaum
diskutiert, dafuir allerdings umso haufiger unkritisch als richtig angenommen wurde: Gemeint
sind betriebliche Praktika, die as gute Vorbereitung auf die berufliche Ausbildung und daher
als Beitrag zur Reduktion von Benachteiligten an der ersten oder zweiten Schwelle, d.h. von
»Abbrechern, gelten (vgl. BUNK/SCHELTEN 1980; DOSTAL/PARMENTIER/SCHOBER
1998; QUANTE-BRANDT 2000). Diese Vermutung basiert erstens auf der Annahme, Ab-
briiche seien mit Benachteiligung gleichzusetzen, und zweitens auf der Feststellung, dass u.a
falsche Berufsvorstellungen und a's Folge davon kein bzw. mangelndes Interesse am Ausbil-
dungsberuf und -betrieb sowie falsche Vorstellungen Uber das Arbeitsleben wichtige Griinde
fur das Scheitern von Ausbildungen sind (vgl. BOHLINGER, 2003; HENSGE 1987;
MARSTEDT/MULLER 1998; REISER 1992; WEIR 1982, 215).

Allerdings ist unklar, ob und in welchem Umfang Praktika vor Beginn der Ausbildung tat-
sachlich zu einer Vermeidung von Vertragslésungen beitragen und damit ,, Benachteiligung®
reduzieren kdnnen oder ob dieser Zusammenhang vielmehr der Wunschvorstellung tber den
Nutzen von betrieblichen Arbeitserfahrungen entspricht (vgl. FELDHOFF 1985, 9ff.;
GROTH 1975; KAISER 1971; FAULSTICH-WIELAND 1996).

Gab es bislang kaum Untersuchungen Uber diesen Zusammenhang, so lassen Ergebnisse eines
Projektes zur Vermeidung von Ausbildungsabbriichen zumindest fir einen Teil vorzeitiger
Vertragsl 6sungen erhebliche Zweifel an dem Allheilmittel ,, Praktikum® aufkommen.

2 ,Ziellauf* —Ein Handlungsansatz zur Vermeidung von Ausbildungs-
abbrichen

Der Westdeutsche Handwerkskammertag fuhrte ab Januar 2000 in Kooperation mit den
Handwerkskammern Dortmund und Disseldorf sowie mit der Universitdt Karlsruhe ein drei-
jahriges Projekt zur Vermeidung von Ausbildungsabbriichen nach dem ersten Ausbildungs-
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jahr durch. Kern des Projekts war die Initiierung eines Beratungsangebots bei geféhrdeten
Ausbildungen im nordrhein-westfaischen Handwerk zur Prévention von und zur Intervention
bei Konflikten. Zudem wurden in den Fallen, in denen der Abbruch nicht vermeidbar war, die
Betroffenen bei der Wiederbesetzung des Ausbildungsplatzes bzw. bei der Reintegration in
die Ausbildung unterstiitzt. Es wurde ein Netzwerk zwischen den Partnern der Ausbildung
aufgebaut, das eine verstérkte Lernortkooperation, einen intensiven Informationsaustausch
bei drohenden Abbriichen und den Erhalt des Ausbildungsstellenpotenzials forderte. Wich-
tigster Knotenpunkt dieses Netzwerks waren die ,, Ausbildungsstellencoaches’ — zwei Mitar-
beiter der Handwerkskammern Duisseldorf und Dortmund — die das Netzwerk vor Ort auf-
bauten, betreuten und fur Ausbilder und Auszubildende Beratungen bei Ausbildungskonflik-
ten anboten. Das Beratungsangebot konzentrierte sich auf Ausbildungsverhaltnisse zwischen
dem zweiten und vierten Ausbildungsjahr bei Ausbildungsberufen im Handwerk. Diese Be-
ratungen wurden vollsténdig dokumentiert und evaluiert.

Die Konzentration auf Ausbildungen im Handwerk hatte mehrere Griinde. Erstens existieren
nur wenige Untersuchungen Uber ,, spéte Abbriiche”, also jene nach dem ersten Ausbildungs-
jahr, obwohl zwischen dem zweiten und vierten Ausbildungsahr ca. 50% aller Vertrags-
|6sungen stattfinden. Zweitens ist das Handwerk als zweitgrofdter Ausbildungsbereich zwar
seit Jahren im besonderen Mal3 von vorzeitigen Vertragsldsungen betroffen, doch ist tGber die
Griunde dafur kaum etwas bekannt. Drittens verursachen vorzeitige Vertragsldsungen einen
hohen zeitlichen und finanziellen Aufwand; dies gilt umso mehr, je spater der Abbruch statt-
findet. Nicht zuletzt wird in der bisherigen Abbruchforschung die Rolle der Ausbildungsbe-
triebe und der Berufsschullehrer nur wenig berticksichtigt, weshalb bisher kaum etwas Uber
deren Einfluss auf das Geschehen bekannt ist.

Im Rahmen des Projekts wurde zusétzlich zu diesem Beratungsangebot eine telefonische und
schriftliche Befragung — im Folgenden EMNID-Studie genannt — bei tiber 1000" betroffenen
Auszubildenden, Ausbildern und Berufsschullehrern in Nordrhein-Westfalen durchgefihrt,
um einen Vergleich zwischen erfolgreich vermiedenen und tatséchlichen Abbriichen durch-
fuhren zu kénnen. Hatten die Betriebe (oder in geringerem Umfang auch die Jugendlichen)
mehrere Abbriiche erlebt, so bezogen sich die Angaben grundsétzlich auf den neuesten Fall.
Bel der Befragung wurden so weit als moglich inhaltlich Gbereinstimmende und standardi-
sierte Fragebtgen verwendet, um einen Vergleich der Ergebnisse zwischen den Befragten-
gruppen zu ermdglichen.

Inhaltlich bildeten bel dieser Untersuchung nicht nur die Abbruchgrinde ein zentrales
Thema, sondern auch der Verlauf der Ausbildung und Mal3nahmen, die aus der Sicht der Be-
troffenen den Abbruch hétten vermeiden kdnnen, aber nicht durchgefihrt wurden sowie
Mal3nahmen, die tatsachlich durchgefiihrt wurden. Die Befragung umfasste dartiber hinaus
Angaben zur Berufswahl bzw. zum Bewerbungsverfahren, zu Kontakten zur Arbeitswelt
bzw. zum Auszubildenden vor Beginn der Ausbildung in Form von Praktika, dem Besuch
von Ausbildungsborsen, Nebenjobs etc.. Ferner wurde nach Schwierigkeiten im Verlauf der

1 400 von Abbriichen persinlich betroffene Jugendliche, 300 betroffene Ausbilder und 310 Berufsschullehrer,
diein ihren Klassen eben solche Abbriiche erlebt hatten.
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Ausbildung und nach dem Verbleib des Auszubildenden bzw. zur Wiederbesetzung der Aus-
bildungsstelle nach dem Abbruch gefragt. Die Ergebnisse dieser Untersuchung wurden mit
den Daten aus den Beratungsgesprachen der Coaches verglichen und brachten tberraschende
Ergebnisse zu Tage.

3 Berufserfahrungen vor Beginn der Ausbildung

Bel der Untersuchung wurde u. a. der Frage nachgegangen, ob die betroffenen Jugendlichen
vor dem Abbruch ein Praktikum im spéteren Ausbildungsberuf oder -betrieb absolviert hatten
und um welche Art von Praktikum es sich dabei handelte. Bei der EMNID-Studie ergab sich
bei den 400 Jugendlichen und den 300 Aushildern folgendes Bild:

Praktikum vor Beginn der Ausbildung

MNein, kein Praktikum im 244
Aushildungsheruf :
gemacht

Ja, aher in einem anderen 7
Aushildungshetrieb 1725

Ja, im gleichen Betrieh, in |0
dem die Aushbildung
hegannen wurde

3774

45

1] 3 10 15 20 25 kil * 40 45 =1}
O Auszubildende, n=400 m Aushilder, n=300

Abb. 1:  Angaben zu Praktika vor Beginn der Ausbildung. Angabenin
Prozent.

Von den 400 Auszubildenden hatten 45% in dem Betrieb, in dem sie spéter eine Ausbildung
begannen, ein Praktikum vor Beginn der Ausbildung absolviert. Weitere 17% hatten im glei-
chen Ausbildungsberuf, aber in einem anderen Ausbildungsbetrieb, erste Berufserfahrungen
gesammelt. Insgesamt hatten 88,3% aller befragten Jugendlichen mindestens ein Praktikum
vor Beginn der Ausbildung gemacht. Diese Angabe ergibt sich, wenn man auch digjenigen
Auszubildenden berticksichtigt, die in einem anderen Ausbildungsberuf — teilweise im spate-
ren Ausbildungsbetrieb — ein Praktikum gemacht haben. Damit zeigt sich, dass entgegen bis-
heriger Annahmen (vgl. KAU/ALEX 1990, 38) eine hohe Anzahl der Jugendlichen, die ihre
Ausbildung nach dem ersten Ausbildungsjahr vorzeitig beenden, Praxiserfahrungen vor Be-
ginn der Ausbildung sammelt. Ein dhnliches Bild zeigt sich bel der Befragung der Ausbilder:
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Insgesamt 58,7% geben an, dass der Auszubildende ein Praktikum im Ausbildungsberuf ge-
macht hat — entweder im eigenen oder in einem anderen Ausbildungsbetrieb. 24,4% der Aus-
bildenden geben dagegen an, dass der Auszubildende keinerlei Praktika absolviert. Rund 17%
der Ausbhilder sind Uber ihre eigenen Auszubildenden unzureichend informiert: Sie wissen
nicht, ob oder in welchem Betrieb die Jugendlichen ein Praktikum absolviert haben.? Dieses
Ergebnis erhdlt umso mehr Bedeutung, weil in der Stichprobe nur Angaben von Ausbildern
berticksichtigt wurden, die die Abbruchfélle personlich betreuten. Ahnliche Ergebnisse weist
eine Studie von PUHLMANN (1994, 134) auf, die feststellt, dass zwar Uber die Hafte der
Ausbildungsbetriebe ein Praktikum im spéteren Ausbildungsberuf und -betrieb wichtig fin-
det, aber dass sich nur rund ein Viertel auch aktiv dafir einsetzt, ein solches vor Ausbil-
dungsbeginn tatséchlich zu ermdéglichen.

Neben den Angaben zu Praktika im Ausbildungsberuf oder -betrieb wurden von den Auszu-
bildenden Angaben Uber anderweitige Kontakte zur Arbeitswelt vor Beginn der Ausbildung
erfragt. Die Ergebnisse zu dieser Frage zeigen einma mehr, dass ,Abbrecher* keinesfalls
ausschliefdlich uninformierte, benachteiligte und desinteressierte Jugendliche sind: Ein Drittel
der Jugendlichen (34%) hat — teils zusétzlich zu einem Praktikum — an Betriebsbesichtigun-
gen oder Erkundungen teilgenommen. Weitere 26% hatten wahrend ihrer Berufswahl Ausbil-
dungsmessen oder -borsen besucht und Erkundigungen Uber einen oder mehrere Aushil-
dungsberufe und -betriebe eingeholt. Lediglich 8,8% der Befragten blieben vor Ausbildungs-
beginn ganzlich ohne Kontakt zur Arbeitswelt. Von den 151 Jugendlichen, die kein Prakti-
kum im Ausbildungsberuf geleistet haben, hatten nur 19 vor Beginn der Ausbildung keinerlei
Kontakte zur Arbeitswelt. Die Ubrigen befassten sich durch Betriebsbesichtigungen (54 Nen-
nungen), anderweitigen Praktika (126 Nennungen) und Ausbildungsbdrsen (42 Nennungen)
vor Beginn der Ausbildung mit ihrer beruflichen Laufbahn, wobei Mehrfachnennungen mog-
lich waren.

Die Moglichkeit, den Kontakt zum Jugendlichen nach einem Praktikum aufrecht zu erhalten,
wird dagegen nur von 36 Betrieben genutzt. Abgesehen von den Féllen, in denen der Jugend-
liche direkt nach dem Praktikum einen Ausbildungsvertrag erhélt — auf diese Art wurden 16
Aushildungsvertrége abgeschlossen — werden in den Ubrigen Féllen keinerlei Mal3nahmen er-
griffen, um mit den Jugendlichen in Verbindung zu bleiben.

In diesem Kontext ist noch ein Uberraschendes Ergebnis der Studie erwahnenswert: Von den
insgesamt 400 Jugendlichen, die ihre Ausbildung vorzeitig beendeten, wechselten 143 in di-
rektem Anschluss an den Abbruch den Ausbildungsbetrieb und konnten ihre Ausbildung
ohne Unterbrechung fortsetzen; dies entspricht 36%. Weitere 73 Jugendliche wechselten noch
wahrend des laufenden Ausbildungsjahres den Ausbildungsbetrieb und -beruf. 5,8% nahmen
ein Studium oder eine vollzeitschulische Aushildung auf. Dagegen wurden nur 17,6% ar-
beitslos oder befanden sich zum Zeitpunkt der Befragung in einer Maldhahme des Arbeits-
amtes. In den Ubrigen Féllen nahmen die Betroffenen u. a. eine Téatigkeit ohne Ausbildung
auf (21%, wobei einige der Befragten bereits Uber eine abgeschlossene Ausbildung verflig-

2 Diese Angabe wurde nicht in die Grafik aufgenommen, da sie nur von den Ausbildern angegeben werden
konnte.
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ten), leisteten ihren Wehr- bzw. Zivildienst (2,5%) oder verblieben im Haushalt (1,7%). Be-
trachtet man den Verbleib der Jugendlichen je nachdem, ob sie ein Praktikum im Ausbil-
dungsberuf absolviert haben oder nicht (siehe Abbildung 2), so falt auf, dass die Unter-
schiede nur sehr gering sind: Die mit 5% grofdte Differenz bildet die Gruppe der Jugendli-
chen, die vor Beginn der Ausbildung ein Praktikum geleistet hatten und nach dem Abbruch
ohne Ausbildung berufstétig sind. Offensichtlich spielt ein Praktikum im Ausbildungsberuf
eine nur geringfugige Rolle fur den Verbleib des Auszubildenden nach einer Vertrags 6sung.

wehr- oder Zvildienst 558
Haushalt [R5,
arbeitslos 103 s
Maknahme des 5&4
Arbeitsamtes Bt
CerUt g Che. S 3
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Abb. 2:  Verbleib der Jugendlichen nach dem Abbruch mit und ohne
Praktikum im Ausbildungsberuf. Angaben in Prozent.

In der EMNID-Studie wurde u. a. gefragt, ob der Abbruch durch bestimmte Mal3nahmen
vermeidbar gewesen wére. Bei dieser Frage ging es um eine subjektive Beurteilung des Ge-
schehens einer oder mehrerer Abbruchfélle. Auf die Frage, ob der Abbruch durch ein Prakti-
kum im spéteren Ausbildungsbetrieb hétte vermieden werden kénnen, antworteten

e 30,5 % aller Auszubildenden mit ,ja"*,

e 153 % aller Ausbilder mit ,ja“ und

e 84,2 % aller Berufsschullehrer mit ,,eher haufig® oder ,,immer*.

Abgesehen davon, dass insbesondere die Berufsschullehrer die Bedeutung von Praktika im
spateren Aushildungsbetrieb als sehr wichtig einstufen, fallt auf, dass ein Drittel der Auszu-
bildenden selbst angibt, ein einschldgiges Praktikum hétte fir einen Verbleib im Ausbil-
dungsverhdtnis von Bedeutung sein konnen. Bel dieser Gruppe handelt es sich zu zwei Drit-
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teln um Auszubildende, die vor dem Abbruch kein Praktikum im Ausbildungsberuf absolviert
hatten. Zugleich gab knapp ein Drittel derjenigen, die zwar ein Praktikum im spéateren Aus-
bildungsberuf, aber nicht im spéteren Ausbildungsbetrieb vorweisen kénnen, an, dass ein
Praktikum im spéteren Ausbildungsbetrieb von entscheidender Bedeutung gewesen wére, um
den Abbruch zu vermeiden.

Die grof3e Differenz zwischen den Aussagen von Ausbildern und Berufsschullehrern scheint
dagegen ein Hinweis auf die Fehlein- bzw. Uberschatzung von Praktika als Ma3nahme gegen
Vertragslosungen zu sein, obgleich sowohl Ausbilder as auch Berufsschullehrer die Ursa-
chen fur Ausbildungsabbriiche in den gleichen Faktoren begriindet sehen. So geben beide
Gruppen an, dass ein Praktikum nicht dazu beigetragen hétte, den Abbruch zu verhindern.
Das kann im Kontext damit gesehen werden, dass aus der Sicht von Ausbildern und Berufs-
schullehrern die Hauptursachen fir Ausbildungsabbriiche im mangelnden Interesse an der
Ausbildung, im Fehlverhalten des Auszubildenden und in personlichen Problemen des Aus-
zubildenden mit seiner Familie liegen. Das mangelnde Interesse an der Ausbildung wird hier-
bei anscheinend nicht auf eine fehlende oder unzureichende Berufsvorbereitung zuriick ge-
fuhrt, sondern eher auf ein in der Person des Auszubildenden liegendes Defizit. Darauf deu-
ten auch die Angaben der Ausbilder, dass die Vertragsdsung nicht hatte vermieden werden
koénnen, weil die Kindigung im personlichen Umfeld und Verhalten der Jugendlichen be-
grindet gewesen sai.

Und es gibt noch einen weiteren markanten Zusammenhang: Hinsichtlich der erstmaligen Be-
schéaftigung mit der Berufswahl und dem Kontakt zur Arbeitswelt in Form von Praktika ist
ein eindeutiger Zusammenhang zu erkennen (x*=13,87; df=4; p=0,008): Jugendliche, die sich
frihzeitig mit der Berufswahl befassen, absolvieren zu tber 50% ein Praktikum im Ausbil-
dungsberuf, wobei dieses Praktikum meist im spédteren Ausbildungsbetrieb stattfindet. Bei
Jugendlichen, die sich in der Abschlussklasse oder erst nach der Abschlussklasse mit der Be-
rufswahl beschéaftigen, ist dies deutlich seltener der Fall (43,9% bzw. 36,6%). Umgekehrt ab-
solvieren die Jugendlichen, die sich erstmals nach Beendigung der Abschlussklasse mit der
Berufswahl beschéaftigen, zu Uber 50% kein Praktikum im Ausbildungsberuf. Tendenziell
lasst sich festhalten, dass die Wahrscheinlichkeit fur fehlende Kontakte zur Arbeitswelt
steigt, je spéter junge Menschen sich mit der Berufswahl befassen. Umgekehrt nehmen Ju-
gendliche, die sich mit ihrem Berufsweg frihzeitig befassen, auch deutlich haufiger friihzeitig
Kontakt zur Arbeitwelt auf.

Vergleicht man zudem die Griinde fur den Abbruch (nach Aussagen der Auszubildenden) je
nachdem, ob der Jugendliche vor Beginn der Ausbildung ein Praktikum im Ausbildungsberuf
geleistet hat oder nicht, so zeigt sich, dass es keinerlel signifikante Unterschiede zwischen
den beiden Gruppen gibt: An erster Stelle werden von beiden Gruppen Konflikte mit den
Vorgesetzten, viele ausbildungsfremde Tétigkeiten, mangelnde padagogische Kenntnisse der
Ausbilder und héaufig unbezahlte Uberstunden genannt. Auch bei diesen Faktoren ist dhnlich
wie bei den Angaben der Ausbilder und Berufsschullehrer fraglich, ob die Vertragsldsungen
mit Hilfe von Praktika vermeidbar gewesen wéren. Dies gilt umso mehr, as die von den Aus-
zubildenden genannten Grinde und insbesondere die Konflikte zwischen den Vertrags
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partnern wahrend eines Praktikums vor Ausbildungsbeginn nur schwerlich erkennbar sein
durften.

4 Ergebnisse der Beratungsgesprache

Neben der Auswertung der Daten aus der EMNID-Studie wurden auch die Beratungen durch
die Ausbildungsstellencoaches evaluiert (s.0.). Bel der Dokumentation dieser Beratungen
standen die konkreten Mal3nahmen zum Umgang mit typischen Ausbildungskonflikten und
zur Erhaltung des Ausbildungsverhdltnisses im Vordergrund. Ein ,idedler* Beratungsfall
umfasste dabei Gesprache sowohl mit dem Auszubildenden als auch mit dem Ausbilder. Die
Kontaktierung beider Vertragspartner war alerdings in vielen Féllen weder notwendig noch
maoglich. Die Notwendigkeit war beispielsweise dann nicht gegeben, wenn die Vertrags-
|6sung bereits vor der Beratung stattfand. Haufig fanden sich zudem Félle, in denen der Aus-
zubildende die Kontaktierung des Betriebes durch den Ausbildungsstellencoach aus Angst
vor moglichen Konseguenzen nicht winschte. In den Féllen, in denen der Betrieb und der
Auszubildende Unterstiitzung nach einer VertragslGsung bendtigten, erwies es sich fur die
Coaches am schwierigsten, den Verbleib des Auszubildenden und der Ausbildungsstelle zu
klaren. Dain al diesen Féllen meist nur Angaben von einer der beiden Vertragsparteien vor-
lagen, erweist sich eine Auswertung der Daten al's besonders schwierig.

Ebenso wie in der EMNID-Studie wurde auch bel den Beratungen der Frage nach Praktika
vor Beginn der Ausbildung nachgegangen. Wahrend die Ausbildungsbetriebe nach Praktika
im Ausbildungsberuf und -betrieb befragt wurden, war fir die Auszubildenden nur eine Frage
zu Praktika im Ausbildungsberuf vorgesehen. Dadurch kann bei den Auszubildenden nicht
geklart werden, wo das Praktikum gemacht wurde.

Bei den 262 auswertbaren Beratungsfallen® ergab sich insgesamt eine dhnliche Verteilung
wie bei den Ergebnissen der EMNID-Studie. Die Auswertungen zeigen deutlich zweierlel,
namlich erstens, dass ein Praktikum im Ausbildungsberuf oder -betrieb keine Garantie fir
eine problemfreie oder erfolgreiche Aushildung darstellt und zweitens, dass die Mehrheit der
Jugendlichen vor Ausbildungsbeginn ein Betriebspraktikum absolviert hat.

® Diese Angabe bezieht sich auf den gesamten Projektzeitraum. Insgesamt wurden 299 Falle erhoben. Aller-

dings liegen zu dieser Frage in 37 Fallen nur Angaben von einer der beiden Vertragsparteien vor, weshalb
diese nicht in die Auswertung aufgenommen wurden.
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Abb. 3:  Angaben der Betriebe zu Praktika vor Beginn der Ausbildung

Damit liegen insgesamt 146 Falle (von 262 giltigen Nennungen) vor, in denen die Jugendli-
chen im Ausbildungsberuf erste Erfahrungen mit der Arbeitswelt sammeln konnten, darunter
8,4%, die das Praktikum in einem anderen as dem spéteren Ausbildungsbetrieb gemacht ha-
ben.

Erstaunlich ist dagegen, dass tber 40% der Betriebe nicht wissen, ob ihre Auszubildenden ein
Praktikum im Ausbildungsberuf (in einem anderen Betrieb) absolviert haben oder nicht. Ob
an derartigen Praktika keinerlei Interesse oder Nutzen besteht oder ob dies moglicherweise
auf Desinteresse der Betriebe an diesem Faktor beruht, geht aus den Daten nicht hervor. Tat-
sache ist dagegen, dass die Betriebe in diesem Punkt schlecht Uber ihre eigenen Auszubilden-
den informiert sind. Diese Ergebnisse decken sich auch mit jenen der EMNID-Studie, in der
deutlich wurde, dass Praktika im Ausbildungsberuf ein wichtiges Einstellungskriterium sind,
aber dies von vielen Ausbildungsbetrieben nicht explizit gefordert und/oder Gberprift wird.
Vielmehr sehen die Betriebe im Interesse am Ausbildungsberuf (laut EMNID-Studie 80%)
das Hauptkriterium fur die Auswahl der Jugendlichen. Fraglich bleibt dabel allerdings, wie
die Betriebe dieses I nteresse Uberprifen.

Dartber hinaus zeigt sich deutlich, dass nach Angaben der Betriebe nur die wenigsten Aus-
zubildenden keinerlei Praktika vor Beginn der Aushildung geleistet haben: Nach Angaben der
Aushilder sind die 3,4%. Zwar liegt die Anzahl der Jugendlichen zu dieser Frage bei 29,3%,
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allerdings ist dabel zu beachten, dass sich diese Angaben ausschliefdlich auf Praktika im spé
teren Ausbildungsbetrieb beziehen, d.h. diese Daten sagen nichts dartiber aus, ob die Jugend-
lichen im spéteren Ausbildungsberuf, aber in einem anderen Ausbildungsbetrieb ein Prakti-
kum absolviert haben. Da bei den Jugendlichen zudem die Rubrik , nicht bekannt” nicht in
den Beratungsbogen aufgenommen wurde, war zu erwarten, dass die Angaben Uber (nicht)
durchgefihrte Praktika hoher sind als bei den Ausbildungsbetrieben.

Betrachtet man die Anzahl der Auszubildenden, die vor Lehrbeginn erste Berufserfahrungen
durch ein freiwilliges Praktikum (47,0%) oder ein Schulpraktikum (24,0%) im spateren Aus-
bildungsbetrieb sammeln konnten, so liegen insgesamt 148 Félle (70,4%) vor, in denen die
Jugendlichen auf diese Weise erste Berufserfahrungen sammeln konnten. Demgegeniber
bestétigen nur 55,7% der Ausbildungsbetriebe, dass der Vertragspartner ein Praktikum im
Ausbildungsberuf (im eigenen oder in einem anderen Ausbildungsbetrieb) absolviert hat.

5 Qualitat und Quantitat

Es sei an dieser Stelle nochmals ausdrticklich betont: Die erhobenen Daten liefern keinerlei
Aussagen Uber den Einfluss von Praktika auf Ausbildungsabbriiche innerhalb des ersten Aus-
bildunggahres. Es ist durchaus mdoglich, dass bei den ,frihen* Abbriichen zahlreiche Ju-
gendliche zu finden sind, die kein Praktikum im Ausbildungsberuf vorweisen kénnen. Fir die
»Spaten” Abbriche gilt dies aber definitiv nicht. Diese Ergebnisse werden zusétzlich dadurch
untermauert, dass nicht nur eine Betroffenengruppe befragt wurde, sondern auch die Ausbil-
der und die Berufsschullehrer in die Erhebung einbezogen wurden. Auferdem bilden die Da-
ten des Beratungsangebots eine Art Kontrollgruppe, die zusétzliche und sogar &hnliche Er-
gebnisse liefert. Das spricht, neben den Stichprobengrofien, nicht nur eindeutig fir die Repra:
sentativitdt der Daten fir den Ausbildungsbereich Handwerk in Nordrhein-Westfalen, son-
dern auch fur die Bedeutung von Praktika. Es scheint, als werde ihre Wichtigkeit hinsichtlich
ihres Beitrags zur Vermeidung von Ausbildungsabbriichen insbesondere von den Berufs-
schullehrern deutlich tberschétzt. Dafiir spricht im Ubringen auch das Verhalten der Ausbil-
dungsbetriebe: So wurde bei der Untersuchung némlich auch nach den Einstellungskriterien
und nach den Mindestvoraussetzungen gefragt: Bei der Auswertung beider Datenbestande
zeigt sich eindeutig, dass das Kriterium , Praktikum’ bel der konkreten Bewerberauswahl eine
eher untergeordnete Rolle spielt und von nur 34% aller Betriebe genannt wird, wahrend an
erster Stelle das Interesse am Ausbildungsberuf (80%) und das Verhalten bzw. Auftreten des
Auszubildenden (73%) standen.*

Wenn bei beiden Untersuchungen — nach Angaben von Betrieben und Auszubildenden — die
Jugendlichen zu tber 50% vor Beginn der Ausbildung ein Praktikum im Ausbildungsberuf
und dies zu Uber 30% sogar im spateren Ausbildungsbetrieb absolviert haben, so ergeben sich
daraus mehrere Folgerungen:

* Be der Frage nach den Einstellungskriterien waren Mehrfachnennungen moglich.
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e Von Abbrichen betroffene Jugendliche (im Handwerk und nach dem ersten Aushil-
dungsjahr) sind zu grof3en Teilen Uber ihren spateren Ausbildungsberuf informiert. Sie
absolvieren Praktika, besuchen Ausbildungsmessen und -bdrsen und beschéftigen sich
grofiteils schon wéahrend der Schulzeit mit ihrer Berufswahl.

e  Ein Praktikum im spéteren Ausbildungsbetrieb und/oder -beruf ist weder Garant fur eine
problemlos verlaufende Ausbildung noch fir die Vermeidung eines Ausbildungsab-
bruchs. Dies gilt unabhéngig davon, ob —im Fall der Beratungsgesprache — der drohende
Abbruch vermieden werden kann oder nicht. Bei beiden Erhebungen zeichnet sich zu-
dem deutlich ab, dass dies auch unabhéngig vom Verbleib der Jugendlichen nach dem
Abbruch zutrifft.

e Eine nicht unerhebliche Anzahl an Ausbildungsbetrieben kann keinerlei Angaben zu
Praktika ihrer Auszubildenden geben, sofern diese nicht im eigenen Ausbildungsbetrieb
geleistet wurden. Ob an derartigen Praktika keinerlei Interesse oder Nutzen besteht, geht
aus den Daten nicht hervor. Tatsache ist dagegen, dass die Betriebe in diesem Punkt un-
zureichend Uber ihre eigenen Auszubildenden informiert sind.

e Obwohl Praktika im Ausbildungsberuf sicherlich ein wichtiges Einstellungskriterium
sind, wird dies von vielen Ausbildungsbetrieben nicht explizit gefordert und/oder beim
Einstellungsverfahren tberprift. Vielmehr sehen die Betriebe im Interesse am Ausbil-
dungsberuf das Hauptkriterium fir die Auswahl der Jugendlichen.

e Die betroffenen Jugendlichen sind keinesfalls Benachteiligte, die nach der Vertrags-
|6sung unumganglich arbeitslos werden und mit der néachsten Mal3nahme versorgt wer-
den mussen. Vielmehr wechselt die Mehrheit den Ausbildungsbetrieb (und -beruf) und
setzt die Ausbildung mit nur geringer Unterbrechung fort.

Sind Praktika also eine Mdglichkeit, Ausbildungsabbriiche zu vermeiden? Fur die Abbriiche,
die nach dem ersten Ausbildungsiahr zu verzeichnen sind — und dies sind immerhin 50% —
gilt dies sicherlich nicht. Zwar kdnnen sie einen ersten Einblick in die Arbeitswelt bieten,
doch sind sie weder eine Garantie auf eine, stressfreie” Ausbildung noch daflr, dass der Aus-
zubildende mit Sicherheit die Ausbildung in dem Betrieb beendet, in dem er sie beginnt.

Letztlich — und dies ist mdglicherweise das wichtigste Ergebnis: Ausbildungsabbriiche sind
weniger durch Praktika, sondern vor alem durch Beratung und Unterstiitzung bei Konflikten
zwischen Auszubildenden und Ausbildern vermeidbar. Dies gilt unabhéngig davon, ob die
betroffenen Jugendlichen per se oder nur unter bestimmten Bedingungen, ob nur einige von
ihnen oder viele als benachteiligt betrachtet werden: So konnten in dem Projekt mit Hilfe des
Beratungsangebots in 226 von insgesamt 299 Fallen das Ausbildungsverhdltnis aufrecht er-
halten werden.

Aushildungsabbriiche sind also nicht darauf zurlick zu fuhren, dass vor Beginn der Ausbil-
dung kein Praktikum im Ausbildungsberuf geleistet wird. Wenn dennoch 48% der Auszubil-
denden, die ein Praktikum im Ausbildungsbetrieb absolviert haben, angeben, der Abbruch sei
durch mehr Informationen Uber den Ausbildungsbetrieb vermeidbar gewesen, so sollte dies
nicht als Hinweis auf zu selten durchgefuhrte Praktika bewertet oder als Pladoyer gegen
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Praktika bewertet werden, sondern vielmehr ein Anlass zum kritischen Nachdenken Uiber den
inhaltlichen Ablauf von betrieblichen Praktika sein: Ebenso wenig, wie allein die Tatsache,
dass sich ein Jugendlicher in einer Ausbildung befindet, eine Aussage Uber die Ausbildungs-
qualitat zuldsst, lasst die blof3e Tatsache des (Nicht)Absolvierens eines Praktikums ein Urteil
Uber dessen Qualitét zu. Vielmehr missen beide Aspekte gleichermal3en berticksichtigt wer-
den: Erst darin besteht der Nutzen von Praktika.
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GOLTZ, MARIANNE (Institut fur Arbeitsmarktforschung und
Jugendberufshilfe (1AJ), Oldenburg)

Betriebliche Praktika in der Berufsvorbereitung — Empirische
Befunde zum Hamburger Modell QUAS

Vorbemerkungen

Betriebliche Praktika bzw. der Einbezug von Betrieben gelten mittlerweile als unabdingbarer
Bestandteil von Mal3nahmen zur Berufsvorbereitung und mitunter geradezu as,, Koénigsweg*,
um Jugendlichen den Weg in Ausbildung und Beruf zu ebnen. In dem in Hamburg ent-
wickelten Forderkonzept QUAS (Qualifizierung und Arbeit fir Schulabganger) haben be-
triebliche Praktika mit einem zeitlichen Anteil von 50 Prozent ein besonders hohes Gewicht.
Sie werden konzeptionell als Element einer dual organisierten Berufsvorbereitung gefasst, die
betriebliche und schulische Lernphasen miteinander kombiniert. Mit dem hohen Praktikums-
anteil soll den besonderen Voraussetzungen von benachteiligten Jugendlichen — u.a. negative
Schulkarrieren, grof3e Distanz zu schulformigem Lernen — besser as bislang entsprochen
werden. Zugleich wird erwartet, dass ein dualer Ansatz generell zu einer Verbesserung der
Ubergangschancen beitragen kann, weil Betriebe die konkreten Fahigkeiten von Jugendlichen
— jenseits der formalen Schulleistungen — kennenlernen kénnen, und auf der Seite der Jugend-
lichen der Kontakt mit der Arbeitsrealitét motivierende und sozialisierende Wirkung hat.*

Mit dem folgenden Beitrag werden ausgewahlte Ergebnisse eines zweijahrigen Evaluations-
projektes des |AJ vorgestellt, dessen Aufgabe es war, die Leistungsfahigkeit des Hamburger
QUAS-Modells — als duale Mal3nahmekonzeption — im Verhdtnis zu einer rein schulischen
Form der Berufsvorbereitung (Berufsvorbereitunggahr) vergleichend zu untersuchen
(GOLTZ 2003). Bevor auf einzelne Ergebnisse eingegangen wird, sollen vorab einige Rah-
meninformationen zur Evaluation angesprochen werden.

Gegenstand der zwischen November 2000 und November 2002 durchgefihrten Evaluation
waren

e QUAS as Angebot des Hamburger Arbeitsamtes (jetzt Agentur fur Arbeit), durchgefthrt
von beauftragten Bildungstragern (QUAS-A),

e  QuASals Angebot des offentlichen beruflichen Schulwesens, angesiedelt bei Hamburger
beruflichen Schulen (QUAS-B) bzw. der , Berufsvorbereitungsschule® (BVS),

e dasBerufsvorbereitunggahr (BVJ) in Vollzeitform als Angebot der beruflichen Schulen,

Das QUAS-Konzept wurde im Rahmen eines dreijdhrigen Modellprojekts im Mérz 1997 als neue Form der
Berufsvorbereitung in Hamburg eingefihrt.
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e das Berufspraktikantenmodell der Handel skammer, das sich an eine spezielle Zielgruppe
wendet und einen duale Variante mit einem besonders hohen Betriebsanteil ist (vier
Tage Betrieb, ein Tag Schule).?

Im Zentrum der qualitativ angelegten Evaluation stand die Frage nach den mal3geblichen
Einflusss und Bedingungsfaktoren (auf konzeptioneller, personaler und institutioneller
Ebene), die einen Ubergang in ein Ausbildungsverhétnis (als primares Ziel der Mainahmen)
oder in ein Beschaftigungsverhdltnis (als zweitbeste L osung gemal’ definiertem Mal3nahme-
ziel) besonders gut oder weniger gut unterstiitzen. Die Datenbasis bezog sich zum einen auf
Berichte und Dokumente zum Verlauf des QUAS-Modellversuchs sowie zu laufenden Re-
formplanungen zum BVJ und auf quantitative Daten zum Verbleib der Jugendlichen nach
Mal3nahmeaustritt, die dem 1AJ von den beteiligten Behorden zur Verfligung gestellt worden
sind. Zentrale empirische Basisdaten waren des Weiteren Informationen aus der Mal3nahme-
praxis, die nach dem Prinzip der theoretisch angeleiteten Fallauswahl (,theoretical
sampling”) bei unterschiedlichen Akteuren (Mehrperspektivenansatz) mit Hilfe von Einzel-
und Gruppeninterviews oder Gruppendiskussionen erhoben worden sind (Mal3nahmeleitung,
Lehrkréfte, Berufsberatung, Eingangsberatung des Schulinformationszentrums, sozial pada-
gogische Begleitung, Betriebe, Jugendliche).

Bezugspunkt der Bewertung der empirischen Befunde zur Mal3nahmepraxis waren zum einen
die priméren MalRnahmeziele (Ubergang in Ausbildung oder ersatzweise Beschéftigung) und
zum anderen die Eingangsvoraussetzungen der Jugendlichen (soziale und qualifikatorische
Merkmale) bzw. die Charakteristika der individuellen Ausgangslagen, mit denen die Akteure
in der Forderpraxis umzugehen haben. Aus dieser Perspektive war die Qualitét bzw. die
L eistungsfahigkeit einer Forderkonzeption daran zu messen, wie gut oder weniger gut sie sich
- im Lichte der aus den Interviews und Gruppendiskussionen gewonnenen Informationen - als
geeignet erwies, die gegebenen Leistungsvoraussetzungen der Jugendlichen in der Forder-
praxis so aufzunehmen, dass der anvisierte positive Forderverlauf und die Erreichung der
priméren Ziele moglichst gut unterstiitzt werden. Innerhalb dieses allgemeinen Analyse- und
Bewertungsrahmens waren - im Sinne einer Breitenanalyse (REISCHMANN 2003) - prinzi-
piell ale identifizierbaren Merkmale und Effekte der Mal3nahmepraxis von Interesse, denen
auf der Grundlage der erhobenen Informationen eine besondere Relevanz im Hinblick auf den
Mal3nahmeerfolg beizumessen war (z.B. auch unerwartete oder unerwiinschte Aspekte, wie
etwa Abbriche und die Ursachen hierfir) und die sich aufgrund der Analyse der erhobenen
Informationen sowie gestitzt durch eine Ergebnis-Ruckkoppelung mit einer Auswahl von
Lehrkréften al's , erfolgsrel evante Bedingungsfaktoren* herauskristallisierten.

Als Zielgruppe werden Jugendliche mit , ausgleichsfahigen” Defiziten bei den allgemeinen Basiskompeten-
zen und ohne soziale Beeintrachtigungen definiert (HANDELSKAMMER 1998). Die Untersuchung dieses
Ansatzes hatte in der Evaluation jedoch wegen der extrem geringen Teilnehmerzahlen und der Spezifik der
Zielgruppenausrichtung nur eine randstandige Bedeutung.

Die quantitativen Daten zum Mal3nahmeerfolg (Verbleibsdaten im Sinne von eingeleiteten oder geplanten
Ubergangsperspektiven bei MalRnahmeaustritt) waren fir die Bewertung der Leistungsqualitét der Mal3-
nahmen eher von untergeordneter Bedeutung. Hintergrund ist, dass es an notwendigen und vergleichbaren
Daten mangelte und sich zudem herausstellte, dass es ein erhebliches Gefélle bei den L eistungsvoraussetzun-
gen der Jugendlichen in den QUAS-MalRnahmen und den BV J-Kursen gab (deutlich niedrigeres Niveau und
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Im Folgenden werden zunichst konzeptionelle Merkmale des QUAS-Modells* sowie konzep-
tionelle Modifikationen skizziert, die fir eine bessere Anpassung an die qualifikatorischen
und sozialen Ausgangslagen der Jugendlichen in der Forderpraxis vollzogen worden sind.
Anschlief3end wird auf Erfahrungen mit Praktikumsbetrieben aus der Perspektive von Lehr-
kraften und sozial padagogischer Begleitung sowie aus der Perspektive von Jugendlichen ein-
gegangen und in der Zusammenschau mit weiteren erfolgsrelevanten Bedingungsfaktoren die
Relevanz des Praktikums fiir den Ubergang in Ausbildung aufgezeigt.

1 QuASalshbetriebsnahe Alternative fur Jugendliche mit negativen
Schulerfahrungen

Die Entwicklung von QUAS al's betriebsnahen Ansatz der Berufsvorbereitung hat ihren Hin-
tergrund einerseits in den im letzten Jahrzehnt sukzessive gewachsenen Zugangsproblemen
auf dem Ausbildungsmarkt, von denen besonders stark Jugendliche mit geringeren schuli-
schen Vorqualifikationen betroffen sind (Jugendliche ohne oder mit schwachem Hauptschul -
abschluss). Sehr oft sind bei diesen Jugendlichen auch soziale Beeintréchtigungen vorhanden
(z.B. Arbeitslosigkeit der Eltern, eingeschrankte Wohnverhaltnisse, Alkoholprobleme im El-
ternhaus, unguinstiges soziales Umfeld), wobei davon ausgegangen werden kann, dass diese
L ebensumstande wesentlich zu der unglnstigen Schulentwicklung beigetragen haben. Nach
Verlassen der allgemein bildenden Schule gehért fir Jugendliche dieser Gruppe der Uber-
gang in eine Berufsvorbereitungsmalinahme mittlerweile vielfach zur berufsbiographischen
Normalitét.” Zum anderen gab es zunehmend Zweifel an der Wirksamkeit von herkémmli-
chen Berufsvorbereitungsmal3nahmen. Vorliegende Erfahrungen machten zunehmend deut-
lich, dass , Lehrgange der Berufsberatung sowie berufsschulische Vollzeitmal3nahmen der
Hansestadt [...] in Zeiten eines sehr angespannten Ausbildungsmarktes immer seltener zu dem
angestrebten Ziel“ fihrten (BROKER 1999, 195). So zeigten etwa die Daten der Agentur fir
Arbeit (derzeit Arbeitsamt) zum Ubergang in eine betriebliche Ausbildung bei den F1/BBE-
Lehrgangen (berufshildende Grundbildungs- und Eingliederungsiehrgange) zwischen 1990
und 1996 eine ricklaufige Entwicklung von 38 auf 25 Prozent (ebd.).

Diese Problemlage bildete in Hamburg den Anlass, nach neuen Ansatzpunkten fur eine wir-
kungsvollere Forderpraxis zu suchen. Dabel sollte den vorhandenen Erfahrungen mit Absen-
tismus, Lernverweigerung und Lernschwachen bei den betreffenden Jugendlichen besser
Rechnung getragen und die betriebliche Arbeitsrealitét stérker in die Foérderpraxis einbezogen
werden. Statt der starken Konzentration auf die Bearbeitung von qualifikatorischen und ver-
haltensbezogenen Defiziten im Rahmen einer rein schulférmigen Lernorganisation, gegen die

Kumulation von sozialen Problemen im BV J). Hinzu kam, dass in den beruflichen Schulen QUAS- und BV J-
Forderphasen vielfach miteinander kombiniert wurden, so dass die Verbleibsdaten auch nicht eindeutig den
jeweiligen Malinahmearten zuzuordnen waren.

Die nach Ablauf der Evaluation eingetretenen Verdnderungen in der Arbeitsmarktpolitik der Bundesagentur
fr Arbeit und ihre Folgen fir die QUAS-Konzeption kénnen hier nicht berlicksichtigt werden.

> Mit der Aufnahme der Berufsausbildungsvorbereitung in das Berufsbildungsgesetz (BBiG, § 1 und §§ 50-
52) und der damit erfolgten Wertung als Teil der Berufshbildung wurde diesem Umstand auch rechtlich
entsprochen.
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ja gerade diese Jugendlichen haufig vielfaltige Verweigerungshaltungen zeigten, sollten
praktische Tétigkeiten und realitatsgerechte, betriebliche Anforderungssituationen ein stérke-
res Gewicht bekommen und Ausgangspunkt der Forderpraxis werden. HierfUr sprachen nicht
zuletzt auch vorliegende Modellversuchsergebnisse, die nachweisen konnten, dass Jugendli-
che mit schwachen schulischen Leistungen bei praktischen Aufgabenstellungen durchaus
gute Fertigkeiten und Fahigkeiten vorweisen kdnnen und auch Lern- und Leistungsfahigkeit
zeigen (ZIELKE 1995, CHRISTE/JANKOFSKY/LAMBRECHT 1988).

Vor diesem Hintergrund wurde schlief3lich das QUAS-Modell as neue Form der Berufsvorbe-
reitung eingefuhrt, das einen hohen betrieblichen Praktikumsantell und damit eine duale For-
derkonzeption vorsieht. Sie beinhaltet einen alternierenden Wechsel zwischen den Lernorten
Betrieb und Schule (bzw. Betrieb und Bildungstréger bel QUAS-A), der entsprechend den be-
trieblichen Gegebenheiten flexibel gestaltet werden kann. Insgesamt soll das zeitliche Volu-
men des betrieblichen Antells nicht unter 50 Prozent betragen, so dass — rechnerisch —in etwa
eine halftige Aufteilung von betrieblichen und schulischen Forderphasen gegeben ist.® Orga-
nisatorisch ist die Einbindung von Betrieben Uber eilnen sechsmonatigen ,, Beruf spraktikanten-
vertrag” geregelt, der zwischen Betrieb und Jugendlichen abgeschlossen wird. In diesem Ver-
trag sind die vom Jugendlichen abzuleistende Arbeitszeit, eine dreimonatige Probezeit sowie
die vom Betrieb zu Ubernehmenden Qualifizierungsleistungen (Vermittlung von Grundkennt-
nissen und -fertigkeiten in dem festgelegten Berufsfeld) verbindlich geregelt. Nach Ablauf
des Vertrages kann ein Folgevertrag abgeschlossen werden. Angestrebt ist, dass das Prakti-
kum — ggf. mit Verlangerung(en) — zu einen Ubergang in ein Ausbildungsverhétnis (gof.
auch in einem anderen Betrieb in diesem Berufsfeld) fuhrt.

Wichtige konzeptionelle Merkmale sind ferner eine maximale Forderdauer von drei Jahren,
die damit deutlich Uber den Ublichen Rahmen von einem Jahr hinausgeht, sowie eine aushil-
dungsahnliche, sozialversicherungspflichtige Vergitung (von derzeit 256,- Euro netto), durch
die die Jugendlichen Versicherungsanspriiche erwerben.” Des Weiteren ist ein flexibler Maz-
nahmeeintritt und -austritt moglich. Bel Austritt erhalten die Jugendlichen eine Bescheini-
gung, in der die erworbenen Kompetenzen in dem betreffenden Berufsfeld bestétigt werden.
Schliefdlich besteht bel einer QUAS-Teilnahme (wie beim BV J auch) die Mdglichkeit, an ei-
nem Erganzungsunterricht teilzunehmen, der auf einen Abschluss der Berufsvorbereitungs-
schule (BVS) vorbereitet, der in seinen Berechtigungen dem Hauptschulabschluss entspricht.

2 Konzeptionelle M odifikationen — betriebliche Praktika missen auf
individuelle Ausgangslagen abgestimmt sein

Sehr bald nach Einfuhrung des Modells stellte sich heraus, dass die Jugendlichen zumeist
nicht nur Unterstiitzung und Begleitung bei der Bewerbung um einen Praktikumsplatz bent-
tigten, sondern dass vielfach auch eine dem QuA S-Praktikum vorgeschaltete V orbereitungs-

® In der Forderpraxis erfolgte zumeist eine Aufteilung im Wochenrhythmus, die sich in drei Tage Betrieb und

zwel Tage Schule bzw. Bildungstrager gliederte.
" Der Betrag wird den Betrieben erstattet.
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phase erforderlich war.® Im Falle von QUAS-A wurden die Jugendlichen mehrheitlich zu-
nachst in eine dreimonatige TIP-Phase vermittelt, von der aus dann der Ubergang in ein
QUAS-Praktikum vorbereitet und eingeleitet wurde. Diese Vorbereitungsphase, die bei Be-
darf bei bestimmten Jugendlichen noch zeitlich erweitert werden konnte®, erwies sich in
mehrfacher Hinsicht al's wichtige konzeptionelle Erganzung:

e sieermoglichte eine préazisere und weitaus zuverléssigere Klarung der individuellen Vor-
aussetzungen als es im Rahmen der Ublichen Eingangsberatung mdglich war sowie die
gezielte Auswahl eines passenden Praktikumsbetriebs;

e sie ermdglichte die Durchfihrung von kurzen, unverbindlichen , Schnupperpraktika"
(z.B. zwel oder drel Wochen, ggf. auch nur ein paar Tage) was die Akquisition von
QUA S-Praktikumsbetrieben erleichterte und gleichzeitig die Berufsorientierung und den
Berufsfindungsprozess der Jugendlichen unterstitzte;

e sie ermdglichte mit Hilfe der Schnupperpraktika eine schrittweise Hinflhrung der Ju-
gendlichen an die betriebliche Arbeitsrealitét und das Auffangen von Frustrations- oder
Uberforderungserfahrungen, was Abbriiche vermeiden half und einem positiven Forder-
verlauf zugute kam;

e nicht zuletzt boten die erganzenden Mal3nahmen fur all jene Jugendliche die — aus wel-
chen Grinden auch immer — ein QUAS-Praktikum vorzeitig abgebrochen hatten, einen
organisatorischen Rahmen, Uber den sie aufgefangen und in dem Mal3nahmen zur Ein-
leitung eines neuen Betriebszugang angebahnt werden konnten.

Mit dieser Modifikation der QUA S-Ursprungskonzeption wurde den gegebenen Eingangsvor-
aussetzungen der Jugendlichen deutlich besser entsprochen und gleichzeitig die Grundlage
fur eine stufenférmige Eingliederungsstrategie gelegt, die sich in der Forderpraxis quasi ,,na-
turwichsig* herausgebildet hatte. Diese Stufenstruktur gliedert sich in die genannte Vorbe-
reitungsphase (a's erste Forderstufe), die der Heranfiihrung an die betriebliche Arbeitsrealitét
(Forderung von ,, Betriebsfahigkeit” und Berufsorientierung), der Abkldrung eines geeigneten
Berufsfeldes und der Anbahnung des 6-monatigen Praktikums in einem geeigneten Betrieb
dient. Die zweite Forderstufe bildet das eigentlich QUAS-Praktikum, das die Funktion einer
Ausbildungsvorbereitung und einer ,, Schleuse” in die anvisierte Aufnahme eines Ausbil-
dungsverhaltnisses tUbernimmt.

Interessanterweise lief3 sich auch in der Foérderpraxis der beruflichen Schulen (QUAS-B) eine
in der Grundstruktur gleichgerichtete konzeptionelle Modifizierung feststellen: Auch hier
wurde dem Eintritt in ein QUAS-Praktikum zumeist eine Vorbereitungsphase vorangestellt,
die —wie bei QUAS-A — der HinfUhrung der Jugendlichen auf die besonderen Anforderungen
des QUAS-Praktikums, der Herstellung des Zugangs zu einem passenden Praktikumsbetrieb
und dem Auffangen bei einem Praktikumsabbruch diente. Zur Realisierung griffen die Lehr-
kréfte auf die vorhandene BV J-Infrastruktur der beruflichen Schulen zuriick (BV J-Lerngrup-

8 Probleme waren vor allem, dass Jugendliche nach Vertragsabschluss die Malinahme oder einen Teil davon

nicht antraten (entweder im Betrieb oder in der Schule bzw. beim Bildungstréger nicht erschienen) oder dass
das Praktikum nach kurzer Zeit abgebrochen wurde, weil die Jugendlichen wegblieben oder der Betrieb den
Vertrag wegen unzureichender Verlésslichkeit oder aufgetretenen Konflikten kindigte.

TIP steht fur , Testen-Informieren-Probieren” und ist ein spezielles Angebot fur Jugendliche, die noch der
Orientierung bedirfen. Eine eventuelle Verlangerung erfolgt im Rahmen einer BBE-Mal3nahme.
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pen/-Projekte, BV J-Schillerstatus). Dabei wurden — teils pragmatisch, teils strategisch-gezielt
— BV J und QuAS-Forderphasen in unterschiedlichen Varianten miteinander kombiniert, was
zum Tell zur Entstehung von sehr ausgefeilten Konzepten mit individuellem Forderprinzip
fihrte.® Grundelemente eines solchen K onzepts waren im Fall einer Handelsschule zum Bei-

spiel:

e  Sechswdchige Eingangsstufe (im BV J-Status) zur Vorbereitung auf ein QUAS-Prakti-
kum:
a) drelwochiges Schnupperpraktikum (Berufsorientierung, Anbahnung QUAS-Prakti-
kum),
b) dreiwdchige Auswertungsphase und Klarung/Einleitung des weiteren Forderverlaufs
(Unterstiitzung bei der Bewerbung um ein QUAS-Praktikum, Abklarung von individuel-
lem Forderbedarf, Abstimmung weiterer Schritte mit den Jugendlichen);

e Eintritt in ein QUAS-Praktikum (im Rhythmus drei Tage Betrieb, zwei Tage Schule):
intensive Begleitung des Forderverlaufs und enge Zusammenarbeit mit Betrieben (Lehr-
krafte im Team mit sozial padagogischer Begleitung);
zusétzlicher (Uber die formelle Vorbereitungszeit hinausgehender) Stutzunterricht zur
Vorbereitung auf den ,, Hauptschulabschluss® fr Jugendliche mit ausgepragten Defiziten
in Verbindung mit der Einleitung eines zweiten Forderjahres.

3 Eingangsvoraussetzungen der Jugendlichen - ausgepr agte
Heter ogenitat und Vielfalt sozialer Probleme

Die Befunde zur Modifikation der Mal3nahmekonzeptionen stehen in unmittelbarem Zusam-
menhang mit den qualifikatorischen und soziaen Eingangsvoraussetzungen der Jugendlichen,
die nach den Schilderungen der befragten Akteure durch eine ausgeprégte Heterogenitéat ge-
kennzeichnet sind. Bei den qualifikatorischen Voraussetzungen reichen die Unterschiede von
eher durchschnittlichen Fahigkeiten auf dem einen Pol bis zum Fehlen elementarer Kompe-
tenzen auf dem anderen Pol:

»[...] also diese Bandbreite dessen (was die Jugendlichen mitbringen, d.V.) also von Jahrgang zu Jahr-
gang und innerhalb eines Kurses, ist riesig. Also ich hab jetzt innerhalb meines Kurses, meiner
Gruppe, Leute, das sind verkrachte Realschiler und dann sind L eute dabei, da machen wir Alphabeti-

sierung! (jede Silbe betonend). Also dasist dann jemand, dem kann ich gar keinen Text in die Hand
driicken, weil der den gar nicht lesen kann® (Int. 31/4, QUAS-A, BT-2, Lehrkraft).

Dabei kdnnen sich qualifikatorische Voraussetzungen (allgemeine Basiskompetenzen, wie
Rechnen/Mathematik, Rechtschreibung), intellektuelle Leistungsfahigkeit, verhaltensbezoge-
ne Voraussetzungen (soziale und kommunikative Kompetenzen) und soziale Probleme (so-
ziale Herkunft und Einbindung) zu ganz unterschiedlichen individuellen Konstellationen biin-
deln. Fir die Forderpraxis geht dies mit der Schwierigkeit einher, dass es von einem Jahr zum
anderen erhebliche Schwankungen bei den Voraussetzungen in den Lerngruppen gibt. Bei der
Gestaltung der Lehr-/Lernarrangements ist deshalb ein hohes Mal3 an Handlungsflexibilitét

1 QUAS-B und das BVJ bildeten in der Férderpraxis also keine getrennten Systeme, sondern einen gemeinsa-

men Forderzusammenhang, in dem die BV J-Infrastruktur im Sinne einer Gelegenheitsstruktur im Interesse
eines positiven Forderlaufs der Jugendlichen genutzt worden ist. Eine getrennte Betrachtung der beiden
M al3nahmekonzeptionen erwies sich vor diesem Hintergrund als weder mdglich noch sinnvoll.
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gefordert, die sich jedoch im Rahmen der gegebenen institutionellen Handlungsbedingungen
(verbindliche Richtlinien, personelle Ressourcen u.am.) oft nur schwer realisieren |asst.

Ein erhebliches Problem ist nach den Schilderungen der Lehrkréafte ferner, dass sehr viele Ju-
gendliche Schwierigkeiten haben, sich Uber eine langere Zeit auf eine Aufgabenstellung kon-
zentrieren zu konnen. Die geringe Konzentrationsfahigkeit erweise sich dabei oftmals auch
fUr digenigen as zentrales Lernhindernis, die aufgrund ihres intellektuellen Leistungspoten-
tials eigentlich in der Lage wéren, die theoretischen Anforderungen auch anspruchsvollerer
Berufe (wie etwa Elektrotechnik) bewaltigen zu kénnen. Die geringe Konzentrationsfahigkeit
geht dabei zumeist Hand in Hand mit einem gering entwickelten Durchhaltevermdgen bzw.
geringer Belastbarkeit und einer geringer Frustrationstoleranz, wenn es um die Bewadltigung
auftretender Probleme und schwieriger werdender Anforderungen geht. Zugenommen hétten
ferner gesundheitliche Probleme und hier insbesondere psychische Erkrankungen.

Dariiber hinaus scheint die an den allgemein bildenden Schulen angesiedelte Berufsorientie-
rung bel den in den Fordermal3nahmen befindlichen Jugendlichen kaum eine nennenswerte
Wirkung erzielt zu haben. So ist eine typische Erfahrung, dass die Jugendlichen zumeist Uber
sehr diffuse Vorstellungen dartiber verfiigen, in welche Richtung ihre berufliche Entwicklung
gehen konnte und vielfach berufliche Zielvorstellungen verfolgen, die in grof3er Diskrepanz
zu ihren personlichen Voraussetzungen stehen.™ In der Forderpraxis miissen die meisten Ju-
gendlichen deshalb zun&chst im Prozess der Berufsorientierung und Berufsfindung unterstiitzt
werden, bevor eine auf ein konkretes Berufsfeld bezogene Forderung stattfinden kann.*?

Daneben sind es aber in hohem Mal3e Probleme im Verhaltensbereich (Sozialverhalten, Um-
gangsformen, Disziplin) und die Vielfalt sozialer Probleme, die eine besondere Herausforde-
rung fur die Forderpraxis bilden. Diese Probleme scheinen einzelne Lehrkréfte (insbesondere
der beruflichen Schulen) mitunter an die Grenze ihrer Leistungsfahigkeit zu fihren und auch
fur die Jugendlichen selbst ein zentrales Hemmnis bei der Erzielung von Entwicklungsfort-
schritten zu sein (wenn sie z.B. aus diesen Griinden im Unterricht oder im Betrieb nicht er-
scheinen). Vor hohe Anforderungen sehen sich hier vor allem die Lehrkréfte des BV J gestellt,
da sich in dieser Mal3nahmeform L eistungsbeeintrachtigungen und soziale Probleme beson-
ders stark biindeln.”®* Dabei wird eine sukzessive Verschlechterung der Leistungsvoraus-
setzungen in der zweiten Halfte der 90er Jahre konstatiert, die neben dem schulischen Ent-
wicklungsverlauf der Jugendlichen auch auf die Einfihrung der QUA S-Mal3nahmen und den
damit einhergehenden Abzug von leistungsstérkeren Jugendlichen aus dem BVJ zuriick-
zufUhren ist. Dieser Abzug von leistungsstarkeren Jugendlichen wird von den Lehrkréften des

1 Zu beriicksichtigen ist dabei, dass unter den Jugendlichen nicht wenige sein diirften, die sich der Teilnahme
am Schulunterricht mehr oder weniger intensiv entzogen haben. Zum Thema Schulverweigerung vgl. auch
CHRISTE/FULBIER 2001, CHRISTE/HUSKEN 2001, SCHREIBER-KITTL/SCHROPFER 2000.

Diese Anforderung steht in Widerspruch zu der Festlegung auf ein bestimmtes Berufsfeld, wie sie beim Ein-

tritt in eine QUAS-Mal3nahme und auch in das BV J abgefordert wird.

3 Im Gegensatz zu den QUAS-Malinahmen, fiir die eine Mischung typisch ist, befinden sich im BV J fast aus-
schliefdlich Jugendliche ohne Hauptschulabschluss (rd. 90 Prozent) und ebenso ein hoher Anteil von Absol-
venten aus Forderschulen (fast 30 Prozent), die in den QUAS-Mal3nahmen in deutlich geringerem Mal3e ver-
treten sind (QUAS-A: rd. 8 Prozent, QUAS-B: rd. 11 Prozent). Zudem werden in das BV J bevorzugt Jugend-
liche vermitteln, die bei der Eingangsberatung als nicht ,, betriebsreif* eingestuft werden.
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BVJ als starker negativer Einschnitt in die generellen Forderbedingungen erfahren, da die
Entmischung von Leistungsniveaus sich negativ auf Abbriche und Lernklima niederschl&gt
und damit eine Verschlechterung der Fordersituation fur alle Jugendlichen im BVJ impli-
ziert¥

Die Befunde zu den Eingangsvoraussetzungen der Jugendlichen machen deutlich, dass eine
systematische Vorbereitung und schrittweise Hinflhrung der Jugendlichen auf ein anspruchs-
volles Praktikum — wie es das QUA S-Praktikum reprasentiert — sowie eine intensive Beglei-
tung wéahrend des Praktikums (von Jugendlichen und Betrieben) bei dieser Jugendlichen-
Klientel unverzichtbar sind. Unverzichtbar ist deshalb auch die Stitzung der Forderpraxis
durch eine sozial padagogische Begleitung (die institutionell abgesichert nur bei QUAS-A ge-
geben war), die im Team mit den Lehrkréften einen engen und verléasslichen Kontakt zu den
Betrieben unterhalt und die Jugendlichen im Umgang mit ihren diversen sozialen Problem-
lagen unterstiitzt.

Die vorgenommenen konzeptionellen Modifikationen sind vor dem Hintergrund der Ein-
gangsvoraussetzungen der Jugendlichen as auf3erordentlich wichtige Elemente der Forder-
praxis und eine positive Weiterentwicklung der Forderkonzeptionen zu werten. Dabel kann
gerade die Verknupfung von kurzen, unverbindlichen Praktika (wie sie auch fir das BV J ty-
pisch sind), mit dem anspruchsvolleren, verbindlichen QUAS-Praktikum als eine wichtige
konzeptionelle Erweiterung angesehen werden. Denn zum einen wird hiermit eine — den Vor-
aussetzungen angepasste — dosierte und planvolle Heranfihrung der Jugendlichen an die be-
triebliche Arbeitsrealitét ermoglicht sowie die gezielte Auswahl eines passenden Praktikums-
betriebs unterstitzt. Zum anderen wird eine konzeptionelle Briicke zu einem potenziellen
Ausbildungsbetrieb hergestellt, die fir diese Jugendlichen ohne Frage besonders wichtig ist.
Selbstverstandlich kann eine — wie auch immer geartete — Mal3nahmekonzeption — fir sich
genommen — immer nur eine notwendige, niemals eine hinreichende Bedingung dafir sein,
dass ein Ubergang in ein Ausbildungsverhaltnis tatsichlich gelingt. Hierfur sind weitere Be-
dingungsfaktoren relevant, wie insbesondere die gegebene Angebots- und Konkurrenzsitua-
tion auf Ausbildungs- und Arbeitsméarkten sowie die wirtschaftliche Situation von Betrieben
und deren Einstellungskriterien und Personalbeschaffungsstrategien. Gleichwohl kdnnen
Forderkonzepte diese Bedingungsfaktoren bzw. die betrieblicherseits gegebenen Voraus-
setzungen antizipieren und mussen darauf ausgelegt sein, dass sie — im Interesse der anvi-
sierten Integration der Jugendlichen in Ausbildung oder Arbeit — mit ihnen moglichst gut
»harmonieren”. Forderkonzeptionen missen insofern nicht nur den Ausgangslagen der Ju-
gendlichen, sondern auch den Ausgangslagen von Betrieben angepasst sein.

¥ In einigen Schulen sieht man die Gefahr, dass die Konzentration von leistungsschwécheren Jugendlichen die

produktionsorientierte Ausrichtung von BV J-Projekten, bei der die Jugendlichen in ,, Realprojekten” arbeiten
und lernen, bedroht, weil Realprojekte auf ein bestimmtes Mal3 an Zuverléssigkeit nicht verzichten kdnnen.
In einer der befragten Schulen war deshalb die Produktionsorientierung zu Gunsten einer BVJQUAS-
K ombination aufgegeben worden.
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4 Erfahrungen mit Praktikumsbetrieben

In Bezug auf das Forderverhalten stellt sich die Situation bel Betrieben nach den Schilderun-
gen von Lehrkraften und sozial padagogischen Fachkréften sehr unterschiedlich dar. Auf dem
einen Pol gibt es jene Betriebe, die kaum ein besonderes Interesse an der Forderung der Ju-
gendlichen erkennen lassen und fur die die Jugendlichen primér willkommene Hilfskréfte
sind. Auf dem anderen Pol gibt es Betriebe, die sich aus sozialer Verantwortung heraus sehr
um eine Forderung bemtuhen und die Jugendlichen nach dem QuAS-Praktikum wenn irgend
maoglich in ein Ausbildungsverhdltnis Ubernehmen. Dazwischen liegen Betriebe, bel denen
sich Ausbildungsbereitschaft, Ausbildungsmdglichkeit (wirtschaftliche Situation, Aushil-
dungsberechtigung) und die gegebenen Voraussetzungen der Jugendlichen (mit/ohne Haupt-
schulabschluss, Forderschiler, verhatensbezogene Aspekte) zu spezifischen Konstellationen
verbinden, bei denen der Forderverlauf im Vorfeld schwer abschétzbar ist.

Im Zeitablauf hat sich bel den Lehrkraften und der sozia p&dagogischen Begleitung ein ge-
wisser Erfahrungspool aus der Zusammenarbeit mit Betrieben aufgebaut, aus dem fir eine
gezieltere Betriebsauswahl geschopft werden kann. Manche Betriebe werden zum Beispiel
nicht mehr angesprochen, andere sind ausschliefdlich fir Schnupperpraktika relevant (well sie
keine Aushildungsberechtigung haben) und wieder andere sind fiir jene Jugendlichen von be-
sonderem Interesse, fiir die in erster Linie der Ubergang in ein ungelerntes Beschaftigungs-
verhdltnis eine realistische Zielperspektive und moéglich Grundlage fur nachfolgende Ent-
wicklungsschritte ist (zum Beispiel aufgrund von Alkohol problemen und/oder einer massiven
Ablehnung von schulischen Lernsituationen).

Die Fachkréfte der sozia padagogischen Begleitung tbernehmen in der dualen Konstruktion
eine wichtige Mittlerposition. Aufgrund ihrer speziellen Rolle im Forderprozess verfiigen sie
Uber einen anderen, in den personlichen Bereich erweiterten Zugang zu den Jugendlichen, der
den Lehrkraften in dieser Form aufgrund ihrer anderen Funktion — aber auch aus Zeitmangel
—in der Regel nicht moglich ist. Zur Seite der Betriebe sind sie eine wichtige Instanz, Uber
die die Erfahrungen der Jugendlichen mit der betrieblichen Arbeit und den sonstigen betrieb-
lichen Gegebenheiten aufgegriffen und bearbeitet werden. Ferner ist die sozial padagogische
Begleitung auch unter Ressourcengesichtspunkten bedeutsam, weil der sehr wichtige enge
Kontakt zu Betrieben und die Abstimmungserfordernisse zwischen Schule/Tréger und Be-
trieb sehr aufwandig sind (Klarung von Ursachen bei Fehlzeiten in Schule/Bildungstrager
oder Betrieb, Kléarung der Hintergriinde bel Konflikten im Betrieb und Suche nach Lésungen
u.a.m).

Die hohe Bedeutung einer engen Abstimmung und vertrauensvollen Zusammenarbeit besta-
tigten insbesondere auch die Interviews, die mit einer kleinen Auswahl von Betrieben gefihrt
worden sind. So fiel auf, dass jene Betriebe, die eine positive Einstellung gegentiber QUAS
zeigten und bereits mehrfach Jugendliche als Praktikanten aufgenommen hatten, explizit die
gute Zusammenarbeit und Unterstiitzung durch die sozial padagogische Begleitung heraus-
stellten und Bereitschaft zeigten, auch weiterhin QUA S-Jugendliche aufzunehmen (HiFi-Kfz-
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Ausstatter, Frisdrbetrieb, Altenheim 1).'> Besonders bemerkenswert ist in diesem Zusammen-
hang, dass in zwei Féllen, bei denen keine Ausbildungsberechtigung vorhanden war, die gut
funktionierende Zusammenarbeit dazu beitrug, dass die Praktikumsbetriebe sich als Vermitt-
ler betdtigten und sich in ihrem Umfeld um einen Ausbildungsplatz fur ,,ihren” Praktikanten
bemthten. In anderen Féllen (Altenheim 2, Lebensmittelsupermarkt) stand deutlich stérker
das Interesse im Vordergrund, dass die Praktikanten zuverlassig funktionieren, wobei zu-
gleich kein nennenswerter Kontakt zum schulischen Partner erkennbar war.

Auch die Schilderungen der Jugendlichen tber ihre Praktikumserfahrungen unterstreichen
das hohe Gewicht einer Einbettung von Praktika in eine flankierende Stitzung und Beglei-
tung. Die befragten Jugendlichen bestétigten zunéachst noch einmal die grof3en Unterschiede
im Forderverhalten der Betriebe, wie sie oben angesprochen worden sind. Manche Jugendli-
che beklagten, dass sie Uberwiegend zum Putzen und Aufrdumen eingesetzt wirden und im
Betrieb kaum Lernmdglichkeiten erhielten (Tankstelle, Einzelhandelsbetrieb), worliber sie
sich deutlich frustriert oder verérgert zeigten und sich als , billige Arbeitskraft” ausgenutzt
fUhlten. Andere waren auf3erordentlich zufrieden, weil sie ,ganz normal® zusammen mit den
Gesellen zu den Arbeitseinsatzen fahren, dort — entsprechend ihren Mdglichkeiten — , richtig*
mitarbeiten durften und dabel auch Unterweisungen erhielten (Handwerksbetrieb). Ein ande-
rer Schiler wiederum, der ebenfalls sehr weitgehend in die Arbeit einbezogen worden war,
zeigte sich damit jedoch deutlich tiberfordert und fiihite sich durch die Ubertragung von an-
spruchsvollen Arbeiten gerade nicht adaquat behandelt, weshalb es schliefdlich zu einem Ab-
bruch des Praktikums kam.

5 Der Hauptschulabschluss—hohe Barriereund primares Zie

In der Gesamtschau lassen die Schilderungen der Jugendlichen erkennen, dass eine wichtige
Anforderung der Begleitung im Praktikum darin besteht, enttduschte Erwartungen (in Bezug
auf Ausbildungsberuf, betrieblichen Arbeitsalltag und/oder Verhaltensweisen von bestimm-
ten Personen im Betrieb) aufzufangen, zumal auch bei den positiven Praktikumserfahrungen
— wie die Schilderungen der Jugendlichen ebenfalls zeigten — sich am Ende herausstellen
kann, dass keine Ubernahme in ein Aushildungsverhdltnis erfolgt. Ein Grund hierfir kann
sein, dass der Betrieb die Einstellung von Auszubildenden von einem Einstellungstest abhan-
gig macht, wie es fir groRere Unternehmen typisch ist. Haufiger jedoch scheint es vorzu-
kommen, dass der Betrieb die Voraussetzungen im Bereich der allgemeinen Basi skompeten-
zen nicht fur ausreichend halt, um den Anforderungen der Ausbildung gentigen zu kdnnen.
Fur die Betriebe macht sich dies vor alem am Vorhandensein des Hauptschulabschlusses
fest, so dass von dieser Problematik (kein Ubergang trotz eines guten Praktikumsverlaufs) vor
allem Jugendliche betroffen sind, die Gber keinen Hauptschulabschluss verfligen. Eine typi-
sche Erfahrung in der Forderpraxis — sowohl im Falle von QUAS-A wie auch QUAS-B —ist

> Im Falle des Altenheims wurde allerdings auch darauf hingewiesen, dass die Betreuung von QuA S-Jugend-
lichen sehr aufwéndig und anstrengend sei. In besonderer Schérfe zeige sich dies, wenn die Jugendlichen in
Ausbildung Gibernommen worden sind. Hier stofRe man wegen der theoretischen Ausbildungsanforderungen
an deutliche Grenzen.
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jedenfalls, dass diese Jugendlichen am Ende eher selten den Sprung in ein Ausbildungsver-
haltnis schaffen:

»ES heildt zwar, kein Berufsfeld sient zwingend einen Hauptschulabschluss vor. Die Praxis sieht aber
anders aus, und das wissen die Jugendlichen. Die kdnnen sich wunderbar bewerben mit ihren Praxis-
erfahrungen, aber sie kriegen trotzdem keinen Ausbildungsplatz — man braucht dieses Ding, um Uber-
haupt irgendwie weiter zu kommen. [...] In den zweieinhalb Jahren, in denen ich das mache, hat ein
einziger Schiler — und zwar weil vor der Prifung noch ein Vertrag unterschrieben wurde — ohne
Hauptschulabschluss eine Ausbildung bekommen. [...] Die Betriebe sagen: Klasse, wir wollen dich,
du arbeitest gut, das hore ich ganz oft [Bestédtigung aus der Runde] aber mach erst mal deinen Haupt-
schulabschluss® (Int.17/15f, QUAS-B, Gruppendiskussion, Sozial padagogin).

Auch wenn der Hauptschulabschluss keine formelle Voraussetzung fur die Aufnahme einer
Ausbildung ist, ist er in der Praxis gleichwohl zumeist ein Mindestkriterium, das Betriebe bei
der Auswahl von Auszubildenden heranziehen.'® Wie die Befunde des Weiteren zeigen, ha-
ben die Betriebe dabei primér die theoretischen Anforderungen in der Berufsschule im Blick,
an denen die qualifikatorischen Voraussetzungen der Jugendlichen gemessen und dann zu-
meist as nicht ausreichend bewertet werden, um den Anschluss an die berufsschulischen An-
forderungen schaffen zu kdnnen:

»[...] aso es gibt schon den Fall, dass ein Betrieb einen Jugendlichen ein dreiviertel Jahr kennenge-
lernt hat, des lauft prima, der lernt dort prima, das ist also ganz toll, und dass der Betrieb dann sagt,
0.K., du hast zwar keinen Hauptschulabschluss, aber du kannst bei mir eine Ausbildung machen, und
du kriegst dann auch abH, diese ausbildungsbegleitenden Hilfen, die muss der Betrieb ja nicht einmal
bezahlen. Ich stell dich fir die Zeit frei, die kénnen dir helfen, den Unterricht in der Berufsschule auf-
zuarbeiten. Und ich glaube, dann kriegen wir das schon hin. So hab ich das zum Beispiel mal mit nem
Meister erlebt. In dem Fall war es dann auch so, das haben die dann hingekriegt. Aber oft ist es eben
wirklich so, dass Betriebe sagen, Mensch das lauft alles ganz toll, aber — versuch doch erst einmal,
deinen Hauptschulabschluss zu machen. Weil, da wirst du noch ganz viel lernen in der Schule, und
zwar wirst du das Wissen hinterher brauchen, um in der Berufsschule Uberhaupt zu bestehen, denn die
holen dich da nur ab. Die kommen zu einem Punkt und holen dich da ab. Und wenn du da von deinem
Wissen her nicht stehst, tut’s denen leid, aber die kénnen’s auch nicht andern, die gehen dann los ohne
dich* (Int. 31/17, QUAS-A, Lehrkraft).

Auch wenn aufgrund fehlender Daten hierzu keine prozentualen Anteile angegeben werden
koénnen, deuten die Interviewergebnisse doch Ubereinstimmend darauf hin, dass vor allem
solchen Jugendlichen der Ubergang in eine duale Ausbildung gelingt, die (iber einen Haupt-
schulabschluss verfugen. Hierzu gehéren auch Absolventen der Berufsfachschule (BFS), die
nach einem erfolglosen Probevierteljahr in der BFS in die QUAS-Mal3nahmen kommen und
nach den Schilderungen der Befragten haufig nach nur kurzem , Aufenthalt” einen Ausbil-
dungsbetrieb finden.*’

* Nach einem Beschluss der Kultusministerkonferenz (Vereinbarung iiber den Abschluss der Berufsschule

vom 4.12.97) schliefdt das Abschlusszeugnis der Berufsschule die Berechtigungen des Hauptschul abschlus-
sesein.

Die Verbleibsdaten deuten darauf hin, dass nicht wenige der Jugendlichen in eine auf3erbetriebliche Aushil-
dung, in eine weiterfihrende Schule (BV J-Absolventen v.a. in die teilqualifizierende BFS) oder in eine Ver-
langerung bzw. eine andere BV-Malinahme (v.a. BV J-Absolventen) ibergehen. Bei einem bedeutsamen An-
teil ist der Verbleib nach Mal3nahmeaustritt nicht ndher ausdifferenziert bzw. unbekannt.
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Diese Befunde weisen darauf hin, dass der Zugang zur Ausbildung durch ein Praktikum zwar
erleichtert werden kann, grundsétzlich aber von mehreren Bedingungsfaktoren abhangig ist,
von denen offenbar der Hauptschulabschluss oder ein nachweisbares Mindestniveau im Be-
reich der allgemeinen Basiskompetenzen ein sehr zentraler Faktor ist. Wie sich im Weiteren
zeigt, orientiert sich das Einstellungsverhalten von Betrieben nicht nur an den Leistungsvor-
aussetzungen der Jugendlichen, sondern gleichzeitig an den Ausbildungsanforderungen, und
hier wiederum vor allem an den Anforderungen im berufsschulischen Teil, die insofern - im
Zusammenspiel mit den Leistungsvoraussetzungen der Jugendlichen - ein weiteres, wichtiges
Bedingungsmoment fiir den Ubergang in Ausbildung sind. Die kritische GroRe ,, berufsschuli-
sche Anforderungen® wiederum verweist auf den Sachverhalt, dass ein erfolgreicher Ab-
schluss eines Ausbildungsvertrags noch wenig dariiber aussagt, ob es zu einer wirklichen In-
tegration in Ausbildung kommt. Diese hangt wesentlich davon ab, inwieweit die Jugendli-
chen auch und gerade die berufsschulischen Ausbildungsanforderungen bewéltigen werden,
was angesichts erhohter Leistungs- und Prifungsanforderungen in den meisten Ausbildungs-
berufen und im Lichte der Voraussetzungen der betreffenden Jugendlichenklientel mit ihrer
oftmals ausgeprégten Distanz zu schulischen Lernsituationen mit einigen Fragezeichen zu
versehen ist.

Vor diesem Hintergrund ist es nur plausibel, dass sich in den Befunden ebenfalls zeigte, dass
die Lehrkréfte (beider QUAS-Mal3nahmen) eine wichtige Aufgabe ihrer Forderbemthungen
auch darin sehen, die Jugendlichen wieder , an die Schule heranzufiihren®, damit sie — wenn
sie denn das Zidl , Ubergang in Ausbildung® erreichen sollten, fur die Ausbildungsanforde-
rungen im berufsschulischen Tell besser gewappnet sind.

Ebenso plausibel ist vor dem Hintergrund des skizzierten Ubernahme- und Einstellungsver-
haltens von Betrieben der weitere Befund, dass Jugendliche ohne Hauptschulabschluss in
hohem Mal3e an der nachtréglichen Erlangung eines Hauptschul abschlusses interessiert sind.
Wie sich zeigte, ist die Moglichkeit, im Rahmen von QUAS — oder im BVJ — einen ,,Haupt-
schulabschluss® erlangen zu konnen, fr diese Jugendlichengruppe in der Regel der primére
Anlass fur ihre Tellnahme an der betreffenden Mal3nahme und fir sie das primér verfolgte
Ziel. Dabei lassen die befragten Jugendlichen sehr deutlich erkennen, dass es ihnen mal3geb-
lich darum geht, hiermit entweder Uberhaupt erst einmal eine grundlegende Mindestvoraus-
setzung fur den Zugang zu einen Ausbildungsplatz zu redlisieren (ihnen ist aso diese Be-
deutung des Hauptschulabschlusses sehr bewusst). Oder es geht ihnen darum, mit Hilfe des
Hauptschul abschlusses ihre Chancen zu verbessern, einen Ausbildungsplatz in dem von ihnen
angestrebten Berufsfeld zu finden (wobel oftmals der Real schulabschluss al's nachstes ,, Etap-
penziel im Blick ist) oder dem Zwang einer Ausbildungsaufnahme in einem stark abgelehn-
ten Berufsfeld zu entgehen. Insofern ist genau genommen der Hauptschulabschluss nur vor-
dergrindig das primére Ziel der Jugendlichen, sondern das Mittel, das sie ihrem eigentlichen
Ziel — ein Ausbildungsplatz im angestrebten oder doch halbwegs akzeptierten Berufsfeld —
naher bringen soll.*®

8 Diese Befunde betreffen beide QUAS-Manahmen und in besonderer Weise das BVJ, in dem sich nahezu
ausschliefdlich Jugendliche ohne Hauptschul abschluss befinden.
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Das Problem fir diese Jugendlichen ist alerdings, dass weder die duale Mal3nahmekonzep-
tion von QUAS noch die projekt- und produktionsorientierte Konzeption des BV J darauf aus-
gerichtet sind, das Nachholen des , Hauptschulabschlusses® (bzw. des Abschlusses, der in
seinen Berechtigungen dem Hauptschulabschluss gleichgestellt ist) in besonderer Weise zu
unterstiitzen. Der ,,Hauptschulabschluss® ist in den Mal3nahmekonzeptionen priméar as
attraktive Zugabe gedacht und eigentlich nur fir die leistungsstarkeren und besonders dis-
ziplinierten Jugendlichen erreichbar. Entsprechend gelingt es auch nur einem eher geringen
Teil der Jugendlichen, ihr Ziel zu erreichen.®

6 Reslimee

Unsere Evaluationsergebnisse weisen pragnant darauf hin, dass es sich bel benachteiligten
Jugendlichen um eine sehr heterogene Gruppierung handelt, die in der Forderpraxis ein hohes
Mal3 an Handlungsflexibilitdt, besondere Kompetenzen und institutionelle Handlungsbedin-
gungen erfordert, die es den Akteuren der Forderpraxis ermoglicht, flexibel auf individuelle
Problemlagen eingehen und auftretende Konflikte im Praktikum schnell und verlasslich auf-
greifen zu konnen.

Dabel wurde ebenfalls deutlich, das bei dieser Jugendlichenklientel nicht nur von der Seite
schulischer Lernsituationen Probleme ausgehen konnen, sondern auch Uberforderungen von
der Seite betrieblicher Praktika einzukalkulieren sind. Zumeist ist eine schrittweise und inten-
siv begleitete Heranflihrung an die betriebliche Arbeitsrealitét erforderlich, bei der mit Hilfe
einer sozialpadagogischen Stitzung ein enger Kontakt sowohl zur Seite der Jugendlichen als
auch zur Seite der Betriebe hin zu gewahrleistet ist. Ist dies der Fall, kann es gelingen, im
Rahmen einer engen und verlasslichen Zusammenarbeit mit den Betrieben Kontinuitét und
Vertrauen aufzubauen, auf deren Grundlage sich stabile K ooperationen herausbilden kénnen.

Wie die Ergebnisse im Weiteren zeigen, sind jedoch Praktika immer nur ein Element inner-
halb einer Reihe weiterer Bedingungsfaktoren, die auf den Forderprozess und den Forder-
erfolg Einfluss nehmen, und die — wie der Hauptschulabschluss und die berufschulischen
Ausbildungsanforderungen — eine sehr starke Wirkungsmacht entfalten konnen. Hier kann es
als ein besonderes Dilemma der Jugendlichen ohne Hauptschulabschluss angesehen werden,
dass sie in hohem Maf3e an dem Nachholen eines Abschlusses interessiert sind, der zwar auf
dem Ausbildungsmarkt eine Mindestanforderung darstellt, gleichzeitig aber immer weniger
eine hinreichende Voraussetzung fur den Zugang zu einem Ausbildungsplatz ist.

Vor dem Hintergrund der hohen Bedeutung, die die berufsschulischen Ausbildungsanforde-
rungen fur den Zugang zu einem Ausbildungsplatz — und vermutlich auch fir einen erfolgrei-
chen Ausbildungsverlauf — haben, und angesichts des sich als , hartes* Zugangskriterium er-
weisenden Hauptschulabschlusses wére im Interesse der Jugendlichen ohne Hauptschulab-

9 Zu den erfolgreichen Abschliissen lagen keine verwertbaren Daten vor. Die Angaben hierzu schwanken zwi-
schen zehn und zwanzig Prozent. Speziell in Bezug auf QUAS ist anzumerken, dass die Forderdauer von
max. 3 Jahren kaum, ein zweites Forderjahr schon eher ausgeschdpft wird. Dabel gelingt es verschiedentlich
auch, die Priifung zum ,, Hauptschulabschluss* erfolgreich abzulegen.
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schluss dringend nach Méglichkeiten zu suchen, wie diesen Jugendlichen dennoch Wege zu
einer dualen Ausbildung erdffnet werden konnen. Moglicherweise konnte eine Perspektive
darin liegen, die Berufsvorbereitung (in welcher Mal3nahmeform auch immer) strategisch und
konzeptionell in die Ausbildungsaufnahme und Ausbildungsbegleitung hinein zu ,verlan-
gern”. Im Falle der QUA S-Mal3nahmen wirde das bedeuten, eine weitere konzeptionelle Mo-
difizierung zu erwégen, die nach einem Ubergang in Ausbildung eine Fortsetzung der Be-
gleitung und Stitzung der Jugendlichen sicherstellt und die — entsprechend den Erfahrungen
aus der Berufsvorbereitung — dabel auch eine ausbildungsbegleitende Unterstitzung der be-
teiligten Ausbildungsbetriebe vorsieht. Moglicherweise kdnnte eine solche, den Praktikums-
betrieben der Berufsvorbereitung avisierbare Fortfihrung einer begleitenden Unterstiitzung
(von Beginn der Ausbildung an) dazu beitragen, dass der Hauptschulabschluss as Zugangs-
Kriterium an Gewicht verliert.

Insgesamt muss man sich in der Benachteiligtenforderung aber wohl darauf einstellen, dass
die Forderung der Integrationschancen von benachteiligten Jugendlichen noch intensive Ent-
wicklungsarbeit erfordert, die auf mehreren Ebenen gleichzeitig ansetzen muss. Hierzu gehort
das beharrliche Arbeiten an geeigneten Strategien fir eine starkere Ausbildungsbeteiligung
von Betrieben ebenso wie das Vorantreiben von Reformen im algemein bildenden Schul-
system, die ein nachtragliches — letztlich immer unzulanglich bleibendes — ,, Reparieren” fehl-
gelaufener Entwicklungen mdglichst weitgehend Uberfllissig machen. Dazu gehért auch eine
forcierte Reform des Berufsausbildungssystems, das nicht nur die gewachsenen Flexibilitéts-
anforderungen in der betrieblichen Arbeitswelt, sondern auch die differenzierten Ausgangsa-
gen von Jugendlichen im Blick hat und flexible Moglichkeiten zum Erwerb notwendiger be-
rufsfachlicher Kompetenzen er6ffnet, wie sie etwa in den Uberlegungen zu einer Modulari-
sierung von Ausbildungsberufen oder auch Ansétzen einer berufsbegleitenden Nachqualifi-
zierung angelegt sind (s. etwa BMBF 1999, FLITNER u.a. 1999, KLOAS 1997). Und dazu
gehort schliefdlich auch eine Reformpolitik, die sich nicht auf die Kreierung und Erprobung
neuer Forderansdtze (bei der eine ,Innovation die nachste ablost) beschrankt, sondern es
auch a's eine wichtige Aufgabe ansieht, neue Forderkonzepte in ihrer weiteren Entwicklung
zu beobachten und in enger Zusammenarbeit mit den Akteuren der Forderpraxis weiterzu-
entwickeln. Dies wirde bedeuten, bewusst mehr Kontinuitét in die Forderpraxis zu tragen
und die Erfahrungen der unmittelbar in der Forderpraxis tétigen Akteure als Expertenwissen
systematisch fir die konzeptionelle Optimierung von Fordermal3nahmen zu nutzen.
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RUDOLF SCHRODER (Universitat Paderborn)

Berufliche Erstausbildung schwerstkorperbehinderter Menschen
via E-Learning und Telearbeit im Virtuellen Berufsbildungswerk

1 Hintergrund des Virtuellen Berufsbildungswerks

Das Modellprojekt ,,Aufbau eines virtuellen Berufsbildungswerkes zur Erstausbildung von
schwerstkdrperbehinderten Menschen®, im weiteren Verlauf kurz als Virtuelles Berufsbil-
dungswerk (VBBW) bezeichnet, wurde in der Zeit vom 01.09.2000 bis 31.08.2003 in Koope-
ration zwischen den Berufsbildungswerken in Neckargemiind und Hannover (in Zusammen-
arbeit mit der Berufsbildenden Schule 14) durchgefiihrt. Um die Unterschiede hinsichtlich
der Rahmenbedingungen, der Ausgestaltung der Ausbildung und der Evaluationsergebnisse
zwischen den Berufsbildungswerken darstellen zu kénnen und zugleich die Anonymitat zu
wahren, wird im weiteren Verlauf der Arbeit von den Berufshildungswerken BBW 1 und
BBW |1 gesprochen.

In den drei Jahren wurden insgesamt 19 schwerstkorperbehinderte Menschen — inklusive
IHK-Abschlussprifung — nahezu vollstandig virtuell via E-Learning und Telearbeit entspre-
chend 8§ 25 BBIG zu Burokaufleuten ausgebildet. Das ehemalige Bundesministerium fur Ar-
beit finanzierte einen Teil der Anlaufinvestitionen und die wissenschaftliche Begleitung
(Forderkennzeichen: Vb 2 - 58 663 - 6/52). Ansonsten finanzierten die beiden Berufsbil-
dungswerke die berufliche Erstausbildung der Teilnehmenden tber die Kostenerstattungen
der Bundesanstalt fiir Arbeit. Bereits nach dem ersten Ausbildungsjahr wurde das VBBW in
den Regelbetrieb tberfuhrt, d.h. in den Jahren 2001 bis 2003 haben weitere Auszubildende
die virtuelle Ausbildung aufgenommen.

Hintergrund des VBBW ist die Problematik, dass die berufliche Erstausbildung schwerstkor-
perbehinderter Menschen oftmals selbst in den Berufsbildungswerken nicht geleistet werden
kann. Schwerstkorperbehinderten Menschen bleibt der Zugang zu einer beruflichen Erstaus-
bildung und somit zu einer spateren Berufsaustibung oftmals verwehrt, weil

e sie aufgrund medizinischer Behandlungen wéhrend der Kernarbeitszeiten (Montags-Frei-
tags, 08.00-16.00 Uhr) zeitweilig verhindert sind,

e ihre physische Belastbarkeit eingeschrankt ist,

e sie behinderungsbedingt das hdusliche Umfeld kaum verlassen kénnen und eine spezielle
medizinische Betreuung benétigen, die auch in einem Berufsbildungswerk nicht geleistet
werden kann.

Vor diesem Hintergrund wurde im VBBW das padagogische Innovationspotenzial der Neuen
Informations- und Kommunikationstechnologien (NIKT) in zweifacher Hinsicht zum Wohle
behinderter Menschen genutzt:
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Die Ausbildung wurde nahezu vollstandig virtuell via E-Learning und Telearbeit abge-
wickelt, so dass die Auszubildenden vom heimischen Arbeitsplatz aus an der Ausbildung
teilnehmen konnten. Somit konnten die Lern- und Arbeitszeiten flexibel gestaltet und Pfle-
gemafRnahmen individuell im hauslichen Umfeld organisiert werden.

Weitergehend wurden die Auszubildenden auf eine spatere Berufsausiibung via Telearbeit
vorbereitet, um die berufliche Mobilitat bei gleichzeitiger Beibehaltung des Wohnortes zu ge-
wabhrleisten (vgl. GOLL/LILIENTHAL/ZAPP 2000, 13 ff.).

2 Forschungskonzept der wissenschaftlichen Begleitung

2.1 Wissenschaftstheoretische Fundierung

Die vom Autor wahrgenommene wissenschaftliche Begleitung des Modellprojekts (so die
Bezeichnung seitens des ehemaligen BMA als finanzierende Einrichtung) stand in der Tradi-
tion einer Modellversuchsforschung, verstanden als eine theoriegeleitete Reflexion von Mo-
dellversuchen, um Erkenntnisse Gber und durch die Veranderungen in den sozialen Praxis-
feldern zu gewinnen (vgl. EULER/SLOANE 1998, 315). Angesichts der Rahmenbedingun-
gen und Zielsetzungen wurde von der Annahme ausgegangen, dass Erkenntnisse der Grund-
lagenforschung aus den padagogischen Bezugsdisziplinen nur dann eine Basis flr die hier zu
leistende Arbeit darstellen kénnen, wenn die Fragen und Probleme aus der Praxis bei der
Modellierung des Forschungsdesigns beriicksichtigt werden (vgl. KREMER/MELKE/
SLOANE 2001, 96). Somit wurden die wissenschaftlichen Erkenntnisse beziglich der Ent-
wicklung, Implementation und Evaluation eines virtuellen Ausbildungskonzepts zur Qualifi-
zierung schwerstkdrperbehinderter Menschen in enger Zusammenarbeit mit der Praxis ge-
wonnen.

Die wissenschaftliche Begleitung hatte zum Ziel, aktiv zum Gelingen des Modellprojekts
beizutragen und wurde in der Tradition der Aktions- bzw. Handlungsforschung, die insbe-
sondere durch zwei Merkmale beschrieben werden kann (vgl. KONIG/ZEDLER 2002, 132
f.), ausgelibt:

e Handlungsforschung ist weniger auf verallgemeinerbare Erkenntnisse, als vielmehr auf
die Entwicklung konzeptioneller VVorstellungen und die Loésung praktischer Probleme
aus dem padagogischen Alltag ausgerichtet.

e Das traditionelle Subjekt-Objekt-Verhaltnis zwischen Forscher und Forschungsobjekt
wird weitgehend in ein Subjekt-Subjekt-Verhaltnis umgewandelt: Dieser Perspektiven-
wechsel war fur die Arbeit im Modellprojekt von Bedeutung, um mit den Auszubilden-
den, Ausbildenden und Lehrenden der Berufsbildungswerke in direkten Kontakt treten
zu konnen.
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Entwicklung und Erprobung des Ausbildungskonzepts

Organisatorische
Rahmenbedingungen
_ (2]
Technische
Rahmenbedingungen

©

Implementierung

Konzept-
entwickung

Curriculare
Rahmenbedingungen

Kdrperbehinderten- ‘0
padagogik ‘Q
0‘ e

o

Theoretische

©. |
Fundierung Evaluierung

Wirtschaftspadagogik H

Medienpadagogik

Abb. 1: Vorgehensweise der Arbeit

Die mit der wissenschaftlichen Begleitung verbundenen Arbeitsschwerpunkte beinhalteten
insbesondere die theoretische Fundierung und Entwicklung der Grundlagen des virtuellen
Ausbildungskonzepts, die Beratung der Berufsbildungswerke hinsichtlich der Implementation
des Ausbildungskonzepts sowie die Evaluation der virtuellen Ausbildung in Verbindung mit
der Entwicklung von Vorschlagen zur Verbesserung und Weiterentwicklung des Ausbil-
dungskonzepts. Die Arbeitsschwerpunkte werden in Abb. 1 dargestellt und nachfolgend ver-
tieft.

2.2 Theoretische Fundierung, Entwicklung und Implementation des
Ausbildungskonzepts

Berufsbildungswerke stellen Lernorte eigener didaktisch-methodischer Prégung dar, wobei
die Ausgestaltung der Lehr- und Lernprozesse einerseits von der Berufs- und Wirtschafts-
padagogik, sowie andererseits von der Sonderpadagogik bestimmt wird. Angesichts der Be-
deutung der NIKT fur die berufliche Bildung im Allgemeinen und fir das VBBW im Spe-
ziellen galt es fur den theoretischen Bezugsrahmen Uberdies, die Medienpadagogik zu be-
riicksichtigen. Vor diesem Hintergrund war zunachst zu erortern, welchen Beitrag die ge-
nannten Disziplinen zur theoretischen Fundierung des Ausbildungskonzepts leisten konnen.

Aus sonderpadagogischer Perspektive stellt die Entwicklung des virtuellen Ausbildungskon-
zepts nicht nur eine Notwendigkeit vor dem Hintergrund gednderter politischer Rahmenbe-
dingungen dar, sondern ist zugleich als moralische Verpflichtung zu begreifen, durch techni-
sche Innovationen das Bildungsrecht behinderter Menschen einzuldsen (vgl. ANTOR/BLEI-
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DICK 2000, 95 ff.). Wenngleich den sonderpadagogischen Aspekten eine wesentliche Be-
deutung zukommt, ist zu konstatieren, dass im Mittelpunkt der Arbeit der Berufshildungs-
werke berufspadagogische Aufgaben stehen (vgl. STADLER 1998, 183). Im Gegensatz zu
beispielsweise sinnesbehinderten Menschen bedurfte die hier angesprochene Zielgruppe kei-
ner speziellen sonderpédagogischen Didaktik und Methodik, um den Zugang zu den Lern-
inhalten herzustellen. Folglich stellte die Didaktik und Methodik des Wirtschaftslehreunter-
richts die zentrale Grundlage fir die Ausgestaltung des Ausbildungskonzepts auf der Basis
von E-Learning und Telearbeit dar, d.h. es dominierte die wirtschaftspddagogische Perspek-
tive. Gleichwohl war auch den sonderpédagogischen Anforderungen, beispielsweise hin-
sichtlich der Umsetzung individueller FordermaRnahmen, Rechnung zu tragen.

Im Hinblick auf das Ausbildungskonzept war weiterhin die Frage zu konkretisieren, welche
Impulse von Multimedia und Telekommunikation zur Losung wirtschaftspddagogischer
Probleme ausgehen kénnen (vgl. EULER 1998). Aus einer prozessorientierten Sicht ergeben
sich wesentliche strukturelle Elemente eines virtuellen und behindertengerechten Ausbil-
dungskonzepts aus den Potenzialen der NIKT, auf deren Basis eine internetbasierte Kommu-
nikation und Kooperation realisiert werden kann. Aus einer ergebnisorientierten Perspektive
hat sich mit Telearbeit eine neue Arbeitsform entwickelt, die schwerstkorperbehinderten
Menschen eine Berufsausiibung als Birokaufmann/-frau nach dem Ausbildungsabschluss er-
maoglicht.
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Organisatorische und technische Dimension
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Somit dominierte bei der theoriegeleiteten Entwicklung des Ausbildungskonzepts die wirt-
schaftspadagogische Perspektive, wobei von einem handlungsorientierten Ausbildungskon-
zept auf gemaRigt konstruktivistischer Basis auszugehen war. Im Hinblick auf eine behin-
dertengerechte Gestaltung der Lern- und Arbeitsprozesse wurde — unter Verwendung der
NIKT - ein weitgehend individualisiertes Ausbildungskonzept angestrebt, das in besonderer
Weise auf die Selbstorganisation und -steuerung der Lernprozesse am heimischen Arbeits-
platz setzt, so dass die Auszubildenden die Ausbildungsverpflichtungen mit den Ruhe- und
Therapiezeiten in Einklang bringen konnten. Mit Blick auf die spatere Implementation waren
bei der Konzeptentwicklung auBerdem die bildungspolitischen und curricularen Vorgaben,
die organisatorischen Rahmenbedingungen der Berufsbildungswerke sowie die Lernvoraus-
setzungen der Auszubildenden zu bericksichtigen (vgl. Abb. 2).

Die konzeptionelle Entwicklung und Implementation des virtuellen Ausbildungskonzepts
konzentrierte sich auf die didaktisch-methodische, technische und mediale Ausgestaltung des
Ausbildungskonzepts. Wesentliche Aspekte waren die didaktisch-methodische Verwendung
der internetbasierten Kommunikationsmittel, die Verwendung von onlinefahigen Lernmateri-
alien und die Konzeption virtueller Modellunternehmen, in denen der betriebliche Ausbil-
dungspart abgewickelt wird. Hierauf wird im dritten Kapitel eingegangen.

2.3 Evaluationskonzept der wissenschaftlichen Begleitung

Der Evaluationsarbeit wurden die folgenden erkenntnisleitenden Fragen zugrunde gelegt, die
zunachst im Rahmen der theoriegeleiteten Konzeptentwicklung, weiterhin aber auch auf-
grund von Erhebungen im VBBW identifiziert wurden.

e Unter welchen Rahmenbedingungen wird die Ausbildung durchgefuhrt?

e  Wie wird die virtuelle Ausbildung unter den gegebenen Rahmenbedingungen in den Be-
rufshbildungswerken gestaltet?

e Wie ist die Motivation der Auszubildenden ausgepragt und von welchen Faktoren wird
sie beeinflusst?

e  Wie beurteilen die Auszubildenden, Ausbildenden und Lehrenden die Ausbildung?

e Ist die virtuelle Ausbildungsdurchfiihrung geeignet, um das Sozialleben der Auszubil-
denden zu verbessern?

e Konnen die Auszubildenden durch die virtuelle Ausbildungsform angemessen qualifi-
ziert werden?

e Konnen den Auszubildenden neue berufliche Chancen er6ffnet werden?

Wie anhand der Fragen ersichtlich ist, ging es weniger um einen Vergleich unterschiedlicher
didaktisch-methodischer Konzepte, d.h. virtuelle Ausbildung versus Présenzausbildung, da
mit diesen Konzepten teilweise unterschiedliche Zielsetzungen verfolgt werden. Vielmehr
galt es zu untersuchen, inwieweit das virtuelle Ausbildungskonzept die damit verbundenen
Zielsetzungen erfiillt, wobei die spezifischen Entwicklungsbedingungen zu berlcksichtigen
waren. Auch wenn dem gewéhlten Forschungsansatz entsprechend primér qualitative Metho-
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den wie Leitfadeninterviews, Dokumentenanalysen, Tagebilicher und teilstandardisierte
schriftliche Befragungen verwendet wurden, kamen auch empirisch-analytische Verfahren
wie standardisierte Befragungen zum Einsatz. Die verwendeten empirisch-analytischen Eva-
luationsverfahren dienten weniger dazu, im Sinne einer konfirmatorischen Vorgehensweise
Hypothesen zu testen und verallgemeinerungsféahige Aussagen zu gewinnen, was nicht nur
aufgrund der Kkleinen, sondern auch nicht reprasentativen Stichprobe problematisch gewesen
waére. Vielmehr wurden quantitative Instrumente eingesetzt, um zusatzliche Informationen fur
die Absicherung der diskursiven, subjektiv-qualitativen Bewertung der Erhebungsergebnisse
einzubringen.

3 Das implementierte Ausbildungskonzept: die Ausbildung zum/zur
Blarokaufmann/-frau im Virtuellen Berufsbildungswerk

3.1 Technische Infrastruktur und Lernmaterialien

Zu Beginn der Ausbildung wurden die heimischen Arbeitsplatze der Auszubildenden mit ei-
nem multimediafdhigen PC und Internetzugang (zundchst ISDN, spéater DSL) ausgestattet.
Sofern notwendig, wurden die Computer mit behinderungsgerechter Hard- und Software auf-
geristet. Die Kosten fir die Hard- und Software und die laufende Internetnutzung wurden
von den Berufsbildungswerken getragen. Fir die Ausbildenden und Lehrenden wurden PC-
Arbeitsplatze in den Berufsbildungswerken eingerichtet.

Die Berufsbildungswerke setzten als Plattform fur die Kommunikation und Bereitstellung der
Lernmaterialien das Lernmanagementsystem DLS Distance Learning System® der Firma
e/t/s media didaktik GmbH ein. Die Audio-/Videokonferenzen wurden seit dem zweiten Aus-
bildungsjahr tGber CentraOne, das an das DLS gekoppelt wurde, abgewickelt. Das Hosting
des Lernmanagementsystems sowie des MTP-Konferenzsystems tbernahm ebenfalls die
Firma eft/s.

Die technische Infrastruktur zur internetbasierten Kommunikation und Kooperation im be-
trieblichen und berufsschulischen Ausbildungspart wird in Abb 3. dargestellt. In Abschnitt
3.4 wird die technische und didaktisch-methodische Ausgestaltung der virtuellen Modellun-
ternehmen erlautert.
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Angesichts der behinderungsbedingten Probleme einiger Auszubildender hinsichtlich der
Handhabung von Printmedien wurde das Modellprojekt mit dem Ziel gestartet, nach Mog-
lichkeit ausschliellich computerbasierte Lernmaterialien einzusetzen. Zugleich sollten die
Lernmaterialien dem individualisierten Ausbildungskonzept Rechnung tragen. Vor diesem
Hintergrund konnten die Ausbildenden und Lehrenden fur ékonomische und informations-
technische Inhalte auf einen Pool von multimedialen Lernarrangements der Firma e/t/'s GmbH
zugreifen, die das mediengestiitzte Einzellernen fordern. Da die Betreuung der Auszubilden-
den durch Angehorige und Pflegepersonal besser als erwartet war, kamen seit September
2001 auch in einem begrenzten Umfang wieder klassische Printmedien wie Schulbiicher zum
Einsatz, die sich bereits in der Prasenzausbildung bewéhrt hatten. Sofern nur wenige Seiten
eines Printmediums bendtigt wurden, wurden diese — soweit urheberrechtlich moglich — ein-
gescannt und den Auszubildenden digital zur Verfugung gestellt; die Auszubildenden wie-
derum konnten die Materialien — wenn gewinscht — ausdrucken.

3.2 Grundsatzliche didaktisch-methodische Ausgestaltung

Da die Auszubildenden in 10 verschiedenen Bundeslandern und im Durchschnitt rund 200
km von den betreuenden Berufshildungswerken entfernt wohnten, war die Mdglichkeit zur
Betreuung vor Ort beschrankt. Im Durchschnitt wurden die Auszubildenden ein bis zwei Mal
jahrlich von den Ausbildenden und Lehrenden, zumeist begleitet von einem Mitarbeiter des
sozialen Dienstes, besucht. Die Ausbildung wurde ansonsten virtuell abgewickelt.

Im Rahmen der Ausbildungsdurchfiihrung wurde die Bandbreite der tber das DLS verfugba-
ren Kommunikationsmoglichkeiten (E-Mail, Foren, Chat, Audio-/Videokonferenzen) genutzt.
Den Audio-/Videokonferenzen kam eine wesentliche Bedeutung zu, weil aufgrund ihres syn-
chronen Kommunikationscharakters der Tagesablauf der Auszubildenden partiell vorstruktu-
riert wird. Audio-/Videokonferenzen weisen auRerdem eine methodische Ahnlichkeit zum
Présenzunterricht auf, kdnnen aber aus methodischen und technischen Griinden nur im perso-
nell kleineren Rahmen durchgefuihrt werden. Deshalb wurden die Auszubildenden in beiden
Berufsbildungswerken in drei Lerngruppen (so die Bezeichnung seitens der Berufsbildungs-
werke) eingeteilt, was bedeutet, dass die Ausbildenden und Lehrenden jede Konferenz drei-
fach in den Lerngruppen durchfuhren mussten.

Pro Woche nahm jeder Auszubildende acht bis 10 Stunden an Audio-/Videokonferenzen teil.
Sechs bis acht Stunden wurden fiir die berufsschulischen Inhalte verwendet, die restliche Zeit
fur den betrieblichen Ausbildungspart. Hinzu kamen ein bis zwei Stunden individueller For-
derunterricht unter ,,vier Augen®, der je nach individuellem Forderbedarf von den Ausbilden-
den oder Lehrenden durchgefilnrt wurde. Uber die restliche Arbeitszeit, gekennzeichnet
durch Einzelarbeit, asynchrone Kommunikation (E-Mail, Foren) und weitere synchrone
Kommunikation (Telefonate, individuell vereinbarte Konferenzen) konnten die Auszubilden-
den weitgehend selbststandig verfiigen, wobei allerdings die Pflicht bestand, sich an jedem
Arbeitstag bei den Ausbildenden via E-Mail zur Arbeit zu melden.
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3.3 Didaktisch-methodische und technische Ausgestaltung des berufsschulischen
Ausbildungsparts

Zwecks Realisierung didaktisch-methodischer Synergieeffekte wurde entschieden, dass im
berufsschulischen Part der virtuellen Ausbildung inhaltlich parallel zu den Klassen der Pré&-
senzausbildung, in denen die Lehrenden zumeist auch unterrichteten, vorgegangen werden
sollte. Didaktisch-methodische Parallelitdten zur Prasenzausbildung im berufsschulischen
Ausbildungspart waren bei der Entwicklung des Ausbildungskonzepts somit durchaus er-
winscht. Gleichwohl ist zu konstatieren, dass sich die didaktisch-methodische Ausgestaltung
des berufsschulischen Ausbildungsparts viel starker an die Préasenzausbildung angenéhert hat,
als es erwartet wurde:

e Das seit dem zweiten Ausbildungsjahr eingesetzte Konferenzsystem CentraOne ermdg-
lichte es, in den Klassen der virtuellen Ausbildung methodisch &hnlich wie in den Klas-
sen der Prasenzausbildung vorzugehen. Dies betraf sowohl die Mdglichkeiten einer ver-
mittelnden als auch aktiv-erarbeitenden VVorgehensweise. Im Vergleich zu den Prasenz-
stunden wurden die Online-Konferenzen aufgrund der mehrfachen Durchfiihrung zu-
meist zeitlich leicht verkirzt. Zur Kompensation wurden mehr ,,Hausaufgaben* aufge-
geben, die primér via E-Mail betreut wurden.

e Zahlreiche Lernmaterialien — seien es zugekaufte Printmedien, im Internet recherchierte
Materialien oder selbst entwickelte Arbeitsblatter — wurden in der virtuellen Ausbildung
wie auch in der Prasenzausbildung eingesetzt.

So sagte eine der Lehrenden im Rahmen der Abschlussdiskussion zum Projektende: ,,Wir
machen grundsatzlich immer noch das Gleiche wie vorher auch.” Dieses Statement wurde auf
Riickfrage des Autors von den Lehrenden beider Berufshildungswerke einhellig bestétigt.

3.4 Didaktisch-methodische und technische Ausgestaltung des betrieblichen
Ausbildungsparts

Der betriebliche Ausbildungspart wird in den Berufsbildungswerken im Rahmen der Pra-
senzausbildung in Modellunternehmen durchgefiihrt und durch Praktika in realen Unterneh-
men ergéanzt. Eine zentrale didaktisch-methodische und technische Herausforderung hinsicht-
lich der Konzeption und Implementation des Ausbildungskonzepts bestand darin, Modell-
unternehmen aufzubauen, in denen die Auszubildenden und Ausbildenden virtuell arbeiten
konnten. Im Rahmen der Ausgestaltung der Modellunternehmen beschritten die beiden Be-
rufsbildungswerke unterschiedliche Wege:

e Im BBW I arbeiteten die Auszubildenden arbeitsteilig in dem gemeinsamen Modell-
unternehmen Performance (Online-Computerhandel). Als Plattform fiir die gemeinsame
Arbeit diente im zweiten Ausbildungsjahr das DLS, das mit Hilfe der wissenschaftlichen
Begleitung auf die speziellen Anforderungen hin modifiziert worden ist. Im dritten Aus-
bildungsjahr wurde die Plattform DLS sukzessive durch eine speziell entwickelte Appli-
kation auf der Basis der Groupware Lotus Notes ersetzt. AulRerdem erfolgte ein An-
schluss an den Deutschen Ubungsfirmenring. Da sich bereits die Einrichtung der DLS-
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und Notes-basierten Plattform als sehr aufwandig erwies, konnte kaufmannische Soft-
ware im Jahrgang des Modellprojekts nicht mehr eingefuhrt werden.

e Demgegeniber grindeten alle Auszubildenden des BBW Il eigene Modellunternehmen,
die untereinander in Kunden-/ Lieferantenbeziehungen standen. Diese Konstellation wird
seitens des BBW |1 als Korrespondenzibungsfirmenring bezeichnet. Somit musste jeder
Auszubildende alle anfallenden Arbeiten in seinem Modellunternehmen erledigen.
Aullerdem wurde die kaufménnische Software des Herstellers Lexware zur Fakturierung,
Buchhaltung und Lohn- und Gehaltsabrechnung eingesetzt. Eine spezielle Plattform im
Sinne einer Groupware kam nicht zum Einsatz; die Modellunternehmen standen primér
via E-Mail (Microsoft Outlook) in Kontakt. Seitens der Ausbildenden gab es VVorgaben,
die den Umfang der geschéaftlichen Aktivitaten untereinander regelten. Ein Anschluss an
den DUF wurde nicht durchgefiihrt.

Ergénzend zur Arbeit in dem virtuellen Modellunternehmen absolvierten die Auszubildenden
des BBW | Praktika in externen Unternehmen.
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Realisierung des betrieblichen Ausbildungsparts

BBW I

BBW II

Arbeit in virtuellen Modellunternehmen

Grundkonzept Die Auszubildenden arbeiten |Jeder Auszubildende betreibt
in einem gemeinsamen vir- ein eigenes Modellunterneh-
tuellen Modellunternehmen men
(Computerhandel Perfor-
mance GmbH)

Aul3ensteuerung Zweites Ausbildungsjahr: Korrespondenzubungsfirmen-
Kunden-Lieferantenbeziehun- |ring: Modellunternehmen der
gen zur Korrespondenz- Azubis stehen untereinander
tbungsfirma VEWA GmbH in Kunden-/Lieferantenbe-
(Einkauf und Verkauf von ziehung.

Waren aller Art) und deren 10
Subunternehmen
Drittes Ausbildungsjahr:
Anschluss an DUF
Aul3ensteuerung Zweites Ausbildungsjahr: Keine spezielle Plattform,

Modifiziertes DLS

Drittes Ausbildungsjahr:
Groupware-Applikation auf
der Basis von Lotus Notes

Kommunikation erfolgt primér
per E-Mail.

Verwendete betriebs-
wirtschaftliche Software

Nicht im Jahrgang des Mo-
dellprojekts, in nachfolgenden
Jahrgangen soll Sage KHK
ClassicLine zum Einsatz
kommen.

Lexware Business Office Pro,
insb. Module zur Fakturierung,
Buchhaltung und Lohn- und
Gehaltsabrechnung

Praktika im realen Unternehmen

Grundkonzept

Erganzend zur Arbeit im Mo-
dellunternehmen seit zweitem
Halbjahr des zweiten Ausbil-
dungsjahres

wurde nicht realisiert

Abb. 4: Durchflihrung des betrieblichen Ausbildungsparts
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Aullensteuerung der virtuellen Modellunternehmen

BBW I: Virtuelle Ubungsfirma mit Anschluss an den DUF
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mix GmbH Design GmbH

Abb. 5: AulRensteuerung der virtuellen Modellunternehmen
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4 Evaluationsergebnisse der wissenschaftlichen Begleitung

4.1 Eingangsvoraussetzungen der Auszubildenden, Ausbildenden und Lehrenden

Die Rahmenbedingungen der Ausbildungsdurchfihrung wurden mit der Hilfe von teilstan-
dardisierten Befragungen der Auszubildenden, Ausbildenden und Lehrenden, Leitfadeninter-
views mit den Projektverantwortlichen sowie Dokumentenanalysen von Lehrplanen, Stoff-
verteilungsplénen usw. erhoben.

Die schulischen Eingangsvoraussetzungen und Behinderungen der insgesamt 27 Auszubil-
denden, die im August 2000 die Ausbildung aufgenommen hatten, bedingten ein individuali-
siertes Ausbildungskonzept. Die schulischen Eingangsvoraussetzungen reichten von der ab-
geschlossenen Hauptschule — Klasse 9 — bis hin zur allgemeinen Hochschulreife. Die in Abb.
6 dargestellten Behinderungen fiihrten zu deutlichen Einschrankungen hinsichtlich der Mobi-
litdt, Motorik und teilweise auch Sprache. Bei der Mehrzahl der Auszubildenden war die
Schreibgeschwindigkeit an der Tastatur reduziert. Hinzu kamen Einschrankungen hinsichtlich
der zeitlichen Belastbarkeit und der pflege- bzw. rehabilitationsbedingten Abwesenheits-
zeiten. Die individuelle Schwere der Behinderungen zeigte sich insbesondere im BBW 11, wo
drei Auszubildende waéhrend der Ausbildung verstarben. Krankheitsbedingt mussten drei
Auszubildende, in einem Fall sogar wahrend der Abschlussprifung, abbrechen. Im BBW |
gab es demgegentber einen Abbruch aus gesundheitlichen Grinden. Fur gute Erfolgsaus-
sichten der Auszubildenden sprachen die Motivation sowie der familidre Ruckhalt.

BBW I BBW II
Art der Behinderung (n=14, Mehrfach- | (n=13, Mehrfach-
nennungen) nennungen)

Schadigung des Gehirns und Rickenmarks 5 3
Schéadigung der Muskulatur 7 9
Schadigung des Skelettsystems 4 2
Chronische Krankheiten und Fehlfunktionen 1 5

von Organen

Sinnesbehinderungen (Fehlsichtigkeit) 1 0

Abb. 6: Angaben zu den Behinderungen der Auszubildenden

Wichtig fur einen erfolgreichen Ausbildungsverlauf waren die Eingangsvoraussetzungen der
insgesamt vier Ausbildenden und sieben Lehrenden, insbesondere die zumeist mehrjahrige
Praxis hinsichtlich der Ausbildung behinderter Menschen in Prasenzform. Alle Befragten
hatten schon oft oder zumindest gelegentlich mit typischen Office- und Internetprogrammen
gearbeitet. Erfahrungen hinsichtlich der Durchfihrung von Computerschulungen konnten
ebenfalls die meisten Befragten vorweisen; Erfahrungen zur paddagogischen Nutzung des In-
ternets waren aber kaum vorhanden. Um sich auf die speziellen Anforderungen der virtuellen
Ausbildungsdurchfiihrung vorzubereiten, absolvierten die Ausbildenden und Lehrenden die
Qualifizierung und Zertifizierung zum TeleCoach (vgl. KAISER/SCHRODER 2001 und
2002).
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4.2  Probleme im Ausbildungsverlauf

Lernprobleme traten wahrend der Ausbildungsdurchfuhrung nur sehr vereinzelt auf. Dies
zeigt sich auch daran, dass es wahrend der drei Ausbildungsjahre nur drei leistungsbedingte
Ausbildungsabbriiche bzw. Nichtversetzungen gab, wobei die Leistungsschwéche in zwei
Fallen zumindest partiell auf gesundheitliche Grunde zurlickgefuhrt werden konnte. In den
drei Jahren wurde seitens der Ausbildenden und Lehrenden nur einmal die Meinung geéuliert,
dass Disziplinprobleme vergleichbar mit denen in der Prasenzausbildung auftraten. Ansons-
ten wurde stets mehrfach herausgestellt, dass Disziplinprobleme weniger stark ausgepragt
oder nicht existent waren.

Im ersten Ausbildungsjahr hatten die Auszubildenden, Ausbildenden und Lehrenden glei-
chermalRen mit technischen Problemen, insbesondere in den Audio-/Videokonferenzen, zu
kampfen. Durch die Einfuhrung des Konferenzsystems CentraOne sowie schnellerer Internet-
zugange konnten die technischen Probleme im zweiten Ausbildungsjahr erheblich verringert
werden.

4.3 Motivation der Auszubildenden

Die Motivation der Auszubildenden war aufgrund der virtuellen Durchfihrung der Ausbil-
dung ein wesentlicher Erfolgsfaktor, weil der GroRteil der Arbeitszeit nicht unter unmittelba-
rer Aufsicht durch die Ausbildenden und Lehrenden stattfand. Zugleich war die Gefahr der
Demotivation gegeben, wenn bei technischen oder inhaltlichen Problemen nicht schnell und
kompetent geholfen werden konnte oder sich die Teilnehmenden sozial isoliert fihlten. Die
deshalb durchgefuhrte Erhebung zur Motivation orientierte sich an dem Forschungsprojekt
»Selbstbestimmt motiviertes und interessiertes Lernen in der kaufmdannischen Erstausbil-
dung“ (vgl. u.a. PRENZEL/KRISTEN/DENGLER/ETTLE/BEER 1996; PRENZEL/KRA-
MER/DRECHSEL 2001), das im Rahmen des DFG-Schwerpunktprogramms ,,Lern-/Lehr-
prozesse in der kaufmannischen Erstausbildung“ durchgefuhrt wurde. Theoretische Grund-
lage dieses Forschungsprojekts sind die Kompetenz- und Selbstbestimmungstheorie sowie die
padagogische Interessentheorie.

Zur Erfassung der Konstrukte hinsichtlich der Motivationsarten, der Empfindungen beim Ler-
nen und Arbeiten sowie der wahrgenommenen Rahmenbedingungen wurde ein standardi-
sierter Fragebogen entwickelt, der von den Auszubildenden getrennt nach dem berufsschuli-
schen und betrieblichen Ausbildungspart zu beantworten war.

e  Motivationsarten (nach steigender Auspragung der Motivation):

- ,,Amotiviert* kennzeichnet Zustdnde ohne gerichtete Lernmotivation.

- ,Extrinsisch® motiviertes Lernen/Arbeiten bezeichnet einen Zustand, in dem die Per-
son nur lernt, um eine Belohnung zu erlangen oder einer drohenden Strafe zu entge-
hen.

- Introjiziert” bedeutet, dass der Lernende das &uRere Bekraftigungssystem verinner-
licht hat.
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- ldentifiziert“ bedeutet, dass dem Lernenden die Inhalte und Tatigkeiten personlich
wichtig sind und er sie als wertvoll anerkennt.

— Beim ,intrinsisch® motivierten Lernen/Arbeiten hat der Lernende ohne drohende
Strafe, Versprechen oder Anst6l3e von aulRen das Bestreben, eine Sache voll und ganz
Zu beherrschen.

- Das ,interessiert“ motivierte Lernen/Arbeiten stellt eine Erweiterung der intrinsischen
Motivation dar. Die Person mdchte tiber die aktuelle Situation hinaus mehr tber den
Gegenstand erfahren.

e  Empfindungen beim Arbeiten und Lernen
- Emotional negatives Empfinden
- Emotional positives Empfinden
- Flow-Erleben
— Empfinden von Wichtigkeit

e Beurteilung der positiven bzw. negativen motivationalen Rahmenbedingungen:
- Inhaltliche Relevanz
- Interesse der Ausbildenden/Lehrenden
- Soziale Einbindung
- Kompetenzunterstiitzung
- Autonomieunterstlitzung
- Nachvollziehbare VVorgehensweise
- Uberforderung
— Technische Probleme
- Probleme mit den Lernmaterialien

Zu den 19 Konstrukten wurden insgesamt 69 Items (Beispiel ,,amotiviertes Lernen/Arbeiten*:
,Beim Lernen versuchte ich mich zu drucken.”) formuliert, die auf einer Skala von ,,0 — nie*
bis ,,5 — sehr oft“ bewertet werden konnten. Die Erhebung wurde zu drei Zeitpunkten durch-
gefihrt:

e Die Befragungen konzentrierten sich auf das zweite und dritte Ausbildungsjahr des
VBBW, weil die Arbeit in den virtuellen Modellunternehmen im zweiten Ausbildungs-
jahr anlief, so dass erst ab diesem Zeitpunkt sichergestellt war, dass die Auszubildenden
die beiden Lernorte auch differenziert wahrnahmen. Die erste Befragung (November
2001) fand wahrend des Einstiegs in die eigentliche Arbeit im Modellunternehmen statt.
Zum Zeitpunkt der zweiten Befragung (Juni 2002) war die Arbeit in den Modellunter-
nehmen bereits Routine; die Auszubildenden des BBW | waren zusatzlich als Prakti-
kanten in realen Unternehmen tétig. Die dritte Befragung (Mérz 2003) fand rund zwei
Monate vor der Abschlusspriifung statt.
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Dariiber hinaus wurden die Auszubildenden der Présenzausbildung zum/zur Birokauf-
mann/-frau des BBW | (d.h. diese Auszubildenden wurden parallel zu den Auszubilden-
den des VBBW ausgebildet) in die Befragung einbezogen.

Weiterhin wurde zum Ende des zweiten Ausbildungsjahres (Juni 2003) eine nach Lern-
orten differenzierte Befragung der virtuellen Auszubildenden des Nachfolgejahrgangs
(d.h. Ausbildungsbeginn September 2001) beider Berufsbildungswerke durchgefihrt.

Im Hinblick auf die Motivation der Auszubildenden des VBBW ergaben die Erhebungen fol-
gende Befunde:

Den Auszubildenden der virtuellen Ausbildung kann eine gute Motivation bescheinigt
werden. Die hochsten Mittelwerte erzielten stets das identifiziert und introjiziert moti-
vierte Lernen/Arbeiten; die niedrigsten Mittelwerte entfielen stets auf das amotivierte
und extrinsisch motivierte Lernen/Arbeiten.

Selbst die niedrigsten Mittelwerte zu den positiven Rahmenbedingungen lagen bis auf
wenige Ausnahmen (ber den hdchsten Mittelwerten der negativen Rahmenbedingungen,
d.h. die Ausbildenden und Lehrenden haben eine motivationsunterstiitzende Atmosphére
geschaffen.

Hinsichtlich der Empfindungen beim Arbeiten und Lernen erzielten die emotional nega-
tiven Empfindungen stets die niedrigsten Mittelwerte, d.h. die Ausbildungsteilnahme
wurde nur in einem geringen Umfang durch negatives Empfinden beeintrachtigt.

Zwischen dem betrieblichen und berufsschulischen Ausbildungspart waren hinsichtlich
der Motivationsarten und Rahmenbedingungen trotz der sehr unterschiedlichen didak-
tisch-methodischen Ausgestaltung nur wenige signifikante Unterschiede zu verzeichnen.

Die positiven Ergebnisse zur Motivation in der virtuellen Ausbildung wurden auch durch
entsprechende Erhebungen im Nachfolgejahrgang bestatigt.
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Querschnittsvergleich zwischen den Auszubildenden des Modellprojekts
und den Auszubildenden der Prasenzausbildung im BBW |

Aushildungsbetrieb Berufsschule
MW MW Diff. p MW MW Diff. p
virt préas MW virt prés MW

Motivationsarten
Amotiviertes Lernen/Arbeiten 0,80 1,45 |-0,65 ,218 0,82 1,80 |-0,98 ,025*

[ ]

e Extrinsisch motiviertes L./A. 1,52 1,57 |-0,05 ,889 1,48 2,15 |-0,67 ,105
e Introjiziert motiviertes L./A. 4,03 3,83 0,20 ,633 3,94 3,73 0,21 ,594
¢ Identifiziert motiviertes L./A. 4,18 3,80 0,38 |°,418 3,97 3,70 0,27 ,554
e Intrinsisch motiviertes L./A. 3,58 3,77 -0,19 | ,582 3,67 3,11 0,56 ,191
e Interessiert motiviertes L./A. 3,09 3,13 -0,04 | ,905 3,12 2,67 0,45 ,216

Empfindungen beim Lernen und Arbeiten
e Emotional negatives Empfinden | 1,47 1,58 -0,11 ,802 1,70 2,13 -0,43 ,420
e Emotional positives Empfinden 3,44 3,35 0,09 , 787 3,26 2,09 1,17 ,005**
e Flow-Erleben 3,15 3,00 0,15 , 702 3,21 2,04 1,17 ,027*
e Empfinden von Wichtigkeit 4,15 3,67 0,48 ,286 4,36 3,63 0,73 ,000
Motivationale Rahmenbedingungen
e Positive Rahmenbedingungen
e Inhaltliche Relevanz 3,61 3,07 0,54 ,159 3,45 2,56 0,89 ,014*
e Nachvollziehbare 4,30 3,68 0,62 ,050* | 3,82 3,14 0,68 ,028*
Vorgehensweise
Interesse der Ausbildenden 3,89 3,55 0,34 ,308 3,39 2,98 0,41 325

[ ]

e Soziale Einbindung 4,09 3,98 0,11 , 7157 3,84 3,31 0,53 °,215

e Kompetenzunterstiitzung 3,76 3,62 0,14 ,649 3,45 2,76 0,69 °,140

e Autonomieunterstiitzung 3,79 3,53 0,26 ,449 3,58 2,67 0,91 ,071
¢ Negative Rahmenbedingungen

e Technische Probleme 2,94 1,87 1,07 ,069 2,73 2,81 -0,08 ,895

e Probleme mit L.materialien 2,18 1,98 0,20 677 2,39 2,46 -0,07 ,843

o Uberforderung 1,68 1,75 -0,07 ,891 2,05 2,36 -0,31 ,525
Erlauterung: p = Signifikanzniveau, * p<0,05 (signifikant), ** p<0,01 (hoch sign.), ***p<0,001 (hdchst sign.)

(T-Test mit zwei unabhangigen Stichproben)
Das Vorliegen von Varianzenheterogenitét wird mit ° gekennzeichnet (F-Test nach Levene).

Abb. 7: Vergleich zwischen den Auszubildenden der Prasenzausbildung und
denen des VBBW des BBW | (Befragungszeitpunkt 06/2002)

Die Erhebung wurde aulRerdem im BBW | bei den angehenden Birokaufleuten, die die Aus-
bildung in Prasenzform absolvierten, durchgefihrt. In Abb. 7 werden die Ergebnisse zum be-
trieblichen und berufsschulischen Ausbildungspart zum Ende des zweiten Ausbildungsjahres
gegenubergestellt. Beim Vergleich fallt auf, dass die Mittelwertdifferenzen zwischen den
Auszubildenden der virtuellen Ausbildung und denen der Prasenzausbildung zu den Kon-
strukten im berufsschulischen Ausbildungsteil zumeist groRer ausfielen als im betrieblichen
Ausbildungsteil. Signifikante Unterschiede waren im betrieblichen Ausbildungsteil lediglich
hinsichtlich der nachvollziehbaren VVorgehensweise zugunsten der virtuellen Ausbildung fest-
zustellen. Im berufsschulischen Teil war der Mittelwert zum amotivierten Lernen/Arbeiten in
der Prasenzausbildung signifikant héher als in der virtuellen Ausbildung ausgepragt. Die be-
rufsschulischen Mittelwerte zum emotional positiven Empfinden sowie zum Flow-Erleben
fielen im Rahmen der virtuellen Ausbildung signifikant bzw. hoch signifikant hoher aus. Im
berufsschulischen Ausbildungsteil der virtuellen Ausbildung erzielten samtliche positiven
Rahmenbedingungen héhere bzw. samtliche negativen Rahmenbedingungen niedrigere Mit-
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telwerte als in der Prasenzausbildung. Dies zeigt, dass insbesondere im berufsschulischen
Teil die virtuellen Auszubildenden héher motiviert waren und die motivationsunterstiitzenden
Rahmenbedingungen positiver wahrnahmen. Dies wurde von den Lehrenden plausibel damit
erklart, dass die Auszubildenden der virtuellen Ausbildung intensiver als die Auszubildenden
der Prasenzausbildung betreut wurden. Wahrend in der Présenzausbildung die Kontakte weit-
gehend auf die Unterrichtsstunden beschrankt blieben, fand im VBBW auch zwischen den
MTP-Konferenzen eine intensive Kommunikation (z.B. zwecks Korrektur der Hausaufgaben)
statt.

Als Ergebnis der Erhebung kann den Auszubildenden des Modellprojekts eine gute Motiva-
tion bescheinigt werden. Den Ausbildenden und Lehrenden ist es insgesamt gelungen, im
Rahmen des virtuellen Ausbildungskonzepts Bedingungen fir ein motiviertes Lernen und
Arbeiten zu schaffen.

4.4 Qualifizierungspotenzial des virtuellen Ausbildungskonzepts

Hinsichtlich der Durchfuhrung der Abschlussprifung wurde in Gesprachen zwischen den Be-
rufsbildungswerken, den zustandigen IHK’s und der wissenschaftlichen Begleitung verein-
bart, dass die Auszubildenden von zu Hause aus an der Priifung teilnahmen, wobei Auf-
sichtspersonen das Geschehen bei den Auszubildenden vor Ort Uberwachten. Inhaltlich war
die IHK-Abschlussprifung im VBBW identisch mit der Priifung in der Prasenzausbildung, so
dass diese Prufung einen wesentlichen Indikator fur das Qualifizierungspotenzial der virtuel-
len Ausbildung darstellte. Die Priifungsergebnisse werden in Abb. 8 dargestellt:

e Im BBW I lag das durchschnittliche Prufungsergebnis der Auszubildenden der virtuellen
Ausbildung mit 71,1% um 2,6 Prozentpunkte tber dem der Auszubildenden in der Pra-
senzausbildung. Gegeniiber dem IHK-Durchschnitt, in dem samtliche Abschlussprifun-
gen zum/zur Burokaufmann/-frau des Kammerbezirks erfasst sind, ,,fehlten* den virtu-
ellen Auszubildenden im Durchschnitt 2,9 Prozentpunkte.

e Im BBW Il erzielten die virtuellen Auszubildenden mit einem Mittelwert von 74,7%
schon fast signifikant (p=0,075) bessere Ergebnisse als die Auszubildenden der Prasenz-
ausbildung, die im Durchschnitt 66,4% der maximal moéglichen Punkte erreichten. Der
regionale IHK-Durchschnitt, in dem s&mtliche Abschlussprifungen zum/zur Birokauf-
mann/-frau des Kammerbezirks erfasst sind, lag um 3,3 Prozentpunkte tiber dem Durch-
schnitt der virtuellen Auszubildenden.

Anzumerken ist, dass die Ausgestaltung der Abschlussprifung in Niedersachsen und Baden-
Wirttemberg deutliche Unterschiede aufweist, so dass ein Vergleich zwischen den Berufsbil-
dungswerken nicht mdglich ist.
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Vergleich der Ergebnisse der Abschlussprifung
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e Mittelwert: 2,85 (08/01) / 3,08 (07/02) Mittelwert: 2,75 (08/01) / 2,88 (07/02)

Abb. 8: Durchschnittsergebnisse der Abschlussprifung 2003 — Vergleich
zwischen der virtuellen Ausbildung und der Prasenzausbildung der
Berufsbildungswerke sowie mit dem IHK-Durchschnitt des
jeweiligen Kammerbezirks

Weiterhin wurde im Rahmen einer multiplen, linearen Regressionsanalyse untersucht, inwie-
weit sich die Ergebnisse der Abschlussprifung (abhdngige Variable) auf der Basis der schuli-
schen Eingangsvoraussetzungen, der Motivation der Auszubildenden, der Unterschiede hin-
sichtlich der virtuellen Ausbildungsdurchfuhrung in den involvierten Berufsbildungswerken
und der virtuellen und préasenten Ausbildungsdurchfiihrung (unabhéngige Variablen) erklaren
lassen. Die Ergebnisse der Regressionsanalyse weisen ebenfalls darauf hin, dass im internen
Vergleich der Berufshildungswerke die Auszubildenden der virtuellen Ausbildung den Aus-
zubildenden der Prasenzausbildung in der Abschlussprifung zumindest ebenbirtig waren.
Auch im Vergleich zum jeweiligen IHK-Durchschnitt haben die virtuellen Auszubildenden,
insbesondere wenn man die Schwere der Behinderungen berlcksichtigt, ein respektables Er-
gebnis erzielt.

4.5 Beurteilung der Ausbildung

Die Beurteilung der Ausbildung durch die Auszubildenden, Ausbildenden und Lehrenden
wurde mit Hilfe von schriftlichen, teilstandardisierten Befragungen zum Ende der drei Aus-
bildungsjahre erhoben. Zahlreiche Fragen waren in den Fragenbdgen, die von den Auszubil-
denden bzw. Ausbildenden/Lehrenden ausgefullt wurden, identisch, um den gleichen Sach-
verhalt aus unterschiedlichen Perspektiven beleuchten zu kénnen.
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Welche Gesamtnote geben Sie der Ausbildung?

Antworten der Auszubildenden
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Antworten der Ausbildenden und Lehrenden
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Erlauterung:  p = Signifikanzniveau, * p<0,05 (signifikant), ** p<0,01 (hoch signifikant)
(einfaktorielle Varianzanalyse mit Messwiederholung)

Abb. 9: Gesamtbeurteilung der Ausbildung im Virtuellen Berufsbildungswerk
durch die Auszubildenden, Ausbildenden und Lehrenden
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Insgesamt wurde die virtuelle Ausbildung trotz einiger Detailkritik (die insbesondere im
ersten Ausbildungsjahr technische Aspekte zum Gegenstand hatte) von den Auszubildenden,
Ausbildenden und Lehrenden positiv beurteilt. Hinsichtlich der Gesamtbeurteilung der virtu-
ellen Ausbildung wurden bis auf eine Ausnahme von den Auszubildenden der beiden Berufs-
bildungswerke zu allen Erhebungszeitpunkten keine Noten schlechter als ,,befriedigend* ver-
geben. Zum Ausbildungsende betrug die Durchschnittsnote im BBW | 2,18 und im BBW 11
2,14. Die Durchschnittsnote zur Gesamtbeurteilung der Ausbildung seitens der Ausbildenden
und Lehrenden lag zum Ausbildungsende in beiden Berufshildungswerken jeweils bei 2,00
(vgl. Abb. 9).

4.6  Virtuelle Ausbildungsdurchfiihrung und Sozialleben der Auszubildenden

Im Rahmen der Erhebungen zum Ende der drei Ausbildungsjahre wurden die Auszubilden-
den hinsichtlich des Einflusses der Ausbildung auf das Sozialleben befragt. Zu allen Erhe-
bungszeitpunkten verneinten nahezu alle Auszubildenden beider Berufsbildungswerke die
Frage, ob sie sich aufgrund der virtuellen Ausbildungsdurchfiihrung sozial isoliert fiihlten
(vgl. Abb. 10). Die Frage, ob sich aufgrund der virtuellen Ausbildungsteilnahme ihr Sozial-
leben verbessert habe, wurde von den Auszubildenden vorsichtiger beantwortet: Zu allen Er-
hebungszeitpunkten entschied sich jeweils mindestens die Hélfte der Auszubildenden der
beiden Berufsbildungswerke fur die Antwortalternative ,,unentschieden®.

Fuhlen Sie sich durch die Ausbildungsabwicklung
Uber das Internet sozial isoliert?
BBW I (n=11) BBW Il (n=7)
11 11 OO Befragung 07/01
i O Bef 07/02 |
10 10 B Befragung 07/03

9 94
- 8- O Befragung 07/01 8-
% O Befragung 07/02
% 7 A @ Befragung 07/03 e
S| 6 6
| 5. 5-
(<5
S| 4 4
e
© 3 3
c
< 2 2
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ja nein k. A. ja nein k. A.
Abb. 10: Antworten der Auszubildenden zum Gefiihl der sozialen

Isolation
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4.7 Berufliche Integration der Auszubildenden

Die berufliche Integration der Auszubildenden konnte nur ansatzweise erfasst werden, da der
Auftrag der wissenschaftlichen Begleitung mit dem Ausbildungsabschluss endete. Mitte De-
zember 2003 — d.h. rund vier Monate nach Ausbildungsende — wurden die Absolventinnen
und Absolventen telefonisch nach ihren derzeitigen beruflichen und schulischen Aktivitaten
bzw. Planen befragt. Die Ergebnisse zur beruflichen Integration der Auszubildenden kénnen
Abb. 11 entnommen werden.

e  Zum Erhebungszeitpunkt waren im BBW I neun der 11 Absolventinnen und Absolven-
ten auf der Suche nach einem Arbeitsplatz. Ein Absolvent besuchte eine weiterfiihrende
Schule, ein anderer hatte sich selbststdndig gemacht.

e Im BBW Il hatten drei der acht Absolventinnen und Absolventen einen Arbeitsplatz als
Burokaufmann/-frau gefunden. Anzumerken ist, dass sich ein Auszubildender (der in der
Tabelle nicht erfasst ist) wéahrend der Ausbildung erfolgreich selbststandig gemacht und
deshalb seine Ausbildung abgebrochen hatte.

Status der beruflichen Integration der BBW I BBW I
Absolventen im Dezember 2003 (n=11) (n=8)
. Arbeitssuchend 9 S
. Arbeitsplatz gefunden 0 3
. Ausiibung einer selbststandigen Tatigkeit 1 0
. Besuch einer weiterflihrenden Schule 1 0

Abb. 11: Status der beruflichen Integration der Absolventinnen und
Absolventen des VBBW im Dezember 2003

Zum Erhebungszeitpunkt war die Beschaftigungssituation der Absolventinnen und Absol-
venten durch eine hohe Arbeitslosigkeit gekennzeichnet. Dies kann teilweise auf die generell
schwierige Lage auf dem Arbeitsmarkt zuruickgefiihrt werden. Auch ist zu beriicksichtigen,
dass sich der Arbeitsmarkt fur Telearbeit nicht in dem Mal3e entwickelt hat, wie es zu Pro-
jektbeginn erwartet wurde (vgl. EMPIRICA 2002).

5 Zusammenfassung der Ergebnisse

Die Befunde der wissenschaftlichen Begleitung belegen, dass die virtuelle Ausbildung
schwerstkorperbehinderter Menschen unter unterschiedlichen Rahmenbedingungen der bei-
den Berufsbhildungswerke erfolgversprechend durchgefiihrt werden kann, wenn folgende
Voraussetzungen erftllt sind:

e Das Ausbildungskonzept geht von der Wirde und Bildungsféhigkeit der behinderten
Menschen aus.

e Die Ausbildung wird nicht mit der Zielsetzung der Kostenersparnis, sondern zu den glei-
chen Kostensatzen wie die Prasenzausbildung betrieben, so dass eine leistungsfahige
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technische Infrastruktur eingesetzt und eine intensive Betreuung der Auszubildenden si-
chergestellt werden kann.

e Es wird selbstorganisiertes Lernen gefordert, zugleich jedoch grofier Wert auf eine indi-
viduelle Betreuung der Auszubildenden gelegt.

e Die Auszubildenden nehmen motiviert an der Ausbildung teil und werden von ihrem so-
zialen Umfeld hinsichtlich der Ausbildungsteilnahme bestarkt.

e Die Auszubildenden, Ausbildenden und Lehrenden sind bereit, sich auf die neuen Anfor-
derungen der virtuellen Ausbildungsdurchfiihrung einzustellen.

e Die Aushildenden und Lehrenden verfligen lber p&dagogische Erfahrung im Umgang
mit behinderten Menschen und tber die Kompetenz, die Auszubildenden tber das Inter-
net zu betreuen.

Dartiber hinaus ist im Hinblick auf die Integration der Absolventinnen und Absolventen in
den Arbeitsmarkt von entscheidender Bedeutung, dass die Unternehmen ihrer sozialen Ver-
antwortung nachkommen und auch eine entsprechende Zahl behinderter Menschen einstellen.
Zugleich sind die Integrationsdienste der Berufsbildungswerke sowie die Arbeitsdamter gefor-
dert, denn ein mangelnder Erfolg hinsichtlich der beruflichen Integration kann dazu fuhren,
dass mittel- bis langfristig die Perspektiven eines an sich erfolgreichen Ausbildungskonzepts
in Frage gestellt werden. So wird in den beiden Berufsbildungswerken derzeit erwogen,
durch die Zusammenarbeit mit Arbeitsiiberlassungsunternehmen oder den eigenen Aufbau
solcher Unternehmen die berufliche Integration der Auszubildenden zu forcieren.

Literaturverzeichnis

ANTOR, G./BLEIDICK, U. (2000): Behindertenpadagogik als angewandte Ethik. Stuttgart,
Berlin, Koln.

EMPIRICA (2002): Telearbeit boomt — allerdings anders als vorhergesagt (Pressemitteilung
vom 07.10.2000, http://www.empirica.com/aktuelles/files/pm_telearbeit 2.pdf [25.07.2003].

EULER, D. (1998): Multimediale und telekommunikative Lernumgebungen zwischen Poten-
tialitat und Aktualitat: Eine Analyse aus wirtschaftspadagogischer Sicht. Uberarbeiteter und
erweiterter Vortrag auf dem 16. Kongrel3 der Deutschen Gesellschaft fiir Erziehungswissen-
schaft am 17. Mdrz 1998 in Hamburg. Online im WWW:
http://www.erzwiss.uni-hamburg.de/dgfe/Veranstaltungen/euler.html [05.08.2003].

EULER, D./SLOANE, P. F. E. (1998): Implementation als Problem der Modellversuchsfor-
schung. In: Unterrichtswissenschaft, H. 4, 312-327.

GOLL, S./LILIENTHAL, T./ZAPP, M. (2000): Telearbeit fur behinderte Menschen, For-
schungsbericht der D.I.A.S. GmbH (Daten, Informationssysteme und Analysen im Sozialen)
im Auftrag des Bundesministeriums fur Arbeit und Sozialordnung,
ftp://gate.dias.de/pub/tgreha/leitkurz.exe [20.01.2001].

© SCHRODER (2004) http://www.bwpat.de - bwp@ Nr. 6; ISSN 1618-8543 24


http://www.empirica.com/aktuelles/files/pm_telearbeit_2.pdf
http://www.erzwiss.uni-hamburg.de/dgfe/Veranstaltungen/euler.html
ftp://gate.dias.de/pub/tgreha/leitkurz.exe

GRAMLINGER, F./TRUMMER, M. (2001): Alter Wein in neuen Schlduchen? Zur Imple-
mentierung der Ubungsfirma in kaufmannischen Schulen in Osterreich. In: KREMER, H.-
H./SLOANE, P. F. E. (Hrsg.): Konstruktion, Implementation und Evaluation komplexer
Lehr-/Lernarrangements — Fallbeispiele aus Osterreich, den Niederlanden und Deutschland
im Vergleich. Paderborn, 11-44.

KAISER, F.-J./SCHRODER, R. (2001): Telekommunikativer Unterricht und Lehreraus- und
weiterbildung: Die Qualifizierung zum TC TeleCoach®. In: Wirtschaft und Erziehung, H. 2,
43-49.

KAISER, F.-J/SCHRODER, R. (2002): Zertifizierungsleitung fiir , TeleCoach der Wirt-
schaft™. In: Die kaufmannische Schule, H. 1, 9-12.

KONIG, E./ZEDLER, P. (2002): Theorien der Erziehungswissenschaft. 2. lberarb. Aufl.,
Weinheim, Basel.

KREMER, H.-H./MELKE, K./SLOANE, P. F. E. (2001): Féacher- und Lernortibergreifender
Unterricht — MaRnahmen zur Unterstltzung beruflicher Handlungskompetenz. In: BECK,
K./KRUMM, V. (Hrsg.): Lehren und Lernen in der beruflichen Erstausbildung, Opladen, 95-
114.

NASTANSKY, L./BRUSE, T./HABERSTOCK, T./HUTH, C./SMOLNIK, S. (2002): Bu-
roinformations- und Kommunikationssysteme: Groupware, Workflow Management, Organi-
sationsmodellierung und Messaging-Systeme. In: FISCHER, J/HEROLD, W./DANGEL-
MAIER, W./NASTANSKY, L./SUHL, L. (2002): Bausteine der Wirtschaftsinformatik.
Grundlagen, Anwendungen, PC-Praxis. 3. Uberarb. Aufl., Berlin, 235-322.

PRENZEL, M./KRAMER, K./DRECHSEL, B. (2001): Selbstbestimmt motiviertes und inte-
ressiertes Lernen in der kaufménnischen Erstausbildung — Ergebnisse eines Forschungspro-
jektes. In: BECK, K/KRUMM, V. (Hrsg.): Lehren und Lernen in der beruflichen Erstausbil-
dung. Opladen, 37-65.

PRENZEL, M./KRISTEN, A./DENGLER, P./ETTLE, R./BEER, T. (1996): Selbstbestimmt
motiviertes und interessiertes Lernen in der kaufmannischen Erstausbildung. In: Zeitschrift
fir Berufs- und Wirtschaftspadagogik, Beiheft 13, 108-127.

SCHRODER, R. (2002): e-Learning und berufliche Erstausbildung schwerstkérperbehinder-
ter Menschen — Konzeption und erste Ergebnisse des Modellprojektes ,,Virtuelles Berufsbil-
dungswerk®. In: Wirtschaft und Erziehung, H. 4, 120-127.

SCHRODER, R. (2003): Modellprojekt ,,Virtuelles Berufsbildungswerk” — Konzeption und
Ergebnisse der wissenschaftlichen Begleitung. In: BUNDESINSTITUT FUR BERUFSBIL-
DUNG (Hrsg.): Berufsbildung flr eine globale Gesellschaft, Perspektiven im 21. Jahrhun-
dert, Dokumentation des 4. BIBB-Fachkongresses 2002, Bielefeld.
[CD]:/DAT/PDF/08_3_02.pdf, S. 1-12.

STADLER, H. (1998): Rehabilitation bei Korperbehinderung. Eine Einfiihrung in schul-,
sozial- und berufspadagogische Aufgaben. Stuttgart, Berlin, Kéln.

© SCHRODER (2004) http://www.bwpat.de - bwp@ Nr. 6; ISSN 1618-8543 25



STADLER, H. (2001): Kdérperbehinderung, Kérperbehinderte, Kérperbehindertenpadagogik.
In: ANTOR, G./BLEIDICK, U. (Hrsg): Handlexikon der Behindertenpadagogik. Schliissel-
begriffe aus Theorie und Praxis. Stuttgart, Berlin, Kéln, 114-117.

TRAMM, T. (1996): Lernprozesse in der Ubungsfirma: Rekonstruktion und Weiterentwick-
lung schulischer Ubungsfirmenarbeit als Anwendungsfall einer evaluativ-konstruktiven und
handlungsorientierten Curriculumstrategie. Habilitationsschrift an der Universitat Gottingen.

http://www.ibw.uni-hamburg.de/personen/mitarbeiter/tramm/texte_tt/Habil.pdf [31.11.2003].

© SCHRODER (2004) http://www.bwpat.de - bwp@ Nr. 6; ISSN 1618-8543 26



http://www.ibw.uni-hamburg.de/personen/mitarbeiter/tramm/texte_tt/Habil.pdf

	Deckblatt

	bwpat_ausgabe6
	0_editorial_bwpat6
	Theoretische und konzeptionelle Grundlagen der Benachteiligt
	Theoretische und konzeptionelle Beiträge zur beruflichen Reh
	Adressatenorientierte Förderung
	Ergebnisse und Erkenntnisse aus Forschungsprojekten zur Förd

	1_bojanowski_eckardt_ratschinski_bwpat6
	Vorbemerkungen
	Was will Benachteiligtenforschung? Zum Begriff de
	Womit befasst sich Benachteiligtenforschung? Zu d
	Wer „macht“ Benachteiligtenforschung: Überschnei�
	Wo wird geforscht? Institutionen und „Orte“ der B
	Worüber wird geforscht? Ein Überblick zu den Geg
	Forschungsdesiderate und Entwicklungsperspektiven

	2_eckert_bwpat6
	Die Berufsausbildung ist ein Teil des Bildungssystems, sie a
	Die Benachteiligtenförderung ist eine Form der Ausdifferenzi
	Das pädagogische Konzept der Benachteiligtenförderung könnte
	Was die „Neue Förderstruktur“ in der Berufsvorbereitung verä
	Die neue Zielformel: „employability“
	Das Ende der Arbeitsmarktpolitik?
	Die Kasse ist leer
	Der Nachwuchs ist knapp und teuer – ob’s nicht etwas billige
	Fazit –Ausblick – Aufruf!

	3_biermann_bwpat6
	Paradigmen und Postulate
	Teilhabe durch Integration und Förderung
	Modernisierung der Berufsbildung oder: Kompetenze

	Entwicklung zum segmentierten Berufsbildungssystem
	Wandel der Sozialstruktur und des Arbeitsmarktes
	Segmente des Berufsbildungssystems
	Segment Regelausbildung
	Segment Rehabilitation
	Segment Benachteiligtenförderung

	Pädagogische Segmentierung
	Traditionelle Lernkonzepte
	Kompensationspädagogik
	Flexibilisierungskonzepte


	Aspekte zur Diskussion
	Regulierung von Maßnahmen und Legitimationszwäng
	Maßnahmepädagogik statt Kompetenzvermittlung
	Alternativen


	4_niemeyer-a_bwpat6
	Einleitung
	Berufung– Beruf – Profession – Das Professionalis
	Professionstheoretische Bezugspunkte – Dilemmata 
	Konsequenzen für die Akteure – professionelles p�
	Fazit

	5_wittwer_seyd_bwpat6
	Die Ansprüche behinderter Menschen auf Teilhabe �
	Die Situation hinsichtlich der faktischen Umsetzung des Rechtes behinderter Menschen auf Teilhabe am Arbeitsleben
	Forderungen und Empfehlungen zur künftigen Gesta�

	6_seyd_bwpat6
	Warum ist das Thema heute so populär?
	Wie steht´s derzeit um betriebliche Rehabilitati�
	Was spricht für betriebliche, was für außerbetr�
	Verbundmodelle - wie „gestrickt“?
	Was bieten Verbundmodelle?
	Woran kranken Verbundmodelle?
	Betriebliche Rehabilitation als Ergänzung oder E�
	Was ist zu tun?
	Die bildungspolitische Dimension der Lernortkooperation

	7_seyd_brand_bwpat6
	Begriffsklärung „Case management“ und „Case mana�
	Sachverhaltsbeschreibung
	Umsetzungsimplikationen
	Resumée und Ausblick

	8_fasching_niehaus_bwpat6
	Ausgangslage
	Problemfelder bei der beruflichen Integration
	Familiäres Umfeld und kulturelle Herkunft
	Qualifikation
	Persönliche Kompetenzen
	Geschlecht
	Soziale Einstellungen und Vorurteile in Betrieben
	Arbeitsmarktlage

	Ausblick

	9_stomporowski_bwpat6
	Einleitung
	Stand der Forschung
	Die Folgen veränderter Qualifikationsanforderungen für benac
	Ausländische Jugendliche an beruflichen Schulen
	Anmerkungen zur Berufsbildungspolitik
	Stichwort: Einwanderungsland
	Stichwort: Separation
	Stichwort: Berufsbildungssystem


	10_christe_bwpat6
	Einleitung
	Das Programm „Jugendbüros“
	Fragestellungen und methodischer Ansatz der Begleituntersuchung
	Von den Jugendbüros erreichte junge Erwachsene
	Vermittelte Sofortangebote
	Einsparung von Sozialhilfekosten
	Zusammensetzung der mit einem Sofortangebot erreichten Jugend˜lichen
	Übergänge in Anschlussgebote
	Resümee

	11_koch_kortenbusch_bwpat6
	Abstract
	Zentrale Konzeptelemente des Projektes BiZEbS
	Förderpraktikum im letzten Pflichtschuljahr an d�
	Individuelle Förderplanung
	Job-Coaching
	Lehrerfortbildung
	Schulberatung

	Situation der Schüler von Sonderschulen am Beruf�
	Konzeption der schulform- und professionsübergre�
	Erfahrungen aus den gemeinsamen Lehrerfortbildungen
	Kenntnis der jeweils anderen Schulform
	Unterschiedliche Problemsicht der Sonderschullehrer, der Berufsschullehrer und der Sozialarbeiter

	Aufgaben der Netzwerkarbeit
	Fortsetzung der sonderpädagogischen Förderung am
	Der Übergang von der Sonderschule in das Berufsk�
	Leistungsbewertungen in den unterschiedlichen Systemen
	Individuelle Förderplanung „Berufliche Integrati�
	Einbeziehen außerschulischer Akteure
	Konzepte des Job-Coachings im Vergleich

	Fazit

	12_buschfeld_koreny_bwpat6
	13_weber_bwpat6
	Vom Maßnahmendschungel zum Paradigma kommunikati�
	Komplexe Evaluation der Vernetzungsprojekte „Yout
	
	
	Strukturaufbau



	Jugendberufshilfe zwischen Querschnittsthema, Zus

	14_niemeyer-b_bwpat6
	Einleitung
	Erfolgsbedingungen
	Konzeption
	Ergebnisse aus der Befragung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
	Gestaltung des Verhältnisses zu den Jugendlichen
	Reflexion über die eigene Beruflichkeit
	Entwicklung einer Kultur der Selbstreflexion und Selbstevaluation
	Unterschiede zwischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Berufsfeldern und im Freizeitbereich
	Defizite in der Kooperation mit der Berufsschule

	Fazit

	15_howe_knutzen_bwpat6
	Einleitung
	Ziele der Kompetenzwerkstatt-Recycling
	Adressaten und Projektbeteiligte
	Das Kompetenzwerkstatt-Gesamtkonzept
	Die Kompetenzwerkstatt-Lernsoftware
	Arbeitsprozess
	Lexikon
	Spiele
	Web-Anbindung


	Zwischenfazit
	Weitere Informationen

	16_bohlinger_bwpat6
	Vertragslösungen als Benachteiligung
	„Ziellauf“ – Ein Handlungsansatz zur Vermeidung v
	Berufserfahrungen vor Beginn der Ausbildung
	Ergebnisse der Beratungsgespräche
	Qualität und Quantität

	17_goltz_bwpat6
	Vorbemerkungen
	QuAS als betriebsnahe Alternative für Jugendlich�
	Konzeptionelle Modifikationen – betriebliche Prak
	Eingangsvoraussetzungen der Jugendlichen - ausgep
	Erfahrungen mit Praktikumsbetrieben
	Der Hauptschulabschluss – hohe Barriere und prim�
	Resümee

	18_schroeder_bwpat6
	Hintergrund des Virtuellen Berufsbildungswerks
	Forschungskonzept der wissenschaftlichen Begleitung
	Das implementierte Ausbildungskonzept: die Ausbildung zum/zu
	Evaluationsergebnisse der wissenschaftlichen Begleitung
	Zusammenfassung der Ergebnisse



